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Das Unterkapitel 1.1 stellt den Kontext der Arbeit dar. Anschließend werden Motivation und
Zielsetzung beschrieben. Zuletzt wird der Aufbau der Arbeit skizziert.
1.1 Kontext
Technologische Umweltinnovationen fu¨hren zu einer Verminderung anthropogen bestimmter
U¨bernutzungen der Umwelt. Vor dem Hintergrund heutiger Umweltprobleme sind diese Inno-
vationen und ihre Verbreitung daher in der Regel sozial und o¨kologisch erwu¨nscht. Allerdings
werden ihre Erschaffung und Verbreitung in einer Marktwirtschaft ha¨ufig durch System-1 und
Marktversagen2 behindert. Das Marktversagen mindert den privatwirtschaftlichen Anreiz zur
Generierung und Diffusion von Umweltinnovationen noch mehr als bei konventionellen Neue-
rungen.
Hinzu kommt, dass die heutigen Anforderungen von technologischen Innovationsvorhaben
an die unternehmensinternen Ressourcen und Kompetenzen hoch sind. Angesichts der zuneh-
menden Komplexita¨t und Individualisierung von Technologien, dem systemischen Charakter bei
Produktentwicklungen, der Vergro¨ßerung des damit einhergehenden Dienstleistungsangebots,
der immer sta¨rker werdenden Arbeitsspezialisierung bei gleichzeitigem Trend zur Verringerung
der Fertigungstiefe und der Verwobenheit von Technologien liegt deshalb der Gedanke nahe,
dass Aufgaben in diesem Bereich besser durch mehrere Akteure gemeinsam bewa¨ltigt werden
ko¨nnen (vgl. Borchert und Hagenhoff 2004: 4). Diese Zweckma¨ßigkeit der Zusammenarbeit
1Das Systemversagen bezieht sich darauf, dass strukturelle Rahmenbedingungen wie etwa die thematische
Ausrichtung von Forschungsinstituten oder die technologische Infrastruktur die Generierung und die Ver-
breitung von Umweltinnovationen nicht genu¨gend unterstu¨tzen.
2Das Argument des Marktversagens kann zeitlich gegliedert werden nach Innovations- und Diffusionsphase:
In der Innovationsphase verweist es darauf, dass die Akkumulation von technischem Wissen in forschenden
Unternehmen auch die Produktivita¨t bei jenen, die keine Forschung & Entwicklungs (F&E)-Investitionen
geta¨tigt haben, aber dieses Wissen nutzen ko¨nnen, steigert. So ist die Rendite nicht alleinig der innovieren-
den Organisation vorbehalten und der Anreiz zu innovieren sinkt. In der Diffusionsphase fu¨hren Umweltin-
novationen durch ihre umweltentlastende Funktionsweise im Vergleich zu herko¨mmlichen Produkten und
Dienstleistungen zu geringeren externen Kosten. Unternehmen ko¨nnen oft diesen gesellschaftlichen Nutzen




ist noch klarer erkennbar bei Umwelttechnologien: Durch die Problemorientierung von Um-
weltforschung, die nach inter- und transdisziplina¨ren Ansa¨tzen verlangt, wie auch durch die
zunehmende Dominanz von integrierten Technologien gegenu¨ber additiven Technologien, wel-
che den Verflechtungsgrad von Technologien untereinander und damit den Abstimmungsbedarf
erho¨ht, wird hier im besonderen Maße die Zusammenarbeit verschiedener Akteure herausge-
fordert:
”
Technologische Innovationen mit hohen Umweltentlastungspotenzialen beno¨tigen das
komplexe fachliche Know-how verschiedener Disziplinen, aber auch die Akzeptanz der Verbrau-
cher.“ (Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung (BMBF) 2004b: 6).
Der Staat kann der Entstehung und Verbreitung von Umweltinnovationen dadurch sekun-
dieren, indem er die Rahmenbedingungen vera¨ndert oder indem er direkt in das Geschehen
eingreift. Dazu stehen ihm mehrere Stellschrauben zur Verfu¨gung. Ein Instrument ist die di-
rekte Fo¨rderung im Rahmen von Forschungsprogrammen. Eine solche direkte Fo¨rderung des
Staates, respektive des Forschungsministeriums, findet im Allgemeinen nur in der F&E bis
ho¨chstens zur Erstellung von Demonstrationsvorhaben statt, dem so genannten vorwettbe-
werblichen3 Bereich, um den marktwirtschaftlichen Wettbewerb nicht zu gefa¨hrden. Andere
Ministerien haben dann die Aufgabe, ada¨quate Rahmenbedingungen fu¨r die weitere Diffusion
der entstandenen Umweltinnovationen zu schaffen. Denn nur, wenn eine Umweltinnovation
zum einen signifikant besser in Umweltbelangen ist als die konventionelle Alternative, und
sie zum anderen weit verbreitet wird, kann sie einen gesellschaftlichen Nutzen entfalten, der
idealerweise u¨ber den gesellschaftlichen Kosten liegt (vgl. Dreher (1997: 99), Klemmer et al.
(1999: 72)).
So zeigt die Theorie, dass Umweltinnovationen in der bestehenden Wirtschaftsordnung zum
einen mehr und/oder zielgenauere staatliche Hilfen in den Innovations- und Diffusionsphasen
gebrauchen ko¨nnen als konventionelle Neuerungen. Gleichzeitig ist auf der politischen Ebene
wie auch auf der operativen Ebene eines Forschungsprojekts dafu¨r Sorge zu tragen, dass es
einen mo¨glichst fließenden U¨bergang zwischen beiden Phasen gibt. Dabei ist angesichts der
3Scho¨pe (1995: 13) sieht den Begriff
”
vorwettbewerblich“ als missversta¨ndlich an, denn er la¨sst die Annahme
zu,
”
es gebe eine wettbewerbsfreie oder -neutrale Zone fu¨r Forschungsta¨tigkeiten. Davon kann (. . . ) keine
Rede sein. Auch Forschungsarbeiten finden im Rahmen der Marktwirtschaft statt und sind dem unternehme-
rischen Wettbewerb ausgesetzt. Dies gilt fu¨r alle Bereiche von Forschung und Entwicklung mit Ausnahme





d.h. die Frage, innerhalb welchen Zeitraums das Forschungs- und Entwicklungsergebnis eingang
in ein Produkt oder Produktionsverfahren finden wird“ (Scho¨pe 1995: 13).
”
Dahinter verbirgt sich der
Gedanke, daß die Auswirkungen von Forschungsarbeiten in dem Maße auf das Wettbewerbsverhalten der
Marktteilnehmer zunehmen, in dem sich der Gegenstand der Arbeiten von der Grundlagenforschung u¨ber
die angewandte Forschung hin in die Produktentwicklung verlagert.“ (Scho¨pe 1995: 176). Da aber auch
Forschungsarbeiten Wettbewerbsrelevanz durch Patente oder die Erschaffung von verwertbarem Wissen
besitzen ko¨nnen, ist die Spu¨rbarkeit der Wettbewerbsverfa¨lschung auf dem Forschungsmarkt, die unter an-
derem durch
”
die Marktstellung der Beteiligten, die Bedeutung der Forschung als Wettbewerbsparameter
auf dem betroffenen Produktmarkt sowie der Umfang und die Dauer der Zusammenarbeit“ beeinflusst wird
(Scho¨pe 1995: 175), ein geeigneteres Kriterium.
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1 Einleitung
Anforderungen von Umwelttechnologien an die Ressourcen und Kompetenzen zu beru¨cksichti-
gen, dass aus gesamtgesellschaftlicher Sicht die Zusammenarbeit mehrerer Akteure in beiden
Phasen nutzenstiftender als das Vorgehen Einzelner sein kann. Seitens des Staates sind in den
Fa¨llen dazu entsprechende Anreize fu¨r die einzelnen Akteure zu setzen.
1.2 Motivation
Seit einigen Jahren ist es im wissenschaftlich-politischen Bereich u¨blich, la¨nderu¨bergreifend
Innovationsinput und -output zu vergleichen. Daraus wird auf das Verbesserungspotential der
Innovationsleistung eines Landes geschlossen. Diese empirischen Untersuchungen sind von der
wissenschaftlich gerade vorherrschenden Meinung daru¨ber gepra¨gt, welche Merkmale beson-
ders aussagekra¨ftig sind. Fu¨r die EU wurde ein solches Instrument auch unter Beru¨cksichtigung
außereuropa¨ischer Staaten im Nachgang des Sondergipfels der europa¨ischen Staats- und Re-
gierungschefs im Jahr 2000 in Lissabon von der Europa¨ischen Kommission implementiert. Es
soll helfen, die EU innerhalb der na¨chsten zehn Jahre zum wettbewerbsfa¨higsten Wirtschafts-
raum der Welt zu machen. Im Folgenden werden die Analysen der EU der letzten Jahre (vgl.
Arundel und Hollanders (2005), Maastricht Economic Research Institute on Innovation and
Technology (MERIT) und the Joint Research Centre (Institute for the Protection and Security
of the Citizen) of the European Commission (2007) und Joint Research Centre (Institute for
the Protection and Security of the Citizen) of the European Commission (2007)) herangezo-
gen, um die Sta¨rken und Schwa¨chen Deutschlands im Umgang mit Innovationen, insbesondere
bezu¨glich des U¨bergangs zur Diffusion und bezu¨glich Kooperationen zu beleuchten.
Nach der empirischen Studie von Arundel und Hollanders (2005: 58ff.) liegt Deutschland
mit seiner Innovationsleistung insgesamt auf dem vierten Platz europaweit und dem siebten
Platz aller untersuchten La¨nder, auch wenn besonders Deutschlands Rangplatz sensibel auf die
Wahl der abgefragten Merkmale reagiert. Nach der Untersuchung von Maastricht Economic
Research Institute on Innovation and Technology (MERIT) und the Joint Research Centre
(Institute for the Protection and Security of the Citizen) of the European Commission (2007:
3) ha¨lt es sich in der Fu¨hrungsgruppe, derzeit bestehend aus den La¨ndern Schweden, Schweiz,
Finnland, Da¨nemark und Japan. Im globalen Vergleich liegt Deutschland knapp hinter der
Spitzengruppe (vgl. Maastricht Economic Research Institute on Innovation and Technology
(MERIT) und the Joint Research Centre (Institute for the Protection and Security of the
Citizen) of the European Commission 2007: 23).
Der Bereich Umsetzung von Innovationen in markt- und betriebsreife Produkte und Dienst-
leistungen wird in beiden Jahren durch fu¨nf Indikatoren abgebildet. Der Aspekt der Zusam-
menarbeit findet nur Niederschlag in dem Indikator, wie viele kleine und mittelsta¨ndische Un-




• In der Studie von Arundel und Hollanders (2005: 58ff.) schneidet Deutschland bei der
Umsetzung in drei von fu¨nf Indikatoren nur mittelma¨ßig ab. Besonders hervorzuheben
dabei ist das Merkmal
”
New to market product sales“. Dieses Ergebnis korrespondiert
mit der von Bullinger (2006: VI) diagnostizierten Innovationsschwa¨che:
”
Warum sind wir
in der Grundlagenforschung und der Patentstatistik [in Deutschland im internationalen
Vergleich] oft an der Spitze, fallen aber zuru¨ck, wenn es um die Umsetzung der neuen
Erkenntnisse in neue Produkte und Verfahren geht?“, so der Pra¨sident der Fraunhofer
Gesellschaft.
In der europa¨ischen Studie im darauffolgenden Jahr allerdings hat Deutschland im ge-
nannten Indikator im Vergleich zu anderen Nationen so aufgeholt, dass von dem Errei-
chen einer mittleren Ho¨he gesprochen wird. Insgesamt zeigt sich Deutschland mittlerwei-
le relativ stark in der Anwendung von Forschungsresultaten (vgl. Joint Research Centre
(Institute for the Protection and Security of the Citizen) of the European Commission
2007: 24ff.).
• Hinsichtlich der Zusammenarbeit stellen Arundel und Hollanders (2005: 148) fest, dass
nur 9,2 % aller befragten kleinen und mittleren Unternehmen in Deutschland mit anderen
im Innovationsprozess kooperieren. Das bedeutet den 14. Rang unter 29 betrachteten
Nationen. Auch im darauffolgenden Jahr geho¨rt dieser Indikator zu den vier schwa¨chsten
Merkmalsauspra¨gungen (vgl. Joint Research Centre (Institute for the Protection and
Security of the Citizen) of the European Commission 2007: 24ff.).4
Diese geringe Kooperationsneigung als ein Manko zu werten, legen zum einen o¨konometri-
sche Studien nahe. So zeigt beispielsweise die Untersuchung von Ebersberger (2005: 183) fu¨r
Finnland, dass eine durch Fo¨rderung initiierte, vorher nicht vorhandene Zusammenarbeit einen
signifikant positiven Effekt auf Forschungsergebnisse hat.5 Zum anderen sind vor dem Hinter-
grund des Paradigmas eines nationalen, sektoralen oder technologischen Innovationssystems,
das mittlerweile viele Industrienationen in ihr Handeln mit einbeziehen, hier Verbesserungen
wu¨nschenswert. Auf dieses Paradigma wird in Abschnitt 3.2.1 na¨her eingegangen.6
4Damit verwandt, aber nicht deckungsgleich ist die Frage, wie viele Unternehmen Innovationsvorhaben in
clustera¨hnlichen Umgebungen durchfu¨hren. Denn Cluster sind definiert durch die ra¨umliche Na¨he von
Unternehmen und Organisationen, die im selben oder in einem a¨hnlichen Industriesegment ta¨tig sind und
die in einer bestimmten Art und Weise sowie Ha¨ufigkeit miteinander gescha¨ftlich Kontakte pflegen. Fu¨r
Kooperationen, die nicht auf ra¨umliche Na¨he beschra¨nkt sind, wird angenommen, dass ra¨umliche Na¨he sie
begu¨nstigt.
5Einen U¨berblick u¨ber fru¨here theoretische Arbeiten zu den Auswirkungen von F&E-Kooperationen auf die
Forschungsanstrengungen und den Output von Unternehmen gibt Hammerschmidt (2000).
6Auch nach einer Studie des DIW 2006 (vgl. Werwatz et al. 2006: 1f.) liegt die Innovationsfa¨higkeit Deutsch-
lands im Vergleich mit 17 weltweit fu¨hrenden Industrienationen auf einem guten 7. Platz in einem relativ
breit gefa¨cherten Mittelfeld. Beurteilt wird dabei mit unterschiedlichen Gewichtungen die Leistungsfa¨hig-
keit des Innovationssystems wie auch die Innovationsfa¨higkeit der Hauptakteure im Innovationsprozess.
Allerdings wird hier deutlich, dass die Ergebnisse sehr von den gewa¨hlten Messindikatoren abha¨ngen. So
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Trotz der in mindestens in einem der aufgezeigten Bereiche vorteilhaften Ergebnisse sieht
die Bundesregierung Handlungsbedarf. So hat sie im Rahmen der im Sommer 2006 angelaufe-
nen High-Tech-Strategie neben der vermehrten Bereitstellung finanzieller Mittel Maßnahmen
initiiert, die unter anderem auf die direkte Umsetzung und Verbreitung von Forschungsergeb-
nissen und auf die Sta¨rkung von Forschungskooperationen abzielen (vgl. Bundesministerium
fu¨r Bildung und Forschung (BMBF) 2006a: 13ff.).
Deshalb erscheint es gerechtfertigt, eines der Fo¨rderinstrumente, die dem Staat als Stell-
schrauben dienen, herausragend zu betrachten, ob und inwieweit es bei ihm Optimierungs-
potential fu¨r die beiden genannten Bereiche gibt: Das Instrument Verbundprojekt (VP) im
Rahmen der direkten Forschungsfo¨rderung. Es ist aus drei Gru¨nden besonders interessant: Er-
stens will es insbesondere KMU und deren Zusammenarbeit mit anderen wirtschaftlichen und
wissenschaftlichen Akteuren ansprechen. Zweitens wird es seit den 1980er Jahren regelma¨ßig
angewendet. Drittens kann der Staat dadurch beide Bereiche - die weitere Verwendung der
Forschungsergebnisse und die gro¨ßere Vernetzung von Marktakteuren - beeinflussen. Daher
liegt es nahe, VP in der vorliegenden Arbeit na¨her zu untersuchen.
1.3 Zielsetzung
Ausgangspunkt sind Unternehmen und ihre Resultate aus umweltorientierten VP in Deutsch-
land, bei denen es eine staatliche Forschungsfo¨rderung gegeben hat, die ausgelaufen ist. An-
zunehmen ist, dass Unternehmen im Vergleich zu wissenschaftlichen Akteuren - trotz des § 42
des Arbeitnehmererfindungsgesetzes, welches das Hochschullehrerprivileg abschafft und den
Hochschulen die kommerziellen Verwertungsrechte an einem Forschungsergebnis zuspricht, -
ein gro¨ßeres wirtschaftliches Interesse an der weiteren betrieblichen oder marktlichen Um-
setzung von Forschungsergebnissen haben, da dies ihre unternehmerischen Kernkompetenzen
betrifft. Die Bundesregierung sieht sie dabei auch in der hauptsa¨chlichen Verantwortung:
”
Die Umsetzung des entwickelten Wissens ist prima¨r Aufgabe der Wirtschaft, die
in der Regel fru¨hzeitig in die von BMBF und BMWA unterstu¨tzten Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben eingebunden ist. Die Bundesregierung kann fu¨r eine
schnelle Verwertung wissenschaftlicher Erkenntnisse und technologischer Neuerun-
gen nur entsprechende Rahmenbedingungen setzen und durch gezielte Maßnah-
men zum Technologietransfer, einschließlich der Fo¨rderung technologiebasierter
Unternehmensgru¨ndungen, der Qualifizierung und Fachkra¨ftegewinnung sowie der
Netzwerkbildung beitragen.“ (Bundesregierung 2005: 12f.).
streicht diese Studie als eine besondere Sta¨rke von Deutschland die Vernetzung von Innovationsakteuren
und die Umsetzung von Innovationen in der Produktion heraus (vgl. Werwatz et al. 2006: 4).
14
1 Einleitung
Deshalb wendet sich die Arbeit Unternehmen zu. Ihr Schwerpunkt liegt darauf, zu untersu-
chen, ob und in welchem Ausmaß der Staat mit VP eine gro¨ßere Kooperationsneigung und
eine spa¨tere intensivere Ausu¨bung und Verwertung (A&V) der Forschungsergebnisse, mo¨gli-
cherweise in Kombination miteinander, erzielt. Daraus sollen Hinweise gewonnen werden, ob
und wie der Staat in VP dies noch sta¨rker positiv beeinflussen kann.
Leitend ist dabei die U¨berlegung, dass der Staat zwar aufgrund seines vorherrschenden
marktwirtschaftlichen Politikversta¨ndnis im Allgemeinen nicht in den wettbewerblichen Bereich
eingreifen will. Er kann jedoch wa¨hrend des VPs schon Weichen sowohl fu¨r eine schnellere
und/oder umfassendere Umsetzung der Forschungsergebnisse in die Praxis als auch fu¨r weitere
Kooperationen in Innovations- und Diffusionsphasen stellen.
U¨ber die Effekte von gefo¨rderten F&E-Kooperationen ist bisher wenig bekannt (vgl. Becker
und Dietz 2004: 210). Hauptsa¨chlich empirische Studien zu den Erfolgen und Wirkungen von
Fo¨rdermaßnahmen, so genannte Evaluationen, treffen dazu Aussagen. Bei ergebnisorientierten
Untersuchungen werden Additionalita¨ts-Kriterien benutzt, welche hinterfragen, ob sich Effekte
ergeben haben, die ohne Fo¨rderung nicht zustande gekommen wa¨ren. Fu¨r diese Arbeit ist das
durch Buisseret et al. (1995) in den 90er Jahren aufgekommene Konzept der Verhaltensaddi-
tionalita¨t entscheidend: In der hier angewandten Interpretation sagt es bei seinem Vorliegen
aus, dass Zuwendungsempfa¨nger nach der Fo¨rderung ihr Verhalten in bestimmten Dimensionen
a¨ndern und dies zumindest teilweise auf die o¨ffentliche Fo¨rderung zuru¨ckfu¨hrbar ist (vgl. Bach
und Matt 2002: 108). Es existieren einige empirische Studien, die sich mit Verhaltensadditio-
nalita¨t bescha¨ftigen, wie die Literaturu¨berblicke von Aschhoff et al. (2006: 8) und Organisation
for Economic Co-operation and Development (OECD) (2006) zeigen. Allerdings beziehen sich
nur sehr wenige auf die Dimension
’
Kooperation‘. Fu¨r Deutschland existiert dazu eine erste
quantitativ aufgearbeitete Breitenbefragung von Aschhoff et al. (2006). Vorteil einer solchen
Breitenbefragung ist ihre Repra¨sentativita¨t, nachteilig ist, dass sie an verschiedenen Punkten
nicht in die Tiefe dringen kann. So kann sie Geschehnissen in der
’
Black Box‘ von VP nicht
weiter nachgehen.
Hier setzt die vorliegende Arbeit mit der Durchfu¨hrung von Fallstudien an. Dabei steht bei
der Fo¨rderung nicht der finanzielle Beitrag im Vordergrund, sondern das moderierende Verhal-
ten des Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung (BMBF) respektive der von ihr dazu
Beauftragten, welche vor, wa¨hrend und nach den Projekten verschiedene Aufgaben wahrneh-
men. Im empirischen Teil konzentriert sich die Arbeit auf die Ebene der Politikimplementierung
und auf ihre zeitlich nachgelagerten Effekte. Als Pra¨misse wird von einer guten Projektaus-
wahl ausgegangen. Die Frage, ob es systematische Verzerrungen zugunsten bestimmter zu
fo¨rdernder Organisationen gibt, wird außen vor gelassen.7
7Andere Ebenen, die mit dieser Zielsetzung im mittelbaren Zusammenhang stehen, betreffen:
• Fragen der Wirtschaftspolitik, so etwa: In welchem Ausmaß darf der Staat durch staatliche For-
schungsfo¨rderung in marktwirtschaftliche Prozesse u¨berhaupt eingreifen? (vgl. z.B. Schienstock (1994:
2), Braun (1994: 101), Dreher (1997),Fier (2002))
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Die Limitation dieses Fokus ist, dass Gru¨nde fu¨r ein Scheitern der Anstrengungen in VP auch
auf anderen Ebenen liegen ko¨nnen, diese aber nicht in die Betrachtung mit einbezogen werden:
Es mag das falsche Steuerungsinstrument ausgewa¨hlt worden sein, das Forschungsprogramm
kann am zuku¨nftigen Marktbedarf vorbei konzipiert worden sein, dafu¨r ursa¨chlich kann eine
mangelnde Abstimmung zwischen den staatlichen Akteuren sein oder das Bewertungsverfah-
ren der Projektvorschla¨ge kann systematisch verzerrend wirken. Aber die ordnungspolitischen
Annahmen zum Sinn und Zweck technologiepolitischer Maßnahmen wie auch die Rationalita¨t
staatlichen Handelns bei der Zieldefinition und Instrumentenauswahl werden nicht hinterfragt.
Denn nur so
”
(. . . ) lassen sich Defizite der realpolitischen Ausgestaltungen identifizieren, da
eine Referenz zur Verfu¨gung steht“ (Dreher 1997: 87).
1.4 Aufbau der Arbeit
Die Arbeit besteht aus einem theoretischen und einem empirischen Teil. Kapitel eins bis fu¨nf
bilden den theoretischen Part. Kapitel sechs und sieben sind zwei, jeweils in sich abgeschlossene,
empirische Untersuchungen. Kapitel acht schließt mit einigen Bemerkungen. Die Abbildung 1.1
verdeutlicht das Vorgehen.
Die Kapitel zwei bis vier bereiten das fu¨nfte Kapitel vor. Kapitel 2 betrachtet Inhalte, Ergeb-
nisse und deren Verwendungsmo¨glichkeiten von umweltorientierten F&E-Projekten. Kapitel 3
stellt Kooperationen in den Mittelpunkt: Sie werden definiert, ihre fallweise gesamtgesellschaft-
liche Wu¨nschbarkeit wird aufgezeigt und die einzelwirtschaftlichen Anreize, eine Kooperation
einzugehen oder fortzufu¨hren, werden bedacht. Ebenfalls zur Sprache kommt, wie sich aus einer
Zusammenarbeit heraus weitere gemeinsame Projekte entwickeln ko¨nnen. Kapitel 4 konzen-
triert sich auf den Kontext des Reigens der Fo¨rderinstrumente, in die VP eingeordnet werden:
Die Kompetenzverteilung auf Bundesebene fu¨r die Fo¨rderung von F&E-Projekten wird darge-
• die Frage nach der Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Politikbereichen und -ebenen (vgl. z.B.
Lenschow (2002), Schrama und Sedlacek (2003), Conrad (2003), Ast (1999: 193))
• die Frage nach der ada¨quaten Auswahl und Gestaltung der Steuerungsinstrumente, der Forschungs-
programme, der Ausschreibungen und der formalisierten Vorga¨nge, die zu der Projektauswahl fu¨hren
(Politikgestaltung).
Es wurde die Ebene der Politikimplementierung gewa¨hlt, weil die Ausgestaltung der Politikmaßnahmen
als zentral fu¨r die Erzielung von Resultaten erachtet wird. Diese Ebene ist zudem vor einem betriebs-
wirtschaftlichen Hintergrund betrachtbar, wa¨hrend die auf der Ebene der Politikformulierung auftretenden
Probleme der Rechtskonformita¨t und der politischen Durchsetzbarkeit eher Herausforderungen fu¨r Juristen
oder Politologen darstellen. Auch ko¨nnen nur in der Umsetzung Symptome erkannt werden, die auf mo¨gli-
che systemimmanente Fehler in der Steuerung der Praxis hindeuten. Andererseits ist davon auszugehen,
dass selbst unter widrigen Umsta¨nden ein unkonventioneller, kreativer Umgang mit den Gegebenheiten
ebenfalls zu einer guten Leistung zu fu¨hren vermag. Ideen, welche die Projektteilnehmer zur Verbesserung
ihrer kooperativen Arbeit umgesetzt haben, za¨hlen ebenfalls dazu wie ihre Vorschla¨ge, wie die Rahmenbe-
















Motivation und Zielsetzung 
Kapitel 8
Fazit und Ausblick
Abbildung 1.1: Aufbau der Arbeit, eigene Darstellung
stellt. Der Subventionsbegriff wird erla¨utert sowie Begru¨ndungen und Grenzen fu¨r Fo¨rderungen
aufgezeigt. Abschließend werden VP in der Bandbreite der politischen Instrumente lokalisiert.
Kapitel 5 schließlich fokussiert auf die Ausgestaltung von VP selbst. Es beschreibt die Pro-
grammgestaltung und -implementierung, die Regeln zur A&V von Forschungsergebnissen nach
VP sowie Evaluationen.
Kapitel 6 und 7 stellen die empirischen Fallstudien vor. In der ersten Studie sind ex ante
die Wirkungen der Fo¨rderung teilweise bekannt: Es haben sich weitere Kooperationen aus ei-
nem VP ergeben, welche die Forschungsergebnisse weiter verwenden. Hier sind drei Punkte
wesentlich: Erstens wird nach den Ursachen fu¨r die Kooperationskette gesucht. Zweitens in-
teressiert, ob diese Ursachen geplant oder zufa¨llig zustande gekommen sind. Drittens werden
Ausgangsbedingungen herausgearbeitet, bei deren Vorliegen es ratsam sein kann, die geplanten
Elemente zu u¨bertragen, um eine a¨hnliche Kooperationskette zu etablieren. Bei der zweiten
Fallstudie sind die Wirkungen der Fo¨rderung ex ante unbekannt. Die VP werden soweit mo¨glich
nach den im vorherigen Kapitel definierten Ausgangsbedingungen klassifiziert. Explorativ wird
dann erkundet, welche Effekte sich bezu¨glich A&V und kooperativem Handeln aus den VP




Kapitel 8 zieht dann das Fazit: Es fasst die Arbeitsergebnisse zusammen und gibt einen




Dieses Kapitel stellt die Inhalte von zu betrachtenden Kooperationen heraus. Denn die Inhalte
determinieren die Arten mo¨glicher, o¨ffentlicher Fo¨rderungen, sie stellen die Gru¨nde dar, warum
zusammengearbeitet wird oder werden sollte und sie bedingen gleichzeitig teilweise die Art
und Weise des Aufbaus und Ablaufs von Projekten.
So sind folgende Fragen leitend fu¨r die Unterkapitel 2.1 und 2.2: Was macht Umweltfor-
schung, einen an sich diffusen Begriff, eigentlich aus? Welche Besonderheiten heben Umweltin-
novationen von herko¨mmlichen Innovationen hervor? Welche Charakteristika zeichnen sowohl
die Umweltforschung an sich als auch technologische Umweltinnovationen als fo¨rderungswu¨rdig
aus? Und: Welche Merkmale schaffen Anreize, mit anderen Akteuren zusammen zu arbeiten?
Gleichzeitig interessiert die Forschungsdynamik: Wie ist das Verha¨ltnis eines F&E-Prozes-
ses zu einem Innovationsprozess, was versteht man unter Erfolgen und Mißerfolgen bei diesen
Ta¨tigkeiten? Dies wird in Unterkapitel 2.3 thematisiert. Unterkapitel 5.3 hinterfragt, welche
Mo¨glichkeiten es zuna¨chst fu¨r ein einzelnes Unternehmen gibt, die gewonnenen Erkenntnisse
zu gebrauchen und was die Umgangsweisen mit ihnen bedingen.
2.1 Fo¨rderungsrelevante Merkmale der Umweltforschung
Das Themenspektrum der Forschungsfo¨rderung in Deutschland reicht im Jahr 2006 - ohne
Vollsta¨ndigkeit zu beanspruchen - von der Meeres- und Polarforschung, Weltraumforschung
und -technik, der umweltgerechten, nachhaltigen Entwicklung u¨ber die Biotechnologie, Ma-
terialforschung bis hin zur Raumordnung und Sta¨dtebau sowie Forschung und Entwicklung
(F&E) im Erna¨hrungsbereich (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung (BMBF)
2006b: 33ff.).
Was ist angesichts dieser Bandbreite als Umweltforschung zu werten? Diese Frage wird
weder von beho¨rdlichen Quellen definiert, noch findet sich in der Literatur, die sich mit der
Fo¨rderung der Umweltforschung befasst, eine einheitliche Festlegung.
Allgemein wird als Gegenstand von Umweltforschung sehr weit die natu¨rliche Umwelt des
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Menschen als ein komplexes Interaktionssystem aufgefasst, das je nach Untersuchungsfokus
o¨rtlich abgegrenzt werden kann und hier die Wechselwirkungen zwischen der natu¨rlichen Um-
welt und den wirtschaftenden Ta¨tigkeiten des Menschen mit einschließt. Es herrscht eine
Diskrepanz zwischen Wissensbedarf und Erkenntnisgewinnung. Zuku¨nftige Stadien von Inter-
aktionssystemen sind aus mehreren Gru¨nden unsicher oder nicht bekannt: Die diversen Ele-
mente sind mannigfaltig miteinander verknu¨pft und reagieren mit einer nicht-linearen Dynamik
auf menschliche Eingriffe wie auch aufeinander. Bei weitem sind nicht alle Wechselwirkungen
erforscht oder erforschbar und deshalb auch schlecht prognostizierbar und die Zusta¨nde der
Variablen nicht zu kontrollieren (vgl. Di Giulio (1996: 33), Jakubowski et al. (1997: 20)). A¨nde-
rungen in Interaktionssystemen machen sich zudem teilweise erst nach langer Zeitverzo¨gerung
bemerkbar. Das wa¨re weniger problematisch, wa¨ren unerwu¨nschte Ergebnisse zu moderaten
Kosten umkehrbar. Dem steht aber die Irreversibilita¨t von Entscheidungen, was sowohl Hand-
lungen als auch Unterlassungen betrifft, entgegen (vgl. Jakubowski et al. 1997: 24). Letzt-
lich hat jeder menschliche Eingriff immer auch unbeabsichtigte Folgen. Diese Unsicherheiten
bedingen, dass die auf die Milderung oder Vermeidung von Umweltscha¨den abzielenden Fra-
gestellungen ha¨ufig komplexer Natur sind. Eine an den Problemen der Realita¨t orientierte
Fragestellung erfordert in den meisten Fa¨llen einen interdisziplina¨ren, wenn nicht gar trans-
disziplina¨ren Ansatz (vgl. zu Inter- und Transdisziplinarita¨t bspw. Daschkeit (1998: 53f.)).
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Exkurs: Fo¨rderungsrelevante Merkmale der Umweltforschung: Implikationen fu¨r
Kooperationen
Umweltforschung wird hier als eine problemorientierte Wissenschaft, querliegend zu dem
traditionellen Fa¨cherkanon verstanden. So fordern Fragestellungen in diesem Kontext Ko-
operationen von Akteuren verschiedener Herkunft geradezu heraus. Welche Implikationen
haben Inter- und Transdiziplinarita¨t sowie Normativita¨t fu¨r eine gemeinsame Forschung?
Die Anreizmechanismen, Ergebniserwartungen und Priorita¨ten sind fu¨r wissenschaftliche und
wirtschaftliche Akteure unterschiedlich und erschweren in dem Maße, in dem mit ihnen nicht
konstruktiv umgegangen wird, die Zusammenarbeit (vgl. Brand (2000: 23), Mogalle (2001:
105f.), Meyer-Krahmer (1997: 307), Schalk et al. (1999: 66)).
So werden fu¨r interdisziplina¨re Forschungsgruppen auffallend ha¨ufig sprachliche, methodi-
sche und paradigmatische Schnittstellenprobleme genannt (vgl. Becker (1998: 32), Parthey
(1996: 103), Defila und Di Guilio (1996: 126)). Die daraus resultierenden Bemu¨hungen
sind ressourcenintensiver und erfordern einen ho¨heren Koordinationsaufwand als es bei dis-
ziplina¨rer Zusammenarbeit no¨tig ist. Bei transdisziplina¨ren Kooperationen konstatiert Brand
(2000: 22) zusa¨tzlich ha¨ufige Ma¨ngel im Bereich der Arbeitsteilung und ein Hierarchiegefa¨lle
zwischen beteiligten Akteuren. Bei der Vermittlung der Forschungsergebnisse an die wis-
senschaftliche Gemeinschaft oder ihrer Evaluation durch externe Gutachter treten solcher-
art Probleme auf, dass kaum geeignete Kommunikationsmedien fu¨r inter- oder transdiszi-
plina¨re Forschung vorhanden sind, es an geeigneten Beurteilungsmaßsta¨ben mangelt und die
u¨berwiegend traditionell disziplina¨r ausgerichtete Gemeinschaft, die gepra¨gt ist durch die
Organisations-, Ausbildungs- und Karrierestrukturen des Wissenschaftssystems, die Ergeb-
nisse nicht genu¨gend zu wu¨rdigen weiß (vgl. Brand 2000: 23).
In der Praxis wird Interdisziplinarita¨t daher nicht ha¨ufig gelebt (vgl. Becker 1998: 31). Fraglich
ist allerdings, ob Kooperationen in der Umweltforschung immer interdisziplina¨r angelegt sind
oder sein mu¨ssten. Da mag die Unterscheidung von Hu¨benthal 1991 (vgl. Meyer-Krahmer
1997: 307) in eine große und eine kleine Interdisziplinarita¨t an Relevanz gewinnen: Da es in-
nerhalb von Disziplinen bereits große Ausdifferenzierungen und Spezialisierungen gibt, kann
es sein, dass Experten zwar einer Disziplin, aber unterschiedlicher Felder sich so fremd sind,
dass ihre Kooperation den Herausforderungen einer interdisziplina¨ren Zusammenarbeit ent-
spricht. Dies wird hier als kleine Interdisziplinarita¨t bezeichnet. Es wird angenommen, dass
die kleine Interdisziplinarita¨t weniger problematisch als die große ist. In beiden Fa¨llen stellt
sich auch die vermutlich nur fallweise zu beantwortende Frage, ob die Inter- oder Trans-
disziplinarita¨t ein Problem oder eine Chance im Hinblick auf die spa¨tere Verwendung von
Forschungsergebnissen darstellt.
Die Bedeutsamkeit, welche eine Gesellschaft der Umweltforschung beimisst und die sich
auf Entscheidungen u¨ber staatliche Fo¨rderungen niederschla¨gt, wird sowohl von praktischen
Erwa¨gungen als auch von Wertvorstellungen gepra¨gt. Bei den praktischen U¨berlegungen spie-
len die Knappheit von Umweltgu¨tern eine Rolle. Bei den Wertvorstellungen ist die Verquickung
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von ethischen Reflexionen und der regulativen Idee der Nachhaltigkeit als der dimensional um-
fassendere Ansatz relevant.1 Der hohe Stellenwert von Wertvorstellungen insbesondere fu¨r die
Politik ergibt sich durch die dargelegten, schlechte Entscheidungsgrundlagen fu¨r umweltpoli-
tische Beschlu¨sse.
Nur teilweise ko¨nnen naturwissenschaftliche Disziplinen die Entscheidungsgrundlagen ver-
bessern: Limitationen sind dadurch gegeben, dass erstens ertragreiche Forschungen mit stark
zunehmenden Grenzkosten verbunden sind. Zweitens sind Datensammlungen und ihre -analysen
ha¨ufig so heterogen, dass aus ihnen unterschiedliche, wenn nicht gar widerspru¨chliche Schlussfol-
gerungen gezogen werden ko¨nnen. Und drittens mo¨gen in manchen Bereichen aktuell keine
geeigneten Methoden und Theoriegeba¨ude vorhanden sein, die relevanten Wirkungsmechanis-
men aufdecken zu ko¨nnen.
Zusammenfassend ist also die Begru¨ndung fu¨r eine Fo¨rderung von Umweltforschung mul-
tipler Natur: Die Umweltscha¨digungen selbst, welche die jetzigen und zuku¨nftigen Genera-
tionen vor neue Herausforderungen stellen, die Schwierigkeiten interdisziplina¨rer und trans-
disziplina¨rer Forschung, die im Exkurs angesprochen wurden, praktische volkswirtschaftliche
Erwa¨gungen, sowie die wertorientierte Motivation lassen Umweltforschung als besonders un-
terstu¨tzungswu¨rdig erscheinen.
Die einleitende Frage, was von den gefo¨rderten Feldern als Umweltforschung zu werten ist,
bleibt damit allerdings noch unbeantwortet. Der Gegenstand der Umweltforschung ist mit der
anfa¨nglichen Definition von Umwelt so weit gefasst, dass auch Forschungen beispielsweise zum
Sta¨dtebau oder zur Erna¨hrung darunter fallen. Das fu¨hrt in dieser Arbeit zu weit.
In diesem Dilemma hilft lediglich ein intentionaler Ansatz weiter: Wenn Umweltforschung
nicht durch den Gegenstandsbereich abgrenzbar ist, dann aber durch ihre Intention und/oder
Wirkungen, Umweltscha¨den zu vermeiden oder zu mildern. Beispielhaft sei hier der Fo¨rder-
schwerpunkt Nachhaltiges Wirtschaften: Integrierte Umwelttechnik im Fo¨rderprogramm
’
For-




Entkopplung von Wirtschaftswachstum und zusa¨tzlicher belastender Umweltnutzung“
(Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung (BMBF) 1997: 97)
•
”
Priorita¨t (. . . ) erha¨lt unternehmensbezogen die Fo¨rderung der integrierten Umwelt-
technik vor der Fo¨rderung der nachsorgenden Umwelttechnik“ (Bundesministerium fu¨r
Bildung und Forschung (BMBF) 1997: 11).
In diesem Sinne werden aus pragmatischen Gru¨nden hier nur jene Forschungsprogramme
1Fu¨r eine ausfu¨hrliche Darstellung u¨ber die regulative Idee der Nachhaltigkeit und die Ansa¨tze ihrer Konkre-
tisierung siehe beispielsweise Diefenbacher (2001), Conrad (2000), Klauer (1999), Costanza und Patten
(1995).
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als Umweltforschung definiert, welche auf der Programmebene erkla¨ren, hauptsa¨chlich Um-
weltscha¨den vermeiden oder vermindern zu wollen.
2.2 Fo¨rderungs- und kooperationsrelevante
Eigenschaften von technologischen Neuerungen
Die folgenden drei Unterabschnitte kla¨ren grundlegend, welche Eigenschaften neue Technolo-
gien und technologische Innovationen insbesondere gegenu¨ber nicht-technologischen Neuerun-
gen abgrenzen sowie welche Besonderheiten Umwelttechnologien gegenu¨ber konventionellen
Neuheiten haben. Dies deckt zudem Punkte auf, wann Eingriffe des Staates und/oder die
Zusammenarbeit mehrerer Akteure sinnvoll erscheinen.
2.2.1 Technologisches Wissen, Technologien und
Informations-Spillover
F&E zielen auf die Generierung von neuem Wissen und von neuen Technologien. Was ist damit
gemeint und wird damit verbunden? Die nun folgenden Charakteristika geben Anhaltspunkte,
warum in manchen Fa¨llen die Gesellschaft die Entwicklung von Technologien als fo¨rderwu¨rdig
erachtet. Gleichfalls ist daraus eine Begru¨ndung ableitbar, warum gefo¨rderte Kooperationen
gegenu¨ber einer Einzelfo¨rderung an Gewicht gewonnen haben.
Der Wissensbegriff ist in der Literatur nicht klar umrissen (vgl. Heppner 1997: 13). So
wird er hilfsweise gegenu¨ber dem Terminus Information abgegrenzt und mittels des Begriffs
Erfahrungswissen differenziert:
• Informationen, zweckorientierte Nachrichten, stellen Stromgro¨ßen dar, die den Wissens-
bestand eines Individuums vera¨ndern. Sie werden vom Sender auf Informationstra¨ger
kodiert und ko¨nnen personenungebunden gespeichert werden. Diese wiederum wertet
der Empfa¨nger aus. Wissen entsteht erst, wenn der Empfa¨nger die Informationen auf
sein bereits vorhandenes Vorwissen bezieht und mit diesem verknu¨pft.
• Bezieht man die Kriterien Bewusstsein und Artikulierbarkeit mit ein, so zeigt sich, dass
auch Erfahrungswissen anderen Personen u¨bermittelt werden kann (vgl. Gorman 2002:
221). Dabei sind folgende Fa¨lle zu unterscheiden:
1. Bewusstes, artikulierbares Wissen: Dieses Wissen ist kodierbar. Kodiert stellt es
Informationen dar.
2. Unbewusstes, artikulierbares Wissen: Es braucht einen Prozess, der das Wissen
bewusst macht. Dann kann es personenungebunden gespeichert und u¨bermittelt
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werden.
3. Bewusstes, nicht artikulierbares Wissen (tacit knowledge): Dieses Wissen kann nicht
in Worte gefasst werden. Es ist vor dem Hintergrund individueller Erfahrungen
entstanden und bleibt personengebunden. Allerdings kann es durch Handlungen
vermittelt werden.
4. Unbewusstes, nicht artikulierbares Wissen: Es bleibt verborgen.
Fu¨r die Wissensvermittlung sind die Fa¨lle eins bis drei relevant.
Eine Technologie wird in Anlehnung an die im angelsa¨chsischen Raum gebra¨uchliche Auf-
fassung hier als Oberbegriff fu¨r durch Gegensta¨ndliches gepra¨gte Technik und anwendungsori-
entiertes, technologisches Wissen, das fu¨r den Entwurf, die Herstellung und die Nutzung von
Technik notwendig ist (vgl. Schmoch 2000: 4), verstanden. Forschungsergebnisse beinhalten
idealerweise (Teile von) Technologien. Denn zum einen ist aus betriebswirtschaftlicher Sicht
eine Trennung zwischen Technik und Technologie wenig relevant, solange die Ergebnisse sich
kommerziell verwerten oder betrieblich einsetzen lassen. Zum anderen fehlt es an
”
hinreichend
operationalen Kriterien, um empirisch pra¨zise zu bestimmen, wann eine technologische in eine
technische Lo¨sung u¨bergeht“ Gerpott (1999: 19).
Weitere Klassifikationen fu¨r Technologien sind die Unterscheidungen zwischen
• Querschnitts- und spezifischen Technologien2,
• dem Grad der rechtlichen Schu¨tzbarkeit (dichotom aufgeteilt in schu¨tzbare und nicht
schu¨tzbare Technologien),
• der Bedeutung fu¨r das Kerngescha¨ft eines Unternehmens (Kerntechnologien versus Un-
terstu¨tzungstechnologien),
• der Grad der Komplementarita¨t zu anderen Technologien (bei Komplementarita¨t als
indirekter Netzwerkeffekt bezeichnet).
Mit der Generierung von technischem Wissen gehen externe Effekte, so genannte Informa-
tions-Spillover einher: Wissen, das von einer Organisation kreiert wird und als Information
verfu¨gbar ist, wird von einer anderen Organisation ohne Zahlung oder mit einer Kompensa-
tionszahlung, die weniger wert ist als die Information, absorbiert (vgl. Jaffe 1998: 11), vor-
ausgesetzt, der mo¨gliche Empfa¨nger ist aufmerksam und besitzt entsprechende Absorptions-
kapazita¨ten (vgl. Cohen und Levinthal (1989: 569), Gottschalk und Janz (2003: 32)). Diese
2Querschnittstechnologien weisen ein
”
breites Anwendungsspektrum in verschiedenen Branchen (. . . ) [auf]
und (. . . ) [bilden] ha¨ufig die Basis fu¨r weitere technologische Innovationen (. . . )“ (Pleschak und Sabisch
1996: 93). Hingegen sind spezifische Technologien nur eng (teil)branchen-, wenn nicht gar nur unterneh-
mensbezogen nutzbar.
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Informationsu¨bertragungen sind von der Wissen kreierenden Organisation nicht intendiert oder
werden ho¨chstens in Kauf genommen (vgl. Peri 2003: 4). An Kollektivgu¨ter erinnernde Eigen-
schaften des technologischen Wissens - trotz privatwirtschaftlicher Herstellung bestehen ohne
weitere Schutzmechanismen3 ha¨ufig Nicht-Rivalita¨t und Nicht-Ausschließbarkeit vom Wissens-
Konsum (vgl. Donges und Freytag 2004: 163) - wie auch multiple Kommunikationswege (vgl.
Hemmelskamp (1999: 77), Wimmers (1999: 40)) begru¨nden, warum Informations-Spillover
branchenu¨bergreifend, allerdings je nach Branche mehr oder weniger ha¨ufig (vgl. Jaffe 1996:
16) immer wieder bei technologieorientierten Forschungsta¨tigkeiten auftreten.
Die Existenz von Informations-Spillover wird je nach theoretischer Sicht4 und Wirtschafts-
subjekt unterschiedlich bewertet. Empirische Messmethoden gehen im Allgemeinen davon aus,
dass geographische Na¨he, technologische A¨hnlichkeiten und/oder o¨konomische Beziehungen zu
Spillover-Effekten fu¨hren. Darauf basieren ihre Indikatoren. Die Ergebnisse der empirischen Un-
tersuchungen (vgl. Griliches (1993: S43), Wimmers (1999: 44), Peri (2003: 31)) wie auch der
o¨konometrischen Berechnungen deuten mit großer U¨bereinstimmung darauf hin, dass Spillover-
Effekte existieren und dass der soziale Nutzen dieser Effekte aus Innovationen erheblich u¨ber
dem privaten Nutzen liegt bzw. liegen kann (vgl. Jasper 1998: 81). Wie allerdings die an-
gefu¨hrten Untersuchungen Nutzen definieren, ist nicht ersichtlich.
Auch aus den meistens nicht deckungsgleichen Interessen von Forschenden und der gesam-
ten Gesellschaft, repra¨sentiert durch die Politik, resultiert eine Begru¨ndung fu¨r die o¨ffentliche
Fo¨rderung von neuen technologischen Ansa¨tzen. Denn aus Sicht des Forschers du¨rfen umso
weniger Forschungsinvestitionen geta¨tigt werden, je weniger es fu¨r ihn sichergestellt ist, dass
er sich die Innovationsgewinne auch aneignen kann (Appropriierbarkeit). Ein Indikator dafu¨r
ist das Ausmaß von Informations-Spillover in einer Volkswirtschaft oder im Sektor insgesamt.
Aus Sicht der Politik, die sich wiederum auf wirtschaftstheoretische Stro¨mungen beruft,
wird dieser Informations-Fluss, so unerwu¨nscht er fu¨r den Einzelnen sein mag, ha¨ufig als Argu-
ment fu¨r die o¨ffentliche Subvention von Forschung gebraucht. Dies geschieht in der Annahme,
dass die Unterstu¨tzung des einen Teils einer Industrie indirekt auch dem ganzen Sektor und
im weiteren Sinne der gesamten Gesellschaft zugute kommt. Die Motivlagen des Einzelnen
beru¨cksichtigend, erha¨lt die Zusammenarbeit zwischen Forschenden dabei einen herausragen-
3Mechanismen zum Schutz der Innovationsertra¨ge sind Patente, Markenschutz, betriebsinterne Geheimhal-
tung, Nutzung zeitlicher Vorspru¨nge (etwa durch Lernkurveneffekte, zunehmende Skalenertra¨ge im Verlauf
der Verbreitung), hohe Imitationskosten, ein hohes Niveau an Serviceleistungen sowie komplexe Produkt-
gestaltung (vgl. Jasper 1998: 146). Patente sichern allerdings zeitlich nur beschra¨nkt und funktionell nur
bedingt eine Technologiefu¨hrerschaft. Jasper (1998: 81) begru¨ndet die mangelnde Funktionalita¨t damit,
dass es
”
generelle praktisch-rechtliche Probleme der trennscharfen Definition bestimmter Informationen
zum Zwecke der Patentierung [gibt], was dazu fu¨hren kann, daß bereits fu¨r leicht modifizierte Informatio-
nen, die Eingang in Konkurrenzprodukte finden ko¨nnen, kein Patentschutz mehr besteht“.
4Verschiedene theoretische Ansa¨tze - Industrieo¨konomik, Neoklassik, evolutorische O¨konomik, Spieltheorie -
sind sich uneins in ihrer Bewertung der Spillover fu¨r die Gesellschaft (vgl. Bester (2004: 189), Jasper (1998:
82, 89), Fier (2002: 59ff.), Harhoff und Licht (1993: 56)).
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den Stellenwert. Denn innerhalb einer Forschungsgemeinschaft, so die U¨berlegung, ko¨nnen
kontrolliert Informationen preisgegeben werden; Spillover in solch einer Gemeinschaft unter-
graben weniger den Anreizmechanismus fu¨r die Generierung von Innovationen als im Fall von
Einzelforschungen (vgl. Aschhoff et al. 2006: 4).
2.2.2 Technologische Innovationen
Von fru¨hen empirischen Arbeiten wurde der Innovationsbegriff unterschiedlich ausgelegt und
hat daher ha¨ufig zu nicht-vergleichbaren Resultaten gefu¨hrt. Um diesem Mangel abzuhel-
fen und eine Grundlage fu¨r eine wissenschaftlich fundierte Politikberatung zu schaffen, hat
die Organisation for Economic Co-operation and Development (OECD) gemeinsam mit der
Europa¨ischen Kommission und Eurostat 2005 die dritte Fassung des nach dem Ort der kon-
stituierenden Sitzung benannten Oslo Handbuches herausgegeben. Es handelt sich um einen
Leitfaden fu¨r die Durchfu¨hrung von Innovationserhebungen, der zugleich Begriffsabgrenzungen
fu¨r die empirische Innovationsforschung international einheitlich kla¨rt (vgl. Rehfeld 2005: 31).
Aufgrund seiner Bedeutsamkeit fu¨r die empirische Forschung wird nachfolgend darauf Bezug
genommen.
Einen besonderen Fall von Technologien stellen technologische Produkt- oder Prozessinno-
vationen dar, zwei von vier im Oslo Handbuch definierten Innovationsarten:
”
An innovation is
the implementation of a new or significantly improved product (good or service), or process,
a new marketing method, or a new organisational method in business practices, workplace or-
ganisation or external relations.“ (Organisation for Economic Co-operation and Development
(OECD) 2005: 46). Technologische Erfindungen werden mit dem Zeitpunkt ihrer Markt- oder
Unternehmenseinfu¨hrung, also ihrer ersten Anwendung zu Innovationen. Somit wird in dieser
Arbeit Innovation als die Realisierung einer Technologie begriffen, wa¨hrend der Technologie-
begriff die potentielle Anwendbarkeit von Wissen und Artefakten fu¨r eine Innovation oder fu¨r
einen Beitrag zu einer Innovation kennzeichnet (vgl. Rennings 2000: 322).
Diese Unterscheidung in Produkt- und Prozessinnovationen mag in der Theorie stimmig
erscheinen, in der Praxis jedoch verwischen sich die Grenzen:
1. U¨berbetrieblich mag es sein, dass fu¨r Prozessinnovationen in dem einen Unternehmen
Produktinnovationen aus anderen Unternehmen eingekauft werden mu¨ssen. So kann eine
Produktinnovation des einen Unternehmens oder des einen Sektors eine Prozessinnovati-
on fu¨r das andere Unternehmen oder den anderen Sektor darstellen (vgl. Grupp 1997: 85).
Pleschak und Sabisch (1996: 22) weisen allerdings darauf hin, dass auf Prozessinnovatio-
nen auch Produktinnovationen folgen ko¨nnen, wie die Anwendung der Lasertechnologie
in verschiedenen Bereichen zeigt.
2. Grupp (1997: 87) weist auf den Fall hin, dass eine Prozessinnovation mit seinen techni-
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schen Eigenschaften ein Produkt substituieren kann. In diesem Fall ko¨nnte das Verfahren
als Spezialfall einer Produktinnovation verstanden werden.
3. Zuletzt ist der Fall zu beru¨cksichtigen, dass Prozess- mit Produktneuerungen einher-
gehen ko¨nnen und diese Kombinationslo¨sung sowohl im eigenen Betrieb eingesetzt als
auch verkauft wird. Je nachdem, ob die interne Verfahrensverbesserung oder die auf eine
marktliche Verwertung abzielende Produktverbesserung fu¨r die forschenden Unterneh-
men im Vordergrund steht, wird im Folgenden von einer Prozess- oder einer Produktin-
novation gesprochen.
Der letzte Punkt entspricht dem Bezugsrahmen, den das Oslo Handbuch empfiehlt: Es
legt ihn auf die Ebene der Unternehmen fest (vgl. Organisation for Economic Co-operation
and Development (OECD) 2005: 16, 67). Begru¨ndet wird es dadurch, dass die Frage, ob
eine Innovation vorliegt, von diesem Standpunkt aus leichter zu beantworten ist als fu¨r einen
Industriesektor, die Volkswirtschaft oder die Weltwirtschaft.
Den Neuheitsgrad versteht das Oslo Handbuch als Resultatsgro¨ße, nicht als Zielgro¨ße. Es dif-
ferenziert zwischen neuen Produkten und Prozessen, also solchen, die es im Referenzzeitraum
der letzten drei Jahre noch nicht gab (hier als radikale Innovation bezeichnet) und solchen, die
sich gegenu¨ber dem vorangegangenen Zustand merklich unterscheiden, indem sie schrittweise
eine Verbesserung vorhandener Produkte und Dienstleistungen erzielen (hier als inkrementelle
Innovation bezeichnet). Beide Kategorien werden gegenu¨ber der Menge nicht-innovativer Pro-
dukte und Prozesse abgegrenzt. Ein Indikator fu¨r den Neuheitsgrad mit langja¨hriger Tradition
ist die Patentierung, bei der nominalskaliert das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein einer
technologischen Neuartigkeit durch Fachleute intersubjektiv festgestellt wird (vgl. Hauschildt
und Salomo 2005: 10).
Der Neuheitsgrad hat einen Einfluss auf die Verwertung. So laden Technologien, die als
wenig neu wahrgenommen werden, zum so genannten leapfrogging ein: Potentielle Nachfrager
u¨berspringen die jetzige neue Technologie und investieren erst in die na¨chste Generation (vgl.
Hintermann 2002: 68). Wenn den Kunden Anknu¨pfungspunkte an ihre eigenen Erfahrungen,
Kenntnisse und Verfahren/Produkte fehlen, werden hingegen Technologien als mo¨glicherwei-
se zu neu wahrgenommen. Den Unternehmen erscheinen die Konsequenzen des Erwerbs/der
Implementation als unsicher und risikoreich. Sie zo¨gern, die Neuigkeiten zu erwerben. Eine tech-
nologische Innovation mit hohem Neuheitsgrad zieht deshalb vermutlich ha¨ufiger und sta¨rker
als inkrementelle Innovationen organisatorische Innovationen bei den Kunden und Marketing-
Innovationen beim Technologieanbieter nach sich (vgl. Hauschildt und Schlaak (2001: 164),
Walter (2003: 46)).
Welche Faktoren beeinflussen positiv die Generierung von Innovationen? Es wird davon aus-
gegangen, dass sowohl angebotsseitige Faktoren, also technologische Voraussetzungen, vorhan-
denes Wissen und darauf aufbauende F&E-Aktivita¨ten (technology push) als auch marktseitige
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Faktoren, also Kundenbedu¨rfnisse und -nachfrage (market pull), dies pra¨gen (vgl. Rehfeld 2005:
50f.). Empirische Befunde lassen keine eindeutige Aussage zugunsten der einen oder anderen
Gruppe von Determinanten zu. Stattdessen dominiert die Auffassung, dass die Kombination
beider Gruppen fu¨r eine Innovation wesentlich ist (vgl. Gerpott (1999: 52f.), Leder (1990: 33)).
Allerdings wird in der fru¨hen Phase des Innovationsprozesses den angebotsseitigen Faktoren
mehr Einfluss zugesprochen, wa¨hrend die Marktfaktoren auf die spa¨tere Phase des Innovations-
prozesses und die Diffusion einwirken (vgl. Rehfeld 2005: 51).5 Dem Abschnitt 4.3.2 vorgreifend
resultiert u.a. aus diesem Zusammenspiel der Faktoren die Neigung, in gefo¨rderten Forschungs-
kooperationen heterogene Zusammensetzungen anzustreben. Die betriebswirtschaftlich orien-
tierte Innovationsforschung fu¨gt den Faktoren eine weitere Gruppe von Determinanten hinzu:
Die dem Wirtschaftssubjekt immanenten Unternehmenscharakteristika (z.B. Wirtschaftszweig,
Organisationskultur und -strategie, die Fa¨higkeit zum organisationalen Lernen, Risikoverhalten,
Finanzierungsmo¨glichkeiten, Produktdiversifizierung, Betriebsgro¨ße, Image oder Fu¨hrungsstil
(vgl. Rehfeld 2005: 67ff.)).
Zuletzt ist auf Entwicklungstendenzen der vergangenen Jahre, die zumindest fu¨r Produktin-
novationen in der Metall- und Elektroindustrie, dem Kernbereich des verarbeitenden Gewerbes,
empirisch belegt sind, hinzuweisen. Eine repra¨sentative Umfrage
”
Innovationen in der Produk-
tion 2003“ des Fraunhofer-Instituts fu¨r Systemtechnik und Innovationsforschung, Karlsruhe
zeichnet auf die Frage, ob Produktinnovationen mit deutlich wachsenden Anforderungen an
die Fertigung verbunden sind, folgendes Bild:
”
Deutlich gestiegen sind die Anforderungen an die Genauigkeit im Herstellungs-
prozess (70 Prozent), der Funktionsumfang (67 Prozent) sowie die Anzahl der
angebotenen Varianten (75 Prozent) des Produktes. Etwas geringer fallen die
Steigerungsraten hinsichtlich der Anzahl der eingesetzten Materialien (43 Pro-
zent) sowie der Anzahl der Komponenten (51 Prozent) aus. indifferente Angaben
zeigen sich bei der Gro¨ße des Produkts sowie der Fertigungslose. Bei der Mehrzahl
der Betriebe ergeben sich keine fertigungsrelevanten Vera¨nderungen. Dennoch be-
richten 13 Prozent der Betriebe von einer zunehmenden Miniaturisierung und gut
ein Drittel (34 Prozent) von einer sinkenden Gro¨ße der Fertigungslose. Eine Ferti-
gungslosgro¨ße von eins (One-Piece-Flow) erscheint derzeit jedoch noch in weiter
Ferne. Lediglich zehn Prozent aller Betriebe gaben an, dass diese Gro¨ße in den
letzten drei Jahren auch stark gesunken ist.“ (Dreher et al. 2006: 17).
5Diffusion kann entweder als der Verbreitungsprozess von Information u¨ber eine Neuheit in einem sozialen
System (vgl. Rogers, Everett M. 2003: 11) oder als die Ausbreitung der Neuerung selbst von der erstmaligen
Markteinfu¨hrung oder Einfu¨hrung in die Produktion bis zu dem letzten U¨bernehmer aus der Gruppe von
potentiellen U¨bernehmern, die auch als Marktpotential oder Diffusionspotential bezeichnet wird, verstanden
werden (vgl. Hintermann 2002: 6ff.). Hier wird dem letzteren Versta¨ndnis gefolgt. Allerdings machen
Klemmer et al. (1999: 29) darauf aufmerksam:
”
it has emerged that, in practice, the distinctions between
these innovation phases or stages of development is somewhat fluid, and much of what is invention to one
particular sector must be considered as adaptation or diffusion in terms of the entire economy.“
28
2 Charakteristika der Umweltinnovationsforschung
Eine Folge daraus kann eine la¨ngere Zeitdauer bis zur markt- oder betriebsreifen Entwicklung
sein. Zeit ist dabei aber ein Wettbewerbsfaktor (Slama et al. 2006: 111f.). Eine andere Folge
mag daraus sein, in der Zusammenarbeit mit anderen Akteuren den gestiegenen Anforderungen
an F&E zu begegnen.
2.2.3 Umwelttechnologien und -innovationen
Fu¨r Umweltinnovationen ist es kennzeichnend, dass sie sta¨rker als konventionelle Alternativen
”
der Vermeidung und Verminderung von Umweltbelastungen durch anthropogene Aktivita¨ten,
der Sanierung bereits eingetretener Scha¨den und der Diagnose und Kontrolle von Umweltbe-
lastungen [tatsa¨chlich] dienen“ (Hemmelskamp 1999: 16) ko¨nnen, je nach Art und Weise, wie
der Anwender die Technologie einsetzt.6 Umwelttechnologien sind analog dadurch charakte-
risiert, dass sie das Potential dazu bereitstellen, ohne bislang eingesetzt zu sein. Dabei kann
der o¨kologische Nutzen, den die Innovation im Vergleich zu herko¨mmlichen Alternativen er-
bringt, auch unintendiert sein. Allerdings ist die Bewertung, ob eine o¨kologische Verbesserung
erfolgt, nur ex post mo¨glich und insgesamt problematisch angesichts verschiedener Wirkungs-
ebenen,
”
heterogener individueller und gesellschaftlicher Ziel- und Wertvorstellungen sowie
weitreichender Erkenntnisdefizite u¨ber o¨kologische Wirkungszusammenha¨nge“ (Schwarz 1999:
19).7 Allerdings, um mit der obigen Auffassung von Umweltforschung konform zu gehen, wird
fu¨r diese Arbeit angenommen, dass zu Beginn der F&E-Phase bereits die Absicht vorherrscht,
eine Umwelttechnologie zu generieren.
Zwei Attribute heben Umwelttechnologien und -innovationen von konventionellen Alternati-
ven ab. Zum einen ist bei ihnen die Richtung und damit ein Erfolgsmaßstab explizit vorgegeben
(vgl. Rennings 2000: 322). Zum anderen ist bei Umweltinnovationen neben dem Informations-
Spillover der so genannte Markt-Spillover stark ausgepra¨gt: Umweltinnovationen sind in ihrem
Gebrauch oder Verbrauch zwar umweltfreundlicher als vergleichbare Produkte oder Dienstlei-
stungen. Dies la¨sst sich aber nicht unbedingt durch den Preis internalisieren, insbesondere dann
nicht, wenn die Nachfrager auf den o¨kologischen Nutzen keinen großen Wert legen. Das wird
sektorspezifisch sein: Je mehr die Produktionskette private Haushalte tangiert und es sich um
Gu¨ter handelt, welche die Gesundheit beeinflussen oder je mehr der Sektor Umweltgesetzen
unterworfen ist, desto mehr Relevanz bekommen umweltfreundliche technische Eigenschaften.
Die fu¨r ein Unternehmen nicht immer profitablen Konsequenzen vermindern das Interesse des
potentiell Innovierenden an der Generierung von Umweltinnovationen (vgl. Rennings 2000: 325)
6Dass Umweltinnovationen sowohl Umweltschutzzwecken dienen ko¨nnen, aber teilweise auch konventionell





bezeichnet (Legler et al. 2006: 15).
7Hintermann (2002: 18f.) wie auch Rave (2005: 240ff.) gehen detaillierter auf Abgrenzungs-, Zurechnungs-
und Bewertungsschwierigkeiten von privatem und o¨ffentlichem Interesse, privaten und sozialen Kosten und
negativen und positiven externen Effekten ein.
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und la¨sst regulierende staatliche, verla¨sslich angeku¨ndigte oder realisierte direkte Eingriffe oder
A¨nderungen der Rahmenbedingungen, sogenannte regulatory push/pull effects, zur Sta¨rkung
der Innovationsanreize fu¨r Unternehmen als umso bedeutsamer erscheinen.8
Daru¨ber hinaus sind weitere Faktoren denkbar, welche die Generierung und Verbreitung von
Umweltinnovationen erschweren: Eventuell ist die Identifikation und die U¨berzeugung der Ziel-
gruppe schwieriger als bei konventionellen Technologien, insbesondere, wenn es sich um eine
Querschnittstechnologie handelt (vgl. Greiner und Franza 2003: 174ff.). Zudem zeigen Grie-
se et al. (2001), dass potentielle Nachfrager mit großzu¨gig kalkulierten Risikoabschla¨gen bei
Prozessinnovationen mo¨gliche, durch Ressourceneinsparungen zu erhaltene Kostensenkungen
zunichte rechnen. Oder aber sie scha¨tzen die finanziellen Vorteile als so marginal ein, insbe-
sondere mutmaßlich in den den Herstellungsprozess unterstu¨tzenden Bereichen, dass sie die
Investition deshalb nicht ta¨tigen.
Fo¨rderlich fu¨r Umweltinnovationen sei erga¨nzend zu den regulierenden, staatlichen Eingriffen
der gesellschaftliche Druck erwa¨hnt, der sich in unmittelbarer Nachbarschaft, in der Gemeinde
oder auch u¨berregional, etwa gebu¨ndelt durch Umweltverba¨nde, aufbauen kann. Allerdings ist
der Eindruck falsch, dass Unternehmen nur reaktiv auf externen Druck oder zwecks Imagepflege
agieren. Ein soziales und o¨kologisches Verantwortungsgefu¨hl gepaart mit der Wahrnehmung
von Problemen in diesen Bereichen kann eine intrinsische Motivation fu¨r die Entwicklung und
Verbreitung von Umweltinnovationen sein, die im in Abschnitt 2.2.2 beschriebenen technology
push ihren Ausdruck findet.
Zuletzt ist anzusprechen, dass sich technologische Umweltinnovationen in additive oder End-
of-Pipe-Technologien und integrierte Technologien analytisch unterteilen lassen, eine Unter-
scheidung, die auch in der Priorita¨tensetzung des oben angesprochenen Fo¨rderschwerpunktes
Nachhaltiges Wirtschaften: Integrierte Umwelttechnik im Fo¨rderprogramm
’
Forschung fu¨r die
Umwelt‘ 1997 - 2004 zum Ausdruck kommt. Additive Technologien
”
sind dem eigentlichen
Produktions- und Konsumtionsprozess nachgeschaltete Reduktions-/Entsorgungsverfahren und
Recyclingtechnologien, mit denen entstehende Rohemissionen so gereinigt oder vera¨ndert wer-
den ko¨nnen, daß sie weniger umweltbelastend, einfacher zu lagern oder wiederverwertbar bzw.
wiederverwendbar sind“ (Hemmelskamp 1999: 19). Integrierter Umweltschutz hingegen wird
unmittelbar an der umweltbelastenden Quelle in das Verfahren implementiert oder an einem
Produkt angebracht, um sofort Rohstoff-, Energieeinsatz und Emissionen zu reduzieren (vgl.
8U¨ber die Relevanz von Politik und Gesetzgebung gehen die Meinungen auseinander. Beispielsweise sprechen
Angerer et al. (1997: XV) diesem Faktor eine herausragende Bedeutung zu. Kemp (2000: 36) hingegen
sieht regulierende staatliche Eingriffe an weniger prominenter Stelle:
”
Regulation is but one of many stimuli.
It may, in fact, not be needed for environmental innovation. Many technologies producing environmental
benefits are adopted for normal business reasons of reducing costs and enhancing product quality. (. . . )
However, even for environmentally beneficial technologies that does not combine environmental gains with
economic gains, regulation may not be needed. In case of an environmentally harmful product, there will
always be pressures to reduce the harm.“
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Hemmelskamp 1999: 21).
Additive Technologien haben gegenu¨ber integrierten Technologien o¨kologische Nachteile:
Sie bewirken nur eine zeitliche und mediale Verschiebung von Umweltproblemen (vgl. Hem-
melskamp 1999: 20). Es mu¨ssen insgesamt zusa¨tzliche Ressourcen aufgewendet werden, weil
keine Modifikation des urspru¨nglichen Produktionsprozesses stattfindet, aber die Herstellung
der additiven Technologie weitere Ressourcen bindet. Allerdings ermo¨glichen additive Techno-
logien, einen bereits im Einsatz befindlichen Produktionsprozess unvera¨ndert weiter zu nutzen.
Hingegen gehen integrierte Umwelttechnologien ha¨ufig mit der Verringerung des Ressource-
ninputs und der Verminderung von Emissionen einher. Ihr Nachteil ist dagegen, dass sie fu¨r
ein Unternehmen schwieriger zu implementieren sind, da sie in Bestehendes eingepasst wer-
den mu¨ssen. Zudem ist der Investitionszyklus der Unternehmen zu beru¨cksichtigen. So fordern
sie sta¨rker als additive Technologien eine gute zeitliche Koordinierung und Ausdauer in ihrer
Zielgruppenansprache sowie die Zusammenarbeit mehrerer Akteure heraus.
2.3 Verha¨ltnis von F&E zu Innovationen
Die folgenden beiden Unterabschnitte stellen dar, dass der F&E-Prozess nicht gleichzusetzen
ist mit einem Innovationsprozess, sondern zentraler Bestandteil davon ist. Fu¨r F&E-Projekte
bedeutet dies, dass die weitere Verwendung ihrer Ergebnisse umso eher sicher gestellt ist,
je besser die Projekte in ein u¨bergeordnetes Innovationsmanagement eingebunden sind. Da
gefo¨rderte F&E (dem Abschnitt 5.4.3 vorgreifend) zudem durch ein gro¨ßeres Forschungsrisiko
und entsprechend durch ein gro¨ßeres Risiko des Scheiterns charakterisiert ist, ist es hier umso
wesentlicher, dass dieses Innovationsmanagement auch in der Lage ist, flexibel und unkonven-
tionell auf unerwartete Ergebnisse zu reagieren.
Es wird zudem erla¨utert, was unter Forschungserfolg in Abgrenzung zu Innovationserfolg fu¨r
ein Unternehmen verstanden wird. Denn die Frage nach dem Erfolg eines Projektes begegnet
einem auch bei der Betrachtung der Durchfu¨hrungsweise eines Projektes. Nachfolgend wird
jedoch ersichtlich, dass bei F&E-Projekten diese Frage zu kurz greift, da hier ungleich ha¨ufiger
als in anderen Unternehmensbereichen Unsicherheiten und Unerwartetes zu U¨berraschungen
fu¨hren ko¨nnen.
2.3.1 Einbettung des F&E-Prozesses in den Innovationsprozess
Ein F&E-Prozess zeichnet sich gegenu¨ber anderen Aufgabenfeldern im Unternehmen durch
einen gro¨ßeren Anteil an neuer Aufgaben, denen weit weniger als in anderen Bereichen mit
Routine begegnet werden kann, und einen daraus folgenden ho¨heren Unstrukturiertheits- und
Komplexita¨tsgrad aus (Gerpott 1999: 28). Er ist folgendermaßen im Frascati Handbuch, dem
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Manual der OECD-La¨nder fu¨r die Messung von Forschungsinput, charakterisiert:
”
Forschung und experimentelle Entwicklung (FuE) ist systematische scho¨pferische
Arbeit zur Erweiterung des Kenntnisstandes einschließlich der Erkenntnisse u¨ber
den Menschen, die Kultur und die Gesellschaft sowie deren Verwendung mit dem
Ziel, neue Anwendungsmo¨glichkeiten zu finden.“ (Organisation for Economic Co-
operation and Development (OECD) 2002: 30)
Dabei wird im Frascati Handbuch hauptsa¨chlich aufgrund dessen, wie konkret bereits die
Vorstellungen u¨ber die Anwendungsmo¨glichkeiten von Forschungsresultaten in Produkten oder
Prozessen sind, zwischen drei Formen von F&E unterschieden (vgl. Gerpott 1999: 33)9:
Grundlagenforschung: Theoretische und experimentelle Arbeit, die in erster Linie auf die
Gewinnung neuer Erkenntnisse u¨ber den zugrundeliegenden Ursprung von Pha¨nomenen
und beobachtbaren Tatsachen gerichtet ist, ohne auf eine besondere Anwendung oder
Verwendung a priori abzuzielen (vgl. Organisation for Economic Cooperation and Deve-
lopment (OECD) 2002: 77).
Angewandte Forschung: Sie strebt auch nach der Gewinnung neuer Erkenntnisse, allerdings
prima¨r nach solchen, die eine marktliche oder betriebliche Nutzbarmachung ermo¨glichen.
Sie hat also eine spezifische praktische Zielsetzung oder Anwendung im Auge (vgl. Or-
ganisation for Economic Cooperation and Development (OECD) 2002: 78).
Experimentelle Entwicklung: Systematische Forschungsarbeit, die auf existierendem Wis-
sen aufbaut, das entweder aus der Forschung oder aus der Praxis stammt und welche
darauf gerichtet ist, neue Materialien, Produkte oder Vorrichtungen zu produzieren, neue
Prozesse, Systeme oder Dienstleistungen einzurichten oder die bereits produzierten oder
eingerichteten substantiell zu verbessern (vgl. Organisation for Economic Cooperation
and Development (OECD) 2002: 79). Die Funktionalita¨t einer Neuheit - alleinstehend
und integriert in bestehende Systeme -, also die Reduzierung der technologischen und
wirtschaftlichen Unsicherheiten in der Anwendung, stehen hier im Vordergrund.
Als im Frascati Handbuch der experimentellen Entwicklung zugeho¨rig, wird hier das Demon-
strationsvorhaben zusa¨tzlich hervorgehoben. Es stellt das einen Test der technischen Funk-
tionalita¨t unter realistischen Bedingungen dar und demonstriert den Zielgruppen im Idealfall
marketingwirksam die Vorteile. Formal gesehen ist es die letzte Stufe im Forschungsprozess, die
staatlich gefo¨rdert werden darf, ohne dass sich der Staat pauschal dem Vorwurf eines unfairen
9Allerdings bemerkt Schmoch (2003: 39):
”
Dem Autor ist keine empirische Untersuchung bekannt, bei der
diese Differenzierung tatsa¨chlich angewendet wurde.“
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Markteingriffs ausgesetzt sieht.10 Speziell bei der staatlichen Fo¨rderung von Umwelttechnolo-
gien ist diese Stufe deshalb eine entscheidende. Denn wie in Abschnitt 2.2.3 dargestellt wurde,
kann die Einfu¨hrung solcher Technologien mit gro¨ßeren Schwierigkeiten als bei konventionellen
Innovationen behaftet sein. Hier ko¨nnen Demonstrationen der o¨konomischen und o¨kologischen
Wirkungen gegenu¨ber den potentiellen Anwendern die Markteinfu¨hrung besonders unterstu¨tzen
(vgl. Angerer et al. 1997: 147).
Die Einstufung, welche Form gerade vorwiegend vorliegt, obliegt ha¨ufig der subjektiven
Einscha¨tzung von Involvierten (vgl. Amsden und Tschang 2003: 554). Einige Merkmale aber
geben weitere Anhaltspunkte (vgl. Amsden und Tschang 2003: 555): Dazu geho¨ren die noch
erwartete Dauer des Innovationsprozesses, die hauptsa¨chlich einbezogenen Abteilungen des
Unternehmens, entsprechend dazu die Qualifikationen der Mitarbeitenden, die Vorgehenswei-
sen/Hilfsmittel und die Art der erwarteten Forschungsergebnisse aus dem konkreten Projekt.
Das Gesagte legt nahe, den F&E-Prozess, unterteilt durch mehrere Meilensteine und ha¨ufig
vollzogen in mehreren aufeinander folgenden Projekten als eine zeitliche Abfolge mit der Grund-
lagenforschung am Anfang und der experimentellen Entwicklung am Ende zu denken. Diese
Vorstellung dominierte fru¨her. Mittlerweile hat sie sich allerdings gewandelt hin zu einem Modell
mit simultanen Phasenverla¨ufen und iterativen Ru¨ckkopplungsbeziehungen, wobei aber auch
hier die Ergebnisse der vorher idealtypisch vorangehenden Phase die Arbeit in der na¨chsten
Phase bedingen ko¨nnen (vgl. Amsden und Tschang (2003: 556), Grupp (1997: 17)). Die Ziel-
orientierung gibt die Richtung vor und verhindert einen fortwa¨hrenden Zirkel. Einher mit diesem
Wandel geht die Beobachtung, dass der Kreis der Akteure, welche in Innovationsta¨tigkeiten
einbezogen werden, sich von der abteilungsu¨bergreifenden Zusammenarbeit seit Mitte der
80er Jahre hin zur interorganisationalen Zusammenarbeit mit wechselseitigem Technologie-,
Informations-, Erfahrungs- und Mitarbeiteraustausch erweitert (vgl. Rothwell 1994: 39ff):
”
Zusammengefasst betont man heute:
• die Bedeutung der Wissensbasis fu¨r Innovationen,
• die Lernfa¨higkei von Institutionen, insbesondere Unternehmen,
• die Interaktionen in Form von Feedback-Schleifen,
• die Innovationsgeschwindigkeit als kritisches Element der Innovationsfa¨hig-
keit und
• die strategische Zusammenarbeit von Partnern und Kunden in Netzwerken.“
(Dreher et al. 2006: 8).
10Nebenbei sei bemerkt, dass nicht immer diese Stufe klar definierbar oder notwendig ist, gebraucht man
die Unterscheidung nach Prozess- und Produktinnovationen. Denn bei Prozessinnovationen besteht die
Demonstration mo¨glicherweise in der Implementierung der Technologie in den betrieblichen Alltag. Dies
ist qua Definition nach Abschnitt 2.2.2 schon die Innovation an sich.
33
2 Charakteristika der Umweltinnovationsforschung
Dies leitet dazu u¨ber, dass F&E-Prozesse nicht gleichzusetzen sind mit Innovationsprozes-
sen, aber von ihnen zentrale Bestandteile sind. Innovationsprozesse werden durch folgende
Aktivita¨ten charakterisiert werden:
”
Innovation activities are all scientific, technological, organisational, financial and
commercial steps which actually, or are intended to, lead to the implementation of
innovations. Some innovation activities are themselves innovative, others are not
novel activities but are necessary for the implementation of innovations. Innovation
activities also include R&D that is not directly related to the development of a
specific innovation.“ (Organisation for Economic Co-operation and Development
(OECD) 2005: 47).
Ein Innovationsprozess tra¨gt aus Sicht von Unternehmen idealerweise zu den Unternehmens-
zielen11 und den daraus abgeleiteten Wettbewerbs- und Produktionsstrategien12 durch die
Generierung und Vermarktung von neuen Produkten oder Verfahren und/oder dem Einkauf
und der nachfolgenden Implementation von fu¨r ein Unternehmen neuen Produkten oder Ver-
fahren bei, auch wenn fu¨r deutsche KMUs bekannt ist, dass der Produktionsmodernisierung,
die bei Prozessinnovationen relevant ist, nur wenig strategische Beachtung geschenkt wird
(vgl. Lay und Schirrmeister 2003: 6). Allerdings zeigen mehrere empirische Untersuchungen,
dass die Verknu¨pfung von Innovations- und Unternehmenszielen weniger ha¨ufig nachgewiesen
werden kann, als theoretisch zu vermuten ist (vgl. Janz 2003: 76).
Aufgrund des obigen Postulats sind idealerweise auch F&E-Projekte in ein ganzheitliches
Innovationsmanagement eingebunden, das auf die weitere Verwendung der Forschungsergeb-
nisse fokussiert. Dabei ist es wu¨nschenswert, wenn dieses Innovationsmanagement auch dem
risikoreichen Charakter von gefo¨rderten Projekten entspricht, etwa durch einen kreativen, un-
konventionellen Umgang auch mit unerwarteten Ergebnissen. Wa¨hrend u¨ber das u¨bergeordne-
11Langfristige Unternehmensziele dru¨cken sich in Marktzielen (Streben nach Halten oder Vergro¨ßerung des
Marktanteils, des Marktvolumens, der Erschließung neuer Ma¨rkte), Ertragszielen (Streben nach Gewinn
und dessen Komponenten) und Sicherungs- und Leistungszielen (z. B. Qualita¨t, Umweltfreundlichkeit,
Ansehen) aus (vgl. Hauschildt (1997: 285), Janz (2003: 76)) und dienen letztendlich der Sicherung der
Wettbewerbsfa¨higkeit.
12Nach Porter (1999: 37ff.) sind Wettbewerbsstrategien grundsa¨tzlich auf eine der drei folgenden Formen
zuru¨ckzufu¨hren: (1) Kostenfu¨hrerschaft durch die Ausnutzung von Skalen-, Verbund- oder Erfahrungsef-
fekten oder allgemein einer Prozessoptimierung, Rationalisierung oder dem Vorhandensein eines natu¨rlichen
Vorteils, (2) Differenzierung durch die Betonung eines Zusatznutzens durch die Besonderheiten in einem
Produkt und (3) Konzentration auf Schwerpunkte innerhalb bestimmter Branchensegmente. Fu¨r umwelt-
freundliche Prozessinnovationen nimmt Schwarz (1999: 112) dabei an,
”
daß fu¨r die Verfolgung der Stra-
tegie der Kostenfu¨hrerschaft oftmals eine konventionelle additive Technologie sich als ausreichend erweist,
wa¨hrend bei einer Differenzierungsstrategie versta¨rkt die Implementierung integrierter Umwelttechnologi-
en erforderlich wird“. Produktionsstrategien unterstu¨tzen die Wettbewerbsstrategien (vgl. Za¨pfel, Gu¨nther
2000: 115).
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te Innovationsmanagement bei gefo¨rderten Projekten nur wenig bekannt ist13, wird die Ver-
besserung des betrieblichen Innovationsmanagements als eine Stellschraube zur schnelleren
Umsetzung von Forschungsresultaten in Innovationen angesehen (vgl. Bullinger 2006: V ff.).
Hauptansatzpunkte sind seiner Ansicht nach die Erho¨hung des Ressourceneinsatzes, die Stei-
gerungen der Effizienz von Innovationsprozessen und der Effektivita¨t von Innovations- und
Technologiestrategien (Dreher et al. 2006: 26).
2.3.2 F&E-Erfolg in Abgrenzung zum Innovationserfolg
F&E- und Innovationserfolge sind, genauso wie F&E-Prozesse, die in technologische Inno-
vationsprozesse eingebettet sind, auf verschiedenen Ebenen beheimatet: Ein der angewandten
Forschung oder experimentellen Entwicklung zugeordnetes F&E-Projekt tra¨gt mit seinem Grad
der Erreichung von Prima¨r- (z.B. erkenntnisorientierte Ziele verknu¨pft mit Effektivita¨ts- und
Effizienzvorgaben) und Sekunda¨rzielen (z.B. Vorbereitung von Projektbeteiligten auf Fu¨hrungs-
aufgaben, Verbesserung der Absorptionskapazita¨ten) zu dem Innovations- und damit zu dem
Unternehmenserfolg bei.14 Diese Aussage verku¨rzt komplexe Zusammenha¨nge: So hat der Rea-
lisierungsgrad der Prima¨rziele - wie in dem Beispiel definiert - direkten Effekt auf die im nach-
folgenden Unterkapitel 5.3 behandelte Ausu¨bung und Verwertung der Forschungsergebnisse,
mehrere Maßnahmen, die je nach Reifegrad der Ergebnisse den Innovations- oder Diffusions-
prozess mit charakterisieren. Der Realisierungsgrad von bestimmten Sekunda¨rzielen wie etwa
auch der Aufbau und die Vertiefung von Kontakten bei Gemeinschaftsprojekten beeinflusst
ebenfalls die Art und Weise, wie weiter verfahren wird (siehe Kapitel 3). Der genaue Beitrag
der F&E zu einer Innovation ist aber ha¨ufig aufgrund der Bemu¨hungen mehrerer Projekte
und Unternehmensbereiche und den daraus resultierenden Zurechnungsproblemen kaum auf
Projektbasis, wenn u¨berhaupt kla¨rbar. Erschwert wird dies noch, wenn Forschungsresultate in
mehrere Produkte und Verfahren fließen (vgl. Omagbemi 1994: 2).
Hingegen bezieht sich der Innovationserfolg auf die Unternehmensebene: Prima¨r entschei-
dend ist die Wirkung der Neuentwicklung auf die Erfolgsmaßzahlen des Unternehmens. Se-
kunda¨reffekte ko¨nnen sich auf organisationaler wie auf individueller Ebene ergeben: Beispiels-
weise durch Aufbau und Pflege von technologischen Kompetenzen, die Erho¨hung der Unter-
nehmensreputation, eine gro¨ßere Arbeitsmotivation oder die Anerkennung durch die wissen-
schaftliche Gemeinschaft (vgl. Omagbemi 1994: 3, 179). Die Ho¨he des Innovationserfolges
wird nicht nur vom eigenen Innovationsmanagement, sondern auch von externen, weniger zu
13Einzig sei in dem Zusammenhang Griese et al. (2001: 33) genannt, der empfiehlt, dass Projekte so mit den
Investitionszyklen der beteiligten Unternehmen abgestimmt werden, dass nach Projektende die Ergebnisse
besser u¨bernommen werden ko¨nnen.
14Die Grundlagenforschung wird hier davon ausgenommen, denn sie entzieht sich gro¨ßtenteils den prima¨ren
Erfolgskriterien: Es sind zwar erkenntnisorientierte Ziele vorhanden, aber da dort die Unsicherheit am
gro¨ßten ist, ko¨nnen weder Effizienz noch Effektivita¨t sinnvolle Maßsta¨be sein. Entscheidend ist eher, ob
u¨berhaupt neue Erkenntnisse gewonnen werden und ob diese weiteres Forschungshandeln stimulieren.
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beeinflussenden Gro¨ßen determiniert. Deshalb ist der Innovationserfolg eher als Outcome, also
als Wirkung des Outputs zu verstehen. Diese Wirkung kann von dem intendierten Ziel durch
den Einfluss externer Faktoren abweichen. Existieren keine externen Einflussfaktoren, so ist der
Outcome gleichzusetzen mit dem Output.
Als Indikatoren fu¨r eine externe Messung der Forschungs-, Entwicklungs- und Innovationser-
folge ko¨nnen verschiedene Gro¨ßen herangezogen werden. Sie sind in Abbildung 2.1 weitgehend
selbsterkla¨rend abgebildet.15
Input-/Ressourcen-Indikatoren
Personal (Arbeitsstunden, Ausbildung, Erfahrung, Stellung im Unternehmen)
Bereitstellung der räumlichen und technischen Infrastruktur (ggf. 
Investitionen dafür) 
Roh- und Hilfsmaterial, Zwischenprodukte
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Abbildung 2.1: Indikatoren zur Messung des Forschungs-, Entwicklungs- und Innovationser-
folgs, eigene Darstellung nach Sabisch et al. (1998: 45) und Grupp (1997:
145)
15Fu¨r einen kritischen U¨berblick u¨ber die einzelnen Outputindikatoren siehe Hornbostel (2000) und Grupp
(1997: 158ff.). Begutachtungsverfahren, so genannte Peer Reviews gehen vielen der Output-Indikatoren
voraus. Daher werden sie nicht explizit aufgefu¨hrt.
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Ha¨ufig wird angenommen, dass ein positiver Zusammenhang zwischen Ziel/Erwartungen,
der Menge an Input und der Menge an Output, also dem Realisierten besteht. Es werden
deshalb die Input-Gro¨ßen zu den Output-Gro¨ßen bzw. die Ziele/Erwartungen zu Realisiertem
in Relation gesetzt. Zu bemerken ist, dass nur aus analytischen Gru¨nden Gesellschafts- und
Wissenschaftsebene voneinander getrennt sind.
Die Abbildung 2.1 beinhaltet einige Output-Indikatoren auf Unternehmensebene nur im-
plizit: So werden die Produktion neuer Erkenntnisse, anschlussfa¨higen Wissens, technischer
Spezifikationen, Produktkonzeptionen, Prototypen und Demonstrationsobjekten, falls sie sich
nicht in Patenten16 oder Publikationen niederschlagen, nur wiederum als Input-Faktoren und
durch die Pfeilkette erfasst.
Es ist analytisch zwischen Messung und Bewertung zu trennen: Welche Messgro¨ßen tatsa¨ch-
lich fu¨r eine ex ante, begleitende oder ex post Beurteilung des Forschungs-, Entwicklungs- oder
Innovationserfolgs herangezogen werden und wie die Auspra¨gungen dann bewertet werden,
ha¨ngt von dem jeweils Beurteilenden, der Skalierung der Merkmale und gegebenenfalls der
Pra¨ferenzstruktur des Beurteilenden ab (vgl. Omagbemi 1994: 5, 195). Es wurden bereits
einige Bezugspunkte fu¨r eine Bewertung angesprochen: Die Relation von Input zu Output,
sowie die Zielerreichung im Vergleich zum angestrebten Ziel. Allgemein sind verschiedene
Gro¨ßen fu¨r eine Bewertung des F&E-Erfolgs denkbar, wie die Abbildung 2.2 zeigt.
Unter der Voraussetzung, dass gemeinsame Ziele tatsa¨chlich vorher zeitlich und inhaltlich
mo¨glichst pra¨zise gefasst sowie zudem nicht im Nachhinein von Einzelnen uminterpretiert
wurden, empfielt Hauschildt (1997: 398) von allen Bezugspunkten den Vergleich mit diesen
vorher definierten Zielen. Das ist aber aus mehreren Gru¨nden nicht einfach: Erstens kann
aufgrund der Unsicherheit in F&E davon ausgegangen werden, dass die gemeinsamen und die
individuellen Zielsysteme im Verlauf eines Projektes dynamisch sind (vgl. Omagbemi (1994: 4),
Hauschildt und Salomo (2005: 8)). Das ist auch notwendig, denn das rigide Festhalten an der
anfa¨nglichen Zieldefinition ist mitnichten ein Erfolgsfaktor. Trotzdem ist bei einer empirischen
Untersuchung zu bedenken:
”
Innovationen a¨hneln eben doch oft mehr einem Glu¨cksspiel als einer Investition.
Und wer den finanziellen Einsatz im Innovationszeitpunkt bereits abgeschrieben
hat, der ersetzt Ziele durch Hoffnungen. Fu¨r ihn ist ein bescheidener finanzieller
Ru¨ckfluß im Zweifel schon ein Erfolg.“ (Hauschildt 1997: 398).
Fraglich ist also erstens, von welchem Zeitpunkt die Zielbeschlu¨sse zum Vergleich mit dem
Ergebnis sinnvoll herangezogen werden ko¨nnen (vgl. Omagbemi 1994: 46) und zweitens, zu
16Patente sind deshalb Input- oder Throughput-Indikatoren, weil nur Erfindungen, also Inventionen und nicht
Innovationen patentiert werden. Sie garantieren noch keine Innovation: Nicht alle Ideen werden danach
auch kommerzialisiert (vgl. Gottschalk und Janz 2003: 22). Aussagekra¨ftiger in Hinblick auf eine Kommer-
zialisierung ist mo¨glicherweise ein Index fu¨r die Patentqualita¨t, der beispielsweise die zitierenden Patente,
die zitierten Patente oder/und die Patentgro¨ßenfamilie beru¨cksichtigt.
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Abbildung 2.2: Referenzgro¨ßen der ex post Beurteilung des F&E- oder des Innovationserfol-
ges, eigene Darstellung in Anlehnung an Hauschildt (1997: 397)
welchem Zeitpunkt Messungen und Bewertungen am besten durchgefu¨hrt werden. Denn einige
Indikatoren sind erst nach (unterschiedlich langen) Zeitverzo¨gerungen sichtbar. Hansen et al.
(2002: 8f.) geht davon aus, dass es zwischen sechs und zehn Jahren ab der Markteinfu¨hrung
fu¨r eine breite Umsetzung von integrierten Produktinnovationen bei den mo¨glichen Anwendern
braucht. Es ist zudem anzunehmen, dass es branchenspezifische Zeitverzo¨gerungen in der
Diffusion gibt (vgl. Hauschildt 1997: 395), die zudem von der wirtschaftlichen Situation des
gesamten Landes u¨berlagert werden ko¨nnen. Hauschildt (2001: 170) regt deshalb wiederholte
Messungen des Diffusionerfolges an.
Daru¨ber hinaus bereitet die Subjektivita¨t der Beurteilung Schwierigkeiten, unterstellt, dass
Ziele und Ergebnisse nicht vollsta¨ndig metrisch skaliert sind. Das subjektive Urteil ist zusammen
mit anderen Faktoren (z.B. finanzielle Situation, strategische Ausrichtung) relevant fu¨r die
weitere Verwendung der Forschungsergebnisse. Allerdings wird es mo¨glicherweise dem Ausgang
der F &E nicht immer gerecht. Denn auch ein Nicht-Ergebnis in Bezug auf das angestrebte
Ziel ist ein Ergebnis, wie der Ausspruch, der Thomas A. Edison (1847 - 1931) zugeschrieben
wird, verdeutlicht:
”
Results? Why, man, I have gotten lots of results! If I find 10,000 ways
something won’t work, I haven’t failed.“17 Zum einen kann eine erkenntnisbringende Fehlinves-
tition (technisches Realisationsrisiko) konkret auf alternative Forschungswege hinweisen oder
generell die Innovations- und Absorptionspotentiale eines Unternehmens sta¨rken. Zum anderen
ko¨nnen durchaus unbeabsichtigt nu¨tzliche Resultate fu¨r andere Problemfelder erzielt werden
17http://www.thomasedison.com/edquote.htm, 20. Juni 2005
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(Serendipita¨tseffekt) oder es entstehen Nebenergebnisse, die zwar erwartet wurden, aber die
man nicht selbst nutzen mo¨chte (by-product- bzw. spin-off-technology) (vgl. Gerpott 1999:
274, 280). Zuru¨ckzufu¨hren ist dies auf die der Forschung inha¨rente Unsicherheit. Je innovativer
eine Forschungsidee ist, also je weniger sie auf vorhandenem Wissen aufbauen kann, desto
weniger ist eine Voraussage u¨ber den Ausgang der Forschung mo¨glich. Und: Wa¨re der Ausgang
sicher, so wa¨re eine o¨ffentliche Fo¨rderung nicht gerechtfertigt, da Unternehmen solch eine
Forschungsta¨tigkeit auch ohne Fo¨rderung durchfu¨hren wu¨rden.
Diese beiden Argumente - Forschung ist unsicher und ein Nicht-Ergebnis ist durchaus auch
ein Resultat - erschweren es, die organisatorische Komponente von Forschungsprojekten kri-
tisch zu betrachten. Denn der normalerweise herangezogene Gesamtindikator fu¨r Schwa¨chen
in der Auf- und Ablauforganisation eines Projektes, die Gu¨te des Ergebnisses, ist hier wenig
aussagekra¨ftig.
2.4 Ausu¨bung und Verwertung von F&E-Resultaten
Unter Ausu¨bung wird die weitere, betriebliche Umsetzung von F&E-Ergebnissen und unter
Verwertung die Verwendung der Resultate fu¨r Produkte oder Dienstleistungen, die am Markt
angeboten werden, verstanden. In beidem ist ein wissenschaftlicher Gebrauch mit eingeschlos-
sen.
Nachdem ein Forschungsprojekt gefo¨rdert und abgeschlossen wurde, wie ko¨nnen nun privat-
wirtschaftlich die Forschungsresultate ausgeu¨bt oder verwertet werden? Und was bedingt, wie
tatsa¨chlich mit ihnen verfahren wird? Diese beiden Fragen werden in den na¨chsten beiden Ab-
schnitten verfolgt. Sie spannen den Rahmen auf, was maximal von gefo¨rderten Unternehmen
nach einem Forschungsprojekt erwartet werden kann.
2.4.1 Mo¨glichkeiten
Es wird nach technischer, wirtschaftlicher und wissenschaftlicher Ausu¨bung und Verwertung
(A&V) sowie der Verbesserung der Rahmenbedingungen unterschieden. Denn die ersten drei
Kategorien werden auch von fo¨rdernden Organisationen auf Bundesebene gebraucht. Fu¨r die
Mo¨glichkeiten wird auf Literatur zu den Themenfeldern Wissens- und Technologietransfer18
18Angelehnt an Corsten (vgl. 1982: 11) und Fichtel (vgl. 1997: 7) wird unter Technologietransfer der planvolle,
zeitlich limitierte und freiwillige Austauschprozess zur U¨bertragung einer Technologie zwischen zwei wirt-
schaftlich und rechtlich selbsta¨ndigen Organisationen gegebenenfalls mit Hilfe eines Mittlers im Kontext
eines sozio-technischen Systems mit dem Ziel einer subjektiv und intersubjektiv als effizient herbeigefu¨hr-
ten und als wirtschaftlich empfundenen Lo¨sung fu¨r technische Herausforderungen verstanden. Die Lo¨sung,
also die Innovation, geht bei dem Technologienehmer ha¨ufig mit organisatorischen und/oder technischen
Vera¨nderungen einher. Wesentlich hier ist: Der Technologietransfer ist nicht Ziel an sich, sondern Mittel,
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(vgl. etwa Meißner, Dirk (2001: 119ff.), Rogers et al. (2001: 254f.), Fichtel (1997: 115ff.),
Walter (2003: 21ff.)) und Diffusion zuru¨ckgegriffen:
Technische A&V: Weiterentwicklung der Ergebnisse, allein oder in Kooperation mit anderen
Wirtschaftliche A&V: Betrieblicher Einsatz, Technologievermarktungen19
• Patentverkauf mit oder ohne eigenem Nutzungsrecht auf horizontaler oder verti-
kaler Wertscho¨pfungsebene (zur schnellen Amortisation der Investition)
• Lizenzvergabe mit oder ohne eigenem Nutzungsrecht auf horizontaler oder verti-
kaler Wertscho¨pfungsebene (zur schnellen Amortisation der Investition, zur Durch-
setzung eigener Standards oder um sich komplementa¨rer Technologien bei weiterer
F&E bedienen zu ko¨nnen (vgl. Wimmers 1999: 41) (Kreuz-Lizensierung))
• Unternehmensausgru¨ndungen (Spin offs)
• Akquisition von Auftragsforschung (auf Basis von Schutzrechten)
• Produktion, Marketing, Vertrieb und evtl. Reduktion/Entsorgung der Technologie;
hier sind die Akteure und der Umfang der Technologie zu unterscheiden:
– in Eigenregie, mittels Unternehmensausgru¨ndung (spin off) oder in Koopera-
tion mit anderen
– der Verkauf der Technologie alleine oder die Bu¨ndelung komplementa¨rer Pro-
dukte/Dienstleistungen (Anlagen- und Systemgescha¨fte)
Wissenschaftliche A&V: Informationsweitergabe auf unternehmenseigenen oder eigens da-
fu¨r konzipierten Internetseiten, Publikationen, zeitlich begrenztem Personaltausch, wis-
senschaftliche Arbeiten (Diplomarbeiten, Dissertationen), Aus- und Weiterbildung (Mit-
wirkung an der Erstellung von Lehrmaterialien, Lehre, Vortra¨ge auf Kolloquien, Sympo-
sien, Workshops, Konferenzen), Gutachter- und Beratungsta¨tigkeiten, Auftritte auf Mes-
sen und Ausstellungen, Dokumentation des Projektes, der Resultate und fu¨r zuku¨nftige
Forschungen als notwendig erachteten Spezifikationen fu¨r Datenbanken (vgl. Meißner,
Dirk 2001: 119)
um eine Technologie in einem anderen Betrieb oder generell am Markt einzufu¨hren (vgl, Walter 2003: 15).
Der Begriff Technologietransfer wird ha¨ufig eingegrenzt auf die Interaktion zwischen Wissenschaft und
Wirtschaft. Andere Richtungen, etwa Wissenschaft - Wissenschaft oder Wirtschaft - Wirtschaft werden
vernachla¨ssigt (vgl. Meyer-Krahmer 2004: 5).
19Fu¨r eine Technologievermarktung abzuwa¨gen sind der mo¨gliche Verlust des Wettbewerbsvorsprungs im Licht
der eigenen Wettbewerbsstrategien, die Prognosequalita¨t u¨ber die Technologieentwicklung, die notwendi-
gen und verfu¨gbaren internen Ressourcen fu¨r eine solche Vermarktung, die Ho¨he der erzielbaren Erlo¨se,
die Durchsetzbarkeit einer ausschließlichen internen Technologienutzung (Schutzmechanismen), die Aus-
wirkungen einer externen Verwertung auf die Marktakzeptanz der eigenen Produkte oder in den Produkten
enthaltenen Technologien (vgl. Gerpott 1999: 276f.).
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Verbesserung der Rahmenbedingungen: Auf Mesoebene: politische Arbeit zum Aufbau
(Umgestaltung oder Abbau) von geeigneten (suboptimalen oder konfligierenden) Regu-
lationen (Teilnahme an industriellen oder wissenschaftlichen Gremien und Ausschu¨ssen,
Teilnahme an Standardisierungs- und Normungsprozessen20, Teilnahme an politischen
Anho¨rungsverfahren im Rahmen von Gesetzgebungen, sonstige Verbandsta¨tigkeiten)
Auf Mikroebene: Die Verbesserung der Charakteristika der Nachfrager. So etwa kann
der Technologieanbieter mit Serviceleistungen wie speziellen Krediten oder technischen
Schulungen mangelnde Kreditwu¨rdigkeit bei Banken oder Liquidita¨t oder geringe tech-
nologische Absorptionskapazita¨ten abbauen helfen.
Zu beachten ist erstens, dass die Unterscheidungen mitunter nicht trennscharf sind.
Zweitens sind die verschiedenen Mo¨glichkeiten teilweise eng miteinander verknu¨pft: Sie
ko¨nnen sich gegenseitig in ihrer Wirkung versta¨rken (Meißner, Dirk 2001: 122). Beispielsweise
ist es denkbar, dass die wissenschaftliche Verwertung die wirtschaftliche Verwertung dadurch
forciert, indem sie die interessierte O¨ffentlichkeit durch Massenmedien und/oder direkte An-
sprache informiert.21 Beide Methoden erwecken Aufmerksamkeit, stoßen gegebenenfalls eine
Mund-zu-Mund-Propaganda und mo¨glicherweise auch direkte Gescha¨ftsbeziehungen zwischen
Technologieanbietern und -nachfragern an. Empirische Erfahrungen mit o¨ffentlich gefo¨rderten
Diffusionsprogrammen besta¨tigen den versta¨rkenden Effekt eines Bu¨ndels von Informationen
20Standardisierung meint die unternehmensu¨bergreifende Festlegung von Merkmalen, welche die Variations-
vielfalt reduziert und die Unsicherheit der potentiellen Kunden daru¨ber verringert, welche Innovationen ohne
große oder schlecht zu antizipierende Anpassungskosten zu ihrem Bedarf passen. Folgeka¨ufe werden ver-
einfacht. Wenn der Gesetzgeber bzw. eine Normungsorganisation eine solche Standardisierung vornimmt,
spricht man von einer Norm. Eine hersteller- bzw. anwender(gruppen)-spezifische Festlegung ist schwa¨cher
als ein Standard und wird als
’
Typ‘ bezeichnet. Standards ko¨nnen z.B. durch Unternehmen mit bedeuten-
dem Stand am Markt oder durch Produkte mit einem bereits hohen Verbreitungsgrad (dominantes Design,
siehe Utterback (1996)) gesetzt werden (vgl. Backhaus 2003: 638ff.). Standardisierungsstrategien sind um
so bedeutsamer, je homogener die Nachfragerpra¨ferenzen sind, je gro¨ßer die Anzahl an Nutzern, je dichter
die Interaktion zwischen ihnen und je ho¨her der Anteil des technischen Netznutzens am Gesamtnutzen
ist (vgl. Backhaus 2003: 651). Solche Verfahren sollten bereits fru¨hzeitig angestoßen werden, denn
”
durch
den Transfer der Ergebnisse von staatlich gefo¨rderten Forschungsprojekten in die Normungsprozesse ko¨nnen
signifikante Diffusionseffekte erreicht werden.“ (Defila et al. 1996: 6).
21Eine Studie u¨ber das Informationsgebaren von Unternehmen im verarbeitenden Gewerbe zeigt, dass sie
fu¨r Fragen der Produktionsmodernisierung zuerst Messen und Ausstellungen, gefolgt von Maschinen- und
Werkzeug-Lieferanten und an dritter Stelle andere Unternehmen nutzen (vgl. Lay und Schirrmeister 2003:
9). Zugleich ergibt sich auf Messen und Seminaren fu¨r mo¨gliche Nachfrager oder Kooperationspartner
eine Gelegenheit, sich untereinander u¨ber die Technologie auszutauschen und die Reaktionen anderer als
Richtgro¨ße fu¨r eigenes Verhalten zu nehmen. Dieser Effekt ist sowohl aus der Theorie des sozialen Ler-
nens (vgl. Rogers, Everett M. 2003: 341f.) als auch aus Studien zu dem sogenannten threshold effect,
dem individuellen Schwellenwert bekannt: Ein Individuum geht dann zu einer Handlungsweise u¨ber, wenn
augenscheinlich eine, durch seinen Schwellenwert, bestimmte Anzahl anderer Individuen in seiner Referenz-
gruppe, von denen evtl. einigen noch ein besonderer Status zugesprochen wird, auch diese Handlungsweise
bevorzugen (vgl. Valente 1995: 17, 63ff.).
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und Dienstleistungen, das auf die unterschiedlichen Verhaltensweisen und Bedu¨rfnisse der po-
tentiellen Nachfrager abgestimmt ist:
”
The integration of information sources and technology diffusion services into a
broad co-operating network is the best overall approach. Integration facilitates
ease of access to the different types of assistance that may be available, including
information dissemination, technology demonstration and technical supports. The
range of services should also give sufficient attention to training workers and up-
grading the innovative capacity of firms; this includes promoting general awareness
of the value of environmental technologies among management and stimulating
demand for technical and related organisational change within firms. An integra-
ted approach can not only benefit enterprises directly but help the collaborating
organisations in the programme improve co-operation with each other, produ-
cing further benefits.“ Organisation for Economic Co-operation and Development
(OECD) (1999: 63).
Die sich gegenseitig versta¨rkende Wirkung der Mo¨glichkeiten (vgl auch. Schmoch et al. 2000:
XV) spricht deshalb auch bei privatwirtschaftlichen Akteuren fu¨r den Einsatz eines Portfolio
von Maßnahmen.
Drittens sind nicht alle Mo¨glichkeiten zu allen Zeitpunkten durchfu¨hrbar. Unternehmensu¨ber-
greifend ha¨ngen sie von dem Reifegrad einer Technologie in Bezug auf ihre marktliche oder
betriebliche Einfu¨hrung ab. Eine erste Anna¨herung an den Reifebegriff und seine Messung
bietet die in Abschnitt 2.3.1 erwa¨hnte Einordnung eines F&E-Projektes nach dem Frascati
Handbuch in verschiedene Stadien. Diese Differenzierung wird ha¨ufig im Bereich der Fo¨rder-
mittelvergabe getroffen. Gro¨ber unterscheidet Corsten (1982: 6) zwischen technischer und
wirtschaftlicher Unreife oder Reife, wobei die Kombination technisch unreif, aber wirtschaft-
lich reif nicht mo¨glich ist. Alleinig: Solche Aussagen stellen nur Daumenregeln dar. Deshalb
wird hier auf eine Unterteilung der A&V entsprechend den unterschiedlichen Zeitpunkten ver-
zichtet.22
22Genauere Angaben erha¨lt man bei inkrementellen Innovationen durch den Vergleich des Ist-Zustandes eines
Gutes oder Verfahrens mit konventionellen Alternativen. Dies ist in einem spa¨ten Forschungsstadium -
mo¨glicherweise bereits durch Test-Nachfrager - realisierbar. Bei radikalen Innovationen oder solchen in
einem fru¨hen Forschungsstadium kann das Verfahren der Technometrie verwendet werden. Hier werden
im Gegensatz zum vorherigen Vorschlag Eigenschaften von mo¨glicherweise unterschiedlichen Gu¨tern oder
Verfahren innerhalb einer Branche oder branchenu¨bergreifend verglichen. Dabei sind fu¨r jede Eigenschaft
der angestrebte technische Standard und die Referenzgro¨ße vorher zu definieren (vgl. Grupp (1997: 101ff.),
Grupp et al. (1987: 25)).
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2.4.2 Bedingtheiten
Welche Handlungsmo¨glichkeiten ein Unternehmen in sein Portfolio wa¨hlt, ist bedingt durch drei
Faktoren: Die intersubjektiv nachvollziehbaren Eigenschaften der Forschungsresultate, darauf
aufbauend die unternehmensinterne Bewertung der dem Unternehmen zur A&V zugesproche-
nen Forschungsresultate und zuletzt die Perso¨nlichkeit der Entscheidungstra¨ger.
Zu dem ersten Faktor, den intersubjektiv nachvollziehbaren Eigenschaften der Forschungsre-
sultate, za¨hlen die in Unterkapitel 2.2 angesprochenen Charakteristika von (Umwelt-)Technolo-
gien, Produkt- und Verfahrensinnovationen, aber auch der in Abschnitt 2.4.1 erwa¨hnte Rei-
fegrad einer Technologie in Bezug auf ihre marktliche oder betriebliche Einfu¨hrung. Der Rei-
febegriff kommt allerdings nicht ohne ein Ziel aus, an dem die Reife gemessen wird. Erst die
festgestellte Leistungslu¨cke zwischen Soll- und Ist-Zustand gibt Anhaltspunkte fu¨r den noch zu
bewa¨ltigenden Aufwand und la¨sst auf die mo¨glichen A&V-Maßnahmen schließen. Dabei ha¨ngt
das erstrebenswerte Eigenschaftsbu¨ndel vom Standpunkt des Betrachters ab. Dies fu¨hrt zum
zweiten Faktor.
Der zweite Faktor, die unternehmensinterne Bewertung der dem Unternehmen geho¨renden
Resultate ist vor dem Hintergrund seiner Unternehmensziele, Handlungsoptionen und verfu¨gba-
ren Ressourcen und Kompetenzen zu sehen. Im einzelnen sind - unter Beru¨cksichtigung des
Marktes - folgende, teilweise voneinander abha¨ngige Punkte fu¨r eine Bewertung im Kontext
des Unternehmens zu nennen (vgl. Omagbemi (1994: 108), Angerer et al. (1998: 355), Angerer
et al. (1997: 160ff.), Griese et al. (2001: 32) sowie weiterfu¨hrend zum Thema Projektabbruch
vgl. Lange (1993), Hubner (1996), Carbonell-Foulquie´ et al. (2004)):
Strategische Passung und Bedeutung: Einscha¨tzung der Relevanz von F&E-(Zwischen-)-
Ergebnissen fu¨r die Erringung von Wettbewerbsvorteilen und der Verfolgung langfristiger
strategischer Ziele (vgl. z.B. Hubner (1996: 87), Hintermann (2002: 134f.)).
Technische Realisierbarkeit: So etwa Fragen der Komplexita¨t23, der Funktionalita¨t, der
Qualita¨t und Langzeit-Zuverla¨ssigkeit der neuen Technologie, ihrer Kompatibilita¨t mit
bestehenden Verfahren und Produkten, die Wahrnehmbarkeit ihrer vorteilhaften Eigen-
schaften.
Betriebswirtschaftliche Realisierbarkeit: Einscha¨tzung der verfu¨gbaren Ressourcen und
Kompetenzen fu¨r das Projekt und seine A&V, z.B. hinsichtlich des Eigen- und Fremdka-
pitals, der Vertriebswege oder des Wissens u¨ber Genehmigungsverfahren unter Beru¨ck-
sichtigung des Bedarfs und der Erfolgswahrscheinlichkeit von alternativen Projekten (vgl.
Hintermann 2002: 134f.).
23Der Grad dieser Art von Komplexita¨t bestimmt sich aus der Varieta¨t, also den Arten und der Anzahl von
Elementen, und der Konnektivita¨t - den Arten und der Anzahl der Beziehungen zwischen den Elementen.
Bei Maschinen ha¨ngt die Komplexita¨t von der Anzahl der Baugruppen oder Einzelteile, deren Schnittstellen
und Verknu¨pfungen ab (vgl. Degen 2004: 8).
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Wirtschaftliche Erfolgswahrscheinlichkeit: Unsicherheiten z.B. aufgrund von mo¨glicher-
weise attraktiveren Konkurrenzlo¨sungen, Schutzrechten, die einer marktlichen Verwer-
tung entgegenstehen, der (zuku¨nftigen) Gesetzeslage, der Reaktion des Marktes (Absatz-
marktrisiko)24 , insbesondere bei wirtschaftlichen Konjunkturtiefs bzw. -schwankungen,
der Amortisationsdauer; Risiken z.B. bezu¨glich einer wettbewerbstauglichen Preisgestal-
tung (insbesondere, wenn noch keine Skaleneffekte in der Produktion entstehen), der
Erreichung des angestrebten Absatzvolumens, der Amortisationsdauer, des angestrebten
Gewinns.
Diese vier Punkte sind zirkula¨r und iterativ miteinander verknu¨pft: Die technische und die
betriebswirtschaftliche Realisierbarkeit ha¨ngen u.a. von der strategischen Priorita¨t und dem
daraus folgenden Ressourcen- und Kompetenzeinsatz ab. Dies hat Einfluss auf die wirtschaft-
liche Erfolgswahrscheinlichkeit. Sobald sie besser einzuscha¨tzen ist, wird wiederum die strate-
gische Relevanz modifiziert und der Ressourcen- und Kompetenzeinsatz angepasst. In diesem
Zusammenspiel wird der Strategie als Auslo¨ser fu¨r Forschungsprojekte die gro¨ßte Relevanz
zugesprochen. Auf die vier Punkte wirkt zudem implizit die Unternehmensgro¨ße: Bei großen
Unternehmen bieten sich auf der einen Seite um so mehr Mo¨glichkeiten fu¨r die technische
und betriebswirtschaftliche Realisierung. Auf der anderen Seite ist ein Projekt unter vielen im
Regelfall strategisch nicht herausragend bedeutsam. Im Zweifelsfall gibt es genu¨gend andere
Projekte, in welche investiert werden kann.
Trotz des sich gegenseitig versta¨rkenden Effektes der in Abschnitt 2.4.1 genannten vier
Mo¨glichkeitskategorien ist fu¨r ein marktwirtschaftlich agierendes Unternehmen mit prima¨rer
Gewinnerzielungsabsicht anzunehmen, dass die wissenschaftliche A&V und die Verbesserung
der Rahmenbedingungen zweitrangig sind. Sie erhalten mo¨glicherweise mittelfristig Relevanz
- so etwa dadurch, dass aus strategischer Sicht ein Unternehmen seine Reputation als for-
schender, innovativer Marktteilnehmer steigern will. Andererseits spricht insbesondere gegen
die wissenschaftliche A&V aus Unternehmenssicht, dass der Wert des Wissens zum jetzigen
Zeitpunkt mo¨glicherweise noch nicht vollsta¨ndig ermessen werden kann. Deshalb kann das
Unternehmen es selbst als Risiko ansehen, auch nur einen Teil des Wissens unentgeltlich und
24Die unternehmerische Einscha¨tzung des Absatzmarktrisikos wird insbesondere von der Adoptionsfor-
schung, dem mikroo¨konomischen Teil der Diffusionsforschung, unterstu¨tzt. Sie untersucht, wann poten-
tielle Nachfrager eine Technologie als strategisch, technisch und betriebswirtschaftlich passend fu¨r sich
wahrnehmen (vgl. Hintermann 2002: 8f.). Im Allgemeinen za¨hlen hierzu relative Vorteile gegenu¨ber
den benutzten und/oder am Markt befindlichen Alternativen, Kompatibilita¨t mit fru¨heren Erfahrun-
gen, eingefu¨hrten oder neuen Produkten/Prozessen, kulturellen Werten und individuellen/technischen
Bedu¨rfnissen, Komplexita¨t (der Aufwand, der beno¨tigt wird, die Technologie zu verstehen und anzu-
wenden), Wahrnehmbarkeit (das Ausmaß, in dem die Innovation bzw. der Nutzen und die Ergebnisse
fu¨r andere Individuen zu erkennen ist), Erprobbarkeit, bevor eine endgu¨ltige Entscheidung getroffen
wird sowie mit dem Kauf und der Umsetzung verbundene Risiken (vgl. Rogers, Everett M. (2003: 15ff.)
und Ba¨hr-Seppelfricke (1999: 20ff.)). Idealtypisch antizipiert der Hersteller die Bedu¨rfnisse potentieller
Nachfrager in seinem angestrebten Eigenschaftsbu¨ndel fu¨r die Technologie.
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ohne Not dem potentiellen Mitbewerbern offen zu legen (vgl. Wimmers 1999: 37). Weite-
re Hemmnisse gegenu¨ber einer wissenschaftlichen A&V ergeben sich insbesondere bei KMU
durch Unsicherheiten aufgrund mangelnder Erfahrungen mit wissenschaftlichen Akteuren, ei-
nem komplizierten Zugang zu den Hochschulen und zu wenig personellen Kapazita¨ten.
Als dritter Faktor ist die Perso¨nlichkeit der Entscheidungstra¨ger zu nennen. Es wird da-
von ausgegangen, dass Entscheidungen zum einen nur unter begrenzter Rationalita¨t getroffen
werden und zum anderen auf individuellen Motivlagen basieren. Diese mu¨ssen nicht immer
zielfu¨hrend im Hinblick auf Unternehmensinteressen sein. Fu¨r eine Ausarbeitung der individu-
ellen Widersta¨nde und Kontertaktiken wird auf das Promotoren-Opponenten-Modell verwiesen
(vgl. Witte (1998), Hauschildt (1998)).
Diese Bedingtheiten fu¨r ein Handlungsportfolio erkennt die Gesellschaft an und mildert sie
teilweise mit staatlichen Eingriffen ab. Dazu geho¨ren Technologietransfereinrichtungen, weitere
Fo¨rderungen und Informationsplattformen im Internet sowie die Vera¨nderungen von Rahmen-
bedingungen. Zu den Angeboten muss allerdings hinzu kommen, dass sie den angesprochenen
Akteuren bekannt sind.
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Im vorherigen Kapitel wurde ausgefu¨hrt, welche Begru¨ndungen es fu¨r die staatliche Fo¨rderung
von umweltorientierter F&E gibt und wieso diese F&E mitunter des Zusammenwirkens meh-
rerer Akteure bedarf. Gleichfalls wurde dargelegt, welche Mo¨glichkeiten ein Unternehmen hat,
die Forschungsergebnisse weiter zu verwenden und mit welchen Hu¨rden es konfrontiert sein
kann.
Diese Mo¨glichkeiten wahrzunehmen oder umfassender im Innovations- und Diffusionprozess
zu agieren, mag durch eine Zusammenarbeit mit anderen Organisationen erleichtert werden.
Aus Unternehmenssicht konkurriert dies mit zwei Alternativen: Etwas allein durchfu¨hren oder
einen Auftrag am Markt vergeben. Die ex ante Einscha¨tzungen der kurzfristigen Erfolgswahr-
scheinlichkeiten und der la¨ngerfristigen Konsequenzen sind entscheidend fu¨r die Wahl.
Auch aus gesamtgesellschaftlicher Sicht wird es eine fallweise unterschiedliche Pra¨ferenz fu¨r
eine der drei Alternativen geben. Diese Pra¨ferenz orientiert sich an der gesamtgesellschaftli-
chen Wohlfahrt, die nicht notwendigerweise deckungsgleich ist mit den einzelwirtschaftlichen
Zielen. Ist es gesamtgesellschaftlich erwu¨nscht, dass Unternehmen ha¨ufiger und intensiver mit
anderen Organisationen in einer Volkswirtschaft zusammenarbeiten, so ist es notwendig, die
Rahmenbedingungen und Anreizstrukturen dafu¨r zu kennen, um sie mo¨glicherweise dahin ge-
hend politisch zu beeinflussen. Im Licht einer Wirtschaftsordnung, welche sich auf Wettbewerb
gru¨ndet, ist dies einerseits eine Gradwanderung: Staatliche Eingriffe in den Markt werden kri-
tisch betrachtet. Andererseits zeigt eine fortlaufende Umweltzersto¨rung dringende Handlungs-
erfordernisse auf. Dabei ko¨nnen viele anthropogene Schadensquellen besser unter Beteiligung
mehrerer Akteure reduziert oder vermieden werden.
In diesem Sinn ist das Kapitel folgendermaßen aufgebaut: Im ersten Unterkapitel wird defi-
niert, was hier unter Kooperationen verstanden wird. Das zweite Unterkapitel hinterfragt, wann
es im gesamtgesellschaftlichen Interesse ist, dass Unternehmen mit anderen zusammenarbeiten.
Das dritte Unterkapitel zeigt einzelwirtschaftliche Anreizstrukturen auf, die Marktgegebenhei-
ten reflektierend. Das vierte Unterkapitel bescha¨ftigt sich damit, wie sich Kooperationen nach
Ende einer Fo¨rderung oder nach Erreichung ihrer urspru¨nglichen Ziele hin zu anderen Koope-
rationen wandeln ko¨nnen und inwieweit dies vorher steuerbar ist. Dies setzt an dem Gedanken
an, dass aus der gefo¨rderten Zusammenarbeit politisch gewollt auch dauerhafte Vernetzungen
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entstehen sollen.
3.1 Versta¨ndnis von Kooperationen
Konstitutive und fakultative Merkmale formen das Bild von Kooperationen. Dies wird in den
folgenden beiden Abschnitten erla¨utert.
3.1.1 Konstitutive Merkmale
Eine Zusammenarbeit zwischen zwei oder mehreren Akteuren1, sei es nun innerhalb oder zwi-
schen Organisationen, gibt es im wirtschaftlichen Kontext schon seit jeher. Allerdings erst
in den 1970er Jahren gerieten interorganisatorische Kooperationen, die entweder als eige-
ner Typus jenseits des sozioo¨konomischen Austauschmechanismus Markt und des in vielen
Unternehmen wirksamen Strukturierungsprinzip Hierarchie gedacht (Powell 1990) oder aus
transaktionskostentheoretischer Perspektive als hybrider Typ auf einem Kontinuum zwischen
Markt und Hierarchie angesehen werden (vgl. Raupp 2002: 16ff.), in das Blickfeld der wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschung. Anfa¨nglich aufgegriffen vom Investitionsgu¨termarketing
befasste sich in den 1980er Jahren damit die strategische Unternehmensfu¨hrung, ehe es dann
breit in den Wirtschaftswissenschaften thematisiert wurde (vgl. Peitz 2002: 9ff.).
Vergleichsweise selten werden Kooperationen mit Umweltnutzen betrachtet, so etwa bei
o¨kologisch orientierten, u¨berbetrieblichen, produktbezogenen Wertscho¨pfungsketten, Produkt-
lebenszyklen oder im Rahmen der
’
Industrial Ecology‘, die sich u.a., die Anna¨herung an eine
Kreislaufwirtschaft propagierend, mit u¨berbetrieblichem Stoffstrommanagement auseinander-
setzt (vgl. z.B. Seuring und Mu¨ller (2007), Sterr (2003)).
Hier werden einer Kooperation im Umweltbereich in Anlehnung an Krcal (1998: 9), Mu¨ller
(2003: 8f.) und Sydow (1992: 79) folgende konstitutive Merkmale zugesprochen: Es handelt
sich um eine Organisationsform zwischen einem Unternehmen mit mindestens zwei anderen
Akteuren, die zum Inhalt die in irgendeiner Form vereinbarte Durchfu¨hrung von gemeinsa-
men Aktivita¨ten mit entsprechender Koordination hat.2 Die Zusammenarbeit kann sich auf
1Akteure ko¨nnen sowohl Individuen, Gruppen als auch Organisationen, eben die jeweils handelnde Einheit
sein (vgl. Hees et al. 2003: 138). Bei mehr als zwei Akteuren wird ha¨ufig auch von Netzwerken gesprochen,
ein mehrdeutiger Begriff. Denn er wird ebenfalls fu¨r die lockeren sozialen Strukturen gebraucht, in welche
Akteure eingebettet sind (vgl. Nohria und Eccles (1992: 288), Gulati et al. (2000: 204), Granovetter (1985))
und welche bei Bedarf intensiviert werden.
2Diffizil dabei ist, was als Vereinbarung gewertet wird: Ein rechtlich einklagbarer Vertrag oder eine so ge-
nannte psychologische Vereinbarung. Sie beruht auf durch mehrfache Erfahrungen zuverla¨ssig besta¨tigten
und eingespielten gegenseitigen Erwartungen und Anspru¨chen und/oder auf sonstigem Vertrauen. Ihre Ver-
letzung wird durch entsprechende Verhaltensweisen des jeweils Anderen sanktioniert. Da allerdings einem
VP eine schriftliche Vereinbarung vorausgeht, wird diese Differenzierung hier nicht weiter verfolgt.
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alle Phasen des Prozess- oder Produktlebenszyklusses einer neuen, o¨kologisch vorteilhafteren
Technologie beziehen. Das Interaktions- und Beziehungsgeflecht ist komplex-reziprok und eher
als kooperativ denn als kompetitiv zu bezeichnen. Die Partner sind zum Zeitpunkt der Verein-
barung untereinander rechtlich und wirtschaftlich selbststa¨ndig. Im Verlauf der Kooperation
werden die Partner dann mo¨glicherweise aber in Bezug auf den Kooperationsgegenstand wirt-
schaftlich voneinander abha¨ngig. In F&E-Projekten existiert ha¨ufig eine Abha¨ngigkeit von den
Projektschritten anderer, sofern die Schritte aufeinander aufbauen. Nicht alle Projektteilneh-
mer mu¨ssen dabei davon betroffen sein.
Als Kooperationspartner von Unternehmen sind folgende denkbar, wobei die Kategorien von
der Perspektive eines Unternehmens in der Wertscho¨pfungsstufe aus definiert sind:
• Unternehmen auf gleicher Wertscho¨pfungsstufe
– mit Substituten3
– mit komplementa¨ren Produkten/Dienstleistungen




• Beratungs- und Vermittlungsorganisationen (o¨ffentliche Einrichtungen, Verba¨nde, Inge-
nieurbu¨ros, technische Berater/Dienstleister, Technologietransfereinrichtungen)
Lieferanten/Hersteller und industrielle Anwender lassen sich auch aus Produktsicht definieren.
Die rechtliche und wirtschaftliche Selbststa¨ndigkeit verbunden mit der Durchfu¨hrung ge-
meinsamer Aktivita¨ten grenzt kapitalma¨ßige Beteiligungen und Bindungen auf der einen (z.B.
Fusionen, Akquisitionen, Konzerne) und einfache Marktbeziehungen (z.B. Auftragsforschung,
Patent- und Lizenznahmen, die gemeinsame Nutzung von Gera¨ten (z.B. Meß- und Pru¨fein-
richtungen, Computer)) auf der anderen Seite aus. Ebenfalls wird nicht als Kooperation die
Zusammenarbeit zwischen Lieferant und Kunde im Systemgescha¨ft gewertet, bei denen ge-
meinsame Aktivita¨ten durch den Kaufvertrag bedingt sind; hingegen kann ein Systemgescha¨ft
durch mehrere Lieferanten in Kooperation angeboten werden. Auch werden keine reinen Er-
fahrungsaustauschkreise darunter geza¨hlt (vgl. Wolff et al. 1994: 14).
3Normalerweise konkurrieren Unternehmen allerdings nicht u¨ber die ganze Bandbreite ihrer Aktivita¨ten mit-
einander.
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3.1.2 Fakultative Merkmale
Trotz dieser Ausschlu¨sse ist die Spannweite von Kooperationsarten groß. Darauf deutet auch
die Begriffsvielfalt hin, so etwa Allianz, Interessen-, Arbeitsgemeinschaft oder Konsortium (vgl.
Killich 2005: 13).
Verschiedene Ansa¨tze zur Systematisierung existieren: So bedienen sich z.B. Sydow (1992:
104) und Beck (1998: 58) der bereits angesprochenen Vorstellung eines Kontinuums zwischen
Markt und Hierarchie. Die verschiedenen Formen mo¨glicher Zusammenarbeit werden anhand
ihres Verha¨ltnisses von marktlichen zu hierarchischen Elementen auf einem Band angeord-
net. Allerdings: Eine einheitliche Ordnung der Kooperationstypen und ihre Verortung auf dem
Kontinuum ist bislang nicht gelungen (vgl. Morschett 2003: 394). Denn zum einen lassen
sich Typen nicht u¨berschneidungsfrei isolieren, zum anderen werden sie je nach Autor unter-
schiedlich definiert. Als alternatives Kriterium fu¨r die Bildung einer Rangfolge schla¨gt Mu¨ller
(2003: 30) die Intensita¨t der zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit vor. Ideal wa¨re dafu¨r ein
aggregierter Wert fu¨r alle Akteure und die gesamte Kooperation. Dies ist allerdings wieder-
um aufgrund messtechnischer Probleme schlecht zu realisieren. Zu diesen Problemen geho¨rt
die Darstellung unterschiedlicher Kooperationsintensita¨ten je nach phasenbedingter Aufgabe,
unterschiedlicher Wahrnehmungen und den urspru¨nglich bilateralen Bezugspunkten: So visua-
lisiert die soziale Netzwerkanalyse die Kooperationsintensita¨ten durch die Dicke der einzelnen
Verbindungslinien von Partner zu Partner.
Von den Schwierigkeiten der verschiedenen Systematisierungsversuche abstrahierend ru¨cken
je nach Forschungsschwerpunkt unterschiedliche Besonderheiten in den Fokus. Eine allgemeine
Kategorisierung dient daher ha¨ufig nur als Ausgangspunkt fu¨r detailliertere Arbeiten. In diesem
Sinn vermittelt die Auswahl fakultativer, auf unterschiedlichen Abstraktionsebenen angesiedel-
ter und sich teilweise u¨berlagernder Attribute in der folgenden Tabelle einen Eindruck von der
Vielfalt mo¨glicher Kooperationsformen.
Merkmal Auspra¨gungen
Teilnehmer Organisationsarten, involvierte Abteilungen und Rollen der Individuen,
Stellung im Sektor und in der Wertscho¨pfungskette, Gro¨ßenverha¨ltnis-
se, ra¨umliche Distanz, Unternehmensstrategien, -kulturen, Engagement
Struktur Anzahl der Akteure, Art der vertraglichen Bindungen, wettbewerbs-
rechtliche Zula¨ssigkeit, Sichtbarkeit gegenu¨ber Mitwettbewerbern, Exi-
stenz von Zutritts- und Austrittsbarrieren, Zeitlicher Horizont, Stabi-
lita¨t, projektbezogene Abha¨ngigkeiten
Gegenstand Sachliche Inhalte, ko¨nnen aus allen Abteilungen eines Unternehmens
stammen sowie abteilungs-/unternehmensu¨bergreifend sein
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Ressourcen Grad der Verfu¨gbarkeit von Finanzressourcen, Sachkapital, Kompeten-




Machtausu¨bung, Wege der Entscheidungsfindung, Koordination der
Aufgaben-, Ressourcen- und Verantwortungsverteilung, Regeln zum In-
teressenausgleich, Kommunikationsintensita¨t, Leistungsaustausch (In-
halt, notwendige vs. tatsa¨chliche Ha¨ufigkeit, Symmetrie und Rezipro-
zita¨t des Austauschs), Flexibilita¨t, Multiplexita¨t (Ausmaß, in dem Be-
ziehungen zum Austausch unterschiedlicher Inhalte genutzt werden),
Grad der Handlungs- und Umsetzungsfa¨higkeit der Kooperation
Externe
Kontakte
Grad der externen Bekanntheit der Kooperation, Umfang und Art der
informellen Vernetzung mit Akteuren außerhalb der umrissenen Koope-
ration
Tabelle 3.1: Fakultative Merkmale zur Beschreibung einer Kooperation, eigene Darstellung
nach Peitz (2002: 33), Figge (99: 37ff.), Voß (2002: 387), Mu¨ller (2003: 11ff.),
Scholl und Wurzel (2002: 21ff.), Bu¨hrer und Go¨risch (2003: 206)
Nach Sydow und Milward (2003: 4) stellt die Gu¨te der Zusammenarbeit, ein in mehrere Di-
mensionen zerlegbares Konstrukt, ein Ergebnis aber auch einen Einsatzfaktor fu¨r die Qualita¨t
des inhaltlichen Ergebnisses, des Forschungserfolges, dar. Diesem Gedanken wird hier gefolgt.
3.2 Gesamtgesellschaftliche Perspektiven: Fu¨r und Wider
Das Ziel, die Steigerung der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt, wird von normativ gepra¨gten
volkswirtschaftlichen Theorien nicht in Frage gestellt. Hingegen unterscheiden sie sich in den
U¨berlegungen, welche Maßnahmen dafu¨r zu ergreifen sind. Insbesondere die Frage, ob und was
durch einen Staat zu fo¨rdern ist, wird je nach Sichtweise verschieden beantwortet. Darauf sich
stu¨tzend beurteilen auch politische Entscheidungstra¨ger ex ante die gesamtwirtschaftlichen
Effekte von Kooperationen unterschiedlich.
Seit mehreren Jahren bedienen sich, wie in Unterkapitel 1.2 angedeutet, mehrere La¨nder der
Heuristik des Innovationssystems (IS) als Begru¨ndung fu¨r politische Unterstu¨tzungsmaßnah-
men von Kooperationen und Netzwerken (vgl. Edquist (2005: 184), Schienstock (2005: 107)).
Diese Heuristik betont die Relevanz des Zusammenspiels verschiedener Akteure fu¨r die Er-
findung und Verbreitung vieler fortschrittsweisender Neuerungen. A¨hnlich engagiert sich auch
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Deutschland:
”
Die staatliche Innovationsfo¨rderung zielt schon seit la¨ngerer Zeit auf eine Ver-
netzung von Partnern beziehungsweise auf den Aufbau langfristiger Forschungs-
beziehungen (. . . ). (. . . ) Eine prima¨re staatliche Aufgabe bei der Erschließung
von neuen Innovationsfeldern ist heute nicht mehr so sehr die Bereitstellung von
”
harten“ Infrastrukturen wie Kommunikationsnetzen etc., sondern in weit ho¨herem
Maße die Verbesserung der Bedingungen der Mo¨glichkeit des Aufbaus von Aus-
tauschbeziehungen und Akteursgeflechten durch die Akteure selbst.“ Steg et al.
(2003: 25f.).
Deshalb wird im ersten Abschnitt die Heuristik des Innovationssystems dargestellt.
Allerdings ist ein solches Engagement nicht undifferenziert als hilfreich zu bewerten. Eine Un-
terscheidung tut deshalb not, weil Kooperationen, nur, wenn sie als gesellschaftlich erwu¨nscht
angesehen werden, auch in staatlich gefo¨rderten Projekten angestoßen werden sollten (vgl.
Schmidt (2005: 1ff.), Llerena und Matt (1999: 188ff.)). Die vorherrschende Wettbewerbsord-
nung in Deutschland greift den Punkt, Fallunterscheidungen zu treffen, am augenfa¨lligsten
durch das Kartellrecht auf. Dies wird im zweiten Abschnitt dargestellt. Ausgangspunkte sind
F&E-Kooperationen.
3.2.1 Heuristik eines Innovationssystems
Das von der evolutiona¨ren O¨konomik4 beeinflusste heuristische Konzept eines Innovations-
systems (IS) wurde in den 90er Jahren entwickelt. Inhaltlich liegt dem Innovationssystem die
Vorstellung eines von Markt und Technologie beeinflussten und durch Ru¨ck- und Vorwa¨rtskopp-
lungen gekennzeichneten Innovationsprozesses auf aggregierterer Ebene zugrunde: Es reicht
nicht aus, F&E zu forcieren. Stattdessen mo¨chte der Ansatz vordringlich zu einem besseren
Versta¨ndnis fu¨r das komplexe Zusammenspiel aller Akteure und Institutionen beitragen, die
tatsa¨chlich oder potentiell an dem Innovations-, Produktions-, Distributionsprozess und - in
eigener gedanklicher Weiterfu¨hrung davon - an der Nutzung wie auch an der spa¨teren Reduk-
tion der Innovation beteiligt sind (vgl. Walz und Kuhlmann (2005: 279, 285), Edquist (1997:
7, 14), Saviotti (2005: 9)). Ein zweites Ziel ist dabei, bisher nur wenig verknu¨pfte Akteure
zu identifizieren und deren Austauschbeziehungen zu verbessern. Das ist verknu¨pft mit dem
4Die evolutorische O¨konomik ist ein Oberbegriff fu¨r verschiedene Richtungen, die sich aus der Kritik an den
neoklassischen Hypothesen der Gewinnmaximierung und des Gleichgewichts heraus entwickelt haben. Sie
eint das Interesse am Wandel in o¨konomischen Systemen bei dem Auftreten von etwas Neuem, wobei zur
Erkla¨rung der Entstehungs- und Ausbreitungsbedingungen sowie der Auswirkungen teilweise auf Vorstel-
lungen aus der Biologie zuru¨ckgegriffen wird (vgl. Verspagen 2005: 492). Prominente Vertreter sind Dosi
(1982), Dosi (1988), Witt (1987), Hodgson (1993), Nelson und Winter (1982), Freeman (1987), Cantner
(2000).
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ha¨ufig bestehenden Anspruch, systemimmanente Ma¨ngel zu identifizieren und zu mildern. Da-
zu ist der Vergleich mit einem Soll-Zustand no¨tig, als eine Gegenu¨berstellung entweder mit
einem Ideal-System oder mit existierenden, anderen Systemen.5 Fu¨r die empirische Analyse
setzt dieser Ansatz auf Methodenpluralismus.
Als ein System wird das Gebilde von Akteuren und Institutionen angesehen, die zueinander
in Relation stehen, Subsysteme bilden ko¨nnen und sich durch Gemeinsamkeiten gegenu¨ber
einem externen Umfeld abgrenzen lassen (vgl. Edquist 1997: 4). Die Grenzen ko¨nnen sich im
Zeitablauf vera¨ndern. Als Akteure ko¨nnen je nach Forschungsfrage Individuen oder Gruppen
betrachtet werden (vgl. Edquist und Johnson (1997: 47), Malerba (2002: 251)). Den Akteu-
ren wird begrenzte Rationalita¨t unterstellt (vgl. Malerba 2004a: 14). Ihre Interaktionen sind
durch so genannte Institutionen gepra¨gt (vgl. Malerba 2002: 248), sie indess pra¨gen ebenfalls
Institutionen. Institutionen, u¨bermittelt durch Kultur, soziale Strukturen und Routinen, geben
menschlichem Verhalten Stabilita¨t und Sinn ((vgl. Peter 2002: 8) mit Ru¨ckgriff auf Scott
(1995)). Voraussetzung fu¨r ihre Wirksamkeit ist eine gemeinsame Einversta¨ndnis- oder Legiti-
mationsbasis zwischen den Akteuren. Fu¨r Innovationsaktivita¨ten in Kooperationen u¨bernehmen
Institutionen die Aufgabe, dass sie Unsicherheiten u¨ber das Verhalten anderer reduzieren, oh-
ne dass alle Verhaltensmo¨glichkeiten umfassend vertraglich niedergeschrieben werden. Je mehr
sie vorhanden sind, desto mehr mindern sie Vertrags- und Koordinationskosten und erleichtern
eine vertrauensvolle Zusammenarbeit (vgl. Nooteboom 2000: 926ff.).
Das System ist als durchla¨ssig, mit anderen Systemen interagierend gedacht (vgl. Peter
2002: 49ff.). Dies ist innovationsfo¨rdernd, wie das in der Netzwerkforschung popula¨re Postulat
’
The strengh of weak ties‘ von Granovetter (1973) und Granovetter (1983) nahe legt. Grano-
vetter geht davon aus, dass starke Verbindungen eher innerhalb homogener Gruppierungen und
schwache Verbindungen zu davon heterogenen Akteuren bestehen. Wirklich neue Ideen und
Kombinationen werden durch die andersartige Perspektive und das Wissen der heterogenen
Akteure in die Gruppe hineingetragen.
Ohne zwischen Akteuren, ihren Funktionen und Institutionen scharf zu trennen, gibt das
Modell von Kuhlmann und Arnold (2001) denkbare Parts eines Innovationssystems und ihre
Zusammenha¨nge in Abbildung 3.1 wieder:
5Beides ist allerdings mit unterschiedlichen Schwierigkeiten behaftet. Der Vergleich mit einem Ideal-System
ist nach der Evolutorischen O¨konomik nicht mo¨glich, da es bei Innovationsprozessen keinen Gleichgewichts-
zustand gibt und damit kein Optimum definierbar ist (vgl. Edquist (1997: 6), Edquist (2005: 185)). Der
Vergleich mit anderen Systemen mag Hinweise darauf geben, ob und welche Akteure, Funktionen, Insti-
tutionen, und/oder Verbindungen und Interaktionen zwischen den Akteuren ungeeignet sind oder fehlen.
In der Konsequenz geben funktionierende Stellen in anderen Systemen aber nur Anregungen, welche Ur-
sachen sichtbare Ma¨ngel im Innovationsprozess haben ko¨nnten und wie diese Ursachen zu beheben sind
(vgl. Malerba 2005: 398). Es ist aber kaum mo¨glich, funktionierende Teile aus anderen Systemen geplant
zu u¨bertragen, in der Erwartung, dass sie hier wie dort gleichermaßen funktionieren. Denn Sub(systeme)
und Elemente ko¨nnen zwar bedingt entworfen und umgesetzt werden, sie basieren aber vielfach auf einem
historisch gewachsenen und nur eingeschra¨nkt steuerbaren Entwicklungsprozess.
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Bessere Koordination im deutschen Forschungs- und Innovationssystem 
88
administrative Instanzen sowie die Netzwerke zwischen diesen Akteuren. Sie sind „hybrid“ und reprä-
sentieren damit einen Ausschnitt der Gesellschaft, der – wie in Abb. 6-1 schematisch dargestellt – 
weit in andere Bereiche hinein strahlt: Innovationssysteme prägen die Modernisierungsprozesse einer 
Gesellschaft entscheidend. 
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Quelle: Kuhlmann, Arnold 2001. 
Dabei gleicht kein Innovationssystem dem anderen, ebenso wenig wie eine Gesellschaft der anderen. 
Leistungsfähige Innovationssysteme entfalten ihre besonderen Profile und Stärken nur langsam, im 
Laufe von Jahrzehnten oder sogar Jahrhunderten (Grupp et al. 2002). Sie beruhen auf spezifischen 
Machtstrukturen und Kooperationsbeziehungen zwischen den Institutionen der Wissenschaft und 
Technik, der Industrie sowie des politischen Systems. Sie ermöglichen die Ausprägung eines für das 
jeweilige System charakteristischen Spektrums von verschiedenartigen, unverwechselbaren Rollende-
finitionen der beteiligten Institutionen und Akteure, bringen eigene Verhandlungsarenen und Regel-
werke hervor und fördern gegenseitige Verhaltenserwartungen – zusammengefasst: die besondere go-
vernance des Systems.2 Zur Governance gehören auch besondere interinstitutionelle Instanzen – in 
Deutschland etwa die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung, der 
Wissenschaftsrat –, welche den Austausch der Akteure im Innovationsgeschehen vereinfachen und 
                                                                                             
2 Leider gibt es für diesen politikwissenschaftlichen Begriff kein ähnlich prägnantes deutsches Wort. Der Begriff schließt neben der for-
mellen Regierungsgewalt auf der Grundlage der Verfassung und der Institutionen des Staates außerdem informelle Regelungen, die 
nicht-institutionalisierte Staatslenkung und normative Dimensionen ein. 
Abbildung 3.1: Schematische Elemente eines Innovationssystems, aus: Kuhlmann und Arnold
(2001), zitiert nach Grupp et al. (2004: 88)
Dieses Modell schließt all jene Ak eur mit ein,
”
die wissenschaftlich forschen, Wissen akkumulieren und vermitteln, die Arbeits-
kra¨fte ausbilden, die Technologie entwickeln, die innovative Produkte und Ver-
fahren hervorbringen sowie verbreiten; hierzu geho¨ren auch einschla¨gige regulative
Regimes (Standards, Normen, Recht) sowie die staatlichen Investitionen in ent-
sprechende Infrastruktur (Freeman 1987; Lundvall 1992; Edquist 1997). Innovati-
onssysteme erstrecken sich also u¨ber Schulen, Universita¨ten, Forschungsinstitute,
forschende Unternehm in der Industrie, politisch-administrative Instanzen sowie
die Netzwerke zwischen diesen Akteuren.“ Grupp et al. (2004: 88).
Vier Auspra¨gungen eines Innovationssystems werden separiert: Das Nationale Innovations-
system (NIS) (vgl. etwa Freeman (1987), Lundvall (1992), Nelson (1993)), das Regionale
Innovationssystem (RIS) (vgl. etwa Cooke et al. (1997), Braczyk et al. (1998)), das Techno-
logische Innovationssystem (TIS) (vgl. etwa Callon (1992), Carlsson und Stankiewitz (1995)),
sowie das Sektorale Innovationssystem (SIS) (vgl. etwa Malerba (2002), Malerba (2004a),
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Malerba (2004b), Malerba (2005)). Das NIS und das RIS basieren auf geographischen Gren-
zen. Das TIS ordnet sich um Technologiefelder, das SIS gruppiert sich um spezifische Produkte
bzw. komplementa¨re Produktgruppen bzw. bei Prozessinnovationen um produktionsverwandte
Unternehmen.6 Bei Produktinnovationen ist der Markt, auf dem die Produkte gegen andere
um die Nachfrage konkurrieren, auch in die Betrachtung einzubeziehen, wobei die Nachfrager
einem anderen Sektor angeho¨ren ko¨nnen als die Anbieter. Dementsprechend viele und un-
terschiedliche Determinanten wirken auf Angebot und Nachfrage. So argumentiert Malerba
(2002: 250), dass gegenseitige Abha¨ngigkeiten zwischen vertikal oder horizontal verbundenen
Sektoren und Komplementarita¨ten eigentlich die realen Grenzen eines sektoralen Systems bil-
den. RIS, TIS, SIS sind Teile von NIS und ko¨nnen zugleich Schnittmengen oder Untermengen
voneinander darstellen.
Kritisierbar ist der Ansatz des Innovationssystems in mehreren Hinsichten - hier die fu¨r diese
Arbeit augenfa¨lligsten:
Erstens verspricht dieser Ansatz zwar, das Hauptaugenmerk sowohl auf den Innovationspro-
zess als auch auf den Produktions- und den Distributionsprozess zu werfen. Dennoch beru¨ck-
sichtigt ein Großteil der theoretischen und empirischen Beitra¨ge die letzten beiden Prozesse
nicht, gar nicht zu sprechen von der Nutzung und der Reduktion der Produkte. So ist die
Forderung von Malerba (2002: 251, 254) zu unterstu¨tzen, die Gesamtschau auf Produktions-,
Verkaufs- und Distributionssysteme zu erweitern und zu analytischen Zwecken die Subsysteme
getrennt voneinander und detaillierter zu betrachten. A¨hnlich bemerkt Saviotti (2005: 10, 20),
dass die Herangehensweise, komplexe Systeme zu studieren, analytisch schwierig anzuwenden
ist. Er empfielt eine Beschra¨nkung auf einige, als relevant erachtete Elemente, die zu einem
gewissen Grad voneinander separierbar sind, und ihre Interaktionen. Das ist allerdings auch ein
schwieriges Unterfangen angesichts der Tatsache, dass die Frage, welche Akteure und Wech-
selwirkungen zwischen ihnen fu¨r ein IS am wichtigsten sind, noch nicht gekla¨rt ist (vgl. Edquist
2005: 189).
Zweitens konzentriert sich dieser Ansatz auf die o¨konomische Seite von Innovationen. Er
schließt nur selten Umweltgesichtspunkte mit ein (vgl. Weber und Hemmelskamp 2005: 1).
Erste Schritte, o¨kologische Aspekte zu integrieren, finden sich bei Walz und Kuhlmann (2005).
Drittens kritisiert Edquist (2001: 17), dass die Forschung u¨ber IS der Rolle des Staates
kaum Aufmerksamkeit widmet. Und dies, obgleich die Idee eines Innovationssystems rasch
an Popularita¨t im politischen Kontext auf regionaler, nationaler und internationaler Ebene
gewonnen hat (vgl. Edquist 2005: 184).
6Tatsa¨chlich ist die Abgrenzung zwischen TIS und SIS nicht trennscharf: Als dritte Komponente des SIS
betont Malerba (vgl. 2005: 385), Malerba (vgl. 2002: 251) neben den Institutionen und Akteuren die
sektorspezifische technologische Basis, das sektorspezifische Wissen und die Lernprozesse, die einen Teil
der Heterogenita¨t der Sektoren, insbesondere im Innovationsprozess, innerhalb wie zwischen den Nationen
ausmachen (vgl. Fagerberg (2005: 16), Malerba (2002: 4), Malerba (2005: 384)).
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Trotz dieser Kritikpunkte ist fu¨r die vorliegende Arbeit diese Heuristik aus zwei Gru¨nden von
Bedeutung: Zum einen, weil die deutsche Politik auf Bundesebene, wie schon angesprochen,
von a¨hnlichem ausgeht. Zum anderen, weil diese Heuristik Hinweise darauf gibt, worauf bei un-
ternehmensu¨bergreifenden Innovations- und Diffusionsprozessen zu achten ist: Dem Einbezug
aller potentiell relevanter Akteure.
3.2.2 Vorherrschende Wettbewerbsordnung
Kooperationen sind nicht immer - wie es die Heuristik des Innovationssystems nahelegt - ge-
samtgesellschaftlich wu¨nschenswert. Sondern es ist von der jeweiligen wirtschaftstheoretischen
Perspektive abha¨ngig und im Rahmen einer Sichtweise zudem differenzierter zu betrachten.
Teilweise legen es auch U¨berlegungen zum o¨ffentlichen Gut-Charakter von Wissen und den da-
mit verbundenen Spillover-Effekten nahe: Kooperationen sind wohlfahrtsmindernd, wenn mit
ihnen weniger divers oder weniger effizient F&E betrieben wird als ohne sie bei gleichzeitiger
gesamtgesellschaftlicher F&E-Unterversorgung (Wimmers 1999: 52ff., 128). Allerdings: Un-
tersuchungen des Effektes, den Kooperationen auf die Wohlfahrt ausu¨ben, weisen nicht nur
aufgrund unterschiedlicher Definitionen, was unter Gemeinwohl und Wettbewerb zu verstehen
ist (vgl. Schmidt 2005: 1), sondern auch aufgrund unterschiedlicher Annahmen nicht eindeutig
in eine Richtung.
Deshalb soll im Folgenden nicht auf Theorien und Modelle eingegangen werden. Stattdessen
fokussiert der Abschnitt auf die aktuelle Wettbewerbsordnung, welche auf wirtschaftswissen-
schaftliche Theorien zuru¨ckgreift. Die Wettbewerbsordnung reglementiert u.a. die Zusammen-
arbeit mit dem Ziel der Wohlfahrtssteigerung in der Marktwirtschaft und differenziert dafu¨r
zwischen erwu¨nschten und unerwu¨nschten Kooperationen.
Dies manifestiert sich im europa¨ischen und deutschen Kartellrecht, letzteres dargelegt im
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschra¨nkungen (GWB). Im europa¨ischen Kartellrecht ist fu¨r Ko-
operationen Art. 81 EG-Vertrag zentral. Er verbietet Vereinbarungen, Beschlu¨sse oder aufein-
ander abgestimmte Verhaltensweisen, welche wettbewerbsbeschra¨nkend wirken. Dass es davon
Ausnahmen geben kann, besagt die so genannte Freistellung in Art. 81 Abs. 3 EG-Vertrag.
Dies wird durch Gruppenfreistellungsverordnungen konkretisiert. Sie nimmt bestimmte Grup-
pen von wettbewerbsbeschra¨nkenden Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlu¨ssen von
Unternehmensvereinigungen oder abgestimmten Verhaltensweisen von Unternehmen und/oder
Unternehmensvereinigungen unter bestimmten Voraussetzungen vom grundsa¨tzlichen Verbot
wettbewerbsbeschra¨nkender Vereinbarungen und Verhaltensweisen aus. Nach der Kartellver-
fahrensordnung (VO 1/2003) ist das europa¨ische Recht vorrangig gegenu¨ber nationalem Recht
anzuwenden, sofern Kooperationen den zwischenstaatlichen Handel beeintra¨chtigen ko¨nnen.
Daran angelehnt definiert auch das deutsche Kartellrecht sein Verha¨ltnis zu Art. 81 EG-Vertrag
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in § 22 GWB.7
Weil in VP, dem Abschnitt 4.3.2 vorgreifend, nur deutsche Organisationen Subventionen
erhalten, wird hier davon ausgegangen, dass hauptsa¨chlich das deutschen Kartellrecht be-
achtet werden muss. Ihm liegen vor allem Vorstellungen des ordo-liberalen Modells, auch
Freiburger Schule genannt, zugrunde. Der Begriff Kartell bezieht sich nach § 1 GWB auf
rechtliche oder wirtschaftliche U¨bereinkommen, Beschlu¨sse oder abgestimmte Verhaltenswei-
sen zwischen Unternehmen, die miteinander im Wettbewerb stehen, und deren Vereinbarungen
in einem auf dem Markt prognostizierbar spu¨rbaren Ausmaß tatsa¨chlich Wettbewerb verhin-
dern, einschra¨nken oder verfa¨lschen oder dies intendieren (vgl. Kling und Thomas 2004: 273,
334). Vom Kartellverbot ko¨nnen sowohl Vereinbarungen zwischen Unternehmen auf horizontal
gleicher Stufe der Wertscho¨pfungskette als auch vertikale Beziehungen betroffen sein, sofern
die Partner die Mo¨glichkeit haben, in den Markt des jeweils anderen einzutreten (potentieller
Wettbewerb) (vgl. Gey 2004: 23).
Ausnahmetatbesta¨nde werden in § 2 und § 3 GWB formuliert. Sie werden dadurch be-
gru¨ndet, dass gewisse Formen von Kooperationen die Faktorallokation verbessern und damit
zu einer gesamtwirtschaftlichen Effizienzsteigerung fu¨hren ko¨nnen (vgl. Kling und Thomas
2004: 353). Ein wesentliches Kriterium fu¨r eine Einscha¨tzung ist der Marktanteil. Dazu besagt
die EU-Regelung, dass in horizontaler Zusammenarbeit ein gemeinsamer Marktanteil von 10%
vernachla¨ssigt werden kann, bei vertikaler Zusammenarbeit sind es 15%. Die Einscha¨tzung des
Marktanteils gestaltet sich allerdings insbesondere auf dynamischen, in ra¨umlicher und sach-
licher Hinsicht schlecht abgrenzbaren Ma¨rkten als schwierig. Auch Vereinbarungen zwischen
KMU werden in §3 GWB wegen mangelnder Spu¨rbarkeit von dem Kartellverbot ausgeschlossen.
Vor dem GWB gelten F&E-Kooperationen und andere Funktionsgemeinschaften, so etwa
Produktions-, Werbe- oder Einkaufsgemeinschaften als Spezialfa¨lle von Arbeitsgemeinschaf-
ten, also von mehreren Unternehmen, die zusammen projektbezogen, und daher in der Regel
befristet, einen Auftrag durchfu¨hren. Dafu¨r ist entscheidend, ob ein Unternehmen fu¨r sich al-
lein in der Lage wa¨re, einen Auftrag konkurrenzfa¨hig auszufu¨hren. Falls es das ist, so versto¨ßt
eine projektbezogene Kooperation gegen § 1 GWB, falls die Kooperation einen entsprechen-
den Marktanteil abdeckt. Die Auswirkung sogenannter Verkaufs- und/oder Vermarktungsge-
meinschaften auf den Wettbewerb wird allerdings kritischer gesehen. Dann, wenn entweder
die Mitglieder ihre Leistungen nur u¨ber die gemeinsame Organisation absetzen du¨rfen (sog.
Andienungspflicht, Andienungszwang) oder wenn sie sich auf gemeinsame Preise und Verkaufs-
bedingungen einigen, die den Wettbewerb verzerren, verstoßen sie zuna¨chst einmal gegen das
Kartellrecht. Sie ko¨nnen aber auch freigestellt werden. Einer Freistellung kommt entgegen,
wenn diese Gemeinschaften einen Teil ihrer Gewinne an die Verbraucher weitergeben. Außer-
dem ist ebenfalls der Marktanteil zu beru¨cksichtigen (vgl. Kling und Thomas 2004: 338ff.).
7Fu¨r eine detaillierte Analyse von Unternehmenskooperationen in der Europa¨ischen Wettbewerbspolitik siehe
Eekhoff (2006).
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Dieser Anriss zeigt, dass die Zusammenarbeit zwischen mehreren Akteuren im Innovati-
onssystem seitens des Staates nicht undifferenziert gefo¨rdert und angestoßen werden sollte.
Sowieso kein staatlicher Handlungsbedarf besteht dann, wenn Kooperationen sowohl einzel-
wirtschaftlich als auch gesamtgesellschaftlich gleichermaßen erwu¨nscht oder unerwu¨nscht sind.
Im Folgenden wird pragmatisch unterstellt, dass Kooperationen, die mit den in Deutschland
anzuwendenden Kartellvorschriften konform gehen, mindestens gesamtgesellschaftlich nicht als
schlechter als der Wettbewerb zu beurteilen sind.
3.3 Unternehmensperspektiven: Fu¨r und Wider
Dieses Unterkapitel dient dazu, Ansatzpunkte zu finden, wie der Staat in VP die spa¨tere Koope-
rationsbereitschaft fo¨rdern kann: Eingedenk dessen, dass hinsichtlich Unternehmensnetzwerken
eine große Theorienvielfalt herrscht (Gerum 2001: 1), wird anhand verschiedener wirtschafts-
wissenschaftlicher Erkla¨rungen skizziert, warum und wann Unternehmen kooperieren.
O¨konomische Theorien, derer man sich dazu ha¨ufig bedient, sind die aus der Neuen Insti-
tutioneno¨konomie stammenden Ansa¨tze der Transaktionskosten und Principal-Agent-Theorie,
der aus der Industrieo¨konomik entspringende marktbasierte Ansatz und als Reaktion darauf
die auf der strategischen Managementforschung fundierenden Ansa¨tze der Ressourcen- und
Kompetenzorientierung.8
Nur nebenbei sei erwa¨hnt, dass durch die teilweise eng gefassten Annahmen, allgemein gehal-
tenen Tendenzaussagen und ungelo¨sten Operationalisierungsprobleme die Begru¨ndungen aber
nicht auf alle real vorkommenden Kooperationssituationen zutreffen (vgl. Ru¨diger 1998: 39).
Beispielsweise ist Imagegewinn, der Zugang zu Subventionen oder die Etablierung von Tech-
nologiestandards/Gu¨tezeichen, die Gefahr des Lock-ins in unproduktive Partnerschaften, die
Schwierigkeit, geeignete Partner zu finden, schlecht in die unten na¨her ausgefu¨hrten Ansa¨tze
einzuordnen. Deshalb finden sich in der Literatur auch pragmatische Aufza¨hlungen von teil-
weise voneinander abha¨ngigen positiven und negativen Einflussfaktoren auf unterschiedlichen
Abstraktionsniveaus (vgl. Kropeit 1999: 91), die manchmal kategorisiert werden. So unterteilen
einige Autoren die Motive fu¨r das Eingehen von Kooperationen grob in strategische und kosten-
o¨konomische Anreize (vgl. Hemphill und Vonortas (2003: 256), Hagedoorn (2002: 479)), wobei
8Hingegen sind die Spieltheorie, die Principal-Agent-Theorie und die Ansa¨tze der sozialwissenschaftlichen
Prozessforschung (vgl. dazu Magin et al. (2003)) eher bzw. auch dazu geeignet, ein Versta¨ndnis fu¨r die
Interaktionen wa¨hrend der Kooperation zu entwickeln.
Solcherart zwischen Theorien zu trennen, entspricht einer Zweiteilung in der Literatur: Es wird zwischen
kontingenztheoretischen und effizienztheoretischen Fragestellungen unterschieden.
”
Kontingenztheoreti-
sche Fragestellungen beziehen sich auf die Bedingungen und Faktoren, die das Auftreten von Kooperationen
fo¨rdern und die Erscheinungsformen von Kooperationen beeinflussen. Effizienztheoretische Fragestellungen
zielen auf die Analyse von Output-Input-Beziehungen innerhalb von Kooperationen sowie Folgen der Ko-
operationen fu¨r den Unternehmenserfolg“ ab (Ru¨diger 1998: 27).
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beides Hand in Hand gehen kann. Eine andere Kategorisierung von Eggers (2004: 78f.) grup-
piert in Zeit-, Kosten-, Risiko-, Ressourcenvorteile und Kompetenzgewinne. Allerdings gibt es
hier wiederum U¨berschneidungen mit Motiven, die sich aus den unten aufgefu¨hrten theoreti-
schen Ansa¨tzen herleiten lassen. So konzentriert sich diese Arbeit auf diese Ansa¨tze und die
Kritik an ihnen in Bezug auf ihre Verwendbarkeit bei Kooperationen. Da diese Ansa¨tze zuna¨chst
gleichwertig nebeneinander stehen, schließt dieses Unterkapitel mit einem Zwischenfazit.
3.3.1 Transaktionskostenansatz
Der Transaktionskostenansatz beruht auf den von der Neoklassik gepra¨gten Arbeiten von Coa-
se (1937), Williamson (1975) und Williamson (1985). Unter einer Transaktion wird ein zeitlich
limitierter Prozess der physischen und/oder verfu¨gungsrechtlichen U¨bertragung einer Leistung
oder eines Gutes zwischen zwei Akteuren (vgl. Peitz 2002: 78) verstanden. Dieser Ansatz be-
gru¨ndet die Entscheidung, welches institutionelle Arrangement bei einer Wahl aus mehreren,
gegebenen Alternativen am besten einzugehen ist, mit einem Kostenvergleich. Es ist dasjenige
zu wa¨hlen, welches ex ante die niedrigsten
”
Kosten der Anbahnung, Vereinbarung, Abwick-
lung, Kontrolle und Anpassung, die bei der U¨bertragung (. . . ) entstehen“, verspricht (Ru¨diger
1998: 33). Transaktionskosten ko¨nnen durch die Akteure durch solche Vertra¨ge, welche die Ba-
lance halten zwischen der mo¨glichst vollsta¨ndigen schriftlichen Erfassung aller Eventualita¨ten
und dem dafu¨r notwendigen Zeit- und Informationsaufwand je institutionellem Arrangement
mo¨glichst gering gehalten werden. Unterstu¨tzend ko¨nnen die Koordinationsmechanismen Ver-
trauen und Selbstbindung dem Bedenken und Niederschreiben aller Mo¨glichkeiten angemessene
Grenzen setzen. Allerdings sprechen einige der getroffenen Annahmen u¨ber das Verhalten der
Akteure - beschra¨nkt rationale Wirtschaftssubjekte, die einen Hang zum Opportunismus ha-
ben und risikoneutral sind - gegen solche Optimierungen. Weitere Annahmen bestehen u¨ber
situative Transaktionseigenschaften - dem Grad der Spezifita¨t der Investitionen, dem Grad der
Unsicherheit und der Ha¨ufigkeit der Transaktionen.
Eine Kooperation stellt dann die Lo¨sung mit den relativ geringsten Transaktionskosten ge-
genu¨ber den Alternativen dar,
”
wenn fu¨r die Transaktionen Investitionen mittlerer Spezifita¨t
erforderlich sind, [und] wenn es zu ha¨ufigen Transaktionen zwischen den Partnern kommt“
(Beck 1998: 40). U¨ber den Grad der Umweltunsicherheit bzw. -komplexita¨t variieren die Aus-
sagen. Beck (1998: 41) und Hemphill und Vonortas (2003: 258) halten eine hohe Unsicherheit
fu¨r vorteilhaft fu¨r Kooperationen, Woratschek und Roth (2003: 157f.) behaupten, dass ein
mittlerer Grad Akteure Kooperationen bevorzugen la¨sst, allerdings: Werden die oben benann-
ten Koordinationsmechanismen komplementa¨r zu schriftlichen Vertra¨gen angewendet, so sind
Kooperationen auch bei hoher Spezifita¨t und hoher Unsicherheit als vorteilhaft denkbar (vgl.
Woratschek und Roth 2003: 157ff.).
Verschiedene Gru¨nde deuten darauf hin, dass die Abwa¨gung der Transaktionskosten nur
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ein Teil der Entscheidungsfindung pro oder contra Kooperationen ist: Die Annahmen u¨ber die
Akteure sind nicht in allen Fa¨llen zutreffend, der Fokus auf bilaterale Transaktionen schra¨nkt die
Aussagekraft fu¨r multilaterale Netze ein (vgl. Beck 1998: 41), den Kosten werden nicht explizit
potentielle Gewinne gegenu¨bergestellt und unberu¨cksichtigt bleiben Informationsasymmetrien,
mo¨gliche Interdependenzen zwischen den Transaktionen und der soziale Interaktionskontext, in
dem etwa Vertrauen, Anerkennung, Status und Macht eine Rolle spielen - und dies zunehmend
bei mehrfachen, aufeinander bezogenen Transaktionen (vgl. Peitz (2002: 41), Ru¨diger (1998:
29ff.), Woratschek und Roth (2003: 155ff.)).9
3.3.2 Principal-Agent-Theorie
Die Principal-Agent-Theorie als Part der Neuen Institutioneno¨konomie10 wird vornehmlich auf
gestaltbare bilaterale Beziehungen und Vertra¨ge, die durch ein Machtgefa¨lle gepra¨gt sind, an-
gewendet. Durch die Beziehungen und Vertra¨ge soll der Auftraggeber (Principal) eine Nutzen-
steigerung durch Handlungen des Auftragnehmers (Agent) erfahren. Aufgrund verschiedener
Pra¨missen - der Rationalita¨tsannahme, der Annahme, dass Handlungen vornehmlich im Eigen-
interesse erfolgen, dem Vorhandensein von Zielkonflikten, der Informationsasymmetrie und den
unterschiedlichen Risikopra¨ferenzen - sagt dieser Ansatz fu¨r den Auftraggeber Probleme vor-
aus, die durch den Auftragnehmer in Form von hidden characteristics, -intentions, -information,
-action und hold up verursacht werden, sofern nicht dagegen gesteuert wird (vgl. Picot et al.
(2003: 85ff.), Krcal (1998: 100f.)). Gleichzeitig benennt die Theorie verschiedene Mechanis-
men, mittels derer die Interessen der Kooperationspartner angeglichen und/oder die Probleme
abgeschwa¨cht werden ko¨nnen. Alle Mechanismen sind allerdings mit so genannten Agentur-
kosten verbunden, die sich aus der Kostendifferenz zwischen der Lo¨sung bei vollkommenen
Informationen und Interessensharmonie gegenu¨ber der bei unvollkommenen Informationen und
Interessenskonflikten ergeben.
Diese Theorie la¨sst sich sowohl auf die Anbahnungsphase einer Kooperation als auch auf
den (prognostizierten) Verlauf beziehen. In der Anbahnungsphase hemmen die Wahrscheinlich-
keiten/Unsicherheiten u¨ber das Auftreten von unerwu¨nschten Verhaltensweisen und die damit
anfallenden Agenturkosten die Kooperationsbereitschaft. Fu¨r den Verlauf einer Zusammenar-
beit gibt sie Hinweise auf mo¨gliche Probleme und deren Abschwa¨chungen. Sie ist allerdings
nur eingeschra¨nkt anwendbar, da multilaterale und mehrstufige Beziehungen, die einen Dritten
als Intermedia¨r einbinden, mehrfache Vertragsperioden und der Fall hierarchisch gleichrangiger
Partner im urspru¨nglichen Modell außer Acht gelassen werden (vgl. Ru¨diger 1998: 30ff.).
9Eine ausfu¨hrliche Ero¨rterung der Kritik an dem Gebrauch der Transaktionskostentheorie fu¨r Kooperationen
ist bei Sydow (1992: 145ff.) zu finden.
10Fu¨r einen U¨berblick u¨ber die Principal-Agent-Theorie siehe Picot et al. (2003: 85ff.), einen tieferen Einstieg
bieten Akerlof (1970), Alchian (1972), Arrow (1963), Arrow (1985), Fama (1983a), Fama (1983b), Jensen
und Meckling (1976), Rothschild und Stiglitz (1976), Stiglitz und Weiss (1981).
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3.3.3 Marktbasierter Ansatz der Industrieo¨konomik
Der marktbasierte Ansatz der Industrieo¨konomik - ein typischer Vertreter Michael E. Porter mit
seinem Industriemodell - unterscheidet mehr als die vorangegangenen beiden Ansa¨tze zwischen
Branchen. Er will vergleichsweise anwendungsorientiert die Interaktionen zwischen einem sek-
toral abgrenzbaren Markt mit unvollkommenem Wettbewerb und den Unternehmen erkla¨ren
und vorhersagen (vgl. Bu¨hler und Jaeger 2002: 2), indem er aus Marktgegebenheiten - den
Verhandlungssta¨rken von Lieferanten und Abnehmern, der Bedrohung durch Substitute, der
Bedrohung durch potentielle neue Konkurrenten und der Rivalita¨t unter bestehenden Unter-
nehmen - die daraus zu folgernde Wettbewerbsstrategie sowie die beno¨tigten Ressourcen und
Kompetenzen ableitet (vgl. Porter 1998: 23). Je nach Ausgestaltung des Sektors variiert - so
die Annahme - der Kooperationsbedarf.
Diese Hypothese stu¨tzt beispielsweise eine Untersuchung von Hagedoorn (2002). Daten
aus vierzig Jahren aus der MERIT-CATI Datenbank zeigen, dass sich Mitte der 80er Jah-
re eine Differenzierung zwischen den nach der OECD-Klassifikation als hoch, mittel, ma¨ßig
und gering in der Technologieentwicklung eingestuften Sektoren (siehe vorgreifend Abschnitt
6.1.2) abzeichnet: Kooperationen erhalten eine gro¨ßere Relevanz in den Sektoren, die eine
hohe Flexibilita¨t und rasches Lernen voraussetzen (vgl. Hagedoorn 2002: 482). Sektoren mit
geringer Technologieentwicklung treten mit einem Anteil von 5% an allen Kooperationen in
den 90er Jahren kaum nennenswert in Erscheinung. Eine Erkla¨rung dazu ist, dass in technolo-
gieintensiven Sektoren der Fortschritt so rapide ist und das Wissen so breit verteilt ist, dass ein
Unternehmen nicht genu¨gend Fa¨higkeiten hat, um Innovationen allein voranzutreiben (vgl. Po-
well und Grodal 2005: 59). Ein weiterer Grund mo¨gen Informations-Spillover sein: Bei Gu¨tern
und Dienstleistungen, deren zugrunde liegendes Wissen nur schwer schu¨tzbar ist, versprechen
F&E-Kooperationen zwischen denjenigen, die sonst von den Informations-Spillovers profitiert
ha¨tten, mehr Entwicklungsanreize (siehe 2.2.1).
Generell aber, so das Fazit hier, la¨sst der marktbasierte Ansatz
”
genauer spezifizierte Be-
dingungen, unter denen (. . . ) Koalitionen die strategischen Wettbewerbspositionen verbes-
sern, relativ offen (. . . ), da die Wettbewerbskra¨fte durch sehr viele zum Teil interdependente
Branchenparameter, etwa Kapitalbedarf, Anbieterkonzentration, Kapazita¨tsauslastung, Diffe-
renzierungsgrad der Produkte, Abnehmerpra¨ferenzen, Umstellungskosten) beeinflusst werden.“
(Beck 1998: 53).
3.3.4 Ressourcen- und kompetenzbasierte Ansa¨tze
Wa¨hrend der marktbasierte Ansatz eine Outside-In-Perspektive einnimmt, steht der ressour-
cenbasierte Ansatz mit seiner Inside-Out-Perspektive dazu in Kontrast (vgl. Zentes et al. 2003:
264). Er wurzelt in den Arbeiten von Penrose (1959) und Chandler (1977) und schließt von
existierenden Ressourcen auf die anschließende Marktpositionierung. Hintergrund ist die An-
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nahme, dass zwischen den Unternehmen die Ressourcen historisch bedingt heterogen verteilt
sind. Diese Ressouren sind fu¨r das Unternehmen wettbewerbsrelevant und demnach wertvoll,
insgesamt rar und nicht oder nur schwer nachzuahmen. Ferner ist deren Substitution schwierig
oder unmo¨glich (vgl. Duschek 2004: 55). Letztendlich beurteilt allerdings der Markt, ob diese
Ressourcen die Konkurrenzfa¨higkeit erho¨hen. Erweitert wird dies um den kompetenzbasierten
Ansatz (vgl. Hamel et al. (1989), Hamel (1991)). So werden mittlerweile unternehmensspezifi-
sche Kernkompetenzen, organisationale Fa¨higkeiten, Prozeduren und Routinen als die zentra-
len Quellen anhaltender Wettbewerbsvorspru¨nge angesehen (vgl. Duschek 2001: 59), welche
zwischen den vorhandenen Ressourcen und der Marktwahrnehmung und -wirkung dieser ver-
mitteln (vgl. Peitz 2002: 43f.). Aufgrund der besonderen Merkmale dieser Aktiva sind sie selbst
mittelfristig am Markt nicht oder nur zu hohen Preisen zu erwerben.
Vor diesem Hintergrund stellen Kooperationen eine kurzfristige und flexible Mo¨glichkeit zur
Erweiterung der eigenen Ressourcen und Kompetenzen dar. Mangel an eigenen Aktiva sind
um so wahrscheinlicher, je komplexer, risikoreicher und kostenintensiver ein Projekt zu werden
verspricht. Die Zusammenarbeit bedeutet allerdings eine gro¨ßere externe Abha¨ngigkeit, evtl.
gepaart mit fu¨r ein Unternehmen negativen Machtverha¨ltnissen und eigenem Wissensabfluss.
Letztendlich sind aus dieser Perspektive kooperierende Unternehmen in Ma¨rkten mit sehr
spezifischen Ressourcen/Wissen wettbewerbsfa¨higer als Einzelka¨mpfer. Auf mittlere und lange
Sicht hingegen gewinnt derjenige, der am schnellsten von anderen lernt und verliert derjenige,
der seine wettbewerbsrelevanten Aktiva am meisten preisgibt. Damit weist der ressourcen-
/kompetenzbasierte Ansatz zum einen auf Motive fu¨r das Zustandekommen von Kooperationen
hin und zum anderen darauf, welche Schwierigkeiten einer Festigung von asymmetrischen
Kooperationsbeziehungen entgegen stehen (vgl. Beck 1998: 43).
Kritisch zu hinterfragen ist, ob erstens bei mehrfachen Vertragsperioden tatsa¨chlich of-
fensichtlich opportunistisch gehandelt wird (vgl. Miotti und Sachwald (2003: 1482ff.), Beck
(1998: 42f.), Mowery et al. (1998: 508f.), Duschek (2004: 54ff.)). Zweitens wird nicht bedacht,
dass eine Kooperation an sich langfristige, strategische Wettbewerbsvorteile beinhalten kann,
die nicht durch Eigen- oder Fremdleistungen zu erzielen sind. Diesen Gedanken greift Dyer
und Singh (1998) in seinem so genannten relational view auf. Drittens ist dieses Duopol von
Abha¨ngigkeit und Autarkie zu kurz gedacht. Die auf Pfeffer und Nowak (1976) und Pfeffer und
Salancik (1978) basierende Ressourcenabha¨ngigkeitstheorie unterstellt, dass ein Akteur immer
mehr oder weniger auch von externen Ressourcen und damit von Entscheidungen externer
Akteure abha¨ngig ist. Kooperationen stellen dabei einen Weg dar, die a¨ußeren Abha¨ngigkeiten
durch bessere Kontrollmo¨glichkeiten zu reduzieren (vgl. Staber 2000: 60f.).
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3.3.5 Zwischenfazit
Der rationale Teil des unternehmerischen Entscheidungsprozesses bezu¨glich Kooperationen
la¨sst sich so zusammenfassen, dass die erwarteten Kooperationsvorteile mit den mo¨glichen
Gewinnen bei nichtkooperativem Verhalten unter Wettbewerbsbedingungen und unter Einbe-
zug des spezifischen Kontexts verglichen werden. In die Erwartungen hinein spielen u.a. fru¨here
Kooperationserfahrungen oder alternativ dazu Einstellungen, Erwartungen an das Leistungspo-
tential und Verhalten der potentiellen Partner sowie an die eigenen Beeinflussungsmo¨glichkeiten
und Kooperationsfa¨higkeiten (vgl. Gulati (1999: 413f.), Gulati (1998: 294), (vgl. Kropeit 1999:
65f.), (Pekar und Allio 1994)). Als richtungsleitend fu¨r unternehmens- oder abteilungsbezogen
notwendige Kooperationsfa¨higkeiten dabei wird der von der Forschungsgruppe um Sydow defi-
nierte hauptsa¨chliche Aufgabenkranz fu¨r gemeinschaftliches Arbeiten angesehen: Die Selektion
der passenden Partner, die Allokation der Aufgaben und Ressourcen, Regulation der Zusam-
menarbeit und die Evaluation (vgl. z.B. Sydow und Windeler 2001: 134). Hier hinein spielen
Aspekte der Vertragsgestaltung und des Vertrauensaufbaus (vgl. z.B. Mo¨ller (2004), Bach-
mann und Lane (2001: 83) und (Osterloh und Weibel 2000: 98)) sowie die dazu in Beziehung
stehende Kontrolle. Mittel zum Zweck sind daru¨ber das Schnittstellenmanagement zwischen
intern und extern sowie effiziente und effektive interorganisationale Kommunikationsweisen
(vgl. Pleschak und Sabisch 1996: 281). Zuletzt ist eine Kooperation fu¨r ein Unternehmen
dann besonders gewinnbringend, wenn es offen dafu¨r ist, von anderen zu lernen.
Daraus resultiert der Grad der zuku¨nftigen Kooperationsbereitschaft allgemein und hinsicht-
lich konkreter Projekte. Dieser Grad muss vermutlich eine gewisse, individuell unterschiedliche
Schwelle u¨berspringen, damit es zur Zusammenarbeit kommt.11
Es zeigen sich hier mehrere Ansatzpunkte, wie der Staat in VP die spa¨tere Kooperati-
onsbereitschaft fo¨rdern kann: Gema¨ß der marktbasierten Perspektive ist analytisch zwischen
Sektoren zu differenzieren. Aufgrund der wirtschaftlichen Inhalte ist es nicht fu¨r jeden Akteur
gleichermaßen fruchtbar - und a¨hnlich ebenfalls gesamtgesellschaftlich nicht - mit anderen
zusammen zu arbeiten. Fu¨r diejenigen allerdings, auf die beides zutrifft, ko¨nnen staatliche
Akteure wa¨hrend eines VPs beispielsweise auf weitere Fo¨rderungsmo¨glichkeiten, Internetplatt-
formen oder Technologietransfereinrichtungen, die als Mittler fu¨r die weitere Partnersuche
dienen ko¨nnen, hinweisen. Da sich laut der Transaktionskostentheorie die Kosten bei unvoll-
sta¨ndigen Vertra¨gen erho¨hen, kann die Anbahnungsphase von VP als ein guter Zeitpunkt
angesehen werden, auf die wesentlichen Vertragspunkte bei Kooperationen allgemein und bei
11O¨konometrische Studien mit Daten u¨ber gefo¨rderte F&E-Kooperationen auf EU-Ebene unterstu¨tzen den
postulierten gleichgerichteten Zusammenhang zwischen Kooperationserfahrung und -bereitschaft:
”
Past
experiences in research cooperation greatly enhances the probability of forming new cooperative ventures.
This may indicate several things. First, it may indicate that firms appear satisfied on average with RJVs
[Research Joint Ventures], as they show a clear willingness to repeat the experience. Second, it may indicate
that there are fixed costs and strong learning effects associated with an RJV.“ (Caloghirou und Vonortas
2003: 139).
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F&E-Kooperationen im Besonderen hinzuweisen. Die Principal-Agent-Theorie mehr noch als
der ressourcen-/kompetenzenorientierte Ansatz geht von einem Machtgefa¨lle aus, in dem die
Gefahr besteht, dass es im eigenen Interesse ausgenutzt wird. Wenngleich die Annahmen nur
begrenzt auf hier definierte Kooperationen zutreffen, so sind die Lo¨sungen doch auch fu¨r diese
anzuwenden. Wa¨hrend eines VPs ko¨nnten staatliche Akteure solche Strategien auf einem Tref-
fen zu Beginn diskutieren und so die Kooperationsfa¨higkeiten der Teilnehmer sta¨rken. A¨hnlich
ko¨nnen Lo¨sungswege fu¨r das aus dem ressourcen-/kompetenzenbasierten Ansatz resultierende
Dilemma zwischen zu viel Wissensabfluss und zu wenig Wissensteilung besprochen werden.
3.4 Kooperationen fortfu¨hren: Steuerungsmo¨glichkeiten
und -grenzen
Im vorherigen Unterkapitel wird davon ausgegangen, dass staatliche Akteure als Kooperati-
onsexterne zumindest die Kooperationsbereitschaft der Teilnehmer fo¨rdern, wenn nicht gar
eine dauerhafte Kooperation anstoßen ko¨nnen. Dieses Unterkapitel tritt einen Schritt zuru¨ck
und hinterfragt: Wer oder was kann einen Wandel einer Zusammenarbeit anstoßen, ihn im
Gang halten oder ihm Grenzen setzen: Welchen Anteil haben Planung und Steuerung daran?
Denn: U¨berwiegt der Zufall, so kann in gefo¨rderten Projekten nur schlecht auf fortdauernde,
sich mo¨glicherweise wandelnde Kooperationen, ho¨chstens auf eine latente Kooperationsbereit-
schaft positiv hingewirkt werden. Staber (2001: 6f.) ist pessimistisch:
”
Auch in der Netzwerkforschung scheint die implizite Annahme zu sein, dass
geplante und beabsichtigte Netzwerkprozesse erfolgreicher sind als solche, die
Zufa¨llen und Planlosigkeit u¨berlassen werden. Bislang gab es jedoch noch kei-
ne systematischen Untersuchungen, die diese Annahme direkt u¨berpru¨fen. (. . . )
Falls sich [ein dauernder Erfolg von Netzwerken] tatsa¨chlich einstellt, ist dies wahr-
scheinlich eher das Resultat von Zufallsereignissen als von geplanten Handlungs-
strategien.“
Die Wirtschaftswissenschaften haben sich bislang mit Fragen des Wandels und dem Verha¨lt-
nis von Planung und Zufall in interorganisationalen Beziehungen nur wenig auseinandergesetzt
(vgl. Staber (2000: 81), Staber (2001: 6), Peitz (2002: 13ff.)). Deshalb konzentriert sich der
erste Abschnitt zuna¨chst darauf, welche Richtungen des Wandels sich unterscheiden lassen.
Danach wird das Verha¨ltnis zwischen geplanten und akzidentiellen Entwicklungen im zwei-
ten Abschnitt anhand von Modellen fu¨r Kooperationen und im dritten Abschnitt anhand der
von der Gruppe um Sydow favorisierten Strukturationstheorie beleuchtet. Zuletzt werden die
Konsequenzen des Gesagten fu¨r VP in einem Zwischenfazit zusammengefasst.
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3.4.1 Richtungen des Wandels
Aus einer Kooperation resultiert, dass Organisationen sich in ihrer Zusammenarbeit kennen
und gemeinsam eine Expertise aufgebaut haben. Stellt man sich eine quer zu den Funktions-
bereichen eines Unternehmens sich wandelnde Kooperation vor, so beruht der Charme des
Gedankens darauf.
So finden sich in der Literatur insbesondere angesichts des nicht einfachen U¨bergangs von
der Innovation zur Diffusion Anregungen, Kooperationen hin zu F&E-angrenzenden Funkti-
onsbereichen zu a¨ndern. Bellmann und Haritz (2001: 292) vermuten: Wird ein Phasenmodell
eines Innovationsprozesses unterstellt,
”
so besteht die Mo¨glichkeit, daß sich nach Abschluß der Aktivita¨ten eines Tech-
nologienetzwerkes ein heterarchisches Entwicklungsnetzwerk konstituiert, um die
verbleibenden Entwicklungsaktivita¨ten (im Sinne einer Produktkopplung) bis zur
Markteinfu¨hrung des Neuproduktes (Zeitpunkt der Produktinnovation) zu u¨ber-
nehmen. Impetus fu¨r derartige, auf Artefakte ausgerichtete Entwicklungsaktivita¨ten
ko¨nnen z.B. Systemtechnologien darstellen, die von einem Technologienetzwerk
generiert und vermarktet werden.“
A¨hnlich sehen Bu¨hrer et al. (2003: 8) fu¨r Innovationsnetzwerke als einige Erfolgsfaktoren:
•
”
am Technologiezyklus orientierter U¨bergang der Netzwerkkoordination und -initiative
von zuerst Einrichtungen der Grundlagenforschung bis schließlich zur Industrie;
• Abbildung kompletter Wertscho¨pfungsketten von der Forschung bis zur Vermarktung
unter Einschluss von Bildungs-, Finanzierungs-, Standardisierungsinstitutionen“.
Die mo¨gliche Kehrseite - die bisherige Zusammenarbeit und Expertise beschra¨nken sich auf
die kooperierenden Funktionsbereiche, die Fa¨higkeiten der Partner sind in den angrenzenden
Bereichen weniger komplementa¨r - zeigt, dass es nicht selbstversta¨ndlich ist, eine Kooperation
gewandelt fortzufu¨hren.
Von diesen Beispielen abstrahierend sind Ausdehnungen, Schrumpfung oder qualitative
A¨nderungen in Kooperation in den folgenden Dimensionen denkbar - ungeachtet rechtlicher
Erwa¨gungen (vgl. Zentes et al. 2003: 144):
• Inhalte12
• eingebrachte Ressourcen und Kompetenzen
12Eine Zusammenarbeit kann sich auf alle unternehmensinternen Funktionsbereiche ausdehnen, was mit dem
Begriff Multiplexita¨t eingefangen wird (vgl. Backhaus 2003: 288).
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• Mitgliederanzahl - bezogen auf natu¨rliche und juristische Personen13
Je nach Art des Wandels sind bis zu allen drei Dimensionen betroffen. Die Vera¨nderung in
diesen Bereichen zieht vermutlich ha¨ufig A¨nderungen in der Struktur, den Rollenverteilungen
und den Prozessen nach sich.
3.4.2 Handlungsimpulse fu¨r einen Wandel
In dem vorangegangenen Abschnitt bleibt die Frage offen, wodurch ein Wandel hervorgerufen
wird und inwieweit dies gesteuert werden kann. Zur Beantwortung werden hier Modelle her-
angezogen, die einen Kooperationszyklus abbilden. Hauptsa¨chlich zwei Gruppen von Modellen
lassen sich auf die Dynamiken einer Zusammenarbeit u¨bertragen: Lebenszyklusmodelle und
nicht-lineare Entwicklungsmodelle. Zudem ist das Vera¨nderungsmanagement zu nennen, ent-
stammend aus der Organisationsentwicklung. Mit ihm lassen sich die nicht-linearen Entwick-
lungsmodelle erweitern zu interventionsorientierten Entwicklungsmodellen (vgl. Sydow 2003:
330ff.). Mittels dieser Modelle la¨sst sich das Verha¨ltnis von internen und externen Handlungs-
impulsen darstellen.
Die Lebenszyklusmodelle, auch Stufenmodelle genannt, unterstellen einen u¨berwiegend li-
nearen Verlauf von der Gru¨ndung u¨ber das Wachstum bis hin zum Ende oder einer fundamen-
talen Umgestaltung der Zusammenarbeit, letzteres als Reaktion auf unternehmensinterne und
externe Gegebenheiten (vgl. Sydow 2003: 331). Endogene, systemimmanente Kra¨fte u¨berwie-
gen sonst, Umweltfaktoren bilden nur eine Kulisse. Die Erkla¨rung fu¨r den Verlauf lehnt sich an
biologische Vorga¨nge an, bei denen Entwicklungsabfolgen genetisch vorherbestimmt, quasi au-
tomatisch ablaufen. Ihre Phasen ko¨nnen in der Geschwindigkeit der Aufeinanderfolge variieren,
aber sie weisen in eine Richtung. Wiederholungen oder Ru¨ckkopplungen sind nicht vorgesehen
(vgl. Peitz 2002: 160, 172f.). Die Benennung der Phasen, ha¨ufig klassifiziert anhand a¨ußerlich
sichtbarer (Struktur-)Merkmale, sowie ihre Anzahl variieren je nach Autor (vgl. z.B. Sonnek
und Sto¨llenberg (2000: 34), Thorelli (1986: 42), Dwyer et al. (1987), Merkle (1999: 49ff.)).14
13Bei der Ausweitung der Mitgliederanzahl ist allerdings zu betonen, dass solch ein Wachstum nicht unbegrenzt
mo¨glich ist. U¨ber die ideale oder maximale Anzahl von Mitgliedern sind angesichts der unterschiedlichen
Bedingungen, unter denen Kooperationen zusammenkommen und arbeiten, zwar kaum Aussagen mo¨glich
(vgl. Reiß 2001: 158f.). Auch das Kriterium Redundanz muss nicht zwangsla¨ufig sofort einschra¨nkend
wirken. Dass aber obere Limitationen sinnvoll sind, deutet die Trittbrettfahrer-Problematik an, ha¨ufig ge-
paart mit dem Mattha¨us-Effekt, denn eine gro¨ßere Gruppe bringt mehr Intransparenz und weniger soziale
Kontrolle mit sich. Einen wesentlichen Ansatzpunkt, U¨berlegungen u¨ber die maximale Gro¨ße zu vertie-
fen, liefern Olson (1968) und Pies (1997). Dass untere Gro¨ßenbegrenzungen fu¨r Kooperationen nicht nur
der Definition nach, sondern auch ihren Zwecken gema¨ß existieren, ist hingegen banal: Es bedarf immer
eines gewissen quantitativen und qualitativen Minimums an Ressourcen, um die jeweiligen Aufgaben zu
realisieren.
14Weitere Stufenmodelle von (Lorenzoni und Ornati 1988), Bruhn und Bunge (1994) und Kanter (1994)
betrachtet ausfu¨hrlich Peitz (2002: 143); Zentes et al. (2003: 828) gibt einen kurzen U¨berblick u¨ber
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Aufgrund der deterministischen Vorstellung einer Stufenabfolge - es wird von einer Stabilita¨t
ausgegangen, die nur durch den U¨bergang von einer Phase in die andere durchbrochen wird;
widerspru¨chlich dazu ist die Zusammenarbeit vom Management gestaltbar, aber der Verlauf
dennoch emergent (vgl. Sydow 2003: 339) - wie auch aufgrund der nur begrenzten U¨ber-
tragbarkeit biologischer Vorga¨nge auf soziale Interaktionen hat dieser Modelltyp vermutlich
bestenfalls heuristischen Wert.
Nichtlineare Entwicklungsmodelle za¨hlen zu den Prozessmodellen. Diese stellen den Ent-
wicklungsverlauf von Kooperationen als wiederkehrenden Zyklus verschiedener Prozesse dar
und
”
rechnen mit positiven wie negativen Ru¨ckkopplungen, mit Rekursivita¨t, intern wie extern
eingeleiteten Krisen, organisationalem und interorganisationalem Lernen, einer grundlegenden
Umstrukturierung der Kooperation genauso wie mit inkrementalem Wandel der Organisations-
form“ (Sydow 2003: 335). Vor allem die im Zeitablauf stattfindenden Lern- und Anpassungs-
prozesse, ein Zusammenspiel von endogenen und exogenen A¨nderungskra¨ften, dienen in diesen
Modellen als Erkla¨rung fu¨r Entwicklungen. Zu einem Abbruch ko¨nnen verschiedene Faktoren
wie etwa die Wahrnehmung von Ungerechtigkeiten, Ineffizienz, Mißversta¨ndnisse, Konflikte
oder vera¨nderte Erwartungen beitragen. Die bisher nur zo¨gerliche konzeptionelle Ausarbeitung
dieser Modelle gegenu¨ber Lebenszyklusmodellen erkla¨rt sich hauptsa¨chlich dadurch, dass sich
empirisch Prozesse schwieriger als Strukturmerkmale erfassen lassen (vgl. Peitz 2002: 143).
Als Beispiele fu¨r nichtlineare Entwicklungsmodelle, die sich auf Kooperationen beziehen lassen,
fu¨hren Sydow (2003: 333ff.) und Peitz (2002: 149ff.) die Modelle von Ring und Ven (1994),
Doz (1996), Zajac und Olsen (1993), Bu¨chel et al. (1997), Halinen et al. (1999) und Reiß
(2001) auf.
Nichtlineare Entwicklungsmodelle na¨hern sich
”
mit ihrer Beru¨cksichtigung von Planung und
Emergenz sowie der zumindest impliziten Thematisierung des Verha¨ltnisses von Stabilita¨t und
Flexibilita¨t als Spannungsverha¨ltnis“ (Sydow 2003: 338) an die Realita¨ten einer Zusammenar-
beit besser an als die Lebenszyklusmodelle. Die Vorstellung eines als optimal geltenden Pfades
wird dabei abgelehnt (vgl. Peitz 2002: 175f.). Peitz (2002: 160) kritisiert allerdings, dass der
Verweis auf Lern- und Anpassungsprozesse nicht genu¨gend expliziert, was die Triebkra¨fte fu¨r
die Prozesse sind. Zumindest fu¨r das vorgestellte Modell wird hier dieser Kritik nicht gefolgt:
Wird das Handeln von Individuen als zielgeleitet gedacht (teleologisches Prinzip) - keine expli-
zite Annahme im Modell, aber hier unterstellt -, dann wird die Entwicklung von Kooperationen
von dem Streben nach einem Sollzustand und den daraus folgenden zielfu¨hrenden Handlungen
beeinflusst und begrenzt.
Das der Organisationsentwicklung entstammende Vera¨nderungsmanagement geht in den je
nach Autor verschieden definierten Phasen ha¨ufig auf das Modell von Lewin, Kurt (1947)
zuru¨ck. Dies beinhaltet drei Phasen, denen im Detail sich verschiedene Instrumente zuordnen
lassen.15
ausgewa¨hlte Modelle.
15Fu¨r eine ausfu¨hrlichere Darstellung zu Vera¨nderungsmanagement sei auf die Literatur zur betriebswirtschaft-
66
3 Kooperationen in der Marktwirtschaft
•
’
Unfreezing‘: Auftauen eines bestehenden Gleichgewichts: Ein Bewusstsein dafu¨r schaf-
fen, dass eine Vera¨nderung no¨tig ist.
•
’
Moving‘: Den eigentlichen Wandel durchfu¨hren: Das Verlangen erzeugen, sich in der
Vera¨nderung zu engagieren, das Wissen, die Strategie und die Fertigkeiten dafu¨r ent-
wickeln und diese anwenden.
•
’
Refreezing‘: Das Neue erhalten und stabilisieren.
Hier ist die Ziel- und Strategiefindung den Phasen vorgeschaltet, der Impuls, etwas zu vera¨ndern,
wird durch die Intervention eines externen Strategen in die Gruppe hineingetragen, der die
Gruppe je nach ihren internen Reflexionsfa¨higkeiten auch wa¨hrend des Vera¨nderungsprozesses
begleitet. Aufgrund der durch die Lern- und Anpassungsprozesse gegebenen O¨ffnung gegenu¨ber
exogenen A¨nderungskra¨ften la¨sst sich diese Vorstellung mit den nichtlinearen Entwicklungsmo-
dellen kombinieren. Die Kombination benennt Sydow (2003: 336f.) als interventionsorientierte
Entwicklungsmodelle.
Bezogen auf die eingangs im Unterkapitel gestellten Fragen unterscheiden sich die drei
Ansa¨tze darin, in welchem Ausmaß interne und externe Handlungsimpulse aufgegriffen wer-
den. Da bei der ersten Modellgruppe die Stufen von vornherein feststehen, der Verlauf als
emergent angenommen wird, sind ho¨chstens interne Handlungsimpulse innerhalb einer Stufe
oder als Auslo¨ser zum U¨bergang zur na¨chsten Stufe von Bedeutung. In der zweiten Modellgrup-
pe ist in den Lern- und Anpassungsprozessen die Adaption an ein externes, sich vera¨nderndes
Umfeld mit enthalten: Handlungsimpulse ko¨nnen von intern wie von extern kommen. Hier wird
die Zielorientierung als gruppenintern interpretiert - auch wenn diese Annahme nicht von Peitz
(2002: 160) getroffen wird. Die Kombination mit dem Vera¨nderungsmanagement verlagert
die Impulsgebung mehr nach extern, da vor allem die Ziel- und Strategieorientierung, mo¨gli-
cherweise auch der gesamte Vera¨nderungsprozess von außen begleitet wird. Die letzten beiden
Varianten erscheinen weitaus wahrscheinlicher als der erste Modelltyp. Fu¨r VP bedeutet dies,
dass staatliche Akteure durchaus auf Lern- und Anpassungsprozesse, die einen Wandel her-
beifu¨hren ko¨nnen, durch Verweise auf Vera¨nderungen im Umfeld oder gar durch Interventionen
geplant hinwirken ko¨nnen. In allen Fa¨llen allerdings muss eine kooperative Zielorientierung von
den Zielen des Unternehmens mitgetragen werden. Und dies wiederum knu¨pft an Unterkapitel
3.3 an: Vermutlich a¨hneln die U¨berlegungen, eine gleichartige oder gewandelte Kooperation
fortzufu¨hren, denen, eine Kooperation neu zu beginnen, mit der Ausnahme, welche zugleich
Vorteile darstellen, dass sich die Teilnehmer bereits in ihrer Zusammenarbeit kennen, eine Ver-
trautheit und gemeinsam ein Expertenwissen aufgebaut haben. Diese Vorteile werden allerdings
ha¨ufig nur von dem Teil des Unternehmens erfahren, der involviert war.
lichen Organisationsentwicklung verwiesen. Einstiege dazu bieten z.B. Schreyo¨gg, Georg (2003) und Senge,
Peter M. (2006).
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3.4.3 Interdependenz von Struktur und Handlung
Qua soziologischer Theorie versucht im deutschsprachigen Raum vorrangig die Forschungs-
gruppe um Sydow (vgl. z.B. Sydow (2003), Sydow und Windeler (1999), Windeler (2001))
vergleichsweise abstrakt den Wandel in Kooperationen zu erkla¨ren. Hier wird diese Theorie auf-
grund der Kritik an ihr vornehmlich zum Versta¨ndnis der Grenzen der Steuerungsmo¨glichkeiten
von Wandel bzw. dem Verha¨ltnis von Planung und Zufall eingesetzt.
Die Realisierung von Wandel impliziert A¨nderungen in den sozialen Positionen, den Aufgaben-
und Rollenverteilungen einzelner Mitglieder im Gefu¨ge. Dieser wiederum wirkt sich auf die
Handlungen aus. Die Dualita¨t und Rekursivita¨t von Handlungen und sozialer Struktur, gedacht
als Regeln und Ressourcen, welche interaktive Beziehungen u¨ber Raum und Zeit hinweg stabili-
sieren, thematisiert Giddens (1984) in seiner als Metatheorie angesehenen Strukturationstheo-
rie: Kurz gefasst ermo¨glichen Strukturen individuelle Handlungen und begrenzen gleichzeitig
den Handlungsspielraum (Bedingung fu¨r Handlungen), wa¨hrend Handlungen wiederum rekur-
siv Strukturen formen (Ergebnis von Handlungen). Nach dieser Theorie ist Akteuren trotz eines
engen Handlungskorridors anderes Handeln und damit ein Strukturwandel immer mo¨glich. Sie
verfu¨gen, so eine Annahme, u¨ber die Fa¨higkeit, ihr Tun und die Situation zu reflektieren und
Impulse aus der Umwelt oder ihrer Organisation aufzugreifen. Aber zum einen, so eine weitere
Annahme, sind ihnen die Strukturen nicht vollsta¨ndig bewusst. Und zum anderen haben auch
unintendierte oder nicht beachtete Konsequenzen von Handlungen oder Zufa¨lle strukturelle
Implikationen, ohne allerdings das Verha¨ltnis von Zufall und Planung beziffern zu ko¨nnen. Die
Kooperationsdynamik ist somit nur begrenzt steuerbar (vgl. Sydow 2003: 345ff.).
Als Beispiel fu¨r die Interdependenz von durch Inhalt bestimmtes Handeln und Struktur
lassen sich eine F&E-Kooperation mit einer Marketing-Zusammenarbeit kontrastieren. Die
F&E-Kooperation ist vorrangig nach innen orientiert, ha¨ufig entlang der Wertscho¨pfungskette
konzipiert und gruppiert sich um einen Kern von Akteuren. Redundanzen in den Inputs werden
normalerweise gering gehalten zugunsten einer hohen Effizienz in der Zusammenarbeit und
den gro¨ßten Nutzungsmo¨glichkeiten der Ergebnisse fu¨r den Einzelnen.
Zwischen zu viel und zu wenig Redundanz muss allerdings die Balance gehalten werden:
Eine zu geringe Redundanz mindert die Reaktionsfa¨higkeit bei unvorhergesehenen Ereignissen
und fu¨hrt im Extremfall zum Abbruch des gesamten Projektes. Auch ist eine u¨bertriebene
Effizienz fehl am Platz, denn sie kann zu einer Erho¨hung der Fehlerquote fu¨hren (vgl. Staber
und Sydow 2002: 418ff.). Fu¨r Marketingzwecke hingegen ist eine Zusammenarbeit nach außen
orientiert und eher konzipiert als ein zentraler Punkt mit sternfo¨rmigen Beziehungen zu anderen
Akteuren, die wiederum die Zielgruppen zwecks Verbreitung der Neuigkeiten ansprechen (vgl.
Mayer (2000: 438ff.), Winkelmann (2005: 34ff.)). Dies ist deshalb mo¨glich, da im Vergleich zur
F&E die Aufgaben besser in einzelne Arbeitsmodule strukturierbar sind (Bellmann und Haritz
2001: 293f.). Auch ist mehr Redundanz in der Ansprache von Zielgruppen erwu¨nscht. Denn
erstens nehmen Unternehmen u¨ber verschiedene Kana¨le Informationen auf. Zweitens wird eine
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Information je nach U¨berbringer mit weiteren Botschaften assoziiert. Drittens ist damit die
Hoffnung verbunden, dass eine Information um so deutlicher wahrgenommen wird, je ha¨ufiger
sie wiederholt wird. U¨ber die sternfo¨rmige Basisvariante hinaus ko¨nnen Querverbindungen
existieren, u¨ber die die Akteure z.B. Expertenwissen zur Kundenansprache austauschen, mu¨ssen
es aber nicht. Eine gro¨ßere Redundanz im Marketingnetz geht tendenziell mit einem gro¨ßeren
Teilnehmerkreis einher, welcher wiederum zulasten der Kontaktha¨ufigkeit und -intensita¨t geht.
Kritisiert wird die Strukturationstheorie in mehreren Hinsichten. Erstens werden terminolo-
gische Schwa¨chen moniert. Zweitens wird angemerkt, dass unter der Pra¨misse des begrenzten
Wissens u¨ber Strukturen Akteure nur wenig Mo¨glichkeiten haben, diese bewusst zu a¨ndern.
Die Bru¨cke zwischen den bisherigen Ansa¨tzen der Organisationstheorien, die entweder ob-
jektivistisch Struktur als determinierend fu¨r Handlungen verstehen oder die subjektivistisch
Handlungen in den Mittelpunkt stellen, vermag Giddens, so der Vorwurf, zulasten der Hand-
lungen nicht ga¨nzlich zu schlagen. Drittens bleibt auch hier unklar, wodurch der Wandel in
Kooperationen angetrieben wird.
3.4.4 Zwischenfazit
Fu¨r VP zusammenfassend sind willentlich Vera¨nderungen mo¨glich. Allerdings sind die Ent-
wicklungspfade, die eine Kooperation einschlagen kann, nicht so offen und unbestimmt: Die
Mo¨glichkeiten sind durch geplante und gewachsene Strukturen begrenzt und ko¨nnen erst lang-
sam durch Handlungen vera¨ndert werden. Es bedarf fu¨r einen signifikanten Wandel - also
beispielsweise dafu¨r, die Strukturen einer Kooperation von einer Innenorientierung mit wenig
Redundanzen hin zu einer Außenorientierung mit vielen Redundanzen zu a¨ndern - ungleich
mehr bewusste Handlungen als eine F&E-Kooperation durch a¨hnlich gelagerte Forschungsvor-
haben fortzusetzen.
Welche der vorgestellten Richtungen in diesem Rahmen der Interdependenz von Struktur
und Handlung unter welchen Umsta¨nden bevorzugt wird, kann nur teilweise vermutet werden.
Es ist davon auszugehen, dass fu¨r eine inhaltliche Ausweitung von Kooperationen, die in den
meisten Fa¨llen gleichzeitig eine gro¨ßere wirtschaftliche Abha¨ngigkeit voneinander impliziert,
eine gewachsene Vertrauensbasis aus vorher bereits lang andauernden und engen Beziehungen
wesentlich ist (vgl. Mu¨ller 2003: 103). Zudem mag es unter Beru¨cksichtigung der teilweisen
Trennunscha¨rfe zwischen Produkt- und Prozessinnovationen (siehe Abschnitt 2.2.2) Unter-
schiede in der Wandlungsbereitschaft von F&E-Kooperation des einen und des anderen Typs
geben: Dies ist allerdings in der Empirie genauer zu betrachten, denn auf theoretischer Ebene
sprechen bei beiden Gru¨nde fu¨r und gegen eine Fortfu¨hrung.
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Durchaus nicht offensichtlich ist, von welchen Akteuren auf bundesstaatlicher Ebene For-
schungsfo¨rderungen an der Schnittstelle zwischen Technologie und Umwelt ausgehen. Denn
wie in Unterkapitel 2.1 erla¨utert, tangiert der breit gefasste Begriff Umwelt viele Politikbereiche.
Und ebenfalls sind in allen Bereichen Technologien als Lo¨sungsansa¨tze fu¨r umweltscha¨dliche
Handlungsweisen vorstellbar. Daher stellt Unterkapitel 4.1 die Hauptakteure auf bundesstaat-
licher Ebene in Deutschland vor.
Unterkapitel 4.2 hat zum Ziel, die Forschungspolitik mittels Subventionen zu beleuchten.
Der Terminus Subvention ist im heutigen Sprachgebrauch ha¨ufig negativ konnotiert. Gleichzei-
tig dient er nur in der deutschen Rechts- und Finanzsprache als Fachbegriff, auf europa¨ischer
Ebene hingegen bedient man sich des Wortes Beihilfe. Um der Forschungsfo¨rderung den ne-
gativen Unterton zu nehmen und zu spezifizieren, woru¨ber gesprochen wird, wird der Subven-
tionsbegriff definiert, wirtschaftstheoretische und -politische Begru¨ndungen fu¨r den Gebrauch
von Subventionen dargestellt sowie der rechtliche Rahmen auf europa¨ischer und auf deutscher
Ebene dafu¨r aufgezeigt.
In Unterkapitel 8.1 schließlich werden die Subventionsinstrumente der Forschungsfo¨rderung
dargestellt und das Konzept des VPs darin eingebettet.
4.1 Politischer Rahmen
Zuna¨chst gilt es, das zugrunde liegende Politikversta¨ndnis zu kla¨ren: Was wird als Forschungs-
und Technologiepolitik - dem politischen Rahmen fu¨r staatliche subventionierte Forschung -
aufgefasst? Zweitens wird nach den Akteuren und ihren Verknu¨pfungen untereinander gefragt:
Wie sind die Kompetenzen fu¨r eine solche Forschungsfo¨rderung auf bundesministerialer Ebene
in Deutschland verteilt? Und: Wie und inwieweit werden die Belange verschiedener Ministerien
bei diesem Querschnittsthema mit einbezogen?
Im Folgenden werden zur Vereinfachung konsistent die Bezeichnungen BMBF fu¨r das Bun-
desministerium fu¨r Bildung und Forschung, BMWi fu¨r das Bundesministerium fu¨r Wirtschaft
und Technologie und BMU fu¨r das Bundesministerium fu¨r Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit gebraucht, obwohl die Bezeichnungen im Zeitablauf immer wieder gea¨ndert wurden.
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4.1.1 Politikversta¨ndnis am Beispiel von Forschungs- und
Technologiepolitik
Lundqvist (1996: 13) unterscheidet zwischen drei mo¨glichen Auffassungen von Politik: Einer
institutionellen, einer zweckorientierten und einer funktionellen Perspektive. Die institutionelle
Sichtweise versteht unter Politik Handlungen, die durch ein auserkorenes Set von Institutionen
- im Sinne von Organisationen - herbeigerufen werden. Sehr ha¨ufig sind moderne Regierungen
auf der Basis von sektoralen Verantwortlichkeiten aufgebaut. Die Ministerien selbst
”
pra¨sen-
tieren sich [oft] (. . . ) intern als horizontal und vertikal stark ausdifferenzierte Systeme orga-
nisatorischer Teileinheiten mit hierarchisch-pyramidenfo¨rmigem Aufbau“ (Benzner 1989: 86),
die sich in Abteilungen mit Querschnitts- oder Fachaufgaben, Unterabteilungen und Referate
aufgliedern (vgl. Pehle 1998: 16). Dem institutionellen Versta¨ndnis nach ist also Forschungs-
und Technologiepolitik die Politik, die ein bestimmtes Ministerium ausfu¨hrt.
Die zweckorientierte Perspektive betont die Absicht von Politik: Als Forschungs- und Tech-
nologiepolitik werden demnach all diejenigen Entscheidungen bezeichnet, welche getroffen wer-
den, um intentional die Entwicklung und den Gebrauch von Technologien zu beeinflussen (vgl.
Braun 1994: 96), sei es durch die Setzung geeigneter Rahmenbedingungen oder durch einen
direkten Eingriff des Staates.1 Noch weiter losgelo¨st von Organisationsgrenzen definieren Ram-
mer et al. (2004a: 19) Forschungs- und Innovationspolitik (FIP) als
”
alle politischen und administrativen Maßnahmen (. . . ), die Auswirkungen auf die
Sicherung und Beschleunigung des technologischen Fortschritts, auf die Schaf-
fung und Verbreitung neuer Erkenntnisse, Technologien und Kompetenzen durch
o¨ffentliche und private Wissenschaft und Forschung und auf deren wirtschaft-
liche Nutzung haben. Derart breit abgegrenzt umfasst der als FIP bezeichnete
Querschnittsbereich Elemente aus einer Vielzahl von Politikfeldern, insbesondere
natu¨rlich aus der Wissenschafts-, der Bildungs-, und der Technologiepolitik, aber
auch Elemente der Wirtschafts-, Wettbewerbs-, Rechts- und Regionalpolitik.“
Der funktionelle Blickwinkel akzentuiert das Ergebnis: Die Politik, welche die technologische
Entwicklung und den Gebrauch von Technologien tatsa¨chlich beeinflusst - ungeachtet ihrer
urspru¨nglichen Absicht -, wird als Forschungs- und Technologiepolitik gesehen.
Zudem
’
passiert‘ Politik nicht in einem akteursleeren Raum, wie es die institutionelle Sicht-
weise schon andeutet. A¨hnlich der Idee eines nationalen Innovationssystems kann ein natio-
nales Forschungssystem als gesellschaftliches Teilsystem mit Institutionen - hier im Sinn von
Verhaltensweisen, Routinen, Regeln oder Gesetzen -, Akteuren/Organisationen und insbeson-
dere ihren Vernetzungen untereinander gedacht werden. In einem nationalen Forschungssystem
1Zur Geschichte der Forschungs- und Technologiepolitik Deutschlands aus zweckorientierter Perspektive siehe
Fier und Harhoff (2001), Dreher (1997: 108ff.).
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kommen die Akteure aus der Industrieforschung, den o¨ffentlichen und halbo¨ffentlichen wissen-
schaftlichen Forschungseinrichtungen und dem politisch-administrativen System. Sie geho¨ren
gleichzeitig dem nationalen Forschungssystem und ihren eigenen Systemen an (vgl. Kuhlmann
1998: 71).
4.1.2 Kompetenzverteilung in Deutschland auf Bundesebene
Dem institutionellen Blickwinkel folgend gibt es in Deutschland keine starke zentrale politi-
sche Einheit, die alleinig fu¨r Wissenschaft, Forschung und Technologie verantwortlich ist. Die
einzelnen Bundesla¨nder wie auch die EU forcieren ebenfalls umweltbezogene F&E in unter-
schiedlichem Maße in eigenen technologiepolitischen Programmen (vgl. Conrad (2003: 104),
Reger und Kuhlmann (1995: 14)). Auch auf bundesstaatlicher Ebene teilen sich nach etlichen
Neuordnungen der Ministerien in der Geschichte der Bundesrepublik das BMBF und das BMWi
Kompetenzen in der Forschungs- und Technologiepolitik.2
Tendenziell sind die Aufgaben in der Forschungs- und Technologiepolitik so geteilt: Das
BMBF greift als Finanzier sowie als moderierende Schnittstelle zwischen den verschiedenen
Akteursgruppen im Forschungssystem direkt in das Innovationsgeschehen ein. Damit hat es
eine relativ gewichtige Position inne, wenngleich keine Dominanz. Diese wu¨rden die anderen
Akteure nicht gestatten (vgl. Kuhlmann 1998: 72). Das BMWi hingegen ist fu¨r die Setzung
von geeigneten Rahmenbedingungen verantwortlich. Allerdings gibt es hier eine Ausnahme: Das
BMWi ist fu¨r die Fo¨rderung der Innovationsfa¨higkeit des Mittelstandes wie auch fu¨r Teile der
Fo¨rderung der Energieforschung im Rahmen der Energiepolitik zusta¨ndig. Diese Aufgabenseg-
mentierung wird durch zwei rechtliche Vorgaben legitimiert: Erstens gibt Art. 65 Grundgesetz
das Ressortprinzip vor und zweitens ist nach einem Bundeskanzler-Erlass das BMBF fu¨r die
Koordinierung der F&E-Aktivita¨ten des Bundes zusta¨ndig (vgl. Bundesregierung 2005: 29).3
Da die Verknu¨pfung von Umwelt und Technologie ebenfalls quer zur allgemeinen Ressort-
verteilung liegt, sind dafu¨r die Zusta¨ndigkeiten in der Fo¨rderung zwischen dem BMU4, dem
BMBF und dem BMWi aufgeteilt (vgl. Conrad 2003: 106): Das BMU unterstu¨tzt Umweltfor-
schung durch die Bereitstellung von Entscheidungsgrundlagen und -hilfen fu¨r die Vorbereitung,
U¨berpru¨fung, Weiterentwicklung und Umsetzung umweltrechtlicher Regelungen sowie umwelt-
politischer Konzeptionen (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung (2004: 241) und
Conrad (2003: 104)). Wissenschaft an der Schnittstelle zwischen Umwelt- und Technologie-
forschung (UTF) wird hingegen vom BMBF im Rahmen der allgemeinen Forschungsfo¨rderung
und vom BMWi im Rahmen der Energiepolitik, die mit den Zielen der Wirtschaftlichkeit,
2Fu¨r die Koordination der
’
Innovationspolitik‘ zwischen Bund und La¨ndern wird auf Wilson und Souitaris
(2002) verwiesen.
3Fu¨r Kompetenzverteilungen in der Forschungspolitik siehe ausfu¨hrlicher Czarnitzki et al. (2002: 43) und
Reger und Kuhlmann (1995: 14).
4Siehe zur Geschichte des BMU Mu¨ller (2002: 66), Conrad (2003: 98).
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Versorgungssicherheit und Umweltvertra¨glichkeit betrieben wird (vgl. Bundesministerium fu¨r
Wirtschaft und Arbeit 2003: 5), gefo¨rdert.
Typischerweise wird dem BMBF in der Innovationsphase und dem BMU in der Diffusions-
phase jeweils die Rolle des Impulsgebers zugeschrieben (vgl. Conrad 2003: 112, 119):
”
For
instance, if an environment-oriented technology (promoted by ETP) [Environment-oriented
Technology Policy] does not prove to be economically viable then EP [Environmental Poli-
cy] has to find a (regulatory) solution of sufficient environmental protection, but this is not
considered the task of the BMBF.“ (Conrad 2003: 112).
So differieren Ziele, Instrumente und Politikstile der beteiligten Ministerien voneinander, und
ein eng mit dieser Arbeit verwandter Forschungsbereich ist es, ob und inwieweit Umweltpolitik
und umweltbezogene Technologiepolitik hinsichtlich einer spezifisch gefo¨rderten Technologie
aufeinander abgestimmt sind (vgl. Conrad (2003: 110) und Angerer et al. (1997: 177)).5 Hier
allerdings ungeachtet dessen wird zusammenfassend fu¨r die Querschnittsthemen Umwelt und
technologische Forschung das BMBF als zentraler bundespolitischer Akteur identifiziert. So
konzentriert sich die Arbeit auf dessen Handlungsweisen.
4.2 Forschungspolitik mittels Subventionen
Zur intentionalen Beeinflussung stehen dem Staat verschiedene Steuerungsinstrumente zur
Verfu¨gung. Vereinfacht ko¨nnen drei Gruppen unterschieden werden (vgl. Bemelmans-Videc
2003: 9):
• Ordnungsrechtliche Instrumente: z.B. Anordnungen, Rechtsvorschriften
• Information und Bildung
• O¨konomische Mittel: Strafen oder Anreize
In der Forschungs- und Technologiepolitik werden in Deutschland hauptsa¨chlich ordnungs-
rechtliche und anreizorientierte Instrumente mit Geld als wichtigstem Ansporn verwendet (vgl.
Fier 2002: 66).
Zu den Anreizen za¨hlen Subventionen, auf die nachfolgend genauer eingegangen wird. Ab-
schnitt 4.2.1 definiert den Begriff. Die na¨chsten Abschnitte zeigen Legitimationen und Grenzen
5Verschiedene Grundsa¨tze und Verfahren sind schon seit 1975 fu¨r einen systematischen Informationsaus-
tausch zu F&E-Aktivita¨ten und -Fo¨rderungen der Bundesregierung etabliert worden (vgl. Bundesregierung
2005: 30). Daneben sind verschiedene Treffen zur Koordination der Forschungsfo¨rderung institutionalisiert
worden. Fu¨r Forschungsgebiete, auf denen mehrere Bundesressorts aktiv sind, stimmen sich Ressorts fu¨r ge-
meinsame Forschungsprogramme ab (vgl. Bundesregierung 1996). Fu¨r eine empirische Untersuchung u¨ber
die Abstimmung von Umweltpolitik (Environmental Policy, EP) und umweltorientierter Technologiepolitik
(Environment-oriented Technology Policy, ETP) in Deutschland wird auf Conrad (2003) verwiesen.
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fu¨r die Forschungsfo¨rderung auf: Die wirtschaftstheoretische Sicht in Abschnitt 4.2.2 reißt die
in vielen La¨ndern popula¨re Argumentation der verschiedenen Formen des Marktversagens zur
Begru¨ndung fu¨r staatliche Forschungsfo¨rderung an. Die wirtschaftspolitische Perspektive in
Abschnitt 4.2.3 betont die intendierten gesellschafts- und wirtschaftspolitischen Ziele, welche
die Forschungs- und Technologiepolitik vor dem Hintergrund der jeweils vorherrschenden wirt-
schaftstheoretischen Auffassung leiten. Im Abschnitt 4.2.4 wird zuletzt der rechtlich erlaubte
Radius von Forschungssubventionen bei Kooperationen in der EU und in Deutschland skizziert,
um bei mo¨glichen Empfehlungen dieser Arbeit diese Grenzen nicht zu u¨berschreiten.
4.2.1 Begriff der Subvention
Der Begriff der Subvention wird sowohl im positiven Recht als auch in den Finanzwissen-
schaften nicht einheitlich definiert (vgl. Rave (2005), Rodi (2000)). Hier geeignet ist eine
finanzwissenschaftliche Auffassung, welche die Lenkungsabsicht von Subventionen betont:
”
Subventionen sind Geldzahlungen, Einnahmeverzichte oder geldwerte Leistungen
der o¨ffentlichen Hand, die ohne marktma¨ßige Gegenleistungen solchen Unterneh-
men gewa¨hrt werden, die bestimmte, vom Staat festgesetzte Kriterien erfu¨llen
oder von denen angenommen wird, dass sie durch ihre Verhaltensa¨nderungen oder
durch die geforderte Verhaltenskonstanz zur Erreichung politischer Ziele beitra-
gen.“ (Hansmeyer 1977: 963).
Subventionsgeber ist also der Staat oder ein anderes o¨ffentliches Organ. Er vergibt finanzielle
Mittel direkt oder veranlasst ihre Vergabe. Die Quelle, welche die finanziellen Leistungen speist,
ist die Allgemeinheit (vgl. Rave 2005: 15). Als Subventionsempfa¨nger werden grundsa¨tzlich
erwerbswirtschaftlich orientierte private und o¨ffentliche Unternehmen genannt. Daru¨ber hinaus
variiert der Ein- oder Ausschluss von privaten Haushalten und Organisationen ohne Erwerbs-
charakter sowie des Staates als Bereitsteller von privaten Gu¨tern und Dienstleistungen, welche
auch der Markt offerieren kann (vgl. Rave (2005: 15ff.), Boss und Rosenschon (2003: 5)).
Der Subventionsempfa¨nger mag, muss aber nicht, mit dem politisch gewu¨nscht Begu¨nstig-
ten (Subventionsdestinatar) oder mit demjenigen, dessen wirtschaftliche Situation tatsa¨chlich
verbessert wird (Subventionsbegu¨nstigter), u¨bereinstimmen.
Subventionsleistungen zeichnen sich durch drei Punkte aus (vgl. Rave 2005: 16):
• Sie sind als eine partielle Hilfeleistung einem Vorhaben spezifisch zuzuordnen.
• Gegenu¨ber der einzelnen Leistung kann nicht unmittelbar eine - ausgehend von markt-





Bestimmte Verhaltensweisen ko¨nnen dennoch gefordert oder zumindest erwartet wer-
den, was durch subventionsbegleitende Auflagen sichergestellt wird (bzw. werden soll).“
(Rave 2005: 16).
Im Umweltkontext lassen sich ihrer Wirkungsweise nach vier Arten von Subventionen un-
terscheiden (vgl. Rave (2005: 33, 57), Ewringmann und Tho¨ne (2002: 6)):
1. Implizite, o¨kologisch kontraproduktive Subventionen, die o¨kologische Kontraprodukti-
vita¨t der gefo¨rderten o¨konomischen Aktivita¨ten:
Produzenten von umweltscha¨dlicheren Gu¨tern oder Dienstleistungen haben Wettbe-
werbsvorteile gegenu¨ber Produzenten von weniger umweltscha¨digenden Gu¨tern oder
Dienstleistungen aufgrund fehlender Internalisierung externer Kosten, weil der Staat nicht
regulierend eingreift.
2. Explizite o¨kologisch kontraproduktive Subventionen:
Unternehmen oder Sektoren, die auf eine umweltscha¨digende Art produzieren, werden
mittels direktem Geldtransfers oder dem Verzicht von Steuergeldern staatlich gefo¨rdert.
3. Subventionen im Fall von positiven Externalita¨ten (aus der Sicht der Gesellschaft):
Unternehmen werden gefo¨rdert, weil sie Produkte erzeugen oder Prozesse implementie-
ren, die einen positiven Effekt auf die Umwelt haben.
4. Transferzahlungen im Fall von negativen Externalita¨ten (aus Sicht der Gesellschaft):
Unternehmen werden durch finanzielle Anreize davon abgehalten, umweltscha¨dliches
Verhalten weiter zu verfolgen.
Im Folgenden werden nur die Subventionen im Fall positiver Externalita¨ten betrachtet. Syste-
matisierend nennt Wieberneit (1997: 126) fu¨r diesen Fall diverse staatliche Finanzierungsinstru-
mente: zinsverbilligte Kredite, Bu¨rgschaftsprogramme, steuerliche Fo¨rderungsmaßnahmen, all-
gemeine Haushaltsmittel, direkte Finanzhilfen und Fo¨rderungen aus weiteren Sondervermo¨gen
(z.B. aus der Deutschen Bundesstiftung Umwelt). Die Wahl des Finanzierungsinstrumentes ist
ein Merkmal der Ausgestaltung der Subventionsvergabe.
4.2.2 Wirtschaftstheoretische Begru¨ndungen
Aufbauend auf der positiven O¨konomik, die erkla¨ren will, was ist (das
’
Sein‘) und prognosti-
zieren will, was sein wird, trifft die normative O¨konomik Sein-sollen-Aussagen: Sie versucht,
”
durch die Verknu¨pfung von Aussagen der positiven O¨konomik mit normativen Grundsa¨tzen
ein konsistentes System von wirtschaftspolitischen Zielen abzuleiten“ (Cassel 2001: 8). Die
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normative O¨konomik besteht aus einem Bu¨ndel verschiedener Theorieansa¨tze. In diesem Kon-
text eint sie die Frage: Warum soll der Staat u¨berhaupt in eine Marktwirtschaft eingreifen, um
Forschungs- und Entwicklungsprozesse zu beeinflussen? Denn besonders aufgrund unterschied-
licher Marktvorstellungen6 werden staatliche Eingriffe zur Forschungsfo¨rderung - und speziell
durch Subventionen - mehr oder weniger gutgeheißen.7 Der folgende, an die Wohlfahrtso¨kono-
mie angelehnte, normative Begru¨ndungsansatz fu¨r staatliche Forschungs- und Technologiepo-
litik wird herausragend dargestellt, weil er nicht nur in Deutschland, sondern auch in anderen
La¨ndern der EU und der OECD bei den Befu¨rwortern von Forschungssubventionen popula¨r ist
(vgl. Rammer et al. 2004a: 23).
Als Referenzmodell dient die idealtypische Annahme von Ma¨rkten mit vollkommener Kon-
kurrenz. Aufgrund seiner Charakteristika8 fu¨hrt er eine, an der Pareto-Optimalita¨t9 gemessene,
effiziente Allokation von Ressourcen herbei (vgl. Frisch et al. (2005: 26ff.), Schneider (1995:
263ff.)). Von einem Marktversagen wird dann gesprochen, wenn mindestens eine Eigenschaft
der Ma¨rkte nicht vorliegt. Im Fall von F&E fu¨hrt ein Marktversagen zu einem Zuviel oder
einem Zuwenig an Ressourceninvestitionen in den F&E-Prozess oder zu einem ineffizienten
Einsatz der Ressource F&E in die Produktionsprozesse selbst (vgl. Wimmers 1999: 31).
Angelehnt an Musgrave (1959) unterscheidet Rave (2005: 233) zwischen allokativem, distri-
butivem und stabilisierungsbezogenem Marktversagen. Vornehmlich10 die folgenden Ursachen
6Die evolutiona¨re O¨konomik allerdings argumentiert nicht marktgeleitet, sondern aus zeitlicher Perspekti-
ve mit der Vorstellung von technologischen Pfaden innerhalb von Paradigmen. Aus dieser Sicht
”
besteht
in vielfa¨ltiger Weise die Gefahr von technologischen
”
Lock-in“-Effekten mit der Konsequenz, dass Un-
ternehmen zu spa¨t auf neue technologische Entwicklungen reagieren und zu wenig neue technologische
Entwicklungslinien ero¨ffnen. Staatliche Maßnahmen ko¨nnen geeignet sein,
”
Lock-in“-Effekte u¨berwinden
zu helfen.“ (Czarnitzki et al. 2002: 11f.).
7Eine ausfu¨hrliche Ero¨rterung verschiedener normativer Theorieansa¨tze in Hinblick auf ihre Befu¨rwortung
oder Ablehnung von Subventionen, ausgehend von dem Ansatz von Friedrich A. von Hayek und seine
Weiterentwicklung durch Wegner (1996) u¨ber den Ordoliberalismus im Sinne von Eucken, die paretianischen
Wohlfahrtstheorien bis hin zu neueren Ansa¨tzen, die o¨kologische Belange beru¨cksichtigen, ist zu finden bei
Rave (2005). Fier (2002: 77ff.) ha¨lt ebenfalls einen Diskurs u¨ber die unterschiedlichen Positionen pro und
contra staatlicher Fo¨rdermaßnahmen.
8Trotz des Bezugs darauf bleibt hier aber unbestritten, dass das Referenzmodell des Marktes der vollsta¨ndigen
Konkurrenz sowohl aufgrund seiner doch sehr unrealistischen Annahmen als auch seines statischen Cha-
rakters - es
”
geht von einer gegebenen Technik, einem konstanten Gu¨terspektrum und einem gegebenen
Wissensstand aus“ (Dreher 1997: 29) - Entwicklungsdynamiken, die durch Innovationsprobleme entstehen,
nur ungenu¨gend abbilden kann.
9Tatsa¨chlich ist die Pareto-Optimalita¨t nur ein Ausgangspunkt fu¨r politikrelevante U¨berlegungen. Da es
sich am Individuum orientiert und es kaum politische Maßnahmen gibt, die dabei nicht ein Individuum
gegenu¨ber dem anderen schlechter stellen, wird dieses Bewertungskriterium erga¨nzt um weitere, die
”
eine
ordinale Reihung der Zusta¨nde ermo¨glichen, zugleich aber auf interpersonelle Nutzenvergleiche und auf
zusa¨tzliche Werturteile verzichten“ (vgl. Donges und Freytag 2004: 86f.). Fu¨r eine Vertiefung daru¨ber
siehe (Donges und Freytag 2004: 87ff.), (Streit 2005: 179ff., 245 ff.), (Klodt 1995: 49).
10Als weitere Punkte werden beispielsweise die Risikoaversita¨t von Unternehmern, ein Kapitalmarktversagen
(Klodt 1995: 14ff.) oder das Vorhandensein meriotischer Gu¨ter angefu¨hrt.
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des allokativen Marktversagens gelten als Argumente fu¨r Forschungsfo¨rderungen (vgl. Donges
und Freytag (2004: 157ff.), Frisch et al. (2005: 87ff.)):
• Informationsma¨ngel: Unterbleiben aufgrund von Informationsma¨ngeln systematisch
Handlungen, die zu einer Nutzenverbesserung fu¨hren wu¨rden, so liegt eine Marktun-
vollkommenheit vor. Informationsma¨ngel ko¨nnen auf Unsicherheit u¨ber zuku¨nftige Ent-
wicklungen und/oder Unkenntnis beruhen. Unkenntnis meint, dass Akteure uninformiert
sind, obwohl sie die Mo¨glichkeit ha¨tten, sich zu informieren (vgl. Frisch et al. 2005: 279).
Fu¨r F&E herrschen mindestens Unsicherheiten bezu¨glich des technischen Projekterfolges
und den spa¨teren Mo¨glichkeiten, damit Erlo¨se zu erzielen, vor (vgl. Fier 2002: 62).
• Unteilbarkeiten, natu¨rliche Monopole: Unteilbarkeiten von Gu¨tern und Produktions-
faktoren resultieren daraus, dass bestimmte Angebote aufgrund technischer Eigenschaf-
ten nur in großen Spru¨ngen variiert werden ko¨nnen. Es fu¨hrt zu einer Konzentration auf
der Angebotsseite bis hin zu dem Extrem eines natu¨rlichen Monopols. Es bedeutet,
”
dass
ein einziges Unternehmen die Marktnachfrage nach einem Gut im relevanten Bereich
komplett auf sich vereinigen kann, weil es kostengu¨nstiger produziert als jede gro¨ßere
Anzahl von Anbietern es ko¨nnte“ (Donges und Freytag 2004: 210). Diese Mo¨glichkeiten
stellen Marktunvollkommenheiten dar, da Oligopole die Gefahr der Absprache in sich
bergen und Monopole ha¨ufig zu einem schlechten Preis-Leistungsangebot fu¨hren. Im
Zeitablauf ko¨nnen zudem Oligopole und Monopole den technischen Fortschritt verlang-
samen (vgl. Frisch et al. 2005: 180).11
• Externe Effekte, Kollektivgu¨ter: Aus Sicht der Gesellschaft als positiv oder negativ
zu bezeichnende12 externe Effekte13 sind gegeben, wenn Aktivita¨ten eines Wirtschafts-
subjektes Auswirkungen haben auf andere Wirtschaftssubjekte, welche aber nicht u¨ber
Marktmechanismen ausgeglichen werden. Eine extreme Erscheinungsform positiver ex-
terner Effekte stellen Kollektivgu¨ter dar. Sie zeichnen sich durch Nicht-Rivalita¨t in und
11Der Begriff Fortschritt ist sozial konstruiert: Was darunter zu verstehen ist, wird zwischen gesellschaftlichen
Akteuren ausgehandelt (vgl. Rammert 1994: 6). Vor dem Hintergrund dieser sozialen Konsensbildung und
in der Annahme, dass jedem Gut oder jedem Verfahren ein Bu¨ndel von Eigenschaften zugesprochen werden
kann, gibt es dann einen absoluten Fortschritt, wenn sich mindestens ein Merkmal verbessert, ohne dass
sich andere verschlechtern. Der Fortschritt ist dann relativ, wenn eine Verbesserung zu Lasten einer oder
mehrerer anderer Eigenschaften geschieht (vgl. Grupp 1997: 139).
12Ob externe Effekte aus Sicht der Gesellschaft als positiv oder negativ zu bezeichnen sind, ha¨ngt wiederum
von der zugrunde liegenden wirtschaftswissenschaftlichen Theorie ab. Beispielsweise betrachten die Indu-
strieo¨konomik wie auch die evolutorische O¨konomik Informations-Spillover als positiv fu¨r die Gesellschaft.
Die Neoklassik hingegen sieht sie als negativ an.
13Hier wird nur Bezug genommen auf technologische Externalita¨ten: Bei ihnen
”
besteht ein direkter Zusam-
menhang zwischen den Gewinn- bzw. Nutzenfunktionen mehrerer Akteure (Individuen bzw. Unternehmen),
der nicht durch den Marktmechanismus erfasst und - etwa in Form einer preislichen Kompensation - ausge-
glichen wird“ (Frisch et al. 2005: 89). Pekunia¨re externe Effekte wie auch psychologische, externe Effekte
werden nicht betrachtet (siehe dazu Frisch et al. (2005: 89)).
77
4 Staatliche Forschungsfo¨rderung
Nicht-Ausschließbarkeit von ihrem Konsum aus (siehe weiterfu¨hrend z.B. Donges und
Freytag (2004: 163) oder Klodt (1995: 5ff.)). Sie werden vom Markt in einem ungenu¨gen-
den Umfang bereitgestellt, da zwar insgesamt eine hinreichend hohe Zahlungsbereitschaft
fu¨r ein Gut vorhanden wa¨re, aber sich jeder individuell gerne der Zahlungspflicht entzie-
hen wu¨rde (Trittbrettfahrerverhalten).
Diese Ursachen, die im realen Marktgeschehen vorliegen ko¨nnen, begru¨nden aus Sicht der
Befu¨rworter von Subventionen Forschungsfo¨rderungen. Daru¨ber hinaus stu¨tzt das Argument
der Unteilbarkeiten die Fo¨rderung von Kooperationen, welche gemeinsam die notwendigen
Ressourcen und Kompetenzen fu¨r eine Wissensproduktion aufbringen.
Die Gegner technologiepolitischer Maßnahmen kontern mit den Schlagwo¨rtern Staats- oder
Politikversagen: Sie bezweifeln zum einen, dass es dem Staat bzw. der Politik mo¨glich ist,
Marktversagen zu heilen. Zum anderen geben sie zu bedenken, dass falsch gesetzte staatli-
che Interventionen wie auch Nicht-Interventionen zu den falschen Augenblicken selbst Fehl-
allokationen hervorrufen ko¨nnen. Begru¨ndet wird dies damit, dass erstens die die politischen
Handlungen bestimmenden Kalku¨le von politischen Entscheidungstra¨gern und die Interessen
von am Markt agierenden Unternehmen nicht notwendigerweise deckungsgleich sind. Zweitens
sind bei Politikern selbst - aufgrund ihrer Markferne im Vergleich zu den erwerbswirtschaft-
lich orientierten Unternehmen - Informationsma¨ngel zu konstatieren, die zum Versagen fu¨hren
ko¨nnen (vgl. Dreher (1997: 16), Klodt (1995: 50ff.)).14
4.2.3 Wirtschaftspolitische Begru¨ndungen
Aus der grundsa¨tzlich angenommenen Diskrepanz zwischen Sein und Sein-sollen erwa¨chst die
Aufgabe der Kunstlehre von der Wirtschaftspolitik. Sie will entsprechend der in Abschnitt 4.1.1
angesprochenen zweckorientierten Perspektive geeignete Maßnahmen finden, um ausgehend
von der aktuellen wirtschaftlichen Lage Ziele zu erreichen (vgl. Cassel 2001: 8). Dazu nutzt
sie Erkenntnisse der Wirtschaftstheorie.15
Die staatliche Wirtschaftspolitik ist durch alle Aktivita¨ten gekennzeichnet, welche die wirt-
schaftlichen Strukturen, Abla¨ufe oder Ergebnisse beeinflussen, um die politisch bestimmten
Ziele bestmo¨glich zu erreichen (vgl. Streit 2005: 217). Dabei wird im Allgemeinen als oberstes
wirtschaftspolitisches Ziel
”
das Ziel der Wohlstandssteigerung - gemessen an der Entwicklung
14Fu¨r eine ausfu¨hrliche kritische Auseinandersetzung mit den Begru¨ndungsmustern fu¨r politische Interventio-
nen in Forschungs- und Entwicklungsta¨tigkeiten siehe Jasper (1998: 79ff.) und Dreher (1997: 30f.).
15Wirtschaftstheoretische Arbeiten behandeln seit langem implizit den Zusammenhang zwischen Forschung
und Wirtschaft, indem sie die Vermehrung der Produktionsfaktoren Arbeit, Kapital und Rohstoffe als
bestimmend fu¨r ein Wirtschaftwachstum ansehen. Neuere Ansa¨tze gehen explizit auf die Bedeutung des




des Pro-Kopf-Einkommens - gewa¨hlt“ (Donges und Freytag 2004: 4). Bei der Verfolgung die-
ses Ziels orientiert sich die Wirtschaftspolitik Deutschlands an dem so genannten Magischen
Viereck, das in § 1 des Stabilita¨ts- und Wachstumsgesetzes 1967 verankert wurde und vier
Unterziele vorgibt. Gelegentlich werden sie durch andere Ziele erweitert. Dann wird von einem
magischen Vieleck gesprochen.
Forschungs- und Technologiepolitik sieht sich als oberste Zielsetzung der im Grundgesetz
verankerten staatlichen Verantwortung gegenu¨ber dem Gemeinwohl verpflichtet (vgl. Fier und
Harhoff 2001: 55). So za¨hlen neben dem Ziel der Vorsorge-Forschung fu¨r zuku¨nftige Generatio-
nen, die sich z.B. in der Sicherheitsforschung, der Gesundheitsforschung, der Umweltforschung
oder der Energieforschung niederschla¨gt, zu den bedeutendsten forschungspolitischen Zielen
des Bundes die Vergro¨ßerung der wissenschaftlichen Erkenntnis, die Verbesserung der Lebens-
und Arbeitsbedingungen, insbesondere in Hinblick auf die Erhaltung oder Schaffung von Ar-
beitspla¨tzen und die Steigerung der internationalen wirtschaftlichen Leistungs- und Wettbe-
werbsfa¨higkeit in ausgewa¨hlten Technologiebereichen (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und
Forschung (2004: VIII), Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung und Bundesministerium
fu¨r Wirtschaft und Arbeit (2003: 8), Fier und Harhoff (2001: 55)). Bei diesen Bestrebungen ist
unter allen zweckorientierten Schnittstellen die zur Wirtschaftspolitik herausragend. A¨hnlich
spiegelt es sich in der in Abschnitt 4.1.2 angesprochenen institutionellen Arbeitsteilung und
(idealtypischen) Koordination dazu wider.
Die Frage, ob und inwieweit staatliches Handeln tatsa¨chlich Wirkungen auf die technische
Entwicklung und damit auf die volkswirtschaftliche Leistungs- und Wettbewerbsfa¨higkeit hat,
ist bislang
”
empirisch nur bruchstu¨ckhaft und durchaus widerspru¨chlich beantwortet worden“
(Kuhlmann 1998: 52). Auch im Umweltbereich ist es nicht mo¨glich, volkswirtschaftliche Daten
auf staatliche Forschungs- und Entwicklungsinitiativen zuru¨ckzufu¨hren. Allerdings widerspre-
chen die Zahlen u¨ber die internationale Wettbewerbsfa¨higkeit und u¨ber die Arbeitspla¨tze im
Umweltbereich - selbst bei einer Gegenu¨berstellung mit mo¨glichen negativen Bescha¨ftigungs-
wirkungen der Umweltpolitik - nicht den wirtschaftspolitischen Hoffnungen: Im Jahr 2004 wur-
den potentielle Umwelt- und Klimaschutzgu¨ter im Wert von etwa 55 Mrd. Euro in Deutschland
erzeugt (vgl. Liebing und Taeger 2006: 6). Im Jahr 2003 lag Deutschland mit 18 Prozent An-
teil am Welthandel mit Umweltschutzgu¨tern auf dem zweiten Platz, nur knapp u¨bertroffen
von den USA (vgl. Liebing und Taeger 2006: 12). 2004 haben knapp 1,5 Mio. Menschen im
Umweltschutz in Deutschland gearbeitet, eine leichte Steigerung gegenu¨ber 2002 um 16.000
Bescha¨ftigte (vgl. Liebing und Taeger 2006: 18).
Abschließend ist zu resu¨mieren, dass mo¨glicherweise in der Empirie beobachtete Schwa¨chen
der Subventionspraxis wirtschaftstheoretisch und -politisch fundierte Kritik an staatlichen Ein-
griffen an sich, an den Zielsetzungen und an der Instrumentenwahl herausfordern ko¨nnen. Wie
bereits in Unterkapitel 1.3 erwa¨hnt, werden allerdings nachfolgend der wirtschaftstheoretische
Rahmen, die wirtschaftspolitischen Zielsetzungen und die staatliche Interventionspraxis mittels
Subventionen nicht weiter hinterfragt, sondern diese als gegeben angenommen.
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4.2.4 Rechtlicher Rahmen auf europa¨ischer und nationaler Ebene
Der rechtliche Rahmen fu¨r die Fo¨rderung von kooperativen Forschungsprojekten im Umwelt-
bereich setzt sich aus zwei Dimensionen zusammen, den formalen und inhaltlichen Regelungen
fu¨r Subventionen und kartellrechtliche Restriktionen im Hinblick auf Zusammenschlu¨sse von
Akteuren. Auf die zweite Dimension wurde bereits in Abschnitt 3.2.2 eingegangen. Hier inter-
essiert der erste Aspekt.
Aufgrund wirtschaftstheoretischer und -politischer Bedenken u¨ber mo¨gliche Wettbewerbs-
verzerrungen durch Subventionen sind u¨ber allgemeine, die Subventionsvergabe tangierende
Vorschriften hinaus, auf europa¨ischer sowie auf nationalstaatlicher Ebene spezifische Regelun-
gen geschaffen worden. Den inhaltlichen, industrie- und forschungspolitischen Ambitionen der
EU und der Mitgliedsstaaten, die mit der Fo¨rderung von der Grundlagenforschung bis hin zu
Demonstrationsvorhaben im Rahmen von Forschungsprogrammen einhergehen, liegt Art. 130
des EU-Vertrags von Maastricht 1992, bekra¨ftigt durch den Amsterdamer Vertrag, Art. 157,
von 1999 zugrunde.
Im Europa¨ischen Gemeinschaftsrecht finden sich die Vorschriften fu¨r Subventionen unter dem
Oberbegriff
’
Beihilfe‘. Laut Rechtsprechung des Europa¨ischen Gerichtshofes (EuGH) sind Bei-
hilfen dadurch charakterisiert, dass sie dem Begu¨nstigten einen unentgeltlichen wirtschaftlichen
Vorteil verschaffen. Zu den Beihilfen za¨hlen auch Bu¨rgschaften, Zinsnachla¨sse oder gu¨nstigere
Abschreibungsmo¨glichkeiten ab einem gewissen, absoluten Mindestbetrag (De minimis-Regel).
Bei der Beurteilung ist nicht die Intention, sondern die Wirkung der Beihilfen auf den Wett-
bewerb und den Handel zwischen den Mitgliedsstaaten ausschlaggebend (vgl. Rodi 2000: 39).
Beihilfegeber sind staatliche Organe oder damit von staatlicher Seite beauftragte Organisa-
tionen, Beihilfequelle ist die Allgemeinheit. Der Empfa¨ngerkreis ist weit gefasst. Ungeachtet
der juristischen Natur des Rezipienten genu¨gt es, dass er eine o¨konomische Aktivita¨t in einem
Markt ausu¨bt, in dem es Handel zwischen Mitgliedsstaaten gibt (vgl. Europa¨ische Kommission
2007: 3f.) und nicht gegen andere Gesetze, so etwa das Kartellrecht, versto¨ßt.
Rechtsgrundlage fu¨r ein generelles Verbot von Beihilfen in der EU und in den Mitglieds-
staaten ist Art. 87 Abs. 1 EG-Vertrag. Allerdings gibt es einige Ausnahmen von dieser Regel:
Art. 87, Abs. 2 EG-Vertrag fu¨hrt die Legalausnahmen und Art. 87, Abs. 3 EG-Vertrag16 die
Ausnahmen auf, die im Ermessen der Europa¨ischen Kommission liegen. Einige Ermessensent-
scheidungen und -grundsa¨tze der Europa¨ischen Kommission sind in Leitfa¨den und sogenannten
Gemeinschaftsrahmen dokumentiert. Sie werden in sektorale, regionale oder horizontale Aus-
nahmen unterschieden. Die Bereiche Umweltschutz und Forschung und Entwicklung sowie die
Fo¨rderung kleiner und mittlerer Unternehmen fallen unter die horizontalen Ausnahmen (vgl.
Rave 2005108).




Konkret sind dazu zwei Rahmen hervorzuheben: Der Gemeinschaftsrahmen fu¨r staatliche
Beihilfen fu¨r Forschung, Entwicklung und Innovation (kurz: F&E-Gemeinschaftsrahmen) (Eu-
ropa¨ische Kommission 2006) und der Gemeinschaftsrahmen fu¨r staatliche Umweltschutzbeihil-
fen (Europa¨ische Kommission 2001). Der F&E-Gemeinschaftsrahmen legt die Ho¨chstgrenzen
fu¨r die Fo¨rderbetra¨ge fest. Ausnahmen fu¨r KMU sind an anderer Stelle verankert. Der Ge-
meinschaftsrahmen fu¨r staatliche Umweltschutzbeihilfen beinhaltet Kriterien zur Abwa¨gung
von Umweltschutzbelangen gegenu¨ber wettbewerbspolitischen Bedenken bei der Fo¨rderung
und erweitert so die Ausnahmetatbesta¨nde fu¨r Art. 87, Abs. 1 EG-Vertrag.17
Die Prozedur ist, dass normalerweise die Mitgliedsstaaten die Europa¨ische Kommission im
Vorfeld einer geplanten Subvention informieren. Diese Subventionsvergabe muss dann erst
durch die Kommission autorisiert werden, bevor sie verwirklicht wird. Fu¨r einige Fa¨lle, die
abstrakt definiert sind, muss diese Autorisierung nicht erfolgen. Dann ist die Europa¨ische
Kommission lediglich in einem bestimmten Zeitraum u¨ber die Maßnahme zu informieren (vgl.
Europa¨ische Kommission 2007: 9).
Die Wirksamkeit von EU-Beihilfen und nationalen Forschungssubventionen und die Rechtma¨-
ßigkeit ihrer Vergabe ko¨nnen aufgrund des Prinzips der Subsidiarita¨t18 eigentlich nur die Mit-
gliedsstaaten kontrollieren. Um dennoch der EU Kontroll- und Vetorechte einzura¨umen, werden
zwei Arten von staatlichen Interventionen unterschieden: Allgemeine Regeln der Mitglieds-
staaten,
”
mit denen alle nationalen Unternehmen gleich behandelt werden, [sind] nicht der
[EU-]Beihilfekontrolle unterworfen, auch wenn die rechtlichen Ausgangsbedingungen bzw. die
nationalen Referenzrahmen sehr ungleich ausgestaltet sind. Diskretiona¨re Regeln dagegen, die
Unternehmen innerhalb eines Mitgliedsstaats differenziert behandeln, fallen unter den Beihil-
febegriff“ (Rave 2005: 112) und ko¨nnen gegebenenfalls von der EU modifiziert oder untersagt
werden.
Mit zunehmendem Einfluss der EU auf die Politik der Mitgliedsstaaten spielen nationale
Regelungen eine immer geringere Rolle:
”
Den deutlichsten (auch rechtlichen) Einfluss u¨bt
(. . . ) die sich im Laufe der Zeit verscha¨rfende europa¨ische Beihilfekontrolle aus: Sie pra¨gt und
u¨berlagert wesentliche Teile des nationalen Subventionsrechts und der nationalen Subventions-
politik.“ Rave (2005: 116). Deshalb werden die Rechtsgrundlagen fu¨r eine Forschungsfo¨rderung
in Deutschland auf bundesstaatlicher Ebene abschließend nur kurz angerissen. Hauptsa¨chlich
ist dabei zum einen das Grundgesetz mit einer Reihe von relevanten Regelungen, beispielsweise
dem Zusammenwirken von Bund und La¨ndern, konkretisiert durch eine Rahmenvereinbarung
17Weitere Ausnahmen fu¨r andere Sektoren und Querschnittsbereiche finden sich in anderen Artikeln des
EG-Vertrages, so etwa Landwirtschaft nach Art. 24 EG-Vertrag, Verkehr nach Art. 77 EG-Vertrag oder
Exportbeihilfen nach Art. 11 EG-Vertrag.
18Das Subsidiarita¨tsprinzip ist eine politische Maxime der EU und fo¨deraler Staatssysteme wie der Bundes-
republik Deutschland, die verlangt, dass Entscheidungen auf die niedrigst mo¨gliche Zusta¨ndigkeitsebene,
die in der Lage ist, das Problem selbsta¨ndig zu lo¨sen, verlagert werden. Sind diese Ebenen mit der Lo¨sung
eines Problems u¨berfordert, so sollen die na¨chstho¨heren Ebenen sie unterstu¨tzen. Auf europa¨ischer Ebene
findet sich das Subsidiarita¨tsprinzip in Art. 5 EG-Vertrag wieder.
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1975, dem Sozialstaatsprinzip, oder dem Gleichheitsgrundsatz, die aber inhaltlich eher unbe-
stimmt sind und keine Schranken gegen die Subventionsvergabe beinhalten, zu nennen (Rave
2005: 82). Zum anderen sind das einfache Gesetzesrecht - so etwa Fachgesetze oder das Steu-
errecht - und der Haushaltsplan mitsamt dem dazugeho¨rigen Haushaltsgesetz, der Bundes-
haushaltsordnung und den Verwaltungsvorschriften fu¨r die Entscheidung u¨ber eine staatliche
Subventionsvergabe und ihre Kontrolle aufzufu¨hren. Zudem hat sich fu¨r die ausfu¨hrende Ebe-
ne neben dem Verwaltungsrecht in der Praxis eine große, fast unu¨berschaubare Anzahl von
Subventionsrichtlinien gebildet, die Aussagen zur
”
technisch-instrumentellen Ausgestaltung
der Subventionen enthalten und das Verhalten des Subventionsnehmers binden“ (Rave 2005:
87). Unter anderem enthalten sie Auflagen, welche die Einhaltung der Vorgaben durch den
Subventionsnehmer sicherstellen sollen: Die zuna¨chst vorla¨ufige Bewilligung einer Subvention,
eine Selbstverpflichtungserkla¨rung und/oder bestimmte Nachweispflichten des Subventions-
nehmers.
Zusammenfassend ist die Frage nach der wettbewerbsverzerrenden Wirkung einer Subven-
tion innerhalb eines Mitgliedsstaates wesentlich fu¨r die Entscheidung der Europa¨ischen Kom-
mission, eine Fo¨rdermaßnahme zu autorisieren. Deshalb sind Fo¨rdermaßnahmen, die u¨ber den
vorwettbewerblichen Bereich hinausragen, nur mo¨glich, wenn sie alle potentiellen Anbieter oder
Nachfrager gleichermaßen begu¨nstigen. Davon ist also bei den nachfolgend vorgestellten und
von der EU genehmigten Instrumenten auszugehen, sofern sie in die Anwendung hineinragen.
4.3 Instrumente der unmittelbaren Forschungsfo¨rderung
In Abschnitt 4.3.1 werden die anreizorientierten Fo¨rderinstrumente des BMBF, die mit Sub-
ventionen verknu¨pft sind, dargestellt. Dort findet sich auch das Politikinstrument VP wieder.
Auf dieses fokussiert der Abschnitt 4.3.2.
Vorab sei allerdings angemerkt, dass die empirische Politikforschung die Vorstellung einer
staatlichen Feinsteuerung, die mit einzelnen Instrumenten jeweils spezifische Innovationswir-
kungen verbindet, mittlerweile aufgegeben hat. Denn viel mehr Faktoren als ein einzelnes
Instrument ko¨nnen zu einem Gelingen beitragen: Beispielsweise mag nicht die Instrumenten-
wahl, sondern der Signaleffekt einer Maßnahme entscheidend sein, die deshalb entsprechend
kommuniziert werden muss. Oder aber die Zielerreichung wird vom Politikstil, der Art und Wei-
se, wie eine Maßnahmen beschlossen und umgesetzt wird, beeinflusst (vgl. Ja¨nicke et al. 2000:




Die folgende Abbildung 4.1 ordnet die anschließende U¨bersicht u¨ber die unmittelbare For-











Intentionale Beeinflussungsmöglichkeiten der Forschungs- und Technologiepolitik








Abbildung 4.1: Die Fo¨rderinstrumente des BMBF, eigene Darstellung nach Bundesministe-
rium fu¨r Bildung und Forschung und Bundesministerium fu¨r Wirtschaft und
Arbeit (2003), Bemelmans-Videc (2003: 9)
Der finanzielle Einsatz des BMBF im Rahmen der unmittelbaren Forschungsfo¨rderung kon-
zentriert sich auf institutionelle Fo¨rderungen - die Grundfinanzierung von Hochschulen und
Forschungseinrichtungen, aber auch von Organisationen mit der Aufgabe der Informationsver-
breitung - und die Projektfo¨rderung. Die Mittel der institutionellen Fo¨rderung sind zwar an
Aufgabenstellungen gebunden. Sind sie aber einmal freigegeben, so sind Forschungsziele und
-weisen nicht mehr beeinflussbar (vgl. Dreher 1997: 91).
Gegenu¨ber der langfristig orientierten institutionellen Fo¨rderung zeichnet sich die Projektfo¨rde-
rung dadurch aus, dass
”
mit diesem Instrument sehr flexibel auf neue Herausforderungen rea-
giert werden kann, sie in besonderer Weise geeignet ist, die Kooperation zwischen Forschung
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und Wirtschaft zu initiieren sowie durch ihren Wettbewerbscharakter Qualita¨t zu fo¨rdern“
(Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2000: 16). Auf sie wird na¨her eingegangen.
Die Projektfo¨rderung unterteilt sich seit den 1980er Jahren in die indirekte Projektfo¨rderung,
deren Sonderform der indirekt-spezifischen Fo¨rderung sowie in die direkte Projektfo¨rderung
(vgl. Fier und Harhoff 2001: 12). Sie finden an unterschiedlichen Stellen im Zyklus von F&E
u¨ber die Markt- bzw. Unternehmenseinfu¨hrung bis hin zu der Reduktion eines Produktes und
der U¨berholung eines Prozesses Anwendung. Fu¨r alle drei Typen gibt es verschiedene Finanzie-
rungsmodelle: So etwa kommen anteilige, nicht zur Ru¨ckzahlung verpflichtende Zuschu¨sse bei
der direkten Projektfo¨rderung von F&E-Aktivita¨ten zum Tragen. Durch die Eigenbeteiligung
sind die Unternehmen selbst an der Zieldefinition, -erreichung und Ergebnisumsetzung inter-
essiert. In den anderen Fo¨rdertypen werden z.B. zinsvergu¨nstigte, o¨ffentliche Fo¨rderdarlehen
oder anteilhaftige Haftungen fu¨r Beteiligungen fu¨r die Eigenkapitalausstattung von kleinen und
mittelsta¨ndischen Unternehmen (KMU)19 vergeben (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und
Forschung und Bundesministerium fu¨r Wirtschaft und Arbeit 2003: 6).
Die indirekte Projektfo¨rderung, die allerdings hauptsa¨chlich vom BMWi genutzt wird, ist
thematisch ungebunden. Sie wird breitenwirksam immer dann eingesetzt,
”
wenn es gilt, allge-
meine FuE- und Innovationsprobleme der Unternehmen zu lo¨sen oder allgemein deren Innova-
tionspotential zu sta¨rken“ (Bundesministerium fu¨r Forschung und Technologie 1984: 28). Sie
zielt dabei mit einer Vielzahl heterogener Maßnahmen technologie- und branchenu¨bergreifend
auf Forschungseinrichtungen, die Privatwirtschaft und insbesondere auf KMU, aber bezieht
sich seit Mitte der neunziger Jahre auch manchmal nur auf bestimmte Regionen, vornehmlich
Ostdeutschland (vgl. Fier 2002: 80). Zu den Maßnahmen geho¨ren ebenfalls die Fo¨rderung
von technologischer Beratung und Weiterqualifikation fu¨r das Handwerk und mittelsta¨ndische
Unternehmen oder die Subvention von technologieorientierten Gru¨ndungen.
Die indirekt-spezifische Fo¨rderung als Sonderfall der indirekten Projektfo¨rderung dient vor
allem der anfa¨nglichen Verbreitung von technologischen Innovationen. Sie wird fu¨r bestimmte,
anna¨hernd technologisch ausgereifte Felder, in denen bereits Produktentwicklungen vorlie-
gen, angewendet, um die Aufmerksamkeit der Unternehmen darauf zu lenken. Die Fo¨rder-
mittel werden technologiefeldbezogen, aber projektungebunden insbesondere Mittelsta¨ndlern
zur Verfu¨gung gestellt und sind entsprechend mit einem relativ einfachen Antragsverfahren
verbunden (vgl. Dreher (1997: 92), Lu¨tz (1993: 36), Bundesministerium fu¨r Forschung und
Technologie (1984: 29)). Finanzielle Mittel ko¨nnen in diesem Rahmen sowohl angebotsseitig
fu¨r F&E-Projekte als auch nachfrageseitig fu¨r Anwendungen von Forschungsergebnissen zur
Verfu¨gung gestellt werden. Allerdings wurde die indirekt-spezifische Fo¨rderung mittlerweile
nahezu eingestellt (vgl. Ragnitz 2003: 9).
19Fu¨r eine Definition von KMU wird auf die Begriﬄichkeiten der Europa¨ischen Kommission verwiesen (siehe
Amtsblatt der EU, L 124 (2003), Seiten 0036 - 0041). Allerdings ist zu beachten, dass ab 1. Januar 2005
die finanziellen Schwellenwerte in der Definition angehoben wurden. Fu¨r die Fallstudien in dieser Arbeit
relevant waren die Kategorien von 1996.
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Die direkte Projektfo¨rderung fu¨r Einzelprojekte oder VP ist darauf ausgerichtet, wirtschaft-
lich langfristig vielversprechende neue Technologielinien fru¨hzeitig zu unterstu¨tzen. Diese Art
der Fo¨rderung wird dort eingesetzt,
”
wo punktuelle Lo¨sungen angestrebt werden und wo andere Fo¨rderverfahren zu we-
nig zielgerichtet oder zu aufwendig wa¨ren. (. . . ) wenn das technisch-wissenschaft-
liche und wirtschaftliche Risiko hoch ist, der finanzielle Einsatz fu¨r die in Frage
kommenden Unternehmen zu groß und auf absehbare Zeit der Markt die neuen
technologischen Lo¨sungen nicht von selbst erbringen wird. Daneben kommt die-
ses Fo¨rderinstrument in Bereichen staatlicher Daseins- und Zukunftsvorsorge (z.B.
Sicherheits-, Umwelt- und Gesundheitsforschung) zur Anwendung.“ (Bundesmini-
sterium fu¨r Forschung und Technologie 1984: 28).
So unterstu¨tzt die direkte Projektfo¨rderung zeitlich befristete Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben im vorwettbewerblichen Bereich im Rahmen von mehrja¨hrigen Fachprogrammen (vgl.
Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2000: 55).20 Potentielle Adressaten der Fo¨rder-
maßnahmen sind wissenschaftliche Einrichtungen, Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft
sowie o¨ffentliche Einrichtungen des Bundes oder des Landes mit spezifischen FuE-Aktivita¨ten
(vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung und Bundesministerium fu¨r Wirtschaft
und Arbeit 2003: 8). Innerhalb der Projektfo¨rderung besitzt dieses Instrument die sta¨rkste Len-
kungskraft in Bezug auf Technologiefeld und F&E-Zielvorstellungen des Ministeriums. Gleich-
zeitig steigen damit aber auch die Anforderungen an die politische Administration, exakte
Abscha¨tzungen u¨ber den Technologiebedarf zu treffen. Vornehmlich ist diese Fo¨rderung ange-
botsseitig orientiert. Aber durch Subventionen von Demonstrations- oder Pilotvorhaben, wel-
che die Machbarkeit demonstrieren sollen, wirkt sie auch auf die Reduzierung der Unsicherheit
potentieller Nachfrager ein.
4.3.2 Verbundprojekte: Konzept und damit verbundene Ziele des
BMBF
Verbundprojekte (VP) zeichnet es aus, dass die Fo¨rderung an die
”
arbeitsteilige Bearbeitung
u¨bergreifender, thematisch-funktionell zusammenha¨ngender Problemstellungen“ (Bundesmi-
nisterium fu¨r Forschung und Technologie 1984: 29) durch mindestens zwei Organisationen
gebunden ist. Dabei variiert die Anzahl der Projektpartner je nach Projekterfordernissen (vgl.
20Ein Fachprogramm ist idealerweise
”
eine Kombination von intentional aufeinander bezogenen Interventionen,
Projekten, Maßnahmen oder Teilprojekten, die auf das Erreichen eines spezifischen, vordefinierten Zieles
abzielen. Ein Programm ist mit einer festen Laufzeit ausgestattet, verfu¨gt u¨ber ein zugeordnetes, ha¨ufig




Lu¨tz 1993: 57). Bei den Organisationen kann es sich um Unternehmen, o¨ffentliche Einrichtun-
gen und wissenschaftliche Institutionen handeln.21
Mit den VP werden mehrere Ziele angestrebt. Kurzfristig will das BMBF die positiven
Wirkungen, welche Kooperationen zugeschrieben werden, auch im gefo¨rderten Umfeld nutzen
(vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung und Bundesministerium fu¨r Wirtschaft und
Arbeit 2003: 80). Nachteile einer Zusammenarbeit werden dabei in Kauf genommen, bzw. es
wird versucht, sie durch organisatorische Maßnahmen zu mindern. Mittelfristig werden weitere
Nebenziele formuliert:
1. Eine heterogene Zusammensetzung der VP aus Wirtschaft und Wissenschaft
2. Dauerhafte, positive Effekte auf die Vernetzungs- und Kooperationskompetenz bzw. das
Kooperationshandeln
Diese beiden Zielkomplexe sind Referenzpunkte fu¨r die Frage nach der Verhaltensadditionalita¨t
(vgl. vorgreifend Unterkapitel 5.4.3). Daher werden sie im Folgenden na¨her ausgefu¨hrt.
Mit dem ersten Nebenziel, der heterogenen Zusammensetzung, werden folgende Hoffnungen
verbunden:
• Der Wissenstransfer zwischen den verschiedenartigen Organisationen wird beschleunigt
(vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung und Bundesministerium fu¨r Wirt-
schaft und Arbeit 2003: 80).
• Durch die gebu¨ndelte Marktmacht der Teilnehmer eines großen VPs innerhalb eines Wirt-
schaftszweiges der Volkswirtschaft ist der Impuls, die entwickelte Lo¨sung in die Praxis
umzusetzen, gro¨ßer als mit mehreren kleinen Einzelprojekten (vgl. Schroeter 1994).22
21Ihr geschichtlicher Hintergrund ist, dass sie erstmals 1972 im Kontext deutscher Forschungsfo¨rderung
erwa¨hnt wurden. Seit den 1980er Jahren hat ihre Relevanz in der direkten Projektfo¨rderung gegenu¨ber
der Einzelfo¨rderung kontinuierlich zugenommen (vgl. Czarnitzki et al. 2002: 33): 1988 entfallen bereits
rund 60 Prozent der Fo¨rdermittel des jetzigen BMBF auf die Fo¨rderung der Verbundforschung (vgl. Bun-
desministerium fu¨r Forschung und Technologie 1988: 44). Im Jahr 2004 wird 78 % des vorgesehenen
o¨ffentlichen Budgets fu¨r die direkte Forschungsfo¨rderung an Unternehmen in F&E-VP ausgeschu¨ttet (vgl.
Aschhoff et al. 2006: 5). Dieser Bedeutungszuwachs geht einher mit einer Ausweitung des Konzeptes
auf fast alle Fo¨rderbereiche. Damit begegnet sie unter anderem der
”
wachsende[n] Komplexita¨t des In-
novationsprozesses und (. . . ) [den] dabei auftretende[n] Schnittstellenprobleme[n] zwischen Gewinnung
und Kommerzialisierung neuen technischen Wissens“ (Bundesministerium fu¨r Forschung und Technologie
1988: 44) und der
”
zunehmende[n] Vernetzung unterschiedlicher Technologiegebiete (. . . ), die das einzelne
Unternehmen vor allem im mittelsta¨ndischen Bereich u¨berfordert“ (Bundesministerium fu¨r Forschung und
Technologie 1988: 45). Zu den weiteren Gru¨nden fu¨r diese historische Entwicklung vgl. Lu¨tz (1993: 18ff.),
Hayashi (2003: 1421f.), Rammer et al. (2004a: 24, 135), Fier (2002: 80), Lu¨tz (1993: 33)). Auch in den
indirekten Fo¨rderprogrammen wird seit la¨ngerem mehr Wert auf Kooperationen gelegt. Diese werden aber
nicht unter dem Begriff BMBF mit den entsprechenden Formalien gefu¨hrt.
22Allerdings ist wiederum bei sehr großen VP kritisch anzumerken:
”
Ihr vermeintlicher Nutzen, fla¨chendeckend
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• Von der Verzahnung von Wissenschaft und Wirtschaft gehen Ansto¨ße fu¨r eine schnellere
Umsetzung von FuE-Ergebnissen in marktfa¨hige und betrieblich einsetzbare Innovationen
aus (vgl. Angerer et al. 1997: 147).
Diese Hoffnungen sind international verbreitet. Denn mit der internationalen Ausweitung der
o¨ffentlichen Fo¨rderung seit Ende der 1990er Jahre tendieren Fo¨rdermittelgeber dazu, mehr
Wert als fru¨her auf eine rasche kommerzielle Verwertung der Forschungsergebnisse zu legen.
Sichtbar ist dies durch die
”
Forcierung der Nutzung geistiger Eigentumsrechte und die Heran-
ziehung des Markterfolges neuer Technologien als Effektivita¨tsmaß im Rahmen von Evaluie-
rungen“ (Rammer et al. 2004a: 67).
In der Praxis ist eine heterogene Zusammensetzung der Teilnehmer von wissenschaftlichen
Einrichtungen u¨ber Hersteller bis hin zu Endanwendern nur fallweise verpflichtend. Dennoch
wird dem Wunsch nach Heterogenita¨t Ende der 1990er Jahre/Anfang des 21. Jahrhunderts
wesentlich sta¨rker als in den 1980er Jahren23 entsprochen. Insgesamt werden zwischen 1998
und 2003 in den Programmen des BMBF u¨ber 7.700 Verbundprojekte gefo¨rdert. Davon ha-
ben an 44% der Projekte KMU und wissenschaftliche Einrichtungen gemeinsam teilgenommen
(vgl. Bundesregierung 2005: 84). Die erste quantitative Studie fu¨r Deutschland, die sich der
Verhaltensadditionalita¨ten in der direkten Projektfo¨rderung annimmt und dabei u.a. die he-
terogene Zusammensetzung untersucht, zeigt entsprechend auch fu¨r aktuellere Daten, dass
durch die o¨ffentliche Fo¨rderung besonders die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und
wissenschaftlichen Einrichtungen gesta¨rkt wird (vgl. Aschhoff et al. 2006: 17).
Werden durch die heterogene Zusammensetzung aber auch die erhofften Effekte des Wissens-
und Technologietransfers und eine ha¨ufigere und schnellere Umsetzung der Ergebnisse erreicht?
Einerseits lassen Aussagen 1988 Großes erwarten:
”
Die bisherigen Erfahrungen der Projektbe-
teiligten zeigen, daß gemeinsame Verbundarbeit neue Kontakte ermo¨glicht, den Technologie-
und Personaltransfer erleichtert, eine Bu¨ndelung von Forschungspotentialen bewirkt, kritische
Massen erzeugt und Synergieeffekte auslo¨st.“ (Bundesministerium fu¨r Forschung und Tech-
nologie 1988: 44). Denn, so argumentiert spa¨ter das Bundesministerium fu¨r Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Technologie (1996: 33),
”
Untersuchungen besta¨tigen, daß Technolo-
gietransfer weniger durch Vermittlung von technologischem Know-how an spa¨tere Anwender
funktioniert als vielmehr durch eine sehr fru¨he Einbindung von Wirtschaft und Wissenschaft
in relevanten, gemeinsamen Projekten“. Andererseits ist eine heterogene Zusammensetzung
die Akteure der nationalen Technologie-Arena einzubeziehen, kann dabei durch eine Unscha¨rfe der Thema-
tik und durch unu¨bersichtliche Kooperatiosnverha¨ltnisse konterkariert werden. Große Verbu¨nde bedeuten
oft nur ein formales Kooperieren bei inhaltlich strikter Abgrenzung der Arbeitspakete. U¨berschaubare, klei-
nere Verbu¨nde zwischen Akteuren mit gegenseitigem Interesse aneinander gelten dagegen als effizienter.“
(Bierhals und Schmoch 2000: 84). Die Frage nach einer optimalen Gro¨ße und Zusammensetzung wurde
noch nicht abschließend beantwortet.
23Fu¨r einen historischen U¨berblick u¨ber die Zusammensetzung von VP siehe Fier (2002: 74) und Czarnitzki
et al. (2002: 33ff.).
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nur eine Voraussetzung von mehreren fu¨r die damit verbundenen Hoffnungen. Weitere Anfor-
derungen sind eine gute Zusammenarbeit im Projekt und akzeptable Forschungsergebnisse.
Und bezu¨glich der Zusammenarbeit ist den VP bis mindestens in das neue Jahrtausend hinein
die Umstellung des Fo¨rderkonzepts von vormals Einzelprojekten anzumerken:
”
Die Verbund-
forschung zielt bis heute auf Kooperationen ab, bei denen eine u¨bergeordnete Forschungsfrage
in mehrere Einzelprojekte gesplittet und von unterschiedlichen, auf diese Module spezialisier-
ten Zuwendungsempfa¨ngern bearbeitet wird.“ (Fier 2002: 80). Deshalb bleibt die Frage bisher
unbeantwortet.
Das zweite Nebenziel intendiert, die Vernetzungs- und Kooperationskompetenz24 der Akteu-
re zu steigern (vgl. Steg et al. 2003: 34) und, mehr noch, tatsa¨chliche, dauerhafte Kooperati-
onsbeziehungen zwischen den Verbundpartnern zu forcieren. Die Hoffnung besteht, dass durch
die Kooperationserfahrung mit Projektteilnehmer die Wahrscheinlichkeit zunimmt, mit ihnen
auch danach Kooperationen einzugehen. Dies soll sowohl zum unternehmensinternen Erfolg
beitragen als auch auf nationaler Ebene strukturpolitische Effekte haben:
”
in dem Maße, in
dem es gelingt, solche Geflechte in und zwischen unterschiedlichen technisch-o¨konomischen
Feldern zu etablieren, werden im Idealfall zugleich (. . . ) Bedingungen fu¨r die Entwicklung eines
dynamischeren nationalen Innovationssystems geschaffen.“ (Steg et al. 2003: 35).





jungen“ Technologiefeldern, deren industrielle Relevanz zwar offenkundig
ist, in denen aber gleichzeitig ein erheblicher Mangel an Grundlagenwissen besteht,
zielt Verbundforschung auf den Aufbau einer Forschungsinfrastruktur bei den im
Technologiefeld vorhandenen Instituten. (. . . ) Werden dagegen vergleichsweise an-
wendungsorientierte Innovationen angestrebt (. . . ) und/oder handelt es sich um
ein
”
reifes“ Technologiefeld, in dem eine Basis an Grundlagen- und Anwendungs-
wissen vorhanden ist und deshalb bestimmte
”
Umsetzungspfade“vorausgesetzt
werden ko¨nnen (etwa in Form bestehender Kooperationsbeziehungen innerhalb
der Industrie als auch zwischen Industrie und Wissenschaft wie im Programm
Fertigungstechnik), werden mit Verbundforschung die weitestgehend strukturellen
Ziele verfolgt: in beiden Fa¨llen ist die Initiierung mo¨glichst neuer und dauerhafter
Beziehungsnetzwerke zwischen Projektpartnern intendiert.“ (Lu¨tz 1993: 50).
Aber auch in etablierten technischen Disziplinen und Industriesektoren, bei denen es anzuneh-
men ist, dass es bereits ha¨ufig dichte informelle Vernetzungen gibt, kann es nach der These
24Vernetzungs- und Kooperationskompetenz unterscheiden sich dadurch, dass der Begriff Vernetzung eine
gro¨ßere Unverbindlichkeit suggeriert:
”
Man kennt sich“. Hingegen besagt Kooperationskompetenz, dass
ein Unternehmen die Fa¨higkeiten und Strukturen entwickelt und ausbaut, die es in die Lage versetzen,
eine inter- oder transdisziplina¨re Zusammenarbeit mit unterschiedlichen Organisationstypen zu initiieren,
umzusetzen und zum Erfolg zu fu¨hren.
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der Sta¨rke schwacher Beziehungen (vgl. Granovetter 1973) erstrebenswert sein, bestehende
Kooperationsbeziehungen durch neue, eventuell interdisziplina¨re Kontakte zu erga¨nzen. Denn
sonst erwa¨chst die Gefahr eines
”
social lock in“: Es wird zum einen angenommen, dass Organi-
sationen sich gegenseitig Neuigkeiten zutragen. Zum anderen wird unterstellt, dass Beziehungs-
geflechte pfadabha¨ngig sind (vgl. Gulati 1995)): Ihr Aufbau braucht Zeit, in der Unsicherheiten
u¨ber die Kompetenzen und die Zuverla¨ssigkeit des jeweils anderen abgebaut werden und die
Interaktionen sich einspielen. Sind Beziehungsmuster erst einmal eingefahren, so dringen so-
wohl Informationen fu¨r und u¨ber außerhalb des Beziehungsgeflechts generierte technologische
Lo¨sungsansa¨tze als auch Informationen u¨ber potentiell neue Kooperationspartner nicht mehr
zu den Akteuren durch. Die Anpassungsfa¨higkeit gegenu¨ber einem sich vera¨ndernden Umfeld
verringert sich. Die Akteure nehmen neue Entwicklungen oder interessante potentielle Partner
nicht oder zu spa¨t wahr und bewegen sich vorwiegend in ihrem eigenen Paradigma (vgl. Tsai
2000: 926).25 Und gerade in der Umweltforschung, die qua Definition besonders ha¨ufig inter-
oder transdisziplina¨res Vorgehen erfordert, ko¨nnen VP hier erste disziplin- und branchenu¨ber-
greifende Bru¨cken schlagen.
Zu den in der Empirie vorfindbaren Tatsachen gibt die erwa¨hnte quantitative Studie ebenfalls
einen Einblick: Sie zeigt, dass die anla¨sslich der Fo¨rderung neu entstandenen Kooperationen
signifikant weniger wahrscheinlich nach der Subvention fortgefu¨hrt werden als solche Koope-
rationen, die bereits vorher ohne Fo¨rderungen existierten. Dies gilt fu¨r die Zusammenarbeit
zwischen Unternehmen und wissenschaftlichen Einrichtungen und wesentlich schwa¨cher aus-
gepra¨gt auch fu¨r die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen (vgl. Aschhoff et al. 2006: 19).
25Darauf weist auch Sturm (2003: 188) hin:
”
Neuere empirische Arbeiten haben gezeigt, dass Kulturen (bei-
spielsweise Deutschland), die sich durch stabile, vertrauensbasierte Netzwerkbeziehungen auszeichnen, ent-
sprechende Sta¨rken bei imkrementalen Innovationen, Diffusion und Qualita¨tsverbesserungen aufweisen,
wa¨hrend Kulturen (wie die U.S.A.) mit u¨berwiegend kurzfristigen
”





Kapitel fu¨nf fokussiert auf das Konzept des VPs selbst. Es verdeutlicht, ob und wie der Staat
formal Einfluss auf Kooperationsta¨tigkeiten und auf die Ausu¨bung und Verwertung (A&V) der
Forschungergebnisse nach Ende der Fo¨rderung ausu¨bt bzw. ausu¨ben kann. Dazu bieten die
verschiedenen Schritte zur Konzeption und Abwicklung eines Fo¨rderprogramms Ansatzpunkte
(vgl. Lu¨tz (1993: 22), Fo¨lster (1995: 405, 415)). Auf sie wird im Folgenden in zeitlicher
Ordnung eingegangen.
5.1 Programmgestaltung
Zwei Voraussetzungen sind fu¨r ein Programm notwendig. Erstens mu¨ssen die politischen Ent-
scheidungstra¨ger existierende oder zuku¨nftige Herausforderungen in der Praxis wahrnehmen.
Zweitens mu¨ssen sie in ihrer Instrumentenwahl zu der U¨berzeugung gelangen, dass sie diesen
Herausforderungen am besten mit einem Forschungsprogramm begegnen ko¨nnen.
Die Programmziele und -inhalte sowie Verfahrensregeln entwickelt dann das jeweils zusta¨ndi-
ge Fachreferat im verantwortlichen Ministerium in Interaktion mit Experten fu¨r das jeweilige
Gebiet, mit Projekttra¨gern (PT) - oft fru¨here Großforschungseinrichtungen, die sich nun auch
in anderen Feldern beta¨tigen und auf die na¨her in Abschnitt 5.2.1 eingegangen wird - und evtl.
unterstu¨tzt durch Gutachterkommissionen oder/und Seminare zum Stand der Technologieent-
wicklung. Der Marktdynamik wird dadurch Rechnung getragen, dass bei langer Laufzeit eines
Fo¨rderkonzepts sein Zielsystem immer wieder den Marktgegebenheiten entsprechend modifi-
ziert wird (vgl. Kuhlmann 1998: 128) oder ein Fo¨rderprogramm befristet ist und fru¨hzeitig ein
neues konzipiert und aufgelegt werden muss.
Zur Illustration von Zielsystemen werden die Ziele des Schwerpunktes
’
Nachhaltiges Wirt-
schaften: Integrierte Umwelttechnik‘ im Programm
’
Forschung fu¨r die Umwelt‘ 1997 - 2004
dargestellt. Sie bilden in dieser Arbeit einen Teil des Rahmens fu¨r die in Kapitel 7 untersuchten
VP. O¨konomische und o¨kologische Ziele - die Aktivierung von Innovationspotential zur Ent-
lastung der Umwelt, zur Sta¨rkung der Wettbewerbsposition der deutschen Umweltindustrie,
der Sicherung von Arbeitspla¨tzen und um Kostensenkungen fu¨r Umweltschutzmaßnahmen zu
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erreichen (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung (BMBF) 1997: 6, 97) - ko¨nnen
als Oberziele angesehen werden. Unter ihnen deutet das Programm auf verschiedene Weise die
Bestrebung an, den Bogen von F&E hin zu der Verbreitung der Ergebnisse zu spannen bzw.
zu unterstu¨tzen:
• Mit dem Programm sind
”
Erwartungen (. . . ) vor allem an die Industrie [gerichtet], ihre
Produkte und Produktionsverfahren umweltgerecht umzugestalten“ (Bundesministerium
fu¨r Bildung und Forschung (BMBF) 1997: 100f.).
• Mit Maßnahmen mo¨chte das BMBF u.a. wettbewerbsfa¨hige Kompetenzzentren im Um-
weltbereich sta¨rken, die von der Innovation zur Diffusion u¨bergreifende Ta¨tigkeiten wahr-
nehmen sollen (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung (BMBF) 1997: 97).
• Zur Aktivierung der Nachfrageseite mo¨chte es Umweltbildungsmaßnahmen u¨ber den
Einsatz integrierter Umwelttechnik anstoßen (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und
Forschung (BMBF) 1997: 103, 148).
• Das BMBF betont, dass mit einer interministeriellen Zusammenarbeit in bestimmten
Fa¨llen
”
neben der direkten Fo¨rderung von Forschung und technologischer Entwicklung
marktwirtschaftliche Anreize zur o¨kologischen Optimierung der Produkte und Produk-
tionsverfahren“ gesetzt werden ko¨nnen (Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung
(BMBF) 1997: 102).
Auch die Art und Weise der Projektdurchfu¨hrung als Mittel zur Zielerreichung wird themati-
siert. Entsprechend der Argumentation in Unterkapitel 2.1 fu¨r inter- und transdisziplina¨re Ko-
operationen in der Umweltforschung werden solche Kooperationen hier angeregt: Die bisherige
Dominanz der Ingenieurwissenschaften soll durch eine sta¨rkere Einbeziehung der O¨kologie und
der Sozioo¨konomie aufgelockert werden. Zudem sollen Nutzer in die Durchfu¨hrungsphase der
Projekte integriert werden (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung (BMBF) 1997:
150f.).
Diese Intentionen lassen Positives fu¨r die in Kapitel 7 untersuchten VP erwarten. Allerdings
zeigen Ziele und Formalien in der Programmgestaltung und der nachfolgenden
-implementierung, auf die in Unterkapitel 5.2 eingegangen wird, nur eine Seite. Die andere
Seite ist, wie der immer noch existierende Spielraum in der Programmdurchfu¨hrung verwen-
det wird und welche Wirkungen sich dadurch entfalten. Dies ist dann vornehmlich empirisch
zu kla¨ren: Die Untersuchung von Lu¨tz (1993: 61) weist bereits darauf hin, dass
”
von einem
einheitlichen Modell industrieller Verbundforschung nicht die Rede sein kann; vielmehr wurden
die (. . . ) Richtlinien, die fu¨r die Handhabung der Verbundfo¨rderung auf Fachprogrammebene
bestehen, (. . . ) dazu genutzt, die institutionellen Rahmenbedingungen fu¨r die Kooperation
innerhalb eines Verbundprojektes sehr unterschiedlich auszugestalten“.
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5.2 Programmimplementierung
Hauptsa¨chlich u¨bernehmen die in Unterkapitel 5.1 bereits angesprochenen Projekttra¨ger (PT)
die Implementierung der Programme des BMBF. In Abschnitt 5.2.1 werden ihre Aufgaben und
ihre Rolle als Mittler zwischen dem BMBF und (zuku¨nftigen) Projektteilnehmern erla¨utert.
Dann werden die von ihnen administrierten Formalien weiter in chronologischer Reihenfolge
entlang des Projektzykluses vorgestellt: Abschnitt 5.2.2 thematisiert unterschiedliche Bewerbungs-
und Auswahlverfahren. Abschnitt 5.2.3 beschreibt die formalen Rechte und Pflichten sowohl
der privatwirtschaftlichen Teilnehmer (TN) als auch der PT wa¨hrend der Projektdauer.
Den Rahmen fu¨r die privatwirtschaftliche Teilnahme an VP und die spa¨tere Verwendung der
Forschungsergebnisse bilden die folgenden Bestimmungen:
• die
”
Richtlinien fu¨r Zuwendungsantra¨ge auf Kostenbasis von Unternehmen der gewerb-
lichen Wirtschaft“ (Stand Juni 2006),
• die
”
Nebenbestimmungen fu¨r Zuwendungen auf Kostenbasis (. . . ) [des jeweiligen Bun-
desforschungsministeriums] an Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft fu¨r Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben“ (Stand April 2006),
• das
”
Merkblatt fu¨r Antragsteller auf Projektfo¨rderung zur Gestaltung von Kooperations-
vereinbarungen bei Verbundprojekten (. . . )“ (Stand Ma¨rz 2001).1
Auf die genannten Fassungen wird zuru¨ckgegriffen, weil sie die aktuellsten Versionen darstellen,
die in wesentlichen Punkten nicht von den fru¨heren Versionen, welche fu¨r die in Kapitel 6 und
7 untersuchten VP gelten, abweichen.
5.2.1 Projekttra¨ger als Intermedia¨re zwischen Bundesministerium
und Teilnehmern
Anfang 2008 stehen acht Organisationen als PT im Dienst des BMBF, um das Ministerium
- verbunden mit der Erwartung einer effizienten Fo¨rderadministration - von der operativen
Arbeit zu entlasten.
1Dieses Merkblatt wurde mittlerweile abgelo¨st durch das ”Merkblatt fu¨r Antragstel-
ler/Zuwendungsempfa¨nger zur Zusammenarbeit der Partner von Verbundprojekten“ (Stand
Juni 2006). Neu ist dabei der folgende Hinweis: ”Um eine effiziente und effektive Zusammenarbeit
zu gewa¨hrleisten, ist es sinnvoll, die Anzahl der Verbundpartner und die Projektstruktur unter
besonderer Beru¨cksichtigung der themenspezifischen Anforderungen festzulegen. Bei der Auswahl der
Verbundpartner soll im Interesse einer vertrauensvollen Zusammenarbeit darauf geachtet werden, dass
diese in der spa¨teren Wertscho¨pfungskette nicht wirtschaftlich konkurrieren.“ Auch die erwu¨nschte
Projektleitung wird mittlerweile genauer spezifiziert. Sie soll durch einen Verbundpartner geschehen,
der bereits Erfahrungen als Zuwendungsempfa¨nger und daru¨ber hinaus einschla¨gige Erfahrungen als
Koordinator gesammelt hat.
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Gegenu¨ber dem jeweiligen Fachreferat, das einen oder mehrere Programmschwerpunkte be-
treut, sind PT weisungsgebunden, haben aber keinen Beamtenstatus. Ihre pflichtgema¨ßen
Aufgaben umfassen die
”
Beratung von Fo¨rderinteressenten, Antragstellern und Zuwendungs-
empfa¨ngern [ZE] und [die] administrative Bearbeitung und fachliche Begleitung von Projek-
ten in allen Phasen - von der ersten Projektidee bis zur Verwertung der Projektergebnisse“
(http://www.bmbf.de/de/381.php, abgerufen am 11. Januar 2008): Sie betreuen die Be-
werbungsverfahren, bereiten Fo¨rderentscheidungen vor, unterstu¨tzen die (zuku¨nftigen) TN,
u¨bernehmen die begleitende Erfolgskontrolle sowie die abschließende Ergebnisbewertung der
Projekte (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2004: 5f.). Gleichfalls beraten
sie als Experten innerhalb ihrer Themenbereiche das Fachreferat hinsichtlich der ku¨nftigen
Programmentwicklung.
Exkurs: Aufgabenspektrum eines PTs
Der PT DLR im Deutschen Zentrum fu¨r Luft- und Raumfahrt e.V., der u.a. als einer
von ehemals vier verantwortlichen PT fu¨r die Durchfu¨hrung des Programms
’
Forschung
fu¨r die Umwelt‘ verantwortlich war, konkretisiert 2007 seine Kernaufgaben im Bereich
Umwelt, Kultur, Nachhaltigkeit folgendermaßen:
•
”
Konzeptionelle Arbeit Erstellung von Positionspapieren zum Stand von Wis-
senschaft und Technik, Konzeption von Fo¨rderschwerpunkten, Vorbereitung und
Entscheidung von Fo¨rdermaßnahmen, Beratung
• Controlling Fachliche und administrative Projektverfolgung, Zwischen- und Er-
folgsbewertung, Finanzierungskontrolle
• Bewertung Externe Begutachtung von Antra¨gen, Bewertung von Fo¨rderkonzep-
ten, Durchfu¨hrung von Seminaren
• Allgemeines Management Projektkoordination, Gescha¨ftsstellenfunktion, Be-
gleitmaßnahmen, O¨ffentlichkeitsarbeit, Organisation und Moderation von Groß-
veranstaltungen und Fachtagungen
• EU-weite und internationale Kooperation Unterstu¨tzung des BMBF bei
der konzeptionellen und organisatorischen Gestaltung la¨nderu¨bergreifender Zu-
sammenarbeit in Forschung und Bildung“ (http://pt-uf.pt-dlr.de/, abgerufen am
29. Dezember 2007).
In der auf die Programmdurchfu¨hrung bezogenen Arbeit hat ein PT gegenu¨ber dem BMBF
einen Handlungsspielraum, der formal determiniert wird durch das Forschungsprogramm und
Bekanntmachungen, welche das Programm wa¨hrend seiner Laufzeit konkretisieren (siehe auch
Abschnitt 5.2.2), sowie durch ein nicht o¨ffentlich zuga¨ngliches Projekttra¨gerhandbuch, das
einen Rahmenvertragswerk fu¨r die Projekttra¨gerschaft bildet (vgl. Lu¨tz 1993: 67ff.). Der Spiel-
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raum erweitert sich fu¨r einige PT dadurch, dass sie vom BMBF beliehen sind. Das berechtigt
sie, Fo¨rderentscheidungen innerhalb bestimmter rechtlicher und fachlicher Rahmen allein zu
fa¨llen (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2004: 5). Informell ist der Hand-
lungsspielraum gerahmt durch Absprachen und Praktiken zwischen dem jeweiligen Fachreferat
beim BMBF und dem PT sowie fu¨r die Mitarbeiter des PTs durch PT-interne Vorgaben.2
Die Fortsetzung der Zusammenarbeit zwischen einem PT und dem BMBF ha¨ngt von meh-
reren Faktoren ab. Mindestens drei, teilweise miteinander verknu¨pfte Faktoren davon wirken
dabei kapazita¨tsbegrenzend auf die Aktivita¨ten eines PTs fu¨r einzelne Projekte. Erstens ist
das Aufgabenspektrum des PTs wie oben skizziert breiter als die unmittelbar projektbezogene
Arbeit. Zweitens hat der PT laufend die Aufgabe, in einem bestimmten finanziellen Mindestum-
fang fo¨rderwu¨rdige Forschungsprojekte fu¨r die von ihm zu betreuenden Forschungsprogramme
zu akquirieren. Da Programme befristet sind oder Modifikationen bedu¨rfen, setzt dies einen ex-
pliziten Anreiz, wa¨hrend des laufenden Fo¨rderprogramms auch konzeptionelle Arbeit, die Suche
nach neuen Forschungsthemen, zu betreiben. Drittens existieren finanzielle Obergrenzen fu¨r
den Verwaltungsaufwand des PTs in Relation zu den zu betreuenden finanziellen Projektvolu-
mina. Dieser Punkt ist schwieriger bei der Fo¨rderung von KMU als bei Großunternehmen (GU)
einzuhalten. Zudem ist der Administrationsaufwand je nach Fo¨rderinstrument unterschiedlich
hoch.3 Deshalb existiert in Absprache mit dem BMBF dabei ein finanzieller Spielraum.
2Fu¨r die Ausgestaltung des Handlungsspielraums suggerieren Steg et al. (2003: 30) insbesondere eine Schwer-
punktsetzung auf Vernetzungsprozesse auch mit Akteuren außerhalb der Projekte:
”
Angesichts des hohen
Koordinations- und Abstimmungsbedarfs bei Innovationsprozessen ko¨nnen (. . . ) intermedia¨re (. . . ) Organi-
sationen Beitra¨ge zur Erho¨hung der Informationstransparenz und zur Unterstu¨tzung der Abstimmungspro-
zesse unter den Akteuren sowie zur institutionellen Strukturbildung leisten.“ Denn wa¨hrend es innerhalb
einer Disziplin ha¨ufig bereits dichte, informelle Netzwerke gibt,
”
gilt [dies] aber sicherlich nur in Aus-
nahmefa¨llen, wenn es um die Bearbeitung disziplin- und branchenu¨bergreifender Themenstellungen geht.
Und gerade dies wird ha¨ufig neue Innovationsfelder erschließen, die erhebliche, auch gesamtwirtschaftlich
relevante Entwicklungschancen bieten.“ Steg et al. (2003: 35).
Eine Mo¨glichkeit dafu¨r sind vom PTs freiwillig initiierte Industriearbeitskreise zu einem (Verbund)Projekt
oder zu einem Thema, zu dem es mehrere Projekte gibt, wie das VP in Abschnitt 6.2.2 zeigen wird. Ein
solcher Kreis bietet eine Informationsplattform, auf der sich interessierte Externe, mo¨glicherweise aus un-
terschiedlichen Branchen kommend, mit den TN regelma¨ßig, normalerweise zweimal im Jahr und mo¨glichst
an reihum wechselnden Sitzungsorten u¨ber Praxisprobleme und mo¨gliche Lo¨sungen oder Kooperationen
austauschen ko¨nnen.
3So vermutet Dreher (1997: 36), dass die
”
direkte Fo¨rderung einzelner Projekte, insbesondere von Verbund-
projekten, (. . . ) fu¨r die Selektion der Antra¨ge und das Zusammenfu¨hren der Verbu¨nde mehr Anstrengungen
als die Bearbeitung standardisierter Antragsformulare fu¨r z.B. indirekte Fo¨rdermaßnahmen“ erfordert. In
letzter Konsequenz befu¨rchtet Fier (2002: 18),
”
dass der Bund seinen Verwaltungsapparat mit diesen
Aufgaben u¨berfordert: (. . . ) [Denn die] Moderation und Betreuung technologieu¨bergreifender Netzwerke
gestaltet sich (. . . ) ungleich aufwa¨ndiger und anspruchsvoller als die traditionelle Fo¨rderung einzelner Un-
ternehmen.“ Dieses Dilemma sieht auch die Bundesregierung, nicht nur, weil die Anzahl der Verbu¨nde in
den letzten Jahren gestiegen ist, sondern auch, weil die zunehmende Gro¨ße der VP - teilweise mehr als
zehn Partner - einen erheblich gro¨ßeren Beratungs-, Koordinierungs- und Bearbeitungsaufwand erfordert
als Einzelprojekte (vgl. Bundesregierung 2005: 40).
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In ihrem Handeln werden die PT durch die Fachreferate unterstu¨tzt (vgl. Fier 2002: 73).
Zudem ko¨nnen sich PT untereinander austauschen. Allerdings ist das Verha¨ltnis zwischen PT,
die fu¨r die gleiche Abteilung beim BMBF arbeiten, gepra¨gt von einer Mischung aus Mitein-
ander z.B. in prozessbezogenen, PT-u¨bergreifenden Arbeitsgruppen und Wettbewerb um die
Besetzung zuku¨nftiger Forschungsthemen.
Wie wird der PT im Zusammenspiel mit den TN im Projekt und zwischen TN und dem
BMBF gesehen? Hinsichtlich der ersten Situation ist eine Perspektive auf PT die eines qua-
sineutralen Intermedia¨rs, eines Vermittlers im Projekt, der katalysierende Wirkung hat. Dabei
zeichnet es einen PT aus, dass sich sein Eigeninteresse mit dem Gesamterfolg der Koopera-
tion deckt oder diesen zumindest nicht negativ beeinflusst (vgl. Karl et al. 2004: 210). Er
besteht nach Projektende unvera¨ndert weiter, hat aber die Reaktionsgeschwindigkeit, mit der
Ergebnisse erreicht und weiter umgesetzt werden, beeinflusst. Nach den Beobachtungen von
Karl et al. (2004: 210) haben solche Intermedia¨re einen positiven Effekt auf das Kooperati-
onsverhalten wa¨hrend der Projektdauer. Denn ihr Wirken hilft, Machtasymmetrien zwischen
Partnern zu kompensieren, Vertrauen herzustellen, Unsicherheiten abzubauen und Ressourcen
fu¨r die Organisation der Kooperation bereitzustellen. Katalysatoren wirken allerdings selektiv:
Bestimmte Reaktionen beno¨tigen bestimmte Katalysatoren. Von dieser Vorstellung abgeleitet
stellt sich die Frage, ob PT sich systematisch verschieden in unterschiedlichen Projektkatego-
rien verhalten - vorausgesetzt, man kann unterschiedliche Typen klassifizieren. Es ergeben sich
allerdings Restriktionen fu¨r die Rolle als quasineutrale Intermedia¨re: Sie selbst unterliegen In-
formationsma¨ngeln und ihre Position ist selten wirklich neutral: Als PT sind sie ebenfalls Teil
eines in Abschnitt 3.2.1 angerissenen Forschungs- und Innovationssystems (vgl. Steg et al.
2003: 30).
So ist diese Sichtweise auf die PT zu kurz gegriffen: Die Einbeziehung des BMBF kann
kla¨ren, inwieweit von einer Neutralita¨t ausgegangen werden kann. Hier setzt eine Modifikation
der Principal-Agent-Theorie (siehe Abschnitt 3.3.2) von Brown (1993) an. Er erweitert das
dyadische Modell von Auftraggeber (BMBF) und Auftragnehmer (PT) um eine dritte Par-
tei, die Forscher als Antragsteller und zuku¨nftigen Projektteilnehmer, und um die Aussicht
auf mehrere Vertragsperioden. Die PT agieren als Informationsvermittler, aber auch als -filter
zwischen (zuku¨nftigen) TN und dem BMBF. Von den PT zum BMBF wie auch von den
(zuku¨nftigen) Projektteilnehmern zu den PT herrschen Informationsgefa¨lle: Die PT sind in
ihrer Rolle als Agenten des BMBF auf mo¨glichst umfangreiche Informationen von und u¨ber
die TN und damit zugleich auf deren Akzeptanz und Kooperation angewiesen, um ihren Auf-
trag zu erfu¨llen (vgl. Brown 1993: 140f.). Entsprechend dieser Auftragskaskade sind auch die
Informationen abgestuft, was zu folgendem Szenario fu¨hren kann (Jasper 1998: 99):
”
Da der Gefo¨rderte ein Interesse an Maximierung von Fo¨rderzeitraum und -summe
haben du¨rfte, wird ihm daran gelegen sein, das gefo¨rderte Projekt gleichermaßen
als zu riskant fu¨r einen privaten Tra¨ger und als erwartungsgema¨ß besonders ergie-
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big darzustellen. Selbst dann, wenn der Gefo¨rderte in der Lage ist, abzuscha¨tzen,
daß das Projekt technisch und marktlich (. . . ) nicht erfolgreich sein wird, kann es
fu¨r ihn lohnend sein, diese Tatsache unter Ausnutzung seines Wissensvorsprunges
zu verschleiern. Risikomindernde Informationen wu¨rden auf dieser Grundlage nicht
an den Fo¨rderer weitergegeben, der sich mit zunehmender Projektdauer zudem in
wachsenden Maße an das Projekt gebunden sieht, wenn nicht o¨ffentlich zugegeben
werden soll, daß die Fo¨rderungsmittel gesamtwirtschaftlich wenig ertragreich ein-
gesetzt wurden. Auf dieser Grundlage werden auch o¨konomisch ineffiziente Projek-
te aufgrund der asymmetrischen Verteilung risikomindernder Informationen la¨nger
durchgehalten als dies bei nicht gefo¨rderten privaten Entscheidungstra¨gern der Fall
wa¨re.“
Diese Behauptung ist allerdings mittels Projekten empirisch schwer zu belegen. Denn hier
hinein spielt das aus der Statistik bekannte, je nach Nullhypothese als Fehler erster oder
zweiter Art klassifizierte Manko, dass ein abgebrochenes Projekt doch zum Erfolg gefu¨hrt
haben ko¨nnte.
Trotz ihrer gro¨ßeren Na¨he zu den Informationen sieht Brown (1993: 150) die PT in einer
vergleichsweise schwachen, dienenden Rolle: Denn in anderen La¨ndern sind solche Agenten
durch erweiterte Entscheidungsbefugnisse aufgewertet, aber hierzulande traf mindestens zum
Zeitpunkt der Untersuchung Anfang der 1990er die meisten Entscheidungen das BMBF. Er
mutmaßt, dass PT als Intermedia¨re anstatt die Informationsasymmetrie zwischen ihnen und
dem BMBF opportunistisch auszunutzen eher der Gefahr unterliegen, die Interessen des BMBF
zugunsten der Interessen der wissenschaftlichen Gemeinschaft zu vernachla¨ssigen. Begru¨ndet
wird dies mit den vielfa¨ltigen Kontakten mit Antragstellern und Experten aus Wissenschaft und
Praxis sowie mit gegenseitigen Finanz- und Reputations-Abha¨ngigkeiten: Die wissenschaftliche
Gemeinschaft beno¨tigt die finanziellen Mittel, an deren Vergabe die PT mitwirken. Die PT
wiederum sind zu einem gewissen Grad auch auf das Urteil der TN u¨ber ihre Arbeitsqualita¨t
angewiesen, um den Auftrag des BMBF zu behalten (vgl. Brown 1993: 152f.). Im Ergebnis
erga¨be sich ein a¨hnliches Szenario wie das oben beschriebene: An o¨konomisch ineffizienten
Projekten wird la¨nger festgehalten als es die Privatwirtschaft ta¨te.
Der Interpretation von Brown wird hier entgegengesetzt, dass zwar der PT mit den TN
und dem BMBF zwei Kunden hat. Deren Vorstellungen von der Ausgestaltung der Arbeit
des PTs sind aufgrund der unterschiedlichen zeitlichen und politischen Horizonte verschieden.
Unmittelbar allerdings hat nur das BMBF die Macht, seine Vorstellung durchzusetzen. Deshalb
dient es den PT als prima¨re Richtgro¨ße.
Zu guter Letzt ist die Frage berechtigt, ob und wie die Arbeitsweise der PT systematisch
u¨berwacht und verbessert wird bzw. werden kann (vgl. Karl et al. Mai 2004: 25). Das bestehen-
de System ha¨lt drei Ansatzpunkte dafu¨r bereit: Der Bundesrechnungshof u¨berpru¨ft die korrekte
Verwendung der finanziellen Mittel, das BMBF u¨berpru¨ft ebenfalls, ob die PT ihre Aufgaben
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ausfu¨hren und drittens kann die Arbeit der PT in vom BMBF extern vergebenen Evaluationen
(siehe 5.4.2), die allerdings bisher zumeist hauptsa¨chlich den Programmerfolg thematisieren,
hinterfragt werden. Das Letzte ist eine Gelegenheit, bei der systematisch auch die Art und
Weise der Aufgabenerfu¨llung eruiert werden kann, allerdings eingeschra¨nkt dadurch, dass die
PT mo¨glicherweise an der Evaluation des Programmerfolgs beteiligt sind.
5.2.2 Bewerbungs- und Auswahlverfahren
Es gibt zwei Mo¨glichkeiten der Bewerbung, die ohne und die mit vorangegangener Bekanntma-
chung, auch Ausschreibung genannt. In der ersten Variante ko¨nnen Interessierte durchga¨ngig
wa¨hrend der Programmlaufzeit Antra¨ge fu¨r eine Fo¨rderung im Rahmen eines Fo¨rderprogramms
stellen, ohne dass es spezielle Aufforderungen dazu gibt. In der zweiten Variante werden die
fo¨rderwu¨rdigen Tatbesta¨nde durch die Ausschreibungen genauer spezifiziert. Diese Variante
erga¨nzt seit Mitte der 90er Jahre in zunehmendem Maß den ersten Fall.4 Ausschreibungen
konkretisieren Teile der Programminhalte, die Zielgruppe, Einzel- oder Verbundprojekte, aller-
dings nicht die Anzahl der Verbundpartner, und setzen Fristen fu¨r Bewerbungen fest. Korre-
spondierend dazu ko¨nnen sich zuku¨nftige Verbu¨nde in einem ein- oder mehrstufigen Verfahren
mit ihren Ideen bewerben. Entsprechend geht dem ein Such-, Auswahl- und Abstimmungs-
prozess zwischen den zuku¨nftigen Projektpartnern voraus (vgl. Fier 2002: 73). Ha¨ufig werden
die Verbu¨nde entlang der Wertscho¨pfungskette zusammengestellt. Mehrere Lieferanten oder
Anwender werden vom PT akzeptiert, wenn sie zu unterschiedlichen technischen Ansa¨tzen
beitragen. Redundanzen jedoch sind zu vermeiden.
Ein zweistufiges Auswahlverfahren, das bei Ausschreibungen im Programm
’
Forschung fu¨r
die Umwelt‘ angewandt wurde, verla¨uft folgendermaßen: Zuna¨chst reichen die Antragsteller
eine Projektskizze ein. Die Gu¨te der Skizzen werden von dem PT und dem BMBF, sehr ha¨ufig
zudem von externen Experten aus Wissenschaft und Praxis nach vorher definierten Kriterien
und im Vergleich zu anderen eingereichten Projektskizzen begutachtet.5 Das BMBF oder ein-
geschra¨nkt der beliehene PT entscheiden dann u¨ber eine Fo¨rderung. Entscheidungskriterien
ko¨nnen neben dem wirtschaftlichen Risiko der erwartete technisch-wissenschaftliche Entwick-
lungsfortschritt, seine zuku¨nftige volkswirtschaftliche Relevanz, die Breitenwirksamkeit und
Weiterbildungsaspekte sowie
”
ob das Projekt in den fachlichen Rahmen des Fo¨rderprogramms
passt, ob die Zielstellungen innovativ sind und ob die potentiellen Antragsteller u¨ber die ent-
4Fier (2002: 80) deutet an, dass neben der zweiten Variante immer noch der herko¨mmliche Antragsweg der
Projektfo¨rderung allen Forschungseinrichtungen und Unternehmen offen steht. Das richtet sich vermutlich
nach den Verfahrensvereinbarungen des BMBF mit dem PT fu¨r das jeweilige Programm.
5Zwar bestehen diese Experten aus Personen, die selbst nicht an der aktuellen Ausschreibung teilnehmen.
Dennoch kann Kritik an der Fo¨rdermethodik auch an den mit diesem Peer Review Verfahren verbundenen
Risiken wie etwa einer systematischen Verzerrung aufgrund des Prestiges der Antragsteller oder einer
Bevorzugung von Antra¨gen innerhalb eines Forschungsparadigmas ansetzen (vgl. POST (Parliamentary
Office of Science and Technology) (2002), Fro¨hlich (2003), Sturm (2003: 196ff.)).
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sprechenden fachlichen und finanziellen Voraussetzungen zur Realisierung ihrer Projektidee
verfu¨gen“ (Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung und Bundesministerium fu¨r Wirt-
schaft und Arbeit 2003: 8), sein. Zu der Kriterienauswahl gibt Ratz (1983: 54) allerdings zu
bedenken:
”
Der Tatsache, daß das Ergebnis von Forschungsprojekten nicht nur von der Qua-
lita¨t der Forschung, sondern auch von der gesamten Umsetzungsleistung des Unter-
nehmens und daru¨ber hinaus von den jeweils durch die Konjunktursituation beein-
flussten Marktbedingungen abha¨ngt, sollte bereits im ex-ante-Projektbewertungs-
verfahren Rechnung getragen werden, das nicht, wie es so ha¨ufig geschieht, nur
die technische Qualita¨t des Projekts und die fu¨r die betreffenden Produkte be-
stehenden Marktchancen beru¨cksichtigen darf (. . . ). Besonders ist darauf zu ach-
ten, daß die Forschungskapazita¨t eines Unternehmens nicht u¨ber seinen Umset-
zungsmo¨glichkeiten liegt, das heißt, daß nicht im Vergleich zu den bestehenden
Vermarktungsmo¨glichkeiten zu viele Projekte begonnen werden.“
Durch den Wettbewerb der Konzepte mehrerer Bewerber um begrenzte Fo¨rdermittel wandelt
sich der Verteilungsmechanismus im Vergleich zu der Situation ohne Ausschreibung. Denn in
der ersten Variante erha¨lt derjenige die finanziellen Mittel, der zuerst einen Antrag stellt. Staat-
liches Ziel ist es aber, die F&E-Vorhaben mit der gro¨ßten sozialen Rendite zu unterstu¨tzen. So
verspricht sich der Staat durch den Wettbewerb drei Vorteile: Erstens erhofft er sich eine gro¨ße-
re Aufmerksamkeit der O¨ffentlichkeit aufgrund des als sportiv zu vermarktenden Charakters
(vgl. Sturm 2003: 189). Zweitens erwartet er eine gro¨ßere Dynamik in der Ideenfindung und
Umsetzung. Bemerkbar ist, dass in den Ausschreibungsverfahren detailliertere Ausarbeitun-
gen als in der ersten Variante, auch zur Verwertung der erhofften F&E-Resultate, eingereicht
werden (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung (2000: 55), Fier (2002: 72ff.)).
Drittens bestimmt der Staat eher nur zukunftstra¨chtige Technologiefelder, weniger die konkre-
ten Fo¨rderinhalte, die nun wiederum eher die TN festlegen (vgl. Lu¨tz 1993: 35): Das schwa¨cht
die Kritik, die sich an der systematischen Informationsasymmetrie zwischen Markt und Staat
entzu¨ndet (vgl. Jasper (1998: 98ff.), Fier (2002: 78)).
Deutet die Projektskizze auf ein fo¨rderwu¨rdiges Vorhaben hin, so kann in der zweiten Stufe
der eigentliche Antrag gestellt werden. In diesem sind detaillierte Angaben zu verschiede-
nen Punkten zu machen: Zu den Kooperationspartnern, der Projektleitung, dem Arbeits- und
Zeitplan, dem Stand der Forschung, den Kosten, dem Risiko, dem beantragten Fo¨rdervolumen
sowie zu der angedachten Ausu¨bung und Verwertung der angestrebten Forschungsresultate.
Die Rolle der Projektleitung ist mit einem gro¨ßeren Zeitaufwand, der mit der Projektorga-
nisation und dem Projektcontrolling einhergeht, verbunden:
”
Die empirische Ausgestaltung dieser Ta¨tigkeit kann sehr unterschiedlich sein und
reichen von rein administrativen Aufgaben wie der Regelung von Abrechnungs-
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modalita¨ten u¨ber die inhaltliche Abstimmung einzelner Arbeitspakete bis hin zur
Konfliktregelung zwischen einzelnen Partnern. U¨bernommen wird diese Aufgabe
meist von Institutspartnern, welche sich davon zusa¨tzliche Fo¨rdermittel verspre-
chen, die Gelegenheit zur Demonstration eigener Kompetenz im Projektmanage-
ment nutzen (. . . ) oder Einblicke in fremde Firmen erhalten wollen (. . . ). Ha¨ufig
werden Koordinationsaufgaben auch von Vertretern der Großindustrie ausgeu¨bt,
die insbesondere dann ein Interesse am Gelingen des Projektes besitzen, wenn sie
die gro¨ßten Fo¨rdermittel in den Verbund einbringen (. . . ). (. . . ) Meist wird die-
se Aufgabe von der Industrie (. . . ) wegen des damit verbundenen Zeitaufwands
gescheut (. . . ).“ (Lu¨tz 1993: 57).
Der Arbeits- und Zeitplan beinhaltet normalerweise Meilensteine fu¨r einzelne Arbeitspakete
sowie halbja¨hrige Projekttreffen aller Beteiligten und gegebenenfalls des PTs, die fu¨r Zwi-
schenresume´es und eventuelle Kurskorrekturen genutzt werden. Im Prozess der Antragstel-
lung ko¨nnen seitens des BMBFs oder des PTs noch inhaltliche Anforderungen an den Ver-
bund formuliert werden, welche bei der anschließenden Projektplanung beru¨cksichtigt wer-
den mu¨ssen. Daru¨ber hinaus unterstu¨tzt der PT die Antragsteller bei administrativen und
technisch-wissenschaftlichen Fragen: Beispielsweise kann er ihnen nahelegen, aus kartellrecht-
lichen Gru¨nden einen Wettbewerber zu u¨berzeugen mitzumachen, den Branchenprimus mit ein-
zubinden oder neben der wissenschaftlichen Seite die Anwenderseite nicht zu vernachla¨ssigen.
Schlussendlich ist der in Papierform vorliegende Antrag die Grundlage fu¨r die endgu¨ltige Fo¨rder-
entscheidung. Vorher darf mit dem Projekt nicht begonnen werden. U¨ber den gemeinsamen
Antrag hinaus muss jeder Partner einen individuellen Plan mit den gleichen Gliederungspunk-
ten einreichen sowie Unterlagen fu¨r eine Bonita¨tspru¨fung vorlegen (vgl. Bundesministerium fu¨r
Bildung und Forschung 2006: 1ff.).
5.2.3 Formaler Ablauf eines Verbundprojektes
Nach der positiven Fo¨rderentscheidung trifft das BMBF auf Basis der individuellen Pla¨ne
verbindliche Vereinbarungen mit jedem Projektpartner, da auf bilateraler Ebene die Gelder
ausgezahlt werden. Nichtsdestotrotz sind die TN dazu verpflichtet, sich untereinander in Fach-
und Terminfragen abzustimmen (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2006: 3).
Ausserdem legt das BMBF die Partner auf den Abschluss einer Kooperationsvereinbarung,
der die Art und Weise der Zusammenarbeit definiert, fest. Dabei sollten auch Regelungen fu¨r
die Benutzung und Verwertung des gewonnenen Wissens und der Forschungsresultate getroffen
werden (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2006: 2). Grundsa¨tzlich aber ist
der Inhalt freigestellt. Der Vertrag muss nur rechtsverbindlich unterschrieben und dem BMBF
oder dem PT auf Wunsch hin gezeigt werden. Er hat fu¨r das BMBF und den PT den Vorteil,
dass beide von der Disziplinierung der TN durch den Gruppenzwang weitgehend entlastet sind.
99
5 Ausgestaltung der Verbundprojektforschung
Gleichzeitig verlieren sie dadurch aber auch einen Teil der Kontrolle u¨ber die Durchfu¨hrung
eines einmal beschlossenen Projektes.
Wa¨hrend des Projektes obliegen den TN gegenu¨ber dem Finanzier hauptsa¨chlich Berichts-
pflichten: Sie mu¨ssen in regelma¨ßigen Zeitabsta¨nden schriftlich Rechenschaft u¨ber ihr Handeln
ablegen. Die Zeitra¨ume dafu¨r unterscheiden sich je nach rechtlichem Status der TN; z.B.
ist es fu¨r Unternehmen halbja¨hrlich terminiert. Auch ist eine wesentliche Abweichung vom
urspru¨nglichen Projektplan rechtzeitig anzuzeigen. Sie bedarf einer vorherigen Genehmigung
(vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2006: 4). Weiter sind folgende Situa-
tionen mitzuteilen: Eine voraussichtliche U¨berschreitung der Gesamtkalkulation, der Wegfall
des Verwendungszwecks, seit Ma¨rz 1999 Abweichungen vom Verwertungsplan, die Erkenntnis,
dass das angestrebte Ergebnis bereits von Dritten erreicht wurde, die Erkenntnis, dass der
Zuwendungszweck nicht erreicht werden kann, dem Projekt entgegenstehende Schutzrechte/-
anmeldungen Dritter sowie ein Insolvenzverfahren gegen den TN (vgl. Bundesministerium fu¨r
Bildung und Forschung 2006: 10).
Daru¨ber hinaus ist der Zuwendungsgeber (ZG) wa¨hrend des Projektes berechtigt,
”
den
Fortgang der Arbeiten zu beobachten, alle hierfu¨r notwendigen Unterlagen einschließlich Auf-
schreibungen u¨ber Material und Arbeitsaufwand einzusehen und die Einhaltung der technischen
Bestimmungen zu u¨berwachen“ (Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2006: 6). Se-
hen das BMBF und/oder der PT dabei Schwa¨chen im Projekt, so ko¨nnen sie entsprechen-
de Einwa¨nde und Verbesserungsvorschla¨ge, die zu beachten sind, artikulieren. Im Extremfall
ko¨nnen sie das Projekt oder Teile davon abbrechen (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und
Forschung 2006: 11).
Mit Projektende ist ein gemeinsamer Schlussbericht sowie ein Schlussbericht von jedem
TN vorzulegen. Der gemeinsame Schlussbericht ist ha¨ufig verknu¨pft mit einer o¨ffentlichen
Pra¨sentation der Resultate. Er beinhaltet neben der Nennung bereits erfolgter und geplanter
Vero¨ffentlichungen drei Teile: eine prinzipiell o¨ffentlich zuga¨ngliche Kurz- und eine Langfas-
sung6 und einen nicht-o¨ffentlich zuga¨nglichen Erfolgskontrollbericht7 mitsamt dem letzten
Verwertungsplan. Der Erfolgskontrollbericht entha¨lt im einzelnen die folgenden Punkte:
1.
”
den Beitrag des Ergebnisses zu den fo¨rderpolitischen Zielen z.B. des Fo¨rder-
programms (. . . ), soweit dies mo¨glich ist,
2. das wissenschaftlich-technische Ergebnis des Vorhabens, die erreichten Ne-
benergebnisse und die gesammelten wesentlichen Erfahrungen,
3. die Fortschreibung des Verwertungsplans. (. . . ),
6Einige Teile sind dann vertraulich, wenn berechtigte Interessen des ZE oder Dritter oder andere sachliche
Gru¨nde dafu¨r sprechen. In diesem Fall muss der ZE den ZG auf eine vertrauliche Behandlung ausdru¨cklich
aufmerksam machen (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2006: Anlage 2).
7Anfragen zu diesem Teil
”
braucht der ZE nur auf der Grundlage einer Vertraulichkeitsvereinbarung zu
beantworten“ (Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2006: 9).
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4. Arbeiten, die zu keiner Lo¨sung gefu¨hrt haben,
5. Pra¨sentationsmo¨glichkeiten fu¨r mo¨gliche Nutzer, z.B. Anwenderkonferenzen
(Angaben, soweit die Art des Vorhabens dies zula¨sst),
6. die Einhaltung der Kosten- und Zeitplanung.“ (Bundesministerium fu¨r Bil-
dung und Forschung 2006: Anhang 2).
Vor dem Hintergrund dieser administrativen Vorga¨nge ist der Hinweis von Czarnitzki et al.
(2002: 74) und Angerer et al. (1997: 173) zu sehen, dass insbesondere mittelsta¨ndische Unter-
nehmen mit dem Verwaltungsaufwand mo¨glicherweise Probleme haben und deshalb entspre-
chende Subventionen nicht in Anspruch nehmen.
5.3 Regeln fu¨r die A&V von F&E-Resultaten
Zu den Forschungsergebnissen aus gefo¨rderten VP za¨hlen
”
alle Erkenntnisse, Erfindungen,
entwickelten Gegensta¨nde, Verfahren und Rechenprogramme, die bei der Durchfu¨hrung des
Vorhabens entstehen und in Aufzeichnungen festgehalten sind oder die fu¨r den ZE in anderer
Form branchenu¨blich verfu¨gbar sind. (. . . ) ebenfalls deren Beschreibungen und die hierbei
hergestellten Aufzeichnungen, Versuchsanordnungen, Modelle und Baumuster (Prototypen) in
allen Entwicklungs- und Fertigungsphasen.“ (Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung
2006: 7).
A&V dieser Forschungsergebnisse unterliegen auch nach Ende der Fo¨rderung Regelungen
des BMBF. Dabei vollzog das BMBF zum Ma¨rz 1999 einen Paradigmenwechsel (vgl. Bundes-
ministerium fu¨r Bildung und Forschung 2002: 19). Die wesentlichen Unterschiede finden sich in
den A¨nderungen der Besitzrechte an und in den Modifikationen der Rechte im Umgang mit den
Ergebnissen: In der alten Fassung verblieb
”
ein unwiderrufliches, unentgeltliches und nichtaus-
schließliches Benutzungs- bzw. Nutzungsrecht“ beim Fo¨rdermittelgeber (Bundesministerium
fu¨r Forschung und Technologie 1989: 9). Die TN waren zudem dazu verpflichtet, Dritten
gegen branchenu¨bliche Konditionen Nutzungs- und Benutzungsrechte einzura¨umen. Die Ein-
nahmen wurden mit den Fo¨rdermitteln verrechnet. Fu¨r eine Eigennutzung der Ergebnisse und
den Verkauf der Rechte bedurfte es einer Genehmigung des BMBF. Forciert wurden Anfragen
Dritter dadurch, dass der ehemalige TN der interessierten O¨ffentlichkeit im Schlussbericht den
voraussichtlichen Nutzen und die Verwertbarkeit der Ergebnisse darzulegen hatte (vgl. Bun-
desministerium fu¨r Forschung und Technologie 1989: 3 ff.). Allerdings gab es die Mo¨glichkeit,
sich fu¨r eine befristete Zeit gegen eine Vergu¨tung eine Exklusivita¨t an der Nutzung der For-
schungsergebnisse zu sichern (vgl. Bundesministerium fu¨r Forschung und Technologie 1989:
9f.).
Hingegen spricht die neue Regelung die Eigentumsrechte dem ehemaligen TN zu:
”
Die Er-
gebnisse geho¨ren dem ZE. Sie sind zu Innovationen zu nutzen; der ZE hat eine Ausu¨bungs-
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bzw. Verwertungspflicht.“ (Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2006: 7). Der ZE
beha¨lt dabei den wirtschaftlichen Gewinn aus einer Verwertung im vollen Umfang (vgl. Bun-
desministerium fu¨r Bildung und Forschung 2006: 10). Seinen Pflichten kommt der ehemalige
TN durch die Behandlung folgender drei Punkte nach:
Erstens hat er die Resultate im inhaltlichen Umfang dem o¨ffentlich einsehbaren Schlussbe-
richt gleich innerhalb der ersten neun Monate nach Projektabschluss der Facho¨ffentlichkeit
mu¨ndlich oder schriftlich zu pra¨sentieren (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung
2006: 9).
Zweitens obliegt es ihm, die Eigentumsrechte an den im Fo¨rderzeitraum gemachten Erfin-
dungen und das Ergebnis durch die Anmeldung inla¨ndischer Patente zu sichern, bevor er sie
vero¨ffentlicht (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2006: 8). Beide Anforderun-
gen sind ein Kompromiss auf der Gratwanderung zwischen der Bewahrung des Tauschwerts
der gewonnenen Erkenntnisse und der Verbreitung der Ergebnisse.
Drittens ist der mit dem Abschlussbericht abgegebene Verwertungsplan Referenz fu¨r die
Erfu¨llung der Verwertungspflichten. Wa¨hrend die Gestaltung des Verwertungsplans vormals den
TN u¨berlassen blieb, so werden sie mit der neuen Regelung dazu angehalten, zu den folgenden,
nicht na¨her gewichteten Details Stellung zu nehmen. Allerdings brauchen sie Gescha¨ftsgeheim-
nisse dabei nicht zu offenbaren.
•
”
Erfindungen/Schutzrechtsanmeldungen und erteilte Schutzrechte, die vom ZE oder
von am Vorhaben Beteiligten gemacht oder in Anspruch genommen wurden, sowie
deren standortbezogene Verwertung (Lizenzen u.a.) und erkennbare weitere Verwer-
tungsmo¨glichkeiten,
• wirtschaftliche Erfolgsaussichten nach Projektende (mit Zeithorizont): Z.B. auch funk-
tionale/wirtschaftliche Vorteile gegenu¨ber Konkurrenzlo¨sungen, Nutzen fu¨r verschiedene
Anwendergruppen/-industrien am Standort Deutschland, Umsetzungs- und Transferstra-
tegien (Angaben, soweit die Art des Vorhabens dies zula¨sst),
• wissenschaftliche und/oder technische Erfolgsaussichten nach Projektende (mit Zeitho-
rizont): U.a. wie die geplanten Ergebnisse in anderer Weise (z.B. fu¨r o¨ffentliche Auf-
gaben, Datenbanken, Netzwerke, Transferstellen etc.) genutzt werden ko¨nnen. Dabei
ist auch eine etwaige Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen, Firmen, Netzwerken,
Forschungsstellen u.a. einzubeziehen,
• wissenschaftliche und wirtschaftliche Anschlussfa¨higkeit fu¨r eine mo¨gliche notwendige
na¨chste Phase bzw. die na¨chsten innovatorischen Schritte zur erfolgreichen Umsetzung
der FE-Ergebnisse.“ (Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2006: Anlage 2).
Zu dem dritten Punkt ist zu erga¨nzen, dass die ehemaligen TN bei einer Anfrage dazu ver-
pflichtet sind, die Ergebnisse Forschung und Lehre in Deutschland unentgeltlich zur Verfu¨gung
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zu stellen (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2006: 9). Die Wissensweitergabe
kann dem Unternehmen nu¨tzen: Sie kann der Aus- oder Weiterbildung jetziger und ku¨nftiger
Mitarbeiter dienen, je nach Branche sein Image als forschungsintensives Unternehmen sta¨rken
und mit ihr kann es Einfluss auf zuku¨nftige Forschungsfelder, staatliche Regulationen, Stan-
dards und Normen nehmen.
Auf nachvollziehbare Weise erho¨ht die neue Regelung laut Bundesministerium fu¨r Bildung
und Forschung (2002: 19)
”
die Motivation und Chancen zur Verwertung und die Finanzkraft
von Zuwendungsempfa¨ngern mit hohem Innovationspotenzial“. Gleichzeitig gewa¨hrleistet die
A&V-Pflicht, so die Hoffnung des BMBF,
”
dass Projektergebnisse soweit wie mo¨glich ver-
marktet werden. [Die Neuregelung] (. . . ) versta¨rkt daru¨ber hinaus den Ergebnistransfer von
Hochschulen und Forschungseinrichtungen in die Wirtschaft mit dem Ziel der Schaffung und
Sicherung von Arbeitspla¨tzen.“ (Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2002: 20).
Das Eigentum an den Ergebnissen kann nur in vier Fa¨llen eingeschra¨nkt werden oder
erlo¨schen: Einschra¨nkungen erfa¨hrt es, wenn die Ergebnisse zu einer wettbewerbswidrigen Stel-
lung fu¨hren, wenn ein besonderes o¨ffentliches Interesse an den Ergebnissen und den urheber-
rechtlich geschu¨tzten Teilen besteht (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2006:
9) und wenn trotz allem der
”
Verwertungsplan keine Nutzung vorsieht oder bei neu erkannten
Nutzungsmo¨glichkeiten vom ZE dann nicht innerhalb angemessener Frist erga¨nzt wird“ (Bun-
desministerium fu¨r Bildung und Forschung 2006: 9). Die letzte Klausel, die dazu fu¨hrt, dass
bei neu erkannten Nutzungsmo¨glichkeiten der Verwertungsplan entsprechend erga¨nzt werden
muss, erschwert es einem ZE bei Projektende einen vorsichtigen Verwertungsplan aufzustellen,
um seine Pflichten zu verringern. Denn das ausschließliche Nutzungsrecht wird dem ehema-
ligen TN dann abgesprochen, wenn er innerhalb von zwei Jahren nach Ablauf der Fo¨rderung
oder einer anderen, im letzten Verwertungsplan festgelegten Zeitdauer seiner A&V-Pflicht oh-
ne ausreichende Gru¨nde nicht nachkommt (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung
2006: 10). Einschra¨nkungen oder die Erlo¨schung des absoluten Nutzungsrechtes stellen die
einzigen Sanktionsmo¨glichkeiten des BMBF und des PTs gegenu¨ber einem ZE dar.
Bei der neuen Regelung wird die Einhaltung des Verwertungsplans durch den PT oder das
BMBF selbst u¨berpru¨ft. Erleichtert wird diese Aufgabe dadurch, dass der ZE eine Nachweis-
pflicht bei den Vero¨ffentlichungen fu¨r ein Fachpublikum, bei der Anmeldung von Schutzrechten
und bei Vertra¨gen, welche die Verwertung des Ergebnisses oder Teile davon betreffen, hat.
Zentral ist die Frage, ab wann die Verwertungspflicht als nicht erfu¨llt gilt. Anzunehmen ist,
dass der Verwertungsplan eine Grundlage, aber keinen absoluten Maßstab fu¨r diese Beurtei-
lung darstellt. Denn angesichts der in Abschnitt 2.4.2 aufgezeigten Bedingtheiten fu¨r A&V
und im Licht eines dynamischen Marktumfelds ist ein starres Festhalten an dem Plan fu¨r
ein Unternehmen unattraktiv, insbesondere dann, wenn es damit zum einen gegen das Wirt-
schaftlichkeitsprinzip verstoßen wu¨rde und wenn ihm zum anderen dabei der Spagat zwischen
der Realisierung potentieller Wettbewerbsvorteile und der Erfu¨llung des staatlichen Wunsches
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nach der facho¨ffentlichen Information u¨ber die Forschungsergebnisse missla¨nge. Deshalb ist die
Nichterfu¨llung der Pflichten nur individuell zu beurteilen:
”
Die Frage der Verwertung erfordert
- auch aus Gru¨nden der Ressourcenschonung im Interesse aller Beteiligten - eine einzelfallspezi-
fische Herangehensweise [vom PT oder BMBF]. Teilweise sind schwierige Abwa¨gungsprozesse
erforderlich, bei denen komplexe rechtliche und tatsa¨chlich Rahmenbedingungen einbezogen
werden mu¨ssen.“ (Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung 2004: 5).
So ist der Deutungsspielraum, was einem Unternehmen zugemutet werden kann, so breit,
dass Sanktionen nur unter außergewo¨hnlichen Umsta¨nden verha¨ngbar erscheinen. Dann aller-
dings ist das Drohpotential einer Sanktion als gering einzuscha¨tzen. Denn es ist zu mutmaßen,
dass angesichts des Interpretationsspielraums eine Sanktion nur dann verha¨ngt wird, wenn
ein Unternehmen die Forschungsresultate sowieso nicht fu¨r nutzungswu¨rdig erachtet. Mit den
meisten anderen Gru¨nden ist die Nichterfu¨llung der Pflicht entschuldbar. In dem genannten
Fall allerdings wird das Unternehmen es kaum als Strafe ansehen.
5.4 Grundzu¨ge der Programm- und Projektevaluationen
Zuna¨chst wird das Versta¨ndnis von Evaluationen dargelegt. Der zweite Abschnitt 5.4.2 stellt
dar, wie auf bundespolitischer Ebene Evaluationen rechtlich legitimiert sind. Der dann folgende
Abschnitt 5.4.3 geht auf das zentrale Kriterium fu¨r Evaluationen, das der Additionalita¨t, in
seinen verschiedenen Auspra¨gungen ein. Fu¨r die vorliegende Arbeit ist es in der Form der Ver-
haltensadditionalita¨t relevant. Denn im Mittelpunkt des Interesses steht, inwiefern sich durch
eine Fo¨rderung das Kooperations- und das Verwertungsverhalten a¨ndern. Zuletzt werden in
Abschnitt 5.4.4 die vier Studien vorgestellt, die seit 1997 die Schnittmenge der verschiedenen
Themen - Umwelttechnologien, direkte Projektfo¨rderung, Verbundprojekte, Verhaltensadditio-
nalita¨ten - auf sich vereinigen und fu¨r den Autor zuga¨nglich sind. Im Vergleich zeigt sich, dass
es zwar U¨berschneidungen mit den Fragestellungen der vorliegenden Arbeit gibt, aber diese
fu¨r den ausgewa¨hlten Bereich und in der Form nicht untersucht wurden.
5.4.1 Der Begriff Evaluation
Als eine Evaluation wird hier eine methodisch basierte, mo¨glichst systematische und intersub-
jektiv nachvollziehbare Messung und Beurteilung der Relevanz, Effektivita¨t und Effizienz von
staatlichen Interventionen angesehen (in Anlehnung an Rossi et al. 2004: 28). Evaluationen
ko¨nnen ex ante, begleitend und ex post durchgefu¨hrt werden und beziehen sich auf den ge-
samten Prozess oder Teile davon. Sie ko¨nnen deskriptiv angelegt sein, Kausalita¨ten nachgehen
und bei normativen Fragestellungen helfen (vgl. Kuhlmann und Meyer-Krahmer 1995: 10).
Fu¨r ihre Durchfu¨hrung kann das gesamte Methodenspektrum der empirischen Wirtschafts-
und Sozialforschung herangezogen werden. Entsprechende Gu¨tekriterien sind zu beachten.
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Die Gu¨te einer ex post Evaluation, die hier vornehmlich interessiert, wird dabei besonders
durch das Attributionsproblem und das Problem, das mit retrospektiven Betrachtungen ein-
hergeht, beeintra¨chtigt. Das Attributionsproblem entsteht dadurch, dass ungeplante Einflu¨sse
vermutete Verknu¨pfungen so u¨berlagern ko¨nnen, dass entweder ein in der staatlichen Interven-
tion angelegter Effekt kaum, nicht oder nicht in der gewu¨nschten Weise zum Tragen kommt
oder dass ein beobachteter Zustand sich nicht mehr auf die staatliche Intervention zuru¨ckfu¨hren
la¨sst.
Die den Evaluationen zugeschriebenen Informations-, Kontroll- und Legitimationsfunktio-
nen sind zum einen Gru¨nde dafu¨r, zum anderen ist es der erhoffte Lernprozess bei politischen
Entscheidungstra¨gern und Programm-Managern, dass Evaluationen heute nahezu in allen In-
dustriela¨ndern in unterschiedlichem Ausmaß und Anwendungsvarianten als ein Mittel zur U¨ber-
pru¨fung und Verbesserung der staatlichen Eingriffe in Betracht gezogen werden (vgl. Rammer
et al. (2004b: 161), Papaconstantinou und Polt (1997: 13)).8
5.4.2 Rechtliche Verankerung auf bundespolitischer Ebene
Es gibt mehrere rechtliche Ansatzpunkte fu¨r Evaluationen. Allerdings sind Umfang und Aus-
fu¨hrung von Evaluationen bei allen nicht definiert: Auf Basis des § 7 der Bundeshaushaltsord-
nung (BHO) vollzieht die
”
mittelbewirtschaftende Stelle (. . . ), ihre vorgesetzten Fach- und
Aufsichtsbeho¨rden und i. w. S. vor allem (. . . ) das Finanzministerium“ eine Wirtschaftlich-
keitskontrolle der Subventionspraxis (Rave 2005: 89). Zudem hat im zweija¨hrigen Turnus nach
§ 12 des Gesetzes zur Fo¨rderung der Stabilita¨t und des Wachstums der Wirtschaft (StWG) eine
Subventionsberichterstattung des Bundes zu erfolgen. Sie erfu¨llt aber eher eine Informations-
denn Kontrollfunktion (vgl. Rave 2005: 90). Der Anstoß zu externen Evaluationen von einzel-
nen staatlichen Interventionen kann von Gerichten, dem Parlament, den Rechnungsho¨fen, der
Wissenschaft, Medien, privaten Interessenvereinigungen sowie allgemein von der O¨ffentlichkeit
ausgehen (vgl. Rave 2005: 90). Im Fall von Forschungsprogrammen geht der Impuls dazu aber
zumeist von einzelnen Fachressorts aus:
”
Spezielle ressortu¨bergreifende Regelungen zur organisatorischen Einbindung der
Aufgabe der Evaluation bzw. Erfolgskontrolle gibt es bislang nicht. Innerhalb und
zwischen den Ressorts bestehen auch traditionell keine einheitlichen und aufeinan-
der abgestimmten Maßnahmen zur Koordination der Kontrollaktivita¨ten.“ (Rave
2005: 90).
Die einzelnen Fachressorts beauftragen Externe mit Evaluationen zu Planungs- und Infor-
mationszwecken im Rahmen ihrer Aufgabenerfu¨llung. Dazu existiert im BMBF eine Hausan-
8Fu¨r eine umfassende Einfu¨hrung in die Evaluationsmethodik sei auf Rossi et al. (2004) verwiesen. Eine
Adaption wesentlicher Fragen einer ex post Evaluation auf umweltorientierte Forschungsprogramme findet
sich bei Kuhlmann und Holland (1995: 137, 155ff.).
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ordnung 05/2001
”
Programmerstellung und Qualita¨tssicherung“, die fu¨r Programme, welche
kumuliert u¨ber Gesamtlaufzeit ein Fo¨rdervolumen u¨ber 50 Mio. Euro beinhalten, eine externe ex
post-Evaluation bzw. eine U¨berpru¨fung nach spa¨testens fu¨nf Jahren und bei einer Neuauflage
der Programme eine externe ex ante-Evaluation vorsieht. Bei Programmen mit einem gerin-
geren Fo¨rdervolumen sind in angemessener Relation zu den eingesetzten Programmfinanzen
a¨hnliche Evaluationen durchzufu¨hren, in denen zumeist auch einzelne Projekte beru¨cksichtigt
werden (vgl. Bundesregierung 2005: 82).
Die internen Instrumente zur Begutachtung der Projektfo¨rderung beruhen ex ante auf Ex-
pertenbegutachtungen, interim im Wesentlichen auf der mu¨ndlichen oder schriftlichen Be-
richterstattung der TN und den Beobachtungen der PT bzw. des Fachreferats bei Projektsit-
zungen vor Ort (vgl. Bundesregierung 2005: 81f.). Ex post wird die A&V-Pflicht gema¨ß den
Projektregularien, wie in Unterkapitel 5.3 beschrieben, jeweils am Projektende dem Einzelfall
angemessen konkretisiert und deren Erfu¨llung durch die PT u¨berwacht (vgl. Bundesregierung
2005: 82).
5.4.3 Additionalita¨ten als Evaluationskriterien
Bei der Verteilung von o¨ffentlichen Fo¨rdermitteln fu¨r F&E insbesondere an den privatwirt-
schaftlichen Sektor muss der Staat der O¨ffentlichkeit gegenu¨ber rechtfertigen, ob die Mittel
zum Gemeinwohl effektiv eingesetzt werden. Aus diesem Gedanken heraus wurde in den fru¨hen
80er Jahren das Kriterium der Additionalita¨t (oder negativ ausgedru¨ckt: das Ausmaß mo¨glicher
Mitnahmeeffekte) entwickelt. Es konkretisiert die Hoffnung der Gesellschaft, vertreten durch
den Staat, durch die Fo¨rderung einen gesamtwirtschaftlichen Netto-Nutzen entsprechend der
Ziele der Fo¨rderprogramme oberhalb des privatwirtschaftlichen Netto-Nutzens zu erhalten.
Dass die Unternehmen zugleich einen privatwirtschaftlichen Netto-Nutzen erwarten du¨rfen, ist
Voraussetzung dafu¨r, dass sie u¨berhaupt eine Fo¨rderung in Anspruch nehmen:
”
Ein geringes
Ausmaß an Mitnahmeverhalten auf Seiten der Fo¨rderakteure muss fo¨rderpolitisch auch akzep-
tiert werden, da es wu¨nschenswert und notwendig ist, dass die FuE-Vorhaben in den beteiligten
Industriebetrieben eine hohe Priorita¨t zukommt, die Intention zur Durchfu¨hrung der FuE Arbei-
ten also auch ohne Fo¨rderung gegeben ist.“ (Geyer et al. 2006: 37). Um den Mitnahmeeffekt
gering zu halten, teilen sich in Deutschland das BMBF und die privatwirtschaftlichen Akteure
die Finanzierung in der direkten Fo¨rderung je nach Programm, Forschungsphase, Unterneh-
mensgro¨ße und -standort zu unterschiedlichen Relationen. Tendenziell u¨bernimmt der Staat
einen um so gro¨ßeren Anteil, je langfristiger, umfangreicher und risikoreicher ein Projekt ist,
je gro¨ßer das Interesse der O¨ffentlichkeit daran ist, und je eher es sich um KMU und/oder
Unternehmen aus Ostdeutschland handelt. Bei wissenschaftlichen Instituten u¨bernimmt der
Staat die veranschlagte Summe zu 100 Prozent.
Mittlerweile werden drei Auspra¨gungen der Additionalita¨t differenziert, die in sich noch
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feiner unterteilt werden ko¨nnen: Die Input-Additionalita¨t, die Output-Additionalita¨t und die
Verhaltensadditionalita¨t.9
Die Input-Additionalita¨t legitimiert dann eine Fo¨rderung, wenn o¨ffentliche Mittel nicht als
Substitut fu¨r, sondern als Komplement zu privatwirtschaftlichen Investitionen in F&E in
solchen Projekten eingesetzt werden: In der engen Auslegung werden Projekte gefo¨rdert,
die es ohne Fo¨rderung nicht gegeben ha¨tte (Initialeffekt) (vgl. Papaconstantinou und
Polt (1997: 11), Czarnitzki et al. (2002: 76), Fier (2002: 69)). In der weiten Auslegung
bedeutet sie,
”
dass der ohne o¨ffentliche Fo¨rderung vorgesehene Projektumfang erho¨ht
wird, der Projektbeginn beschleunigt wird (. . . ) die Projektlaufzeit reduziert wird (. . . )
[oder] dass sich die Natur des geplanten Projekts selbst vera¨ndert“ (Czarnitzki et al.
2002: 76).10
Die Output-Additionalita¨t fragt, ob Ausbringungen erreicht worden sind, die es ohne Fo¨rde-
rung in diesem Umfang nicht gegeben ha¨tte. Auf die Frage, was unter Output verstanden
wird - Patente, Publikationen oder gar die mittelbaren Effekte, der Outcome: z.B. der
Einfluss auf Gewinn oder Umsatz eines Unternehmens - bezieht sich die Arbeit hier auf
Forschungsergebnisse, die vor Projektbeginn durch Ziele konkretisiert worden sind.
Fu¨r die Verhaltensadditionalita¨t gibt es zwei Interpretationsmo¨glichkeiten.
Erstens: ZE verhalten sich wa¨hrend der Fo¨rderzeit anders als sie es ohne Fo¨rderung
getan ha¨tten, etwa durch die inhaltliche Ausweitung des Projektes oder einen schnelleren
Projektstart. Diese Auslegung a¨hnelt der Input-Additionalita¨t.
Zweitens: ZE vera¨ndern ihr Verhalten nach der Fo¨rderung, etwa hinsichtlich ihrer Innova-
tions- oder Kooperationsta¨tigkeiten und dies ist zumindest in Teilen auf die o¨ffentliche
Fo¨rderung zuru¨ckfu¨hrbar (vgl. Bach und Matt 2002: 108). In dieser Interpretation stellt
sich die Frage, wie dauerhaft eine solche Vera¨nderung sein muss, um sie als solche zu
charakterisieren.
In dieser Arbeit stehen die Dimensionen der Verhaltensadditionalita¨t in der zweiten Inter-
pretation, na¨mlich A¨nderungen in der A&V und im kooperativen Handeln im Vordergrund. Als
zeitlicher Abstand von Projektende bis zur Befragung werden drei Jahre empfohlen. In dieser
Arbeit ergibt er sich pragmatisch aus den zur Verfu¨gung stehenden Projekten.
9Mit Verhalten werden Handlungen, Aktivita¨ten, Vorga¨nge, die sich beobachten lassen, bezeichnet. Um
die Bandbreite von Vera¨nderungsmo¨glichkeiten zu erfassen, definieren einige eine vierte Additionalita¨ts-
auspra¨gung: Die Additionalita¨t im kognitiven Leistungsvermo¨gen, welche Vera¨nderungen der Wissensbasis
durch die Fo¨rderung in der Zeit danach mit einfa¨ngt (vgl. Bach und Matt 2002: 109).
10Zu Kritik an den impliziten Annahmen dieses Konzeptes siehe Bach und Matt (2002: 107ff.).
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5.4.4 Verhaltensadditionalita¨ten: Ausgewa¨hlte Ergebnisse im
Umweltbereich
Mittlerweile gibt es in vielen La¨ndern, so auch in Deutschland, u. a. angestoßen durch das
BMBF, Evaluationen von Forschungsprogrammen. Tendenziell sind sie allerdings schwer mit-
einander vergleichbar: Die Untersuchungsfragen und -objekte unterscheiden sich, die Studien
haben unterschiedliche Aggregationsniveaus, es gibt keine national oder international verbind-
lichen Qualita¨tsstandards und zudem wird ha¨ufig nicht der Kontext im Unternehmen beru¨ck-
sichtigt.11.
Fu¨r Deutschland sind nur wenige Studien bekannt, die im Rahmen von auf technologische
Umweltforschung bezogenen Fo¨rderprogrammen der direkten Projektfo¨rderung auf die Ver-
haltensadditionalita¨t bei VP eingehen.12 Dies verdeutlicht die nachfolgende Tabelle 5.1. Ein
Hindernis stellt dabei dar, dass einige vom Zuwendungsgeber in Auftrag gegebenen Evaluatio-
nen nicht immer gedruckt oder als
’
graue Literatur‘ o¨ffentlich zuga¨nglich gemacht worden sind.
So sind nur fu¨r vier Studien, die seit 1997 durchgefu¨hrt wurden, (Teil-)Ergebnisse verfu¨gbar.
Sie werden in der nachfolgenden Tabelle 5.1 kurz charakterisiert.
Vorab seien allerdings zwei weitere Studien erwa¨hnt, die nicht im Umweltbereich durch-
gefu¨hrt wurden, aber trotzdem fu¨r diese Arbeit relevant sind: Zum einen handelt es sich um
die erste, von Aschhoff et al. (2006) durchgefu¨hrte, quantitativ aufgearbeitete Breitenbefra-
gung, die sich vornehmlich auf Verhaltensadditionalita¨ten bei VP in Deutschland konzentriert:
Sie zeigt, dass durch die o¨ffentliche Fo¨rderung besonders die Zusammenarbeit zwischen Un-
ternehmen und wissenschaftlichen Einrichtungen gesta¨rkt wird (vgl. Aschhoff et al. 2006:
17). Kooperationen mit wissenschaftlichen Einrichtungen, die gefo¨rdert worden sind, werden
aber signifikant weniger wahrscheinlich fortgefu¨hrt als solche Kooperationen, die bereits ohne
11Fu¨r den letzten Punkt machen Fier et al. (2005: 5) darauf aufmerksam, dass bei der Betrachtung singula¨rer
Projekte nur schlecht eine Deutung von Komplementarita¨t oder Substitution mo¨glich ist. Es mag sein, dass
”
eine Firma zwar ein neues gefo¨rdertes FuE-Vorhaben ansto¨ßt, der private Finanzierungsanteil an diesem
Projekt aber auf Kosten eines anderen (existierenden) FuE-Projektes geht“. Schibany et al. (2005: 38)
bemerken, dass
”
oft nicht kontrolliert wird bzw. werden kann, ob das entsprechende Unternehmen auch
anderweitige Gelder aus der o¨ffentlichen Hand erhalten hat“.
12Studien zur Output-Additionalita¨t sind nur mittelbar wesentlich: Es nehmen mit zunehmender betrieblicher
oder marktlicher Reife der Forschungsergebnisse Art und Umfang der Verwertungsmo¨glichkeiten zu. La¨sst
sich also mit einer Fo¨rderung die Reife der Ergebnisse positiv beeinflussen, so hat die Fo¨rderung dann auch
eine versta¨rkende Wirkung auf die Mo¨glichkeiten der Verwertung. Den positiven Effekt der Fo¨rderung auf
die Reife legt der Großteil der Studien zur Output-Additionalita¨t, die Ebersberger (2005: 54ff.) auswertet,
nahe: Zumindest zeigen sie einen positiven Zusammenhang zwischen Fo¨rderungen und Patentanmeldungen
auf, einem wesentlichen Indikator fu¨r die Quantita¨t und Qualita¨t des Forschungsoutputs.
Eine in diesem Zusammenhang besonders interessante Studie legen Czarnitzki und Fier (2003) vor. Sie
fragen: Hat eine Kooperation einen signifikanten Effekt auf die Forschungsresultate? Und ist dieser Effekt
gro¨ßer, wenn die Kooperation gefo¨rdert wird? Das Ergebnis der Untersuchung ist, dass Kooperationen mit
Fo¨rderungen im Vergleich zu ungefo¨rderten Kooperationen mehr Patente anmelden als letztere. Das mag
allerdings auch auf die Fo¨rderstatuten, welche Patentanmeldungen forcieren, zuru¨ckfu¨hrbar sein.
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Fo¨rderungen existierten. Dies gilt wesentlich schwa¨cher ausgepra¨gt auch fu¨r gefo¨rderte Ko-
operationen zwischen Unternehmen (vgl. Aschhoff et al. 2006: 19). Zum anderen wird fu¨r
Kapitel 6 auch die Untersuchung von Geyer et al. (2006) herangezogen. Sie stellt eine ex
post-Evaluation des Forschungsprogramms
’
Forschung fu¨r die Produktion von morgen‘ fu¨r die
Jahre 1999 bis 2004 dar und umfasst somit eines der in dem Kapitel 6 untersuchten VPs.
Studie Charakterisierung
Karl et al. (2005) Vero¨ffentlicht, explorative, teilweise begleitende, teilweise ex
post-Fallstudien von 13 gefo¨rderten und ungefo¨rderten Koope-
rationen in verschiedenen Sektoren, tangiert Verhaltensadditio-
nalita¨ten
Hansen et al. (2002) Unvero¨ffentlicht, kein expliziter Fokus auf VP, ex post-
Breitenbefragung (TN von 1988 - 1998), Konzentration auf o¨ko-
nomische Verwertung und -potentiale der F&E-Ergebnisse
Griese et al. (2001) Vero¨ffentlicht, ein Teil eine ex post-Untersuchung im Bereich
’
In-
tegrierter Umweltschutz in der Elektro-/Elektronikindustrie‘ im
Programm
’
Forschung fu¨r die Umwelt‘, hier u.a. Fallstudien, Kon-
zentration auf Umsetzung und Verbreitung vorhandener F&E-
Ergebnisse aus Verbund- und Einzelprojekten, die bis zum Jahr
2001 abgeschlossen wurden, Ursachenanalyse
Angerer et al. (1997) Vero¨ffentlicht, kein expliziter Fokus auf VP, ex post-
Breitenbefragung (TN von 1980 - 1992), Analyse der o¨kologi-
schen, technisch-wissenschaftlichen und o¨konomischen Wirkun-
gen der Projektresultate sowie Regulationseffekte unter Beach-
tung der intendierten Anwendungsna¨he der Vorhaben
Tabelle 5.1: Ausgewa¨hlte Evaluationen in der direkten Projektfo¨rderung mit Bezug zu Ver-
bundprojekten in Deutschland, eigene Darstellung
Die zweitgenannte Studie ist der Vollsta¨ndigkeit halber aufgelistet. Aufgrund methodischer Un-
klarheiten werden ihre Ergebnisse hier vernachla¨ssigt. Auf fu¨r die vorliegende Arbeit relevante
Resultate der anderen Studien wird nachfolgend eingegangen.
Obwohl die Schlussfolgerungen von Karl et al. (2005) aufgrund der breiten Fa¨cherung der
untersuchten Projekte eher allgemeiner Natur sind, ist die folgende Feststellung erwa¨hnens-
wert: Um eine Kooperation auf eine la¨ngere Dauer hin anzulegen, sieht die Studie es als sinnvoll
an, fru¨hzeitig in VPs institutionelle interne und externe Arrangements fu¨r die Zeit nach der
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Fo¨rderung zu schaffen, welche die Abha¨ngigkeit von der staatlichen Unterstu¨tzung maßgeblich
verringern. Dazu geho¨ren sich selbsttragende interne Strukturen und mit z.B. der Einrich-
tung von Industriearbeitskreisen oder einer Intensivierung der Kontakte zu o¨rtlichen Industrie-,
Handels- oder Handwerkskammern und Branchenverba¨nden der Aufbau eines breiten Fun-
daments an Akteuren, welche die Kooperation stu¨tzen ko¨nnen (vgl. Karl et al. (Mai 2004:
23f.), Karl et al. (2004: 237)). Dies besta¨rkt es, in der vorliegenden Arbeit nach besonderen
Maßnahmen wa¨hrend der VP zu suchen.
Der Studie von Griese et al. (2001), die sich mit den Ursachen fu¨r die Umsetzung und
Verbreitung vorhandener F&E-Ergebnisse aus Verbund- und Einzelprojekten auseinandersetzt,
a¨hnelt die empirische Untersuchung dieser Arbeit, die in Kapitel 7 dargestellt wird, am mei-
sten. Sie ist die einzige der vier Studien, die fu¨r die ex post zu beobachtenden Effekte retro-
spektiv ausfu¨hrlich Ursachen analysiert. Zudem untersucht sie in demselben Schwerpunkt des
Forschungsprogramms wie die erwa¨hnte empirische Untersuchung dieser Arbeit Projekte, die
allerdings in einer anderen Branche durchgefu¨hrt wurden. Ein weiterer Unterschied ist, dass
die hier vorgelegte Arbeit ihre Aufmerksamkeit zudem auf das kooperative Handeln nach den
VP richtet. Deshalb ist die Studie von (vgl. Griese et al. 2001: 16) hier von großem Interesse.
Die erzielten theoretischen, technologischen und organisatorischen Forschungsresultate in
den untersuchten Projekten sehen Griese et al. (2001: 32) allesamt als weiter verwertbar an.
Allerdings stufen sie die Umsetzung zum Untersuchungszeitpunkt als schlecht ein, denn bis
auf wenige Ausnahmen haben die industriellen Partner die Ergebnisse alleinig indirekt verwer-
tet, na¨mlich zum Zweck der
”
Organisation und Planung von umweltorientierten Innovationen
oder zu Designkonzepten und -vorgaben in Form von betriebsinternen Pflichtenheften“ (Griese
et al. 2001: 33). In ihrer Suche nach den Ursachen zeigen Griese et al. (2001: 35) kritische
projektendogene und -exogene Aspekte auf:
Determinante Dimensionen Kritische Aspekte
Technologie Funktion Nachweis insbesondere der (Langzeit-)Zuverla¨ssigkeit
am Ende der Projektlaufzeit nicht mo¨glich




Konkurrierende, nicht umweltorientierte Entwicklungen
erbringen oft ho¨here Ertra¨ge
Umstellung (Pro-
zesse)
Risikoabschla¨ge werden speziell bei umweltorientierten
Innovationen zu hoch angesetzt
Herstellung (Pro-
dukt)
Vorteil Integrierter Maßnahmen liegt in der Optimierung
des gesamten Lebenszyklusses, Produktlebenszyklus-
Analysen werden noch oft vernachla¨ssigt
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Organisation Innerbetrieblich Projektverantwortlichkeit liegt ha¨ufig nicht in den
Ha¨nden der Produktverantwortlichen, dadurch U¨bernah-
me der Forschungsergebnisse in Produkte erschwert
U¨berbetrieblich Unternehmensu¨bergreifende Kooperationen bzw. Sy-
stempartnerschaften, insbes. mit Recyclern, gestalten
sich bei produktnahen Entwicklungen schwierig, sind
aber bei integrierten Maßnahmen notwendig




Produktebene: Umweltmotivierte Technologien leiden
unter mangelnder Akzeptanz, da ha¨ufig das Problem-
bewusstsein fehlt.
Wettbewerb Managementebene: Akzeptanz von Umweltthemen auf
der (Top-)Managementebene nicht im wu¨nschenswerten
Umfang vorhanden, mangelnde Wahrnehmung
Unternehmen Innovationsebene:
’
Gru¨ne‘ Innovationen werden oft nur
von einem Mitarbeiter vorangetrieben, der dann nicht




gru¨ner‘ Innovationen und Be-
reitschaft zur Neuerung fehlen beim Kunden





Umsetzungsfern: Geringer Druck, aber U¨bernahme in
Produkte oft ungekla¨rt
Kongruenz zu Entwicklungs-/Investitionszyklen
Tabelle 5.2: Kritische Aspekte bei der Umsetzung von FuE-Ergebnissen, leicht modifiziert
aus: Griese et al. (2001: 35)
Um die Umsetzung der Ergebnisse zu verbessern, schlagen Griese et al. (2001: 92) fu¨r zuku¨nf-
tige Fo¨rderungen u.a. auf den Gebieten, auf denen bereits viel Wissen existiert, es aber noch
an der Umsetzung und Verbreitung mangelt, die
”
Durchfu¨hrung von Transferprojekten im
Rahmen eines Umsetzungs- und Demonstrationszentrums“ vor. Finanziert werden ko¨nnte dies
mit einer zuerst 100%, aber dann abnehmenden Fo¨rderung, die durch Industriemittel dann
aufgestockt wird. Zudem halten sie fu¨r die Durchfu¨hrung von Verbundprojekten zwei hier re-
levante Empfehlungen vor: Erstens sollten diejenigen Mitarbeiter, die abteilungsu¨bergreifend
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als Promotoren wirken ko¨nnen, in die Projekte mit eingebunden werden. Dies kommt der in
Unterkapitel 2.3 thematisierten Einbettung von F&E in den Unternehmenskontext entgegen.
Zweitens sollten die Projekte so mit den Investitionszyklen der beteiligten Unternehmen abge-
stimmt werden, dass nach Projektende die Ergebnisse besser u¨bernommen werden ko¨nnen (vgl.
Griese et al. 2001: 96ff.). Allerdings ist dazu kritisch anzumerken, dass die Umsetzungskosten
sich auch wa¨hrend eines Projektes erst als unerwartet hoch herausstellen ko¨nnen.
Die Studie von Angerer et al. (1997) setzt mit ihrem Umfang und ihrer Gru¨ndlichkeit Stan-
dards in der Wirkungsanalyse von umweltrelevanten Forschungsvorhaben. Fu¨r die vorliegende
Arbeit besonders interessant ist eine Vergleichsquote fu¨r tatsa¨chlich geta¨tigte Innovationen.
Von allen untersuchten Projekten zielen zwei Drittel auf unmittelbar anwendbare/vermarktbare
Lo¨sungen. Vier Jahre nach Abschluss des letzten Projektes betra¨gt die Quote der tatsa¨chlich
betrieblich oder marktlich verwerteten Vorhaben 37%, ein Ergebnis, das laut Angerer et al.
(1997: 175) mit den empirischen Resultaten der Innovationsforschung gut vereinbar ist. Ob-
wohl die Risikoorientierung des staatlichen Fo¨rdermittelgebers ein wesentlicher Einflussfaktor
auf die Marktna¨he der gefo¨rderten Projekte ist und diese sich in der Zwischenzeit gea¨ndert
haben mag, wird der Wert als eine Messlatte fu¨r die Untersuchung der A&V in Kapitel 7
angesehen. Daru¨ber hinaus identifiziert diese Studie u. a. ebenfalls Verwertungshemmnisse.
Dazu wird aber auf die oben vorgestellte, neuere und sehr detaillierte Studie von Griese et al.
(2001) innerhalb des gleichen Forschungsprogramms zuru¨ck gegriffen.
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Trockenbearbeitung
Urspru¨ngliche Intention ist es, sich ein VP als Vorstudie anzusehen, ob fu¨r die zentralen Fragen
dieser Arbeit in der Empirie Antworten gefunden werden ko¨nnen. Es zeigt sich in ersten Ge-
spra¨chen rasch, dass aus diesem Projekt wesentliche Erkenntnisse gewonnen werden ko¨nnen.
Deshalb wird die Vorstudie ausfu¨hrlicher als urspru¨nglich geplant in die Arbeit aufgenommen.
Nachfolgend stellt das erste Unterkapitel die Vorbereitungen und die Durchfu¨hrung der Un-
tersuchung vor. Das zweite Unterkapitel beschreibt die drei Kooperationen, die im Mittelpunkt
stehen, und geht auf ihren Projekterfolg ein. Das dritte Unterkapitel wertet schließlich die Fall-
studie in Hinblick auf die Fragen dieser Arbeit aus.
6.1 Untersuchungsdesign und Umsetzung
In diesem Unterkapitel wird zuerst die Forschungsmethode Fallstudie skizziert. Der zweite Ab-
schnitt widmet sich dem Begriff Sektor: Um sektorale Unterschiede in Kooperationsnotwen-
digkeiten oder -verhalten zu beachten oder sie konstant zu halten, sind Sektoren abzugrenzen.
Verschiedene Mo¨glichkeiten werden vorgestellt. Anschließend wird die Sektoren- und Projekt-
auswahl beschrieben. Schließlich werden die explorativen Fragen vorgestellt und es wird auf
die Interviewsituationen eingegangen.
6.1.1 Methodik
Die vorliegende Studie ist in die Fallstudienforschung einzuordnen, einer qualitativen Methode
fu¨r empirische Untersuchungen. Yin (2003: 13) definiert sie folgendermaßen:
”
A case study is an empirical inquiry that
• investigates a contemporary phenomen within its real-life context, especially
when
• the boundaries between phenomenon and context are not clearly evident.
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(. . . ) The case study inquiry
• copes with the technically distinctive situation in which there will be many
more variables of interests than data points, and as one result
• relies on multiple sources of evidence with data needing to converge in a
triangulating fashion and as another result
• benefits from the prior development of theoretical propositions to guide data
collection and analysis.“
Eine Fallstudie strebt theoriegeleitet die Untersuchung eines Pha¨nomens in seinem Alltagskon-
text an, in diesem Fall durch halbstrukturierte Interviews, Recherchen in Fachpublikationen
und o¨ffentlich zuga¨nglichen Projekt-Abschlussberichten. Im Gegensatz zum Experiment wer-
den die Umgebungsbedingungen in die Betrachtung einbezogen, da Zusammenha¨nge zwischen
Pha¨nomen und Umgebung vermutet werden (vgl. Go¨thlich 2003: 7).
Die Vorteile von Fallstudien sind, dass sie bei kleinen Fallzahlen und komplexen Zusam-
menha¨ngen zeitnah einsetzbar sind und detailreiche Einblicke ermo¨glichen. Sie werden vor
allem dann angewendet, wenn der Forscher den Untersuchungsgegenstand nicht kontrollieren





Warum‘ stellen (vgl. Yin 2003: 1).
Die Nachteile bestehen zum einen in denen, die halbstrukturierten Interviews zugeschrieben
werden: Situationsbedingter Einfluss, Einfluss des Interviewers auf den Befragten und geringe
Intersubjektivita¨t der Auswertung. Zum anderen bestehen sie in einem hohen Zeitaufwand, in
der teilweisen Abha¨ngigkeit des Forschers von der Auskunftsbereitschaft und -wahrhaftigkeit
des Gegenu¨bers sowie dem Problem, dass Fallstudien nicht repra¨sentativ sind. Sie fu¨hren nicht
zu verallgemeinerbaren Aussagen u¨ber die empirische Grundgesamtheit. Allerdings ist eine ana-
lytische Generalisierbarkeit mo¨glich: Fallstudien ko¨nnen eine der Fallstudie zugrunde liegende
Theorie anreichern und/oder die gewonnenen Erkenntnisse ko¨nnen Ausgangspunkte fu¨r weitere
Untersuchungen bilden.
Dazu tragen die Gu¨tekriterien Intersubjektivita¨t, Reliabilita¨t, interne und externe Validita¨t
bei (vgl. Go¨thlich 2003: 9, 13). Dabei gilt: Ohne Intersubjektivita¨t und Reliabilita¨t ist keine
interne Validita¨t und daraufhin auch keine externe Validita¨t im Sinne der analytischen Gene-
ralisierbarkeit mo¨glich.
Die Intersubjektivita¨t bezeichnet den Grad, zu dem die Ergebnisse unabha¨ngig vom Un-
tersucher von anderen Forschern nachvollziehbar sind. Maßnahmen, um dies sicherzustellen,
bestehen in der Zusammenfu¨hrung mehrerer Datenquellen (data triangulation), der Zusam-
menfu¨hrung der Perspektive mehrerer Forscher (investigator triangulation), einer fu¨r Dritte
nachvollziehbaren Ablage und Verwaltung des Datenmaterials, einer ebenso nachvollziehbaren
Argumentationskette und einer U¨berpru¨fung der Fallstudienbeschreibung durch die Interview-
partner.
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Eng damit verknu¨pft ist die Reliabilita¨t. Sie bedeutet, dass bei Anwendung derselben Theorie
und derselben Untersuchungsschritte die erneute Durchfu¨hrung der Fallstudie zu identischen
Ergebnissen fu¨hrt. Wird u¨ber die Durchfu¨hrung der Fallstudie Protokoll gefu¨hrt, dann ist die
Reliabilita¨t spa¨ter leichter zu beurteilen.
Die interne Validita¨t liegt dann vor, wenn die Schlussfolgerungen hinsichtlich kausaler Zu-
sammenha¨nge klar und eindeutig sind, also nicht etwa ein bei der Untersuchung ausgeklammer-
tes Ereignis die wahre Ursache sein kann. Bei der Frage nach den Wirkungen von Fo¨rderungen
wird sie durch das in Unterkapitel 5.4 angesprochene Attributionsproblem verringert, denn
die auf die Fo¨rderung folgenden Einflu¨sse ko¨nnen nicht vollsta¨ndig beru¨cksichtigt werden. Ein
Hinweis auf das Vorliegen der internen Validita¨t ist, dass die verwendeten Daten zu den aus-
gewa¨hlten Messkriterien alle zu dem gleichen Ergebnis konvertieren. Sie kann dadurch erho¨ht
werden, dass rivalisierende Erkla¨rungen abgewogen und ausgeschlossen werden.
Daran schließt sich die externe Validita¨t an. Die externe Validita¨t bezeichnet die oben ange-
sprochene analytische Generalisierbarkeit der Ergebnisse einer Untersuchung auf andere Fa¨lle
innerhalb der gleichen Forschungsdoma¨ne.
6.1.2 Sektorenabgrenzungen
Fu¨r die produzierenden Sektoren, auch als Branche oder Wirtschaftszweig bezeichnet, wie
auch fu¨r die Absatzma¨rkte gibt es verschiedene, wenngleich unterschiedliche Abgrenzungskon-
zepte. Nachfolgend wird auf die Abgrenzungsmo¨glichkeiten fu¨r die produzierenden Sektoren
eingegangen.1
Erstens ist fu¨r statistische Erhebungen in Europa die Branchenklassifikation
”
Nomenclature
Ge´ne´rale des Activite´s Economiques dans I´Union Europe´ene“ (NACE-Code) gu¨ltig. Sie wur-
de 1970 eingefu¨hrt und 1990 u¨berarbeitet. Fu¨r Deutschland hat das Statistische Bundesamt
das NACE-Code-System, kombiniert mit der
”
International Standard Industrial Classification“
(ISIC) der Vereinten Nationen, fu¨r hiesige Gegebenheiten ab der fu¨nften Klassifikationsebene
(und in zwei Fa¨llen ab der vierten Ebene) 2003 angepasst: Die Wirtschaftszweigklassifikati-
on (WZK). Unternehmen bilden demnach eine Klasse, wenn sie produktionsverwandt sind.
Verknu¨pft mit dem Gu¨terverzeichnis fu¨r Produktionsstatistiken aus dem Jahr 2002 ko¨nnen
Aussagen daru¨ber getroffen werden, welche Gu¨ter typischerweise von welchen Wirtschafts-
1Fu¨r die Absatzma¨rkte sind kurz zu nennen das Industrie-Konzept von Alfred Marshall, die verschiedenen
Auspra¨gungen des Substitutions-Konzeptes, das Konzept der Interproduktkonkurrenz sowie das Nachfrage-
und Angebotssubstitutions-Konzept (vgl. Schmidt 2005: 49ff.). Ohne auf die Unterschiede einzugehen,
werden hier Ma¨rkte durch die Nachfrageverwandtschaft charakterisiert:
”
Gu¨ter mit einer hohen positiven
Kreuzpreiselastizita¨t der Nachfrage, also Substitutionsgu¨ter mit einer hohen funktionalen Austauschbarkeit
fasst man zu Ma¨rkten zusammen“ (Grupp 1997: 114). Statistische Abgrenzungen fu¨r Gu¨tergruppen oder
Produktgruppen in Deutschland sind das Gu¨terverzeichnis fu¨r die Produktionsstatistik (GP 2002) oder das
Warenverzeichnis fu¨r die Außenhandelsstatistik (WA).
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zweigen hergestellt werden. Je nach Fragestellung und Aggregationsniveau kann die jeweils
relevante Klassifikationsebene als Sektor bestimmt werden. Sowohl das NACE-Code-System
als auch die Wirtschaftszweigklassifikationen spiegeln allerdings nicht intersektorale Varianzen
in den Innovationsintensita¨ten und -determinanten wider.
Eine von der OECD angewandte Differenzierung beruht dagegen auf der durchschnittlichen
F&E-Intensita¨t, gemittelt u¨ber mehrere La¨nder und gemessen mittels Input-Gro¨ßen aus dem
Frascati Handbuch. Das Resultat ist eine Einstufung von Industrien in vier Sektortypen von
hoher, mittlerer, ma¨ßig geringer und geringer F&E-Intensita¨t. Nach dieser Einordnung weisen
die Textilindustrie eine geringe, die metallverarbeitende Industrie eine ma¨ßig geringe und die
Maschinen- und Werkzeughersteller eine mittlere F&E-Intensita¨t auf.
Eine dritte Unterscheidung ist die Taxonomie von Pavitt (1984: 354). Beruhend auf den
Merkmalen Gro¨ße der innovierenden Einheiten, hauptsa¨chlicher Innovationstyp (Produkt- oder
Prozessinnovation), Quellen des technologischen Wissens sowie Appropriationsbedingungen
und unter Zuhilfenahme empirischer Daten separiert er vier Sektortypen nach Gemeinsamkeiten
im Innovationsprozess:
• Lieferantendominierte Industrien (z.B. Landwirtschaft, trad. verarbeitendes Gewerbe (Tex-
til), Baugewerbe): Der Großteil der neuen Technologien ist in den Komponenten und
der Ausru¨stung gebunden, welche sie von anderen Industrien erhalten.
• Produktionsdominierte Industrien:
– skalenintensive Industrien (Stahl, Glas, Gebrauchsgu¨ter, Automobil): Prozessinno-
vationen dominieren, ihre Entwicklungen haben aber weniger Auswirkungen auf
andere Sektortypen. Eine angemessene Verwendbarkeit wird durch Geheimhaltun-
gen und Patente sichergestellt.
– spezialisierte Industrien (z.B. Maschinenbau, Feinmechanik, Optik): Quellen der
Innovation sind Kapazita¨ten im Ingenieursbereich und intensive Kundenkontakte.
Die Appropriationsbedingung ist, dass das Wissen interaktiv generiert und weiter-
gegeben wird.
• Wissenschaftsbasierte Industrien (z.B. Elektronik, Chemie, Biotechnologie): Pflegt enge
Kontakte zu Forschungsinstitutionen, stellt die angemessene eigene Nutzung der Resul-
tate durch alle mo¨glichen Mechanismen zum Schutz der Innovationsertra¨ge sicher.
Seiner Untersuchung zufolge herrscht zwischen den Sektoren ein Zusammenspiel: Die wis-
senschaftsbasierten und die spezialisierten Industrien kreieren technologische Trends und sind
ihrerseits darauf angewiesen, dass die anderen beiden Sektortypen diese in Form von neu-
en Produkten und Prozessen anwenden (vgl. European Commission 2003: 2). Daher gibt es
u¨ber die o¨konomischen Zulieferer-Abnehmer-Beziehungen hinaus eine Vielzahl technologischer
Interdependenzen und Synergieeffekte (vgl. Cantner und Hanusch 1998: 3).
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Aufgrund seiner einfachen Handhabbarkeit wird in diesem und im nachfolgenden Kapitel das
erste Konzept benutzt.
6.1.3 Sektoren- und Projektauswahl
Es wird nach einem gerade abgeschlossenen VP mit mehr als zwei teilnehmenden Unternehmen
gesucht, das sich mit einer umweltfreundlichen Technologie bescha¨ftigt hat. Die Technologie
soll sich an die Industrie als Endanwender richten. Zugleich soll der innovierende Sektor nicht
nur wenige Unternehmen umfassen. Denn sonst ist davon auszugehen, dass die Unternehmen
sich untereinander bereits so gut kennen, dass sie einer gefo¨rderten Kooperation nicht bedu¨rfen,
um Netzwerke zu knu¨pfen. Zudem soll der Projekttra¨ger leicht ansprechbar sein. Basierend auf
diesen Kriterien ergeben sich erste Gespra¨che im Technologiefeld Trockenbearbeitung.
In diesen Vorgespra¨chen deutet sich an, dass das ausgewa¨hlte VP
”
Technologienetz Trocken-
bearbeitung“, das im Rahmen des Forschungsprogramms
”
Forschung fu¨r die Produktion von
morgen“ von 2000 bis 2002 gefo¨rdert wurde, als Teil einer Kette von Kooperationen sich aus
dem Pool an VP heraushebt. Zeitlich vorgelagert, inhaltlich verknu¨pft und personell verflochten
damit ist das VP
”
Trockenbearbeitung prismatischer Teile“, das von September 1994 bis 1997
innerhalb des Forschungsprogramms
”
Produktion 2000“ durchgefu¨hrt wurde. Zeitlich nachge-
lagert und in a¨hnlicher Weise verknu¨pft und verflochten ist die nicht gefo¨rderte Kooperation
”
Trockenbearbeitung in der industriellen Anwendung“(TroiA), die ab Mitte 2002 beginnt. Der
PT fu¨r die zwei VP ist das Forschungszentrum Karlsruhe. Diese Kette scheint Anhaltspunkte
fu¨r die Zielsetzung dieser Arbeit geben zu ko¨nnen. Daher wird entgegen erster Planungen dazu
eine Fallstudie durchgefu¨hrt.
Wie der folgende Abschnitt 6.2.1 zeigt, betrifft die Trockenbearbeitung sowohl den Sektor
der Maschinen- und Werkzeughersteller, die innovierende Industrie, als auch die metallverar-
beitende Industrie als Endanwender. Die Anwender sind ausgehend von der WZK 19932 in
mindestens vier Wirtschaftszweigen verteilt. Das ergibt ein Anwendungspotential von etwa
14 700 Unternehmen mit 2 865 000 Bescha¨ftigten im Jahr 2001 (vgl. Statistisches Bundesamt
2003). Diese Unternehmen werden einander in Subgruppen in Bezug auf Produkte und Verfah-
ren a¨hnlich sein und sich kennen. Aber davon auszugehen ist, dass die Gesamtheit heterogen
und untereinander wenig verknu¨pft ist.
Angelehnt an die Heuristik des Innovationssystems in Abschnitt 3.2.1 wird die innovierende
Industrie im Folgenden kurz vorgestellt. Maschinen- und Werkzeughersteller sind gema¨ß der
WZK ein Sektor, der sich weiter in verschiedene Fachbereiche gliedert. In Deutschland za¨hlt
dieser Sektor zu den gro¨ßten industriellen Arbeitgebern. Er liefert einen signifikanten Beitrag
zum Export und spielt eine bedeutsame Rolle als Katalysator und Transformator fu¨r die Inno-
vationsaktivita¨ten seiner Zulieferer und seiner diversen Abnehmerbranchen (vgl. Grupp et al.
2Diese wurde gewa¨hlt, weil die derzeit aktuelle spa¨ter in Kraft trat als die VP gefo¨rdert wurden.
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2002: 77). Wie kaum eine andere F&E-intensive Industrie ist er gepra¨gt durch wenige große
und viele, zumeist im Familienbesitz befindliche KMU (vgl. Mercer Management Consulting
2005: 2). Regionale Konzentrationen sind ha¨ufig vorzufinden, etwa die Konglomerationen rund
um Stuttgart und Du¨sseldorf (vgl. Fleischer 1997: 32), ha¨ufig in unmittelbarer Na¨he zu einem
Pulk hochentwickelter, heterogener Anwender wie etwa der Chemischen Industrie, dem Bauge-
werbe oder der Automobil- und Automobilzuliefererindustrie (vgl. Fink 2003: 7). Anzunehmen
ist daher, dass sich die Unternehmen einer Sparte kennen und dies um so besser, je na¨her sie
ra¨umlich beieinander sind.
Die ra¨umliche Na¨he zu den Abnehmern wird als eine Ursache fu¨r den wirtschaftlichen Erfolg
des Sektors angesehen: Aufbauend auf einem perso¨nlichen Kontakt zum Nachfrager durch
einen hauptsa¨chlich direkten, technisch versierten Vertrieb zeichnet sich die Branche durch
eine hohe Produktdifferenzierung aus. Die Zusammenarbeit mit Anwendern in der Produkt-
entwicklung ist gebra¨uchlich. Der große Differenzierungsgrad resultiert aus einer im Vergleich
zu dem u¨brigen Verarbeitenden Gewerbe immer wieder hohen Innovationsleistung (vgl. Beutin
et al. (2003: 14), Wengel und Shapira (2004: 259)). Die Kehrseite von ihr ist, dass sie ha¨ufig
verhindert, dass
”
Maschinenbauunternehmen auf kapitalintensive, standardisierte Fertigungs-
verfahren setzen und damit Skalenvorteile realisieren ko¨nnen.“ (Grupp et al. 2002: 77). Um
Serienfertigung und Spezialmaschinenbau nicht als Gegensa¨tze zu begreifen, werden zuneh-
mend eher Produktmodule denn Produkte gefertigt (vgl. Wengel und Shapira 2004: 252). Auch
vera¨ndert sich die Nachfrage hin zu IT-lastigen Produkten oder solchen mit einem ho¨heren
Anteil an Mikroelektronik. Angesichts dessen weitet sich der Kreis der Komponentenzulie-
ferer und damit der Kreis der potentiell interessanten Kooperationspartner auf die IT- und
Softwarehersteller aus (vgl. Wengel und Shapira 2004: 252).
Die Interessen der Hersteller werden durch zwei Industrieverba¨nde - dem Verband deutscher
Maschinen- und Anlagenbau (VDMA) und dem Verein Deutscher Werkzeugmaschinenfabriken
(VDW) - vertreten. Intern schaffen sie mit Fortbildungsveranstaltungen und Gemeinschaftsfor-
schungsprojekten u.a. Gelegenheiten, andere kooperationswillige Unternehmen kennenzulernen.
Als wissenschaftliche Partner bieten sich 29 universita¨re Fachbereiche in Deutschland an, die
sich lose als
”
Wissenschaftliche Gesellschaft fu¨r Produktionstechnik“ organisiert haben. Diese
Fachbereiche haben sich spezialisiert und sind ha¨ufig fu¨r die jeweilige Sparte mindestens als
Ausbildungssta¨tte fu¨r zuku¨nftige Mitarbeiter sichtbar, auch weil durch ehemalige Absolventen,
die mittlerweile in der Industrie bescha¨ftigt sind, Verbindungen bestehen.
Gegenu¨ber Kooperationen mit Anwendern, Zulieferern und anderen Maschinenbauern zei-
gen sich Maschinen- und Werkzeughersteller aufgeschlossen (vgl. Berkermann und Bu¨chner
2004: 33). Die Zusammenarbeit mit Zulieferern erlangt seit Ende der 1990er/Anfang 2000
mehr Bedeutung, resultierend aus der abnehmenden Fertigungstiefe der Hersteller. Horizonta-
le Kooperationen werden fallweise positiv beurteilt, so etwa fu¨r eine
”
gemeinsame Erschließung
von Auslandsma¨rkten, das gemeinsame Anbieten von sich erga¨nzenden Produktpaletten etwa
beim Großanlagenbau oder internationalen Großprojekten“ (Berkermann und Bu¨chner 2004:
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34). Weniger Bedeutung wird der Zusammenarbeit mit wissenschaftlichen Einrichtungen bei-
gemessen. Das ist mo¨glicherweise dem Mittelsta¨ndlertum geschuldet:
”
Die Zusammenarbeit
mit der Wissenschaft ist klar positiv mit der Unternehmensgro¨ße korreliert“ (Rammer et al.
2005: 170). In der Vergangenheit allerdings haben Maschinen- und Werkzeughersteller mit an-
deren Organisationen nicht herausragend ha¨ufig kooperiert. Fu¨r Produktinnovationen ermittelt
Rammer et al. (2005: 167) fu¨r den Zeitraum 2000 - 2002, dass zwischen 85 und 90 % der
Entwicklungen vor allem das eigene Unternehmen geta¨tigt hat. Fu¨r Prozessinnovationen liegt
der Wert niedriger bei 65 bis 70% (vgl. Rammer et al. 2005: 168).
Die Rolle des Staates sehen Wengel und Shapira (2004: 256) vor allem in der Finanzierung
von Forschungsprogrammen, um die Herausforderung zu bewa¨ltigen, neue Ansa¨tze - so etwa
die Informationstechnologie, die Mikroelektronik - oder Umweltschutzbelange in den Maschi-
nenbau zu integrieren. Hingegen wird der Problemdruck durch staatliche Regulierungen als
niedrig wahrgenommen (vgl. Beutin et al. 2003: 5).
6.1.4 Explorative Fragen und Durchfu¨hrung der Interviews
Vorgespra¨che ergaben, dass das erste VP Forschungsergebnisse erschaffen bzw. weiterent-
wickelt hat, ein zweites Projekt mit a¨hnlichen Akteuren deren weitere A&V forcierte und sich
daran eine dritte, ungefo¨rderte Kooperation anschloss, die ebenfalls u.a. die Diffusion der Er-
gebnisse zum Ziel hatte. Explorativ-leitende Fragen fu¨r die Beschreibung und die Analyse sind
im Einzelnen deshalb:
• A&V der Forschungsergebnisse: In welchem Ausmaß haben die Unternehmen A&V be-
trieben und was hat sie dazu bewogen?
• Analyse der Kooperationen: Welche Impulse, Motive und Situationsmerkmale haben
dazu gefu¨hrt, dass eine Zusammenarbeit fortschreitend mit dem Innovations- und Dif-
fusionsprozess fortgesetzt wird? Welchen Anteil haben Planung und Steuerung wa¨hrend
eines VPs im Vergleich zum Zufall daran?
• Fu¨r welche Fa¨lle sind daraus welche Empfehlungen ableitbar?
Es werden 12 halbstrukturierte Interviews zu den angerissenen Fragen geplant. Sie werden im
Fru¨hjahr 2004, gro¨ßtenteils perso¨nlich, in der Minderheit telefonisch durchgefu¨hrt. Im Einzelnen
sind dies Gespra¨che mit drei, an beiden VP beteiligten Instituten, jeweils dem Koordinator der
beiden VP, einem verantwortlichen Mitarbeiter des PT, zwei TN aus dem ersten VP, die an
der letzten Kooperation wiederum beteiligt sind, zwei weiteren TN der letzten Kooperation
sowie zwei Externen, die sich mit Problemen an die zeitlich ju¨ngste Kooperation wandten.
Soweit nicht durch Literatur belegt, bilden diese 12 Interviews die Grundlage fu¨r die folgenden
Ausfu¨hrungen. Fu¨r die Gespra¨che wird Vertraulichkeit zugesichert. Deshalb werden sie in dieser
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Arbeit der O¨ffentlichkeit nicht zuga¨nglich gemacht. Des Weiteren beeinflussen die Teilnahme
an einem Projekttreffen von TroiA im Sommer 2004, verschiedene, sich daraus ergebende
Gespra¨che, die Konzeption und Analyse einer Befragung von Messeteilnehmern fu¨r TroiA sowie
ein telefonisches bzw. schriftliches Nachfassen beim Koordinator des zweiten VPs sowie dem
ehemaligen Leiter von TroiA im Fru¨hjahr 2007 u¨ber den Stand der Dinge, die Beschreibung
und Auswertung der Fallstudie.
6.2 Projektbeschreibungen
Die drei Kooperationen werden nachfolgend in chronologischer Reihenfolge beschrieben. Schwer-
punkte liegen auf der Darstellung der Intentionen und Ansto¨ße einzelner Akteure/Akteursgrupp-
en sowie der Arbeitsweisen. Vorher allerdings wird der inhaltliche Kooperationsgegenstand aus




U¨ber Jahrhunderte hinweg wurden in der metallverarbeitenden Industrie Metalle unter Zugabe
von Flu¨ssigkeit zerspanend und umformend bearbeitet.3 Seit einigen Jahrzehnten werden dazu
spezielle Ku¨hlschmierstoffe (KSS) benutzt. Sie bestehen aus Grundsubstanzen - Mineralo¨l,
synthetische oder pflanzliche O¨le, die entweder direkt zur Anwendung kommen oder mit Wasser
verdu¨nnt werden - und Additivstoffen, welche den KSS spezifische Eigenschaften, angepasst an
die individuelle Fertigungssituation verleihen (vgl. Nathani 1998: 102). In der Regel werden KSS
in einem Kreislauf gefu¨hrt und mehrfach benutzt.4 Ihre Nutzungsdauer ist dennoch limitiert:
Zum einen sind KSS den nur begrenzt vermeidbaren, verschiedenartigen Abnutzungs- und
Verunreinigungseinflu¨ssen ausgesetzt. Zum anderen werden Mengen der KSS auf verschiedenen
Pfaden aus dem Kreislauf unbeabsichtigt in die Kanalisation oder den Abfall freigesetzt.
Ihre prima¨ren Vorteile sind die Ku¨hlung der Werkzeuge und der Maschinen, die Schmierung
zur Verringerung des Reibwiderstandes und der Spa¨neabtransport von der Wirkstelle (vgl.
Eisenbla¨tter 2000: 30). Sekunda¨rfunktionen bilden zudem der Korrosionsschutz der Maschinen
3In der zerspanenden Fertigung wird grundsa¨tzlich zwischen Spanen mit und ohne geometrisch bestimmter
Schneide unterschieden. Die folgenden Darstellungen sind nur auf das Spanen mit geometrisch bestimmter
Schneide bezogen.
4Es sei die Anmerkung erlaubt, dass die Daimler-Benz AG, Stuttgart, die nachfolgend als ein wesentlicher Ak-
teur in der Fallstudie auftritt, fu¨r den Erfinder Hermann Espenhorst, den Großvater des Autors, im August
1962 ein Patent fu¨r eine
”
Reinigungsvorrichtung fu¨r verschmutzte Flu¨ssigkeiten, insbesondere Schleifwas-
ser“ - damit sind KSS gemeint - beim deutschen Patentamt angemeldet hat.
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und Werkzeuge, das Temperieren der Maschine, das Binden von Sta¨uben und Partikeln und
die Entsorgung von Maschinenschmierstoffen (vgl. Weinert 1999: 34). So sind KSS oftmals
verantwortlich fu¨r die beno¨tigte Oberfla¨chenqualita¨t, die Akkuratesse der Werkteile und die
Lebensdauer der Werkzeuge (Klocke und Gerschwiler 1998vgl.). Auch die Werkzeuge und
Maschinen wurden u¨ber die Zeit hinweg an die Verwendung von KSS immer besser angepasst:
Die konventionelle Art der Metallverarbeitung hat sich entlang eines technologischen Pfades
entwickelt.
Daneben haben KSS gravierende Nachteile:
• Haut- und Atemwegserkrankungen bei dem Maschinenbediener ko¨nnen durch Ku¨hl-
schmierstoff-Bestandteile, im Ku¨hlschmierstoff sich entwickelnde mikrobielle und che-
mische Reaktionsprodukte oder eingeschleppte Fremdstoffe entstehen (vgl. Eisenbla¨tter
2000: 3).
• Die Umwelt wird sowohl durch die unbeabsichtigten Verschleppungsmo¨glichkeiten im
Betrieb durch Leckagen und Emissionen als auch durch die Entsorgung belastet. Ja¨hrlich
werden rund 500 000 Tonnen KSS in Deutschland als Sondermu¨ll deponiert (vgl. Gohs
et al. 2006: 10).
• Kosten werden durch den Einkauf von KSS, ihre Pflege, die Entsorgung5 und die beno¨tig-
ten Gesetzeskenntnisse verursacht: Die Gefahren fu¨r den Menschen und die Umwelt
haben den Gesetzgeber und die Berufsgenossenschaften dazu motiviert, detaillierte Ver-
ordnungen und Regelwerke im Umgang mit diesen Stoffen aufzustellen.
Im Einzelfall jedoch sind die anfallenden Kosten nur schwer zu beziffern, weil sie von den
betrieblichen Produktionscharakteristika abha¨ngig sind (vgl. Schulte und Thamke 1999: 173,
186).
Um die Nachteile von KSS zu vermeiden, wird die Erho¨hung ihrer Nutzungsdauer, die
Vera¨nderung der Zusammensetzung zur Verminderung ihrer scha¨dlichen Wirkung oder die Re-
duzierung der beno¨tigten Menge bis hin zu ihrer ga¨nzlichen Elimination u¨berlegt (vgl. Nathani
1998: 102). Trockenbearbeitung zusammen mit Minimalmengenschmierung (MMS), ha¨ufig de-
finiert mit einem auf die Wirkstelle aufgebrachten Maximalvolumen von≤ 50 ml/Prozessstunde
(vgl. Weinert 1999: 41ff.), repra¨sentieren die letztgenannte Lo¨sungsmo¨glichkeit, im Folgenden
unter dem Begriff
’
Trockenbearbeitung‘ (TB) vereinfacht zusammengefasst. Die negativen
Merkmale der KSS sowie ihre weite Verbreitung in metallverarbeitenden Betrieben haben die
Politik dazu bewogen, die Entwicklung dieser neuen Technologie im Sinne der Definition aus
Abschnitt 2.2.1 als fo¨rderwu¨rdig anzusehen.
5Gebrauchte KSS sind nach § 41 Abs. 1 des im September 1996 in Deutschland in Kraft getretenen Gesetzes
zur Fo¨rderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltvertra¨glichen Beseitigung von Abfa¨llen
besonders u¨berwachungsbedu¨rftige Abfa¨lle (Sonderabfa¨lle) und mu¨ssen als solche besonders verantwor-
tungsbewusst behandelt werden (vgl. Bagschik et al. 2001: 57).
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Die Herausforderung fu¨r eine prozesssichere TB besteht darin, die prima¨ren Vorteile von
KSS durch die anderen Komponenten - Werkstu¨ck, Werkzeug oder Maschine - oder durch die
Vera¨nderung der Schnittgeschwindigkeit zu kompensieren (vgl. Steibl et al. 2001: 21). Restrik-
tionen fu¨r den Einsatz von TB ergeben sich aus hohen Anforderungen an die Bauteilgenauigkeit
sowie daraus, dass einige Kombinationen von Werkstoffen und Verfahren fu¨r die TB ungeeignet
sind (vgl. Klocke und Gerschwiler 1998: 39). Somit vera¨ndert diese Technologie nicht nur den
Produktionsprozess, sondern sie beno¨tigt auch dafu¨r anders ausgelegte Werkzeuge und Ma-
schinen. Betriebliche Anpassungen von Werkzeugen und Maschinen erfordern ein relativ hohes
Maß an Wissen, aber basieren zu einem gewissen Grad auf Versuch und Irrtum (vgl. Nathani
1998). Das damit verbundene Risiko, Zeit und Kosten vergeblich aufgewendet zu haben, mag
fu¨r einige als Anreiz wirken, nur gema¨ß dem Investitionszyklus die neue Technologie im Betrieb
zu implementieren.
Allerdings verla¨uft die Entwicklung der TB parallel zu der Entwicklung anderer, komple-
menta¨rer Innovationen: Beispielsweise u¨bernehmen neuartige Beschichtungen teilweise die
Schmierfunktion der KSS (vgl. Nathani 1998: 106). Auch die Entwicklung von Fertigungs-
verfahren,
”
bei denen der Einsatz von Ku¨hlschmierstoffen entweder keine Vorteile bringt, oder
sogar negative Auswirkungen auf den Prozeß hat“ (Eisenbla¨tter (2000: 7)) wie bei den seit
Anfang der 90er Jahre vorangetriebenen Technologien der Hartbearbeitung und der Hoch-
geschwindigkeitsbearbeitung6, kann eine großfla¨chige Einfu¨hrung der TB beschleunigen. Denn
Metalle werden ha¨ufig von Maschinenanlagen bearbeitet, welche mehrere Arbeitsschritte nach-
einander ausfu¨hren (vgl. Fleischer 1997: 80). Und nur wenn alle Arbeitsschritte auf einer Ma-




1993 von einem Anwender nach experimentellen Vorversuchen initiiert, umfasst das VP
”
Trocken-
bearbeitung prismatischer Teile“ insgesamt 18 TN, die sich gema¨ß der Einteilung aus Abschnitt
3.1.1 in folgende Kategorien einordnen lassen:
• Fu¨nf große Anwender der metallverarbeitenden Industrie (F&E-Abteilungen und Produkti-
ons-Abteilungen), die a¨hnliche Produktionsvorga¨nge haben, aber unterschiedliche Pro-
dukte produzieren
• Fu¨nf wissenschaftliche Institute fu¨r angewandte Forschung im Bereich Produktionstech-
nik
• Acht Maschinen- und Werkzeughersteller (F&E-Abteilungen), die normalerweise als Lie-
6Oft sind die bei der Hochgeschwindigkeitsbearbeitung mit definierter Schneide eingesetzten Schneidstoffe
thermoschockempfindlich: bei dem Einsatz von Ku¨hlschmierstoff-Flu¨ssigkeiten wu¨rden sie zerplatzen (vgl.
Kalkert 1998: 9).
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feranten der Anwender fungieren und von denen fu¨nf zu den 20 umsatzsta¨rksten deut-
schen Herstellern in diesem Bereich geho¨ren7.
Zusa¨tzlich sind einige Hersteller als Unterauftragnehmer an dem Projekt beteiligt. In dieser
Rolle werden sie nicht namentlich im Projektantrag aufgefu¨hrt. Heidelberger Druckmaschinen
AG (HDM) fungiert als Koordinator. Das Projekt wird wa¨hrend seiner Laufzeit jeweils ha¨lftig
durch Mittel des BMBF und durch Industrieunternehmen finanziert (vgl. Nathani 1998: 106).
Hauptziel des Projektes ist es, TB-Werkzeuge fu¨r die am meisten gebrauchten Kombinatio-
nen von Werkstoffen und Verfahren unter der Voraussetzung der Wirtschaftlichkeit so herzu-
stellen, dass sie rasch in den betrieblichen Ablauf integriert werden ko¨nnen. Ein zusa¨tzliches
Ziel besteht darin, eine trockenbearbeitungsgerechte Maschinenanlage zu bauen.
Bei den Maschinen- und Werkzeugherstellern arbeiten unmittelbare Wettbewerber im Pro-
jekt mit. Dies beru¨cksichtigend und dem Risiko vorbeugend, dass das gesamte Projekt durch
einen Misserfolg einer Arbeitsgruppe fehlschla¨gt (vgl. Bartl 1998: 9), werden sechs Untergrup-
pen mit gro¨ßtenteils autonomen Aufgaben gebildet. Fast jede Gruppe schließt mindestens einen
Akteur jedes Teilnehmerkreises ein, um die Kompetenzen und Ressourcen geeignet zu kom-
binieren. Querlaufend dazu bescha¨ftigen sich zwei weitere Untergruppen mit u¨bergeordneten
Themen. Eine solche Strukturierung ist eine gebra¨uchliche Aufbauorganisation in gefo¨rderten
Projekten (vgl. Schroeter 1994: 29).
Die Forschungsaktivita¨ten orientierten sich an den Bedu¨rfnissen der Anwender. Konsequen-
terweise u¨bernehmen sie in fast allen Untergruppen die Fu¨hrungsrolle: Sie koordinieren die
Aktivita¨ten und testen die Forschungsresultate zeitnah. Informationen und Materialien werden
mindestens wo¨chendlich innerhalb der Untergruppen ausgetauscht (vgl. Bartl 1998: 9).
Etwa jedes Vierteljahr treffen sich alle Untergruppen im Beisein des PTs zum Informations-
und Erfahrungsaustausch (vgl. Bartl 1998: 6). Dieser verla¨uft anfangs nicht reibungslos: Die
Gruppen treten in Wettbewerb miteinander, was anfangs zwar die Entwicklungsgeschwindigkeit
erho¨ht, allerdings zu Doppelarbeiten fu¨hren kann. Mit der Zeit bessert es sich jedoch. Das Ende
jeden Jahres repra¨sentiert einen Meilenstein (vgl. Bartl 1998: 9).
Parallel zu dem Projekt baut der PT einen Industriearbeitskreis mit auf, ein weiterer besteht
bereits. In einem von beiden treffen sich hauptsa¨chlich Maschinen- und Werkzeughersteller, al-
lerdings nur einige Male. Dann verliert er sich zuna¨chst wieder. Der zweite Industriearbeitskreis
unter der Schirmherrschaft von Mercedes-Benz AG existiert mindestens bis 2004. Er bietet eine
Informationsplattform fu¨r Anwender, auf der neueste Ergebnisse der TB-Technologie pra¨sen-
tiert werden.
In Abbildung 6.1 sind Struktur und Akteure des VPs und seiner Industriearbeitskreise dar-
gestellt.
7Nach www.fertigung.de, besucht am 20. Ma¨rz 2004
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Abbildung 6.1: Die Struktur und die Akteure des Verbundprojektes
”
Trockenbearbeitung
prismatischer Teile“ eigene Darstellung nach Bartl (1998)
MIt dem Ende des VPs 1997 sind Forschungserfolge zu konstatieren. Es werden fast alle an-
gestrebten, unmittelbaren Projektziele erreicht: Fu¨r die meisten Material-Prozess-Kombination-
en wird mindestens die Machbarkeit von TB demonstriert, einige neue Techniken sind technisch
und wirtschaftlich so ausgereift, dass sie in der Serienproduktion angewendet werden ko¨nnen
(vgl. Bartl 1998).
Ein Kooperationserfolg hat aus Sicht des Projektkoordinators und entsprechend des in Ab-
schnitt 3.1.2 postulierten Zusammenhangs dazu beigetragen. Dieser Erfolg speist sich hier aus
mehreren Dimensionen: Der Umgang zwischen Anwendern und Herstellern auf gleichem Niveau
als Entwicklungspartner, eine klare Arbeitsteilung, die konsequente Ausrichtung des Projektes
an den Bedu¨rfnissen der Anwender bspw. durch seriennahe Tests und eine hohe Kommunika-
tionsdichte mit schnellen Feedbacks (vgl. Bartl 1998: 8). Zum Umgang miteinander fu¨hrt ein
TN weiter aus, dass dieser von perso¨nlichen Sympathien und einer guten Arbeitsatmospha¨re
gepra¨gt ist, die sich auch in der Moderation der Projekttreffen niederschla¨gt. Der Forschungs-
und Kooperationserfolg ist allerdings nur mo¨glich, weil laut Palm (1999) das gehobene Mana-





Die Initiative fu¨r das VP
”
Technologienetz Trockenbearbeitung“ (kurz: TT) geht vom PT aus.
Dieser beobachtet, dass sich die Technologie im Mittelstand nur langsam verbreitet. So spricht
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er 1999 den Projektkoordinator des vormaligen VPs an und kreiert zusammen mit ihm ein
Konzept, das
”
bundesweit KMU u¨ber o¨konomische und o¨kologische Vorteile der Trockenbear-
beitung (. . . ) [informieren], ihr Interesse (. . . ) [wecken] und - bei entsprechenden betrieblichen
Gegebenheiten - sie bei deren Einfu¨hrung in die betriebliche Praxis (. . . ) [unterstu¨tzen soll].“
(Klocke und Gerschwiler 2003: 37). Eine Fo¨rderung verbindet das BMBF mit dem Ziel, ein
dauerhaftes, sich spa¨ter finanziell selbsttragendes Netzwerk aufzubauen. Deshalb wird eine von
100 auf 0 % abnehmende Subventionierung des VPs bis Anfang des Jahres 2003 vereinbart,
a¨hnlich der Idee von Griese et al. (2001: 96ff.) (siehe Abschnitt 5.4.4). Dies geht, wie im
Folgenden beschrieben wird, u¨ber einen reinen Erfahrungsaustauschkreis hinaus. Die Partner,
die ebenfalls im Folgenden vorgestellt werden, sind untereinander rechtlich und wirtschaftlich
selbststa¨ndig. Deshalb kann die Konstellation gema¨ß der Definition aus Abschnitt 3.1.1 auch
als Kooperation bezeichnet werden.
Das TT basiert auf der Idee, wissenschaftliche Institute mit der Kommunikation u¨ber die
Technologie und den Transfer zu beauftragen und ihnen beratend Unternehmen und Verba¨nde
beiseite zu stellen. Denn Institute haben gegenu¨ber den anderen Akteuren folgende Vorteile:
• Sie bu¨ndeln Wissen aus anderen VP.
• Sie sind Kommunikationsknotenpunkte zwischen Unternehmen, Industrieverba¨nden und
anderen Organisationen.
• Sie besitzen und arbeiten mit entsprechenden Werkzeugen und Maschinen fu¨r Forschungs-
und Demonstrationszwecke.
• Dadurch, dass ihnen keine Vorteile durch den Verkauf der Technologie zu erwachsen
scheinen, wird ihnen eine glaubwu¨rdige und neutrale Rolle zugeschrieben.
Die Institute sind allerdings auf Forschung spezialisiert und haben so relativ wenig Erfahrung in
der Beratung von KMUs zur Implementierung einer neuen Technologie. Um dies zu kompen-
sieren und um das Angebot deutschlandweit verfu¨gbar zu machen, kooperieren vier ra¨umlich
verteilte Institute miteinander. Drei von ihnen kennen sich bereits aus dem vorherigen VP.
Weiter werden die beiden, in Abschnitt 6.1.3 bereits erwa¨hnten Industrieverba¨nde, der Ver-
band Deutscher Maschinen- und Anlagenbauer (VDMA) und der Verein Deutscher Werkzeug-
maschinenfabriken (VDW), zur Unterstu¨tzung der O¨ffentlichkeitsarbeit gewonnen.
Die beratenden Unternehmen - zwei große Anwender und drei Werkzeughersteller, aus-
gesucht von den Instituten - konzentrieren sich in einem so genannten Lenkungskreis: Bei
halbja¨hrlichen Treffen fokussiert er die Aufmerksamkeit des TT auf die Marktbedu¨rfnisse.
Auch in der Zwischenzeit stehen die Unternehmen dem TT mit ihrem Wissen zur Seite und
informieren auch selbst Externe (vgl. Schmidt 2004: 13). Verglichen mit den normalen VP
repra¨sentiert diese beratende Position fu¨r die Industrie ebenfalls eine neue Rolle.
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Die Abbildung 6.2 fasst die Struktur und die Akteure dieses VPs zusammen.
Die Struktur 
 














Externer Akteur: Projektträger 
 




Die Strategie des TT besteht aus drei o¨ffentlichkeitswirksamen Schritten und unterstu¨tzen-
den Aktivita¨ten: Im ersten Schritt betreiben alle Institute zusammen mit den Verba¨nden u¨ber-
regionale O¨ffentlichkeitsarbeit. Die Zielgruppen sind sowohl das Management als auch Arbeit-
nehmer von KMU. Diese Mischung aus Top-down und Bottom-up Ansprache wird in allen
Schritten aufgrund der Erfahrungen im Vorla¨ufer-Projekt beibehalten (vgl. Palm 1999: 28).
Im zweiten Schritt ha¨lt jedes Institut regionale Seminare ab. Die Einladungen ergehen
an Messebesucher und an Unternehmen, die in den Adressdatenbanken der jeweils o¨rtlichen
Industrie- und Handelskammer (IHK) verzeichnet sind (vgl. Schmidt 2004: 39). In U¨berein-
stimmung mit dem Konzept der abnehmenden Fo¨rderung werden die Seminare zuna¨chst un-
entgeltlich, spa¨ter kostendeckend angeboten. Ein Nebeneffekt ist, dass damit Unternehmen
dem Seminar eine gro¨ßere Relevanz beimessen. Zwischen den Instituten gibt es Konsens u¨ber
die zu vermittelnden Grundlagen; die Art und Weise der Durchfu¨hrung bleibt jedem Insti-
tut selbst u¨berlassen. In der O¨ffentlichkeitsarbeit ru¨ckt auf Anraten des Lenkungskreises der
Umweltnutzen zugunsten der Betonung von Kosteneinsparungen in den Hintergrund.
Im dritten Schritt werden individuelle Beratungen und Vor-Ort-Inspektionen angeboten, die
in Machbarkeitsstudien einmu¨nden ko¨nnen (vgl. Schmidt 2004: 44). Diese fokussieren auf den
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bei der TB am schwierigsten umzustellenden Part des Prozesses. Seminare und Machbarkeits-
studien erleichtern es den KMU, unter Laborbedingungen die Funktionsweise der Technologie
kennenzulernen, Erfahrungen auszutauschen, Unsicherheiten abzubauen und Risiken genauer
einzuscha¨tzen. Die Art und Weise der Durchfu¨hrung der Beratungen bleibt wiederum jedem
Institut selbst u¨berlassen. In vielen Fa¨llen erhalten die KMU einen schriftlichen Report. Auch
im dritten Schritt werden in Einklang mit der Fo¨rderpolitik Machbarkeitsstudien zuerst ko-
stenfrei, spa¨ter gegen moderate Summen angeboten. Mit der Einfu¨hrung eines Entgelts sinkt
die Nachfrage, denn eine Gegenleistung im Sinne einer trockengelegten Maschine oder Anlage
kann nicht garantiert werden.
Die drei Schritte unterstu¨tzend wird zum einen eine interne Wissensdatenbank konzipiert
(vgl. Schmidt 2004: 38). Vor Beratungsgespra¨chen wird in ihr ha¨ufig nach a¨hnlich gelagerten
Projekten geforscht. Nach einem Gespra¨ch wird sie in Absprache mit dem Kunden mit weiteren
Informationen gespeist. Zum anderen werden Kontakte zu Experten und externen Multiplika-
toren aufgebaut (vgl. Schmidt und Dyck 2003: 45), um damit die Informations-Reichweite des
TT bei moderatem Ressourceneinsatz zu vergro¨ßern.
Als Resu¨mee des unmittelbaren Erfolges sind das gemeinsame Vorgehen, der Output und
der Erreichungsgrad des vom BMBF gesetzten Finanzierungszieles zu wu¨rdigen: Die umge-
setzte Strategie des TT a¨hnelt dem, was die Organisation for Economic Co-operation and
Development (OECD) (1999: 53) fu¨r o¨ffentlich gefo¨rderte Diffusionsprogramme empfiehlt:
Ein breites Angebot an Diffusionsmaßnahmen - Informationsdienstleistungen, Demonstratio-
nen, technische Assistenz, Mitarbeiterschulungen, die Unterstu¨tzung bei der Suche nach Fi-
nanzierungsmo¨glichkeiten, die Durchfu¨hrung von Leistungsvergleichen und die Unterstu¨tzung
des Managements - innerhalb eines Netzwerkes, um den Zugang fu¨r potentielle Nachfrager
zu erleichtern. Die meisten der genannten Maßnahmen werden vom TT durchgefu¨hrt. Ebenso
sind die eingegangenen Verknu¨pfungen mit externen, heterogenen und voneinander unabha¨ngi-
gen Multiplikatoren im Allgemeinen fu¨r Diffusionsnetzwerke empfehlenswert (vgl. Organisation
for Economic Co-operation and Development (OECD) 1997: 30). So lassen sich untereinan-
der heterogene Zielgruppen regional leichter identifizieren, direkt erreichen und bedarfsgerecht
ansprechen. Denn die in sich homogenen Gruppen tendieren dazu, jeweils eher ra¨umlich kon-
zentriert aufzutreten (vgl. Rogers, Everett M. 2003: 307, 341). Zugleich erfahren Zielgruppen
aus mehreren schwachen Verbindungen von dieser Neuerung. Idealerweise ziehen die Multipli-
katoren selbst keine Vorteile aus dem Verkauf, und werden deshalb als glaubwu¨rdiger angesehen
(vgl. Kemp 1997: 98).
Der Output ist groß: U¨ber 100 Publikationen werden vero¨ffentlicht, knapp 1.600 Personen
nehmen an rund 50 Seminaren teil (vgl. Schmidt 2004: 26, 38) und 5 bis 10 % von ihnen
akzeptieren das Angebot einer individuellen Beratung.8 Daraus resultieren in etwa 70 % der
Fa¨lle Machbarkeitsstudien (vgl. Schmidt 2004: 47). Der Koordinator des TT scha¨tzt, dass am
8Nicht mitgeza¨hlt sind telefonische und mailbasierte Anfragen.
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Ende der Fo¨rderlaufzeit die Mehrheit der Zielgruppe das TT als Anlaufstelle fu¨r Fragen der TB
kennt.9 Begu¨nstigend mag wirken, dass die Facho¨ffentlichkeit in dieser Zeit an TB ein hohes
Interesse hat: Ihr wird ein hohes Anwendungspotential und eine große Verbreitungsdynamik
zugeschrieben, wie die Abbildung 6.3 zeigt.
Fraunhofer ISI
PI-Mitteilung Nr. 318
Portfolio – Verbreitungsdynamik und -potenziale von Fertigungstechnik
Die Beschreibung des Einsatzstandes, der Einsatzplanungen und der Einschät-
zungen der Betriebe über R ifestand und be riebliche Anwendungsmö lichkei-
ten innovativer Fertigungstechniken hat gezeigt, dass die Erschließung neuer
Nutzer jeweils technologiespezifischen Mustern folgt. Sie lassen sich entlang
der Dimensionen Verbreitungsgeschwindigkeit und verbleibender Verbrei-
tungsspielraum typisieren. Damit kristallisieren sich Technologien mit aus An-
wendersicht unterschiedlichem Einsatzpotenzial heraus. Aus Herstellersicht
geben diese Einstufungen Marktpotenziale bei Technikeinsteigern an.
aktuelle Verbreitungsdynamik 




































































































Erhebung  2001, Fraunhofer ISIInnovationen in der Produktion
Abbildung 4 stellt die Verbreitungsdynamik (Planzahlen im Verhältnis zum
Verbreitungsstand) dem potenziellen, bisher unausgeschöpften Anwendungs-
potenzial für die abgefragten Techniken gegenüber. Auch wenn die Planungen
nicht vollzählig umgesetzt werden, so sind sie doch ein Indikator für die aktu-
elle Beurteilung einer Technik durch die Betriebe und die zukünftige Verbrei-
tung. Das unausgeschöpfte Anwendungspotenzial bilden neben den Betrieben,
die einen erstmaligen Einsatz einer bestimmten Fertigungstechnik planen, die-







Abbildung 6.3: Anwe ungspotential und Verbr it gsdynamik d r Trock bearbeitung im
U¨berblick, aus: Schirrmeister et al. (2003: 7)
9Auf dieser Aussage aufbauend wurde im Rahmen dieser Arbeit ein Fragebogen fu¨r die nachfolgende Koope-
ration, fu¨r TroiA, konzipiert. Hauptsa¨chlich MMS-Hersteller von TroiA haben ihn auf einer internationalen
Messe fu¨r Fertigungstechnik und Automatisierung 2004 und in geringem Umfang auch fu¨r die Befragung
ihrer Kunden benutzt. Der Ru¨cklauf war allerdings mit 33 Fragebo¨gen so gering, dass sich daraus kein
aussagekra¨ftiges Bild u¨ber das Wissen in den Branchen zu TB, dem TT oder TroiA ergibt. So sei nur kurz
hier erwa¨hnt, dass gut die Ha¨lfte der Befragten (16) schon einmal etwas von TB/MMS geho¨rt hat, knapp
die Ha¨lfte (14) sich schon gezielt informiert hat und nur drei es noch nicht kannten bzw. keine Aussage
getroffen haben. Aber es haben, verglichen mit der Erwartung des Projektkoordinators, u¨berraschend we-
nige von dem TT oder von TroiA geho¨rt: nur vier bzw. drei Personen. 27 Befragte hingegen gaben an,
beides nicht zu kennen.
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Das Finanzierungsziel des BMBF, ein dauerhaftes und finanziell eigensta¨ndiges Netzwerk
aufzubauen, wird allerdings durch dieses Projekt zuna¨chst nicht erreicht. Die KMU sind nur
bereit, fu¨r die ihnen direkt ersichtlichen und zurechenbaren Nutzen zu bezahlen. Damit ko¨nnen
einige Angebote wie die breite O¨ffentlichkeitsarbeit, das Seminarangebot und die Pflege der
internen Wissensdatenbank im bisherigen Umfang nicht mehr aufrecht erhalten, sondern nur
noch sehr eingeschra¨nkt fu¨r einige Zeit fortgefu¨hrt werden. Die Institute fu¨hren aber wei-
ter individuelle, kostenfreie Erst-Beratungen durch. Dies begru¨ndet sich zum Teil aus dem
perso¨nlichen Engagement von Institutsangeho¨rigen, zum Teil aus der Erwartung, dadurch be-
zahlte Auftra¨ge zu akquirieren. Trotz der geringeren o¨ffentlichen Sichtbarkeit richten KMU bis
mindestens Mitte 2004 noch Anfragen an die Institute.
6.2.4 Industriearbeitskreis
”
Trockenbearbeitung in der industriellen
Anwendung“
Einer der beiden, parallel zum ersten beschriebenen VP gegru¨ndeten Arbeitskreise zeigt An-
fang 2002 keine Aktivita¨ten mehr. Daraufhin regt der PT bei dem ehemaligen Koordinator
dieses Kreises an, ihn wieder zu beleben. Um sich von anderen Erfahrungsaustauschen abzu-
heben, fokussiert dieser derartige Bemu¨hungen darauf, das TT in seiner Beratungsarbeit zu
unterstu¨tzen. So wird der Arbeitskreis
”
Trockenbearbeitung in der industriellen Anwendung“
(TroiA) in Zusammenarbeit mit dem TT ab Mitte 2002 etabliert.
Obwohl der Arbeitskreis allen Interessierten offen steht, geho¨ren ihm hauptsa¨chlich Ver-
treter der F&E-Abteilungen der Werkzeug- und Maschinenhersteller und MMS-Hersteller an.
Vertriebspersonal ist in der Minderheit. In Abbildung 6.4 werden die Struktur und die Akteure
gezeigt.
Die Arbeitsweise des Arbeitskreises ist wie folgt: Er trifft sich von Mitte 2002 an zweimal
ja¨hrlich. Dafu¨r bu¨ndeln die Institute die in der Zwischenzeit bei ihnen weiter eintreffenden
Konsultationsanfragen, die sie nicht selbst bearbeiten ko¨nnen. Nur wenige KMU kommen
direkt auf TroiA zu. Auf den Treffen stellen die KMU dann ihre Probleme vor. Nach einer
anschließenden Diskussion finden sich ha¨ufig Hersteller zusammen, die anbieten, im kleinen
Kreis mit dem Kunden eine Problemlo¨sungsstrategie auszuarbeiten. Der Koordinator moderiert
die Treffen und achtet darauf, dass Fa¨lle gleichma¨ßig unter Beru¨cksichtigung der notwendigen
Kompetenzen und Ressourcen verteilt werden. Gelegentlich werden die Lo¨sungen wieder in
TroiA pra¨sentiert.10
Die Zusammenarbeit in TroiA und mit dem TT wird bis Mitte 2005 durchgefu¨hrt. Mit ihr
wird das Ziel des BMBF fu¨r ein sich selbst finanziell tragendes Netzwerk, welches die Diffusion
10Diese Plattform hat wesentlich mehr A¨hnlichkeit mit Erfahrungsaustauschkreisen als die vorher vorgestellten
Kooperationen. Aufgrund der anschließenden konzertierten Beratungen und Tests ist aber auch hier die
Bezeichnung Kooperation gema¨ß dem Abschnitt 3.1.1 berechtigt.
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Abbildung 6.4: Die Struktur und die Akteure des Industriearbeitskreises
”
Trockenbearbeitung
in der industriellen Anwendung“, eigene Darstellung
der Technologie zu den KMU anstrebt, realisiert, wenn auch in einem geringeren, weniger
o¨ffentlichwirksamen Umfang als zuvor geplant. Angaben u¨ber den Erfolg - die Zahl der Fa¨lle,
die im Plenum besprochen werden oder die, bei denen erfolgreich die TB implementiert wird,
- sind allerdings nicht vorhanden.
Seit Mitte 2005 ruht die Arbeit von TroiA aus mehreren Gru¨nden: Erstens hat der bisherige
Koordinator die Leitung aus Zeitmangel abgegeben. Ersatz wurde bisher nicht gefunden (Stand:
Sommer 2007). Zweitens kommen zuletzt keine KMU mehr auf TroiA zu. Begru¨ndet mag
dies dadurch sein, dass KMU sta¨rker als fru¨her u¨ber den Gebrauch von TB aufgekla¨rt sind.
Dies korrespondiert allerdings nicht mit dem ernu¨chternden Bericht von Kulok und Kuhrke
(2006: 58) (vgl. auch Kalho¨fer und Kranzen (2006)). Tatsa¨chlicher Grund ist vermutlich,
dass der Wettbewerb unter den Maschinen- und Werkzeugherstellern sie daran hindert, TroiA
zu bewerben. Denn Werkzeug- und Maschinenhersteller beno¨tigen im Alltagsgescha¨ft zwar
auch externe komplementa¨re Kompetenzen und Ressourcen. Dafu¨r aber greifen sie auf ihre
eigenen Kontakte zuru¨ck, welche sie als Unterlieferanten beteiligen. Dieser Lo¨sungsansatz ist
fu¨r KMU im Vergleich zu TroiA mit weniger gebu¨ndelten Kompetenzen und vermutlich ho¨heren
Kosten verbunden. Drittens forcieren die Maschinen- und Werkzeughersteller bis mindestens
Mitte 2005 TB im Vertrieb nicht sehr. Ursachen dafu¨r sind zum einen, dass die betriebliche
Anpassung von Nasswerkzeugen und -maschinen nicht so zeitaufwa¨ndig und schwierig ist. Zum
anderen ist das Vertriebspersonal routiniert darin, diese konventionellen Produkte zu verkaufen,
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wa¨hrend es hingegen Schulungen in der TB-Technologie bedu¨rfte.
6.3 Auswertung
Gema¨ß dem Abschnitt 6.1.1 werden zuerst die Gu¨tekriterien der Fallstudie beurteilt. Danach
werden die Projektbeschreibungen entlang der explorativen Fragen und unter Zuhilfenahme
des im theoretischen Teil Gesagten ausgewertet.
6.3.1 Beachtung der Gu¨tekriterien
Zur Sicherung der Intersubjektivita¨t und der Reliabilita¨t werden folgende Maßnahmen durch-
gefu¨hrt: Aussagen zu den Projektabla¨ufen und zu den in Abschnitt 6.1.4 genannten explorativen
Fragen werden, wie in Abschnitt 6.1.4 ebenfalls ausgefu¨hrt, soweit es mo¨glich ist, durch In-
terviews von jeweils zwei Akteuren der verschiedenen Akteursgruppen erfasst. Die Gespra¨che
werden transkribiert und den Interviewpartnern vorgelegt mit der Bitte um Korrektur falsch
verstandener Angaben. Literaturrecherchen erga¨nzen die Interviews: Wo es sich anbietet, wird
eine Datentriangulation durchgefu¨hrt. Daher wird trotz der Schwa¨chen von retrospektiv ange-
legten Interviews angenommen, dass eine Wiederholung der Fallstudie durch andere Forscher
keine wesentlich andere Darstellung der Geschehnisse ergibt. Deshalb werden die Intersubjek-
tivita¨t und die Reliabilita¨t als gut eingescha¨tzt.
Die interne Validita¨t ist aufgrund des in Abschnitt 5.4 angesprochenen Attributionsproblems
und der besagten Retrospektivita¨t von Befragungen nicht gewiss. Deshalb wird fu¨r die externe
Validita¨t, die analytische Generalisierbarkeit, vorsichtshalber einzig davon ausgegangen, dass
aus der Fallstudie Ausgangspunkte fu¨r weitere Untersuchungen a¨hnlich gelagerter Fa¨lle abgelei-
tet werden ko¨nnen. Weiterfu¨hrende Empfehlungen ko¨nnen nur unter Vorbehalt ausgesprochen
werden.
6.3.2 A&V der Forschungsergebnisse
Gema¨ß der in Abschnitt 2.4.1 eingefu¨hrten Aufteilung in technische, wirtschaftliche und wis-
senschaftliche A&V ist diese in allen drei Dimensionen wa¨hrend und nach dem ersten VP
vielfa¨ltig: Die Anwender fahren aus den Gru¨nden, die sie auch schon dazu bewogen haben, die
Forschung zu beginnen, fort, die TB-Technologie in ihre Betriebe zu implementieren. Auch
planen sie Umstellungen oder Neuerwerbungen in gro¨ßerem Maß fu¨r die kommenden Jahre
und initiieren neben dem erwa¨hnten zweiten VP weitere F&E-Kooperationen mit Herstellern
in angrenzenden Technologiebereichen in verschiedenen Akteurskonstellationen, aber in einem
a¨hnlichen Arbeitsstil. Einige der Projekte werden gefo¨rdert. In welchem Umfang fu¨r die A&V
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hier die in Abschnitt 2.4.2 angesprochenen Bedingtheiten in das Gewicht fallen, la¨sst sich nicht
beurteilen.
Die wissenschaftliche Verwertung wird bereits wa¨hrend der Projektlaufzeit betrieben: Vor-
tra¨ge, Seminare, bilaterale Technologiegespra¨che und Fachpublikationen werden dazu genutzt,
um die Technologie im Mittelstand bekannt zu machen. Die Industriearbeitskreise, die parallel
zu dem VP aufgebaut werden, unterstu¨tzen ebenfalls die O¨ffentlichkeitsarbeit. Mit ihnen wer-
den bereits wa¨hrend des VPs Maßnahmen zur Erleichterung der spa¨teren A&V ergriffen. Die
sichtbarste wissenschaftliche, technologietransferorientierte Verwertung der Projektergebnisse
ist jedoch die Initiierung des zweiten VPs, pointiert ausgedru¨ckt einer Diffusionskooperati-
on. Angestoßen wird sie durch den PT als Intermedia¨r zwischen BMBF und TN zusammen
mit dem Koordinator des vorherigen VP. Gefo¨rdert wird sie vom BMBF. Dabei stellt sich die
Frage, warum der Staat die Verbreitung nicht dem Markt u¨berla¨sst? Die Gru¨nde liegen in der
Komplexita¨t der Implementierung, in der Heterogenita¨t der metallverarbeitenden Industrie und
in den Annahmen u¨ber die zahlreichen KMU. Zumindest bis 1999 sind die großen Anwender
sowohl diejenigen, welche die Entwicklung der TB-Technologie hauptsa¨chlich vorantreiben und
sie nutzen (vgl. Klocke und Gerschwiler 2003). Hingegen, so wird gemutmaßt, besitzen die
KMU weder genu¨gend Informationen, Kompetenzen und Ressourcen noch die Kontakte, um
entweder alleine oder in Zusammenarbeit mit den Maschinen- und Werkzeugherstellern eine
Kostentransparenz im Gebrauch von KSS zu schaffen und relevantes Wissen fu¨r die Implemen-
tierung der Technologie aufzubauen (Schmidt (vgl. 2004: 11), vgl. auch Nathani (1998)).
Wa¨hrend der A&V-Output wa¨hrend des zweiten VPs zu beziffern ist, ist der Outcome nicht
zu benennen. Dies hat mehrere Ursachen: Erstens beinhaltet das zu Beginn definierte Ziel kei-
ne quantitativen Details. Zweitens ist es aufgrund des Attributionsproblems nicht mo¨glich, die
Diffusionsgeschwindigkeit der TB diesen Projekten zuzuschreiben. Drittens hat das TT keine
Daten erhoben, wie viele Unternehmen nach der Konsultation die TB implementiert haben.
Begru¨ndet wird dies mit der Erfahrung, dass die Entscheidung zur Umru¨stung oder Umstel-
lung zum Teil erst nach mehreren Jahren getroffen wird. In den Fa¨llen ist sie abha¨ngig vom
unternehmenseigenen Investitionszyklus und der durch die Konjunktur bedingten finanziellen
Situation. Aufgrund der mit den Kunden vereinbarten Klausel der Geheimhaltung erlaubt das
TT auch Externen keine Datenerhebung. So kann der Anregung von Hauschildt (2001: 170)
zu wiederholten Erfolgsmessungen bei Diffusionsanstrengungen (siehe Abschnitt 2.3.2) nicht
entsprochen werden.
Fu¨r den Industriearbeitskreis TroiA gilt a¨hnliches: Im Nachklang des ersten und in der Tradi-
tion des zweiten VPs tra¨gt er zur A&V von Forschungsergebnissen bei. Allerdings sind mangels
explizit formulierter Ziele und erhobener Daten Output und Outcome nicht benennbar.
Abschließend sei zum einen zu bemerken, dass bei den beiden zuletzt genannten Koope-
rationen auf Anraten des Lenkungskreises und entsprechend der vorrangigen Gewinnerzie-
lungsabsicht der Unternehmen die o¨kologischen Vorteile zugunsten der o¨konomischen Vorzu¨ge
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o¨ffentlich weit weniger intensiv betont werden. Zum anderen ist es fu¨r a¨hnliche Vorhaben emp-
fehlenswert, messbare Ziele zu formulieren und soweit es mo¨glich ist dazu Daten zu sammeln.
Ein Controlling ermo¨glicht dann Verbesserungen in diesen oder nachfolgenden Projekten. Die
Motive zur wissenschaftlichen A&V - so hier die u¨bergreifende Bezeichnung fu¨r die Inhalte
der zwei letzten Kooperationen - decken sich weitgehend mit denen, die zur Zusammenarbeit
fu¨hren. Daher wird auf den folgenden Abschnitt verwiesen.
6.3.3 Kooperationen
Die Ansto¨ße zu den verschiedenen VP, Industriearbeitskreisen und TroiA kommen teilweise
vom PT, teilweise tragen Initiativen der Industrie dazu bei.
Der PT fu¨llt mit seinen Impulsen seine Rolle als Schnittstelle zwischen den verschiedenen
Akteursgruppen im Forschungs- und Innovationssystem aus. Insbesondere bei der Erkennung
des beschriebenen Defizits bei KMU, das Anlass zum zweiten VP gibt, zeigt sich seine Rele-
vanz. Wie vermutlich nur wenige andere Schlu¨sselpersonen im System befa¨higen ihn fu¨r diesen
Anstoß mehrere Voraussetzungen: Erstens gute Fachkenntnisse u¨ber die Absatzma¨rkte, zwei-
tens ein fundiertes Wissen u¨ber Fo¨rdermo¨glichkeiten und -grenzen und drittens, aber nicht
zuletzt, vermutlich ein perso¨nliches Interesse an und ein Engagement fu¨r die Verbreitung der
Technologie. Fu¨r eine Aussage, inwieweit der PT gema¨ß den der mittleren Stufe in der Modifi-
kation der Principal-Agent-Theorie zugeschriebenen Verhaltensweisen handelt (siehe Abschnitt
5.2.1), sind allerdings die Informationen zu gering. Vordergru¨ndig scheint er weder das Inter-
esse des BMBF zugunsten der Forschungslandschaft zu vernachla¨ssigen, noch sich in seinen
Zielen den Wu¨nschen des BMBF beugen zu mu¨ssen. Letzteres dru¨ckt sich in den Handlungen
aus, die u¨ber das Pflichtgema¨ße hinaus gehen und ein perso¨nliches Engagement annehmen
lassen.
Die Motive der TN zu kooperieren sind in allen drei Projekten vielschichtig: Bei dem ersten
VP ist die treibende Kraft ein großer Anwender, der die Nachteile von KSS vermeiden mo¨chte,
und andere große Anwender davon u¨berzeugt, gemeinsam ein VP zu beantragen (vgl. Palm
1999: 25). Es ist ein Zusammenspiel aus technology push - die Grundzu¨ge der Technologie
sind vor dem VP schon erfolgsversprechend experimentell nachgewiesen worden - und techno-
logy pull - der Anwender fragt die Technologie nach. Die Anwender motivieren ihre jeweiligen
Lieferanten, mitzuarbeiten. Deren Anreize zur Teilnahme sind nicht bekannt. Mo¨glicherweise
versprechen sie sich durch die gebu¨ndelte Kraft der Anwender einen großen Fortschritt bei TB,
bei dem sie dabei sein wollen. Weiter gewinnen die Anwender wissenschaftliche Institute fu¨r das
Projekt, mit denen sie schon fru¨her Forschungsprojekte durchgefu¨hrt haben. Hier wird die Mo-
tivation eine Kombination aus Forschungs- und finanziellen Interesse gewesen sein. Insgesamt
entsprechen die Motivlagen aller am ehesten dem ressourcen- und in seiner Erweiterung dem
kompetenzbasierten Ansatz (siehe Abschnitt 3.3.4). Erleichternd kommt hinzu, dass sich fast
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alle Akteure aus anderen Konstellationen vorher kennen: Damit sind gema¨ß Abschnitt 3.3.1
die Transaktionskosten besser einscha¨tzbar und werden insgesamt schon durch das bereits
aufgebaute Vertrauen reduziert.
Die Unterarbeitsgruppen sind ebenfalls getreu Ressourcen- und Kompetenzu¨berlegungen
aufgeteilt. Vordergru¨ndig ist dies entsprechend Abschnitt 4.3.2 kritisch zu sehen: Die Effekte,
die sich der Subventionsgeber von einer heterogenen Zusammensetzung eines VPs erhofft,
ko¨nnen durch eine interne Aufgliederung der Aufgaben wieder zunichte gemacht werden. Dem
ist hier aber nicht so. Denn die TN-Anzahlen sind in den Untergruppen genu¨gend groß und die
Akteursgruppen genu¨gend gemischt, so dass sie selbst auch als kleine heterogene, transdiszi-
plina¨re Kooperationen funktionieren. Zusa¨tzlich zu der Ressourcen- und Kompetenzverteilung
haben sie eine die gesamte Zusammenarbeit stabilisierende Funktion. Denn sie verhindern un-
erwu¨nschte Informations-Spillover zwischen den normalerweise miteinander in Wettbewerb ste-
henden Herstellern (siehe Abschnitt 2.2.1): In der gegebenen Struktur treffen die Wettbewerber
nur auf den projektu¨bergreifenden Treffen aufeinander und ko¨nnen dort ihren Wissensabfluss
kontrollieren. Fu¨r die Anwender und die Forschungsinstitute hingegen ist die Zusammenarbeit
weniger Spillover-gefa¨hrend, da sie gro¨ßtenteils unterschiedliche Produkt- und Dienstleistungs-
Schwerpunkte haben.
Im zweiten VP partizipieren die großen Anwender in der Erwartung von Gro¨ßendegressions-
effekten besonders hinsichtlich von Preissenkungen fu¨r TB-Werkzeuge und -Maschinen. Die
Werkzeughersteller erhoffen sich sowohl die Erschließung eines gro¨ßeren Absatzmarktes als
auch weiterfu¨hrende Erkenntnisse u¨ber in der Praxis auftretende Probleme. Die Motivation
der Institute zur Mitarbeit resultiert aus dem Forschungsinteresse, aus dem Fo¨rderanreiz und
aus der Hoffnung auf weitere Industrieauftra¨ge. Der Anreiz fu¨r die Verba¨nde liegt, abgesehen
von dem nur teilweise vorhandenen finanziellen Ansporn - nur das VDMA erha¨lt eine Fo¨rderung
- darin, die Interessen ihrer Mitglieder zu vertreten.
Bei TroiA kommt die Motivation der teilnehmenden Hersteller hinzu. Ihr Anreiz ist zweige-
teilt: Erstens haben sie ein Forschungs- und ein Verkaufsinteresse. Dabei ist fu¨r sie der direkte
Kontakt zum potentiellen Kunden von Belang. Im TT haben sie den Instituten Werkzeuge
fu¨r Machbarkeitsstudien zur Verfu¨gung gestellt, um diese austesten zu lassen und sie mo¨gli-
cherweise an die KMU, wenn auch nur in kleinen Mengen, zu verkaufen. Da bei TB-gerechten
Werkzeugen eine marginale Inkongruenz ausreicht, um Werkstu¨cke unterhalb der geforderten
Qualita¨t zu produzieren, ist fu¨r die Hersteller der direkte Informationsfluss zwischen dem An-
wender und ihnen wu¨nschenswerter. Zweitens bietet TroiA eine neutrale Plattform, um sich
mit Wettbewerbern auszutauschen. Angesichts des fehlenden finanziellen Ausgleichs ist zudem
das perso¨nliche Interesse und Engagement vieler, insbesondere aber des Koordinators, der den
Arbeitskreis wiederbelebt und leitet und der Institutsangeho¨rigen hervorzuheben.
Bezu¨glich der Frage nach Steuerung versus Zufall ist zu konstatieren, dass die Kooperati-
onskette nicht zu Beginn in Ga¨nze entworfen worden ist. So sind auch in den VP nicht bewusst
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dafu¨r Vorbereitungen getroffen worden. Die Initialzu¨ndung fu¨r jede Stufe aus den Ideen und
der Initiative Einzelner wa¨hrend oder zwischen den einzelnen Projekten. Entsprechend ist der
Planungsprozess in Stufen verlaufen.
Zusammengefasst bestehen die Kooperationen zum einen deshalb, weil alle mit den je-
weils gemeinsamen Zielen zugleich den Eigeninteressen der beteiligten Organisationen entge-
gen kommen. Zum anderen ist das perso¨nliche Engagement von Individuen aus dem Gefu¨hl
heraus, der Sache verpflichtet zu sein, hervorzuheben. Wa¨hrend in der A&V die o¨kologische
Komponente eine weniger große Rolle spielt, ist sie wahrscheinlich hierbei wesentlich. Mit zu
allem beigetragen haben mag, dass sich Anwender, Hersteller und Institute teilweise bereits
vorher entweder aus fru¨heren Forschungsprojekten, Auftra¨gen oder durch den Wechsel von
Institutsangeho¨rigen in die Wirtschaft kannten. Zudem zieht sich die Zustimmung des geho-
benen Managements zu den Aktivita¨ten in Kooperationen vom ersten VP bis zu TroiA fort.
Es ist davon auszugehen, dass dies ein wesentlicher Erfolgsfaktor ist.
6.3.4 Zwischenfazit
Aus dieser Fallstudie lassen sich hauptsa¨chlich Aussagen bezu¨glich des Themenkomplexes Ko-
operationshandeln ableiten.
Die sich in Aufgaben, Struktur und Rollenverteilungen gewandelte Kooperationskette ist
ein Beispiel dafu¨r, dass es - den Gedanken aus Abschnitt 1.3, konkretisiert in Abschnitt 3.4.1
aufgreifend - fu¨r eine gewisse Zeit mo¨glich ist und sowohl einzel- als auch gesamtwirtschaftlich
nutzbringend sein kann, u¨ber F&E hinaus mit gleichen oder a¨hnlichen Akteuren zu kooperieren,
um die A&V voranzutreiben. Wann dies sinnvoll ist, erscheint in einem allgemeinen Rundblick,
abgeleitet von dem Abschnitt 3.3.3, als abha¨ngig von
• den Eigenschaften der Technologie,
• der Struktur des Absatzmarktes,
• der bisherigen oder der erwartbaren Art und Weise der Zusammenarbeit,
• der Wettbewerbssituation zwischen Konkurrenten sowie gegenu¨ber Lieferanten sowie
• den eigenen Ressourcen und Kompetenzen
Diese Komplexita¨t erschwert es maßgeblich, Indikatoren zu identifizieren, wann und in welcher
Weise ein Fo¨rdermittelgeber in F&E-Kooperationen fru¨hzeitig - wie in 5.4.4 vorgeschlagen -
Maßnahmen fu¨r eine solche Kooperationskette ergreifen sollte, dem Beitrag dieser Fallstudie
zu den in Unterkapitel 1.3 formulierten Zielen. Hinzu kommt, dass in diesem Vorbild Planung
und Zufall Hand in Hand gehen.
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Allerdings la¨sst dieses Beispiel darauf schließen, dass solche sich wandelnden Gemeinschaftspro-
jekte dann fu¨r die Akteure von Interesse sind, wenn
• es sich um eine komplexe, erkla¨rungsbedu¨rftige Querschnittstechnologie
• fu¨r einen großen, heterogenen Kreis von Anwendern handelt, und
• bei einer Zusammenarbeit die Eigeninteressen der Akteure genu¨gend Beru¨cksichtigung
finden, es entsprechende Unterstu¨tzung des gehobenen Managements gibt und die Ak-
teure sich zudem auf sozialer Ebene miteinander gut verstehen.
Zu der Wettbewerbssituation und der Gro¨ße der Unternehmen lassen sich keine Aussagen ab-
leiten. Zu ersterem sind keine Befunde gesammelt worden. Zu letzterem ist anzumerken, dass
es einerseits in den VP bei den Anwendern durchweg um große Unternehmen gehandelt hat.
Auch die beteiligten Hersteller sind renommiert und etabliert. Andererseits ist die Wahrschein-
lichkeit, dass es KMU an entsprechenden Ressourcen und Kompetenzen mangelt, gro¨ßer. Auch
geraten diese aufgrund ihrer beschra¨nkten Marktmacht weniger wahrscheinlich in den Vorwurf
der Wettbewerbsverzerrung als andere Unternehmen (siehe Abschnitt 3.2.2).
Zu der Frage, in welcher Weise ein Fo¨rdermittelgeber eine weiterfu¨hrende Kooperation anre-
gen kann, deutet die Fallstudie auf die Initiierung von Industriearbeitskreisen zur Unterstu¨tzung
der VP hin. Weiter erscheint es als wesentlich, dass zum einen der PT gute Kenntnisse der
innovierende Branche als auch der Absatzma¨rkte besitzt. Und zum anderen, dass die Anreiz-
strukturen und Ressourcen fu¨r die PT so ausgestaltet sind, dass sie auch die Phase nach der
Fo¨rderung aufmerksam verfolgen.
In weiteren Untersuchungen ist zu kla¨ren, ob die Vermutung richtig ist, dass bei Vorliegen
dieser Indikatoren in VP mit fru¨hzeitig eingeleiteten Maßnahmen es gelingt, eine Kooperation
u¨ber die Fo¨rderdauer hinweg zu stabilisieren.
Ob aber zum einen Gemeinschaftsprojekte zur Diffusion von Forschungsergebnissen in gefo¨rder-
ter Form unter gesamtgesellschaftlichen Kosten-Nutzen-Erwa¨gungen ratsam sind, la¨sst sich
mindestens aufgrund der nicht vorhandenen quantitativen Daten hier schlecht beurteilen. Je-
doch spricht sich dafu¨r eine Evaluation des Forschungsprogramms, innerhalb dessen das zwei-
te betrachtete VP subventioniert und deshalb vermutlich auch untersucht wurde, aus:
”
Das
BMBF ko¨nnte in Betracht ziehen, Projekte zu finanzieren, deren ausschließliches Ziel es ist, die
Verbreitung von Forschungsergebnissen zu einem bestimmten Thema bzw. eines Themenfeldes
zu unterstu¨tzen.“ (Geyer et al. 2006: 69). Dies ist eine positive Aussage fu¨r weitere Projekte
dieser Art, denn angesichts der Schwierigkeiten bei TroiA erscheint es kompliziert, eine Struk-
tur zu finden, in der Unternehmen ungefo¨rdert zwecks Diffusion von Forschungsergebnissen
und Neuerungen kooperieren und ihr Eigeninteresse genu¨gend befriedigt sehen.
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Das Kapitel 6 hat einen Fall dargestellt, bei dem Forschungsergebnisse nach dem ersten VP
vielfa¨ltig weiter verwendet wurden und sich die Mitwirkenden in Zusammenarbeit auch um die
Diffusion der Ergebnisse bemu¨ht haben. Dazu haben - wie im Abschnitt 6.3.4 zusammengefasst
- verschiedene Faktoren fo¨rdernd beigetragen. In diesem Kapitel bilden diese Erkenntnisse
zusammen mit theoretischen U¨berlegungen den Ausgang, um genauer zu erkunden, ob, in
welchen Fa¨llen und durch welche Maßnahmen sich eine A&V der Forschungsergebnisse und
kooperatives Handeln nach VP innerhalb der VP positiv beeinflussen la¨sst.
7.1 Untersuchungsdesign
In Abschnitt 7.1.1 wird der Sektor ausgewa¨hlt, auf den sich die Untersuchung konzentriert.
Der na¨chste Abschnitt geht auf die Kriterien der Projektauswahl ein. Es folgen die explorativen
Fragen und die Interviewvorbereitung.
7.1.1 Sektorenauswahl
Den inhaltlichen Rahmen der empirischen Untersuchung bildet das Forschungsprogramm
’
For-
schung fu¨r die Umwelt‘ mit dem Schwerpunkt
’
Integrierter Umweltschutz‘.1 Ansprechpartner
im BMBF fu¨r das Programm ist das Referat, das sich mit
”
Nachhaltigkeit in Produktion und
Dienstleistung“ bescha¨ftigt. Nachgeordnet ist die Betreuung auf vier Projekttra¨ger branchen-
bezogen aufgeteilt.
Fu¨r die sektorale Eingrenzung soll eine Branche betrachtet werden,
• deren Kunden wiederum Industrieunternehmen mit einem breiten Spektrum an Anwen-
dungen sind,
1Mitte 2004 wird das neue Programm
”
Forschung fu¨r die Nachhaltigkeit“ mit einer Laufzeit bis 2009 und
einer ersten Umsetzung ab 2005 verabschiedet (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung (BMBF)
2004a: 8)
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• die nicht in die in Auftrag gegebene und im September 2006 begonnene externe Eva-
luation des Forschungsprogramms mit eingeschlossen ist2 oder bereits vorher evaluiert
wurde (z.B. Elektro-/Elektronikindustrie, (Hansen et al. 2002)),
• in der eine Reihe von VP im Rahmen des genannten Forschungsprogramms innerhalb
eines bestimmten Zeitraums durchgefu¨hrt worden sind und
• die relativ groß ist. Dies ist zum einen Voraussetzung fu¨r den vorherigen Punkt als auch
dafu¨r, dass die Vernetzung der Akteure untereinander nicht von vornherein bereits als
selbstversta¨ndlich angenommen werden muss.
Diese Kriterien treffen auf den vom BMBF in einer Bekanntmachung u¨ber die Fo¨rderung von
F&E-Vorhaben vom November 1999 zusammengefassten und vom PT Deutsches Luft- und
Raumfahrtzentrum (PT-DLR) betreuten Bereich
”
Kunststoffe und Kautschuk“ zu.
Die Bekanntmachung sagt insbesondere aus (Bundesministerium fu¨r Bildung und Forschung
(BMBF) 1999):
”
Ziel dieser Fo¨rderaktivita¨ten ist die Erschließung und Nutzung des innovativen
technologischen Potentials des integrierten Umweltschutzes bei Kunststofferzeu-
gung und -verarbeitung, bei der Produktentwicklung und -gestaltung, der Nut-
zung bis hin zur Wiederverwertung. Durch Entwicklung neuer oder Verbesserung
bekannter Verfahren und Produkte sollen Umweltbelastungen reduziert und gleich-
zeitig die Wettbewerbsfa¨higkeit industrieller, insbesondere kleiner und mittelsta¨ndi-
scher Unternehmen (KMU) gesta¨rkt werden. (. . . ) Von den eingereichten Projekt-
vorschla¨gen werden bevorzugt solche Lo¨sungsansa¨tze beru¨cksichtigt, die sich durch
technische Innovationen auszeichnen, ein breites Anwendungsfeld erschließen, zu
einer erheblichen Umweltentlastung fu¨hren und eine enge Kooperation von Wirt-
schaft und Forschung beinhalten.“
Sie spricht mehrere Industriezweige an, legt man die WZK 2003 zugrunde: Die kunststoff-
erzeugende Industrie, die chemische Industrie, welche synthetisches Kautschuk herstellt, die
gummiverarbeitende Industrie, die das Gummi normalerweise aus dem Kautschuk selbst er-
zeugt, die kunststoffverarbeitende Industrie, welche Halb- und Fertigerzeugnisse produziert,
die Kunststoffrecyclingindustrie und den Maschinenbau fu¨r die Kunststoff- und Gummibe- und
-verarbeitung. Die Trennung in kunststoff- und gummiverarbeitende Unternehmen entspricht
dabei nicht der Realita¨t: Zum einen ist weiterverarbeitetes Kautschuk eine Untergruppe der
2Einer externen Evaluation unterzogen werden die Textilindustrie, Keramikindustrie, Gießereiindustrie, Me-
tallerzeugung und die betrieblichen Instrumente fu¨r nachhaltiges Wirtschaften, siehe die Ausschreibung fu¨r
einen Dienstleistungsauftrag (http://www.bmbf.de/en/4714.php, abgerufen am 4. Oktober 2006).
138
7 Empirische Untersuchung: Fallstudien im Kunststoff- und Kautschuksektor
Kunststoffe.3 Zum anderen u¨bernehmen Unternehmen der kunststoffverarbeitenden Industrie
teilweise auch die Gummiherstellung und -verarbeitung zu Halb- oder Fertigerzeugnissen. In der
Mehrzahl aber haben sich die Unternehmen auf das eine oder das andere spezialisiert. Innerhalb
des Kunststoffsektors lassen sich die Verarbeiter weiter nach den hauptsa¨chlich angewendeten
Technologien differenzieren: Die wichtigsten Verfahren sind Extrusion, Spritzgießen, Kalandrie-
ren, Scha¨umen, Blasformen oder das Zusammenfu¨gen mehrerer Werkstu¨cke durch Schweißen
oder Kleben.
Eine ada¨quate Gro¨ße des ausgewa¨hlten Bereichs ist mit rund 2800 kunststoffverarbeitenden
Betrieben und rund 275 000 Bescha¨ftigten allein im Kunststoffsektor im Jahr 2005 gegeben.
Die Betriebe sind vorwiegend mittelsta¨ndisch gepra¨gt mit im Durchschnitt 100 Mitarbeitern.
Die Verarbeiter stellen vor allem Platten, Folien und Profile, Verpackungsmittel, Baubedarfs-
artikel und sonstige Kunststoffwaren her, Produkte, die in nahezu allen anderen Sektoren, vom
Automobilbau u¨ber die Telekommunikation bis zur Lebensmittelindustrie eingesetzt werden.
Die meisten Betriebe haben Abnehmer in mehreren Industriebereichen, um durch Diversifi-
kation ihre Gescha¨ftsrisiken zu reduzieren. Auf die gesamte Kunststoff- und Kautschukindu-
strie bezogen ist also von großen, heterogenen und teilweise spezialisierten Absatzma¨rkten fu¨r
Kunststoff- und Gummi-Halb- und Fertigerzeugnisse auszugehen.
Regionale Konzentrationen dieser Branche finden sich in Nordrhein-Westfalen, in Bayern
und im Su¨dwesten von Baden-Wu¨rttemberg. Aufgrund dessen und der oben angesprochenen
Anwendung bestimmter Technologien ist zu vermuten, dass sich Untergruppen in dem Sektor
untereinander kennen.
Zu diesen Akteuren kommen weitere hinzu: Zulieferer fu¨r Kunststoff-Additive, Dienstleister
wie etwa Messeveranstalter, Beratungen, Sachversta¨ndige, Pru¨f- und Zertifizierungsstellen,
der Staat, wissenschaftliche Organisationen sowie mindestens zwei Dutzend Fachverba¨nde
auf deutscher und europa¨ischer Ebene4, deren Inhalte die Kunststoffindustrie betreffen oder
tangieren. Wichtige Informationsquellen stellen die Fachpresse und Messen dar.
Herausforderungen ergeben sich fu¨r die Kunststoffindustrie in folgenden Bereichen: Ernsthaf-
te Konkurrenz sind weltweit Niedrigkostenstandorte, die mittlerweile bei einfachen Massentei-
len Wettbewerbsvorteile haben. Preisanstiege der hauptsa¨chlich verarbeiteten Rohstoffe O¨l und
Benzol und die relativ große Energieintensita¨t der Verarbeitung von Kunststoffen sind Quellen
fu¨r Kostensteigerungen. Ho¨here Anforderungen an Produkte und Prozesse im Vergleich zu den
vergangenen Jahren gibt seit Fru¨hjahr 2007 das europa¨ische Gesetz fu¨r die Chemikalienzu-
lassung vor. Demzufolge mu¨ssen gema¨ß dem Vorsorgeprinzip Hersteller, Importeure und auch
3Kunststoffe lassen sich in drei Gruppen einteilen: Thermoplaste, Duroplaste und Elastomere. Zu letzteren
za¨hlt weiterverarbeitetes Kautschuk: Dazu wird natu¨rliches oder synthetisches Kautschuk, das als Aus-
gangsstoff bereits in Form von Pulver, Granulat, Folien oder Platten gebracht wurde, durch Vulkanisation
in Elastomere verwandelt. Synonym werden Elastomere vernetztes Kautschuk, Gummi oder Vulkanisat
genannt.
4Vgl. http://www.kunststoffforum.de - abgerufen am 30. Oktober 2006
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nachgeschaltete Anwender sicherstellen, dass sie nur Stoffe herstellen, in Verkehr bringen und
verwenden, welche die menschliche Gesundheit und die Umwelt nicht scha¨digen. Im Zuge der
Gesetzeseinfu¨hrung sind Produkte vom Markt genommen worden, andere mu¨ssen mittlerweile
aufwa¨ndige Tests durchlaufen.
Um diesen Herausforderungen zu begegnen, bedarf es Produkt- und Verfahrensinnova-
tionen sowie zusa¨tzlicher Dienstleistungen: So sind neue ressourcen- und energiesparende
Herstellungs- und Aufbereitungsverfahren, so etwa das Zusammenfu¨gen bislang einzelner Pro-
zessstufen, kombiniert mit kosten-, zeit- und materialeinsparenden Simulationen von Formge-
bungs- und Aufbereitungsverfahren und der Simulation von Vorga¨ngen in Maschinen und Werk-
zeugen zu deren Verbesserung, wie auch neuartige Rezepturen und die Verla¨ngerung der Ge-
brauchsdauer von Produkten besonders interessant (vgl. Bundesministerium fu¨r Bildung und
Forschung (BMBF) 2004b: 72). Dies insbesondere vor dem Hintergrund, dass der Innovatoren-
anteil in der gummi- und kunststoffverarbeitenden Industrie im Jahr 2004 auf dem niedrigsten
Stand seit 1996 ist. Allerdings lassen die geplanten Aktivita¨ten fu¨r 2006, die Befragung Mitte
2005 zugrunde gelegt, Besserung erwarten (vgl. Ebersberger und Lo¨hlein 2006: 1ff.).
7.1.2 Projektauswahl
Die Recherche im Fo¨rderkatalog des BMBF, der alle abgelaufenen und laufenden gefo¨rderten
Vorhaben der letzten Jahre abbildet, zeigt folgende Grundgesamtheiten fu¨r die ausgewa¨hlte
Branche5: Zwischen 1.1.2000 und 1.1.2005 wurden auf die Ausschreibung hin fu¨r 164 Ver-
bundpartner eine Fo¨rderung genehmigt. Dies ist eine große Anzahl verglichen damit, dass seit
Beginn des Forschungsprogramms 1997 bis zu dieser Ausschreibung nur 16 Verbundpartner in
diesem Bereich subventioniert wurden.
Dennoch dominiert die VP-Fo¨rderung zwischen 1997 und 2005 gegenu¨ber der Einzelfo¨rde-
rung: Den insgesamt 180 gefo¨rderten Verbundpartnern stehen nur 17 subventionierte Einzel-
projekte gegenu¨ber. Die 180 Verbundteilnehmer verteilen sich auf 45 VP. Die Gro¨ße der VP
variiert zwischen mindestens 1 und 11 gefo¨rderten Partnern - die Anzahl ungefo¨rderter TN ist
aus dem Fo¨rderkatalog nicht ersichtlich. Sie muss es allerdings geben, weil die einzeln gefo¨rder-
ten TN als Mitglieder von VP gekennzeichnet sind. Je gro¨ßer die gefo¨rderte TN-Zahl ist, desto
seltener sind die VP, wie Tabelle 7.1 zeigt:
Den Teilnehmergruppen nach u¨berwiegt die Fo¨rderung der Wirtschaft: Dazu za¨hlt das BMBF
in der Fo¨rderdatenbank gut 72 Prozent. Außeruniversita¨re Forschungseinrichtungen machen
etwa 16 Prozent und Hochschulen gerundet 12 Prozent aus.6 Dabei verteilen sich die insgesamt
5Um diese Recherche im Fo¨rderkatalog des BMBF nachzuvollziehen, sind folgende Angaben zu ta¨tigen:
Einstellung:
”
Alle Vorhaben anzeigen“, Leistungsplansystematik: F28030, Laufzeit ab: (. . . ), Projekttra¨ger:
PT-DLR, Fo¨rderart: Direkte Projektfo¨rderung. Aus der Druckdatei, die dann ausgegeben werden kann, sind
die entsprechenden Vorhaben zu za¨hlen.
6Eine Unterscheidung zwischen KMU und GU lassen die Daten des Fo¨rderkatalogs des BMBF nicht zu.
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Tabelle 7.1: Relation der gefo¨rderten TN zu der Menge an Verbundprojekten dieser Gro¨ße,
eigene Darstellung basierend auf der Recherche im Fo¨rderkatalog des BMBF
51 wissenschaftlichen Einrichtungen recht gleichma¨ßig auf die 45 Projekte: Ha¨ufig ist minde-
stens eine wissenschaftliche Einrichtung je Projekt ungeachtet der Teilnehmerzahl insgesamt
vertreten.
Darauf aufbauend werden nach den folgenden Kriterien die VP fu¨r die empirische Untersu-
chung ausgewa¨hlt: Erstens soll die Teilnehmeranzahl dem Durchschnitt a¨hneln. So werden hier
VP mit drei bis fu¨nf gefo¨rderten TN ausgewa¨hlt. Im Gegensatz zu dem ersten VP, das in Ab-
schnitt 6.2.2 vorgestellt wird, sind die Projekte damit zu klein fu¨r weitere Sub-Kooperationen.
Zweitens sollen die Projekte, die im Oktober und November 2006 untersucht werden, zwischen
dem 30.06.2003 und dem 31.12.2005 abgeschlossen worden sein.7 Denn einerseits ist mit Pro-
blemen einer kausalen Verknu¨pfung von Maßnahmen und Wirkungen um so mehr zu rechnen,
je gro¨ßer der zeitliche Messabstand und je schlechter das Erinnerungsvermo¨gen daran ist.
Andererseits entfalten sich etliche Wirkungen nur indirekt und zeitlich verlagert (vgl. Bu¨hrer
et al. 2003: 14). Dies erlaubt es wiederum nicht, direkt nach Abschluss eines VPs nach den
Wirkungen zu fragen. Drittens wird Wert darauf gelegt, dass mindestens zwei Organisationen
der Wirtschaft an jeweils einem Projekt teilgenommen haben. Das ist dadurch begru¨ndet, dass
7Das Ende der Fo¨rderungen kann fu¨r einzelne Projektteilnehmer in VP variieren aufgrund von individuellen
Laufzeitverla¨ngerungen. Unterschiede im Fo¨rderbeginn sind durch den Bedarf an weiteren Partnern oder
den Austausch von TN nach Projektstart erkla¨rbar. Eine normale Fo¨rderdauer betra¨gt zwei bis drei Jahre.
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zum einen dies sich der angesprochenen Verteilung von Wissenschaft und Wirtschaft anna¨hert.
Zum anderen ist die
”
Umsetzung des entwickelten Wissens (. . . ) prima¨r Aufgabe der Wirt-
schaft, die in der Regel fru¨hzeitig in die von BMBF und BMWA unterstu¨tzten Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben eingebunden ist.“ Bundesregierung (2005: 12). Fu¨r das letzte Kriterium
wird der Filter des BMBF im Fo¨rderkatalog benutzt, ausgenommen in einem Fall, in dem noch
einmal manuell nachjustiert wird. Das fu¨hrt zu einer Auswahl von insgesamt acht VP:











2 Umweltgerechtes Verfahren zur Herstellung









4 Umweltvertra¨gliche neue polymere Hilfsmittel fu¨r









6 Entwicklung einer energiesparenden Vorrich-





7 Einsatz von Langfasergranulat mit Naturfaser-





8 Umweltschonende Herstellung von Kunststoffbau-
teilen mit hochwertigen Oberfla¨chen durch Hin-
terspritzen/Hinterscha¨umen von Dekorfolien im





Fo¨rdersumme, ger. auf 1.000 Euro 3.122.000 2.752.000
Tabelle 7.2: Projektauswahl fu¨r die empirische Untersuchung, eigene Darstellung basierend auf der Recherche
im Fo¨rderkatalog des BMBF
8Ein Unternehmen ersetzt ein anderes, welches das Projekt abbrach. Das erste Unternehmen wird hier nicht
geza¨hlt.
9Vier Unternehmen werden im Fo¨rderkatalog genannt, aber tatsa¨chlich wird ein Unternehmen doppelt geza¨hlt:
Das Unternehmen wird wa¨hrend der Laufzeit von einem anderen u¨bernommen. Das Projekt wird dennoch
weiter gefu¨hrt.
10Eine Organisation wird vom BMBF zur privaten Wirtschaft gerechnet, wird aber als
”
Vereinigung zur
Fo¨rderung des Instituts fu¨r Kunststoffverarbeitung in Industrie und Handwerk an der RWTH Aachen e.V.“
hier dem wissenschaftlichen Bereich zugeschrieben, da das Institut einen Teil-Abschlussbericht fu¨r seinen
Part verfasst hat. Die Fo¨rderdauer endet fu¨r diesen TN rund ein Jahr fru¨her.
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Die Projektnummern werden im Folgenden bis einschließlich Unterkapitel 7.2 beibehalten.
Da alle Projekte nach Ma¨rz 1999 begonnen wurden, gelten fu¨r sie die neuen A&V-Regeln.
Festzuhalten ist, dass mit Ausnahme eines VPs alle ausgewa¨hlten Projekte nur einen wissen-
schaftlichen Partner haben
Die Fo¨rdersummen, aufgeteilt in jeweils eine Gesamtzahl fu¨r Wissenschaft und Wirtschaft,
zeigen, dass die wissenschaftlichen Partner ein relativ großes Gewicht im Projekt haben: Sie
erhalten rund 13 Prozent mehr finanzielle Mittel als die Unternehmen. Sie bleiben aber bei
der nachfolgenden Untersuchung unberu¨cksichtigt, obgleich ihnen in der A&V - wie in dem in
Abschnitt 6.2.3 vorgestellten VP - eine signifikante Transferfunktion zukommen kann. Diese
mo¨gliche Schwa¨che relativiert sich dann, wenn der Eigenanteil der Unternehmen mit in Be-
tracht gezogen wird. Wie in Abschnitt 5.4.3 angeschnitten, mu¨ssen industrielle Partner einen
gewissen Anteil selbst finanzieren. Er liegt wahrscheinlich nur bei KMU in Ostdeutschland
unter fu¨nfzig Prozent. So bezieht die Untersuchung mindestens zwei Drittel des finanziellen
Aufwands der Projekte mit ein.
7.1.3 Explorative Fragen
Das Ziel dieser Arbeit ist es, nach Hinweisen zu suchen, wie der Staat innerhalb von VP die
spa¨tere A&V und spa¨tere Kooperationsaktivita¨ten positiv beeinflussen kann. Dies fu¨hrt zu
explorativen Fragen hinsichtlich folgender Themenkomplexe:
• Relevanz des Projektes aus Unternehmenssicht: Motivation und Auslo¨ser fu¨r die Pro-
jektteilnahme, strategische Bedeutung des VPs vor Beginn und zum Interviewzeitpunkt
• A&V: Wesentliche Outputs aus dem Projekt, Zustand der A&V zum Interviewzeitpunkt,
Vergleich der A&V mit der von ungefo¨rderten (hypothetischen) Projekten, Einfluss des
Umweltbezugs auf die A&V, besondere Maßnahmen im VP fu¨r die spa¨tere A&V, Bedarf
fu¨r besondere Maßnahmen
• Kooperationen: Auswahl der TN, Kontakte vor, wa¨hrend, nach dem VP zwischen TN
und zu Externen, Auswirkungen der Kontakte auf A&V, Beurteilung der eigenen Ko-
operationsbereitschaft vor und nach dem VP, besondere Maßnahmen im VP in Hinblick
auf spa¨tere Kooperationen, Bedarf fu¨r besondere Maßnahmen
• Wahrnehmung der Rolle des PTs, Verbesserungsvorschla¨ge fu¨r VP
Die ersten Fragen dienen in den Interviews zum Aufwa¨rmen.
Der zweite Fragenkomplex will die Vermutung ergru¨nden, dass Aktivita¨ten des PT wa¨hrend
des VPs entsprechend seiner in Abschnitt 5.2.1 geschilderten Aufgaben dazu fu¨hren ko¨nnen,
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dass nach VP die A&V-Mo¨glichkeiten breiter und/oder intensiver als nach vergleichbaren,
ungefo¨rderten Projekten ausgescho¨pft werden.11 Denkbare Aktivita¨ten des PT dafu¨r sind die
Aufkla¨rung der TN u¨ber Fo¨rdermo¨glichkeiten, Technologietransferstellen12 und Internetplatt-
formen. Alle drei Formen ko¨nnen die A&V unterstu¨tzen, aber werden mo¨glicherweise von den
TN nicht von selbst wahrgenommen (vgl. Legler et al. (2006: 82), Czarnitzki et al. (2000: 410),
Angerer et al. (1997: 173)). Der PT ist zu solchen Aktionen nicht verpflichtet, aber allgemein
angehalten, fachlich und administrativ den TN bis zur Verwertung der Projektergebnisse bei-
seite zu stehen. Dazu hat er, wie in Abschnitt 5.2.1 geschildert, einen Gestaltungsspielraum.
Die Erwartung, dass er ihn nutzt, begru¨ndet sich auf der von einer Erweiterung der Principal-
Agent-Theorie gepra¨gten Vorstellung, dass der PT als Auftragnehmer ein Interesse an einer,
den Auftraggeber zufrieden stellenden Aufgabenerfu¨llung hat, da er auf mehrfache Vertrags-
perioden hofft.
Gegen Effekte durch Maßnahmen des PT, so sie denn durchgefu¨hrt werden, sprechen al-
lerdings zwei Argumente: Zum einen werden grundsa¨tzlich, um der in Abschnitt 5.4.3 vorge-
stellten Input-Additionalita¨t zu genu¨gen, Projekte mit ho¨herem Forschungsrisiko gefo¨rdert. So
ist davon auszugehen, dass erwu¨nschte Forschungsresultate weniger ha¨ufig erzielt werden als
bei ungefo¨rderten Projekten. Demgema¨ß kann auch die A&V weniger ausgeu¨bt werden. U¨ber
die Eintrittswahrscheinlichkeit von Forschungsresultaten lassen sich aber keine Quantifizierun-
gen in der Literatur finden. Zum anderen sind an einem VP zuna¨chst einmal nur die in F&E
involvierten Akteure unmittelbar beteiligt, obwohl nach Abschnitt 2.3.1 und den Ergebnissen
der in Abschnitt 5.4.4 vorgestellten Studie von Griese et al. (2001) eine Einbettung von For-
schungsprojekten in einen umfassenderen Innovationsprozess empfehlenswert ist. Mehr kann
nicht vorausgesetzt werden. So werden in einem VP nicht unbedingt die Akteure angesprochen,
welche u¨ber die weiterfu¨hrende A&V entscheiden oder sie ausgestalten.
Der dritte Fragenbereich zielt darauf ab, zu ergru¨nden, ob, wann, in welcher Weise und
warum nach VP weitere Kooperationen in Erwa¨gung gezogen oder bestehende, lockere Ver-
bindungen intensiviert werden. Die in Abschnitt 4.3.2 erwa¨hnte Studie von Aschhoff et al.
(2006) la¨sst erwarten, dass durch die VP neu entstandene Beziehungen mit TN oder Externen
weniger ha¨ufig als bereits vorher existierende Beziehungen - in welcher Weise auch immer -
weiter gefu¨hrt oder gar vertieft werden. Anscheinend la¨sst sich das Vertrauen, das langja¨hrige
Bekanntschaften genießen und das die Transaktionskosten fu¨r weitere Kooperationen sinken
11Die Interpretation von
’
vergleichbar‘ allerdings bleibt dem Befragten u¨berlassen. Somit mag er dies auch
auf die strategische Bedeutsamkeit beziehen bzw. bei vergleichbarem Aufwand ist zu vermuten, dass ein
Unternehmen diesem vergleichbare Relevanz zuordnet.
12Unter dem Begriff Technologietransfereinrichtungen werden ha¨ufig drei Typen gefasst (vgl. Czarnitzki et al.
(2000: 331ff.), Meißner, Dirk (2001: 95)): Forschungsnahe Einrichtungen, wirtschaftsnahe Einrichtungen,
und eigensta¨ndige Einrichtungen, die institutionell unabha¨ngig zwischen Anbietern und Nachfragern ange-
siedelt sind. Solche Stellen haben ein unterschiedlich breites Leistungsspektrum von direkten Transferlei-
stungen u¨ber Beratungs- und Informationsangeboten bis hin zu Qualifizierungsmaßnahmen und sonstigen
Dienstleistungen (vgl. Czarnitzki et al. 2000: 411).
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la¨sst, nicht innerhalb eines Projektes aufbauen. Die Bedeutung von neuen externen Kontak-
ten wird fu¨r Entwickler neuer Produkte, die zudem in mehreren Branchen verwertet werden
ko¨nnen, im Anbetracht der Theorie von Granovetter u¨ber die Sta¨rke schwacher Verbindungen
(siehe Abschnitt 3.2.1) als wesentlicher als fu¨r Anwender von Prozessen eingescha¨tzt. Denn
diese sind im Allgemeinen nicht an der Verbreitung der Prozesse an ihre Konkurrenz oder nur
mittelbar daran interessiert und zwar - wie in Abschnitt 6.3.3 gezeigt - u¨ber die Motivation,
die bei einer entsprechenden Absatzmenge die dazu notwendigen Maschinen und Werkzeuge
preisgu¨nstiger zu erwerben.
Wa¨hrend in der zitierten Breitenbefragung nicht auf die Art der Fortfu¨hrung eingegangen
wird, werden in Abschnitt 6.3.4 aus der Fallstudie zum Themenbereich Trockenbearbeitung
Faktoren zusammengefasst, von denen vermutet wird, dass sie eine fortgesetzte Zusammen-
arbeit im weiteren Innovationsmanagement bis hin zur Diffusion begu¨nstigen. So ist nachfol-
gend auch dem nachzugehen, ob die hier betrachteten Forschungsvorhaben diese Vermutung
stu¨tzen: Liegen bei einigen die genannten Voraussetzungen vor und entwickeln sie sich in a¨hn-
licher Weise? Oder entwickeln sich fru¨here VP a¨hnlich, bringen aber andere Voraussetzungen
mit?
7.1.4 Interviewvorbereitungen
Es werden - soweit mo¨glich - die Projektverantwortlichen im Unternehmen sowie die Durchfu¨h-
renden beim PT interviewt. Von ihnen wird angenommen, dass sie alle Fragen kompetent
beantworten ko¨nnen. Es liegen keine vergleichbaren, ungefo¨rderten Projekte zur Kontrolle
vor. Deshalb werden die Befragten gebeten, entweder ein ungefo¨rdertes Projekt, das sie aus
ihrer Erfahrung als vergleichbar ansehen, als Referenzpunkt zu nehmen oder dies generell
einzuscha¨tzen.
Fu¨r die Unternehmen wird ein halbstrukturierter Interviewleitfaden vorbereitet, der die in
Abschnitt 7.1.3 angesprochenen Punkte aufgreift. Zuletzt werden Basisangaben erhoben: Die
damalige und heutige Funktion des Gespra¨chspartners im Unternehmen, Jahr der Unterneh-
mensgru¨ndung, derzeitige Mitarbeiterzahl, Anzahl an vorher teilgenommenen, gefo¨rderten VP
(Land, Bund, EU) der interviewten Person, sofern sie im Projekt maßgeblich involviert war,
und Rolle des Unternehmens im VP gema¨ß der Klassifizierung in Abschnitt 3.1.1.
Unterstu¨tzt werden die Interviews durch einige Hilfsmittel: Eine Liste von A&V-Mo¨glichkei-





folgende Abbildung 7.1 ohne die Kapitelangaben. Sie soll das Hin- und Herspringen zwischen
den verschiedenen Zeitpunkten erleichtern.
Es ist geplant, dass die Gespra¨che eine Stunde nicht u¨berschreiten. Bei Zeitdruck werden
fallweise Fragen weggelassen auch auf die Gefahr hin, nicht auf alles Antworten aller Unter-
nehmen zu erhalten. Dies wird im Vorfeld kommuniziert, um den Unternehmensvertretern die
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Abbildung 7.1: Vereinfachte Skizze des zeitlichen Ablaufs der Verbundfo¨rderung als Hilfsmit-
tel fu¨r die Interviews, eigene Darstellung
Zustimmung zu den Interviews zu erleichtern.
Nach Abschluss der Unternehmensgespra¨che werden mit den Mitarbeitern des PTs ebenfalls
Interviews durchgefu¨hrt. Die Fragen an sie ergeben sich aus den Antworten der TN.
7.2 Beschreibungen der Verbundprojekte
Im Folgenden liegt der Fokus nicht auf den technischen Einzelheiten der VP. Vielmehr dient
die Gliederung in technische Profile und einen U¨berblick u¨ber die TN und ihre Interaktionen
dazu, ein Versta¨ndnis fu¨r die Gro¨ßenordnungen, Interessenskonstellationen und die spa¨teren
Handlungsweisen der Interviewten zu schaffen.
Die Darstellungen beziehen sich auf die Gesamtheit der ausgewa¨hlten Projekte, nicht nur
auf die Interviewten. Sie basieren auf den Abschlussberichten, Recherchen in o¨ffentlich zuga¨ng-
lichen Artikeln, der Fo¨rderdatenbank des BMBF und - fu¨r die MA-Zahlen und fu¨r die Bestim-
mung der Rollen der TN in den VP - z.T. auf den Angaben der Interviewten. Entsprechend
dem Abschnitt 2.3.1 sind alle Projekte dem Stadium der experimentellen Entwicklung mit an-
gestrebten Zielen, die konkreten, unmittelbar anwendbaren Nutzen versprechen, zuzuordnen.
Die Interviews du¨rfen spa¨ter nur anonymisiert verwertet werden. Diese werden, dem Unter-
kapitel 7.3 vorgreifend, dann mit I bezeichnet und durchnummeriert, um pra¨gnante Antworten
intern zu belegen. Deshalb kann zudem nur hier auf die Frage eingegangen werden, ob bei
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einigen Projekten die in Abschnitt 6.3.4 beschriebenen Voraussetzungen fu¨r das Interesse von
TN an einer sich wandelnden Kooperation nach Abschluss des Forschungsvorhabens vorhanden
sein ko¨nnten.
7.2.1 Technische Profile
Aus den Abschlussberichten und Artikeln folgernd werden die Ziele der VP, ihre Ergebnisse
und potentielle Anwendungsfelder beschrieben. Dabei ist zu beru¨cksichtigen, dass insbesondere
Externe - wie in Unterkapitel 2.3.2 erkla¨rt - nur schwerlich von FE-Erfolg oder Nicht-Erfolg
sprechen ko¨nnen. Deshalb wird alleinig, falls es sich aus den Abschlussberichten erschließen
la¨sst, der Grad der Zielerreichung im Vergleich zu den angestrebten Ergebnissen erwa¨hnt, ohne
dies zu bewerten.
Das erste VP bescha¨ftigt sich mit einem Bauteil, das in mehreren Maschinentypen vorkommt
- explizit einer Spritzgussmaschine, eines Schneckenextruders oder einer anderen Schneckenma-
schine -, die in der Kunststoff- und Kautschukindustrie eingesetzt werden. Dieses Teil schmilzt
und homogenisiert eine Formmasse, bevor sie weiterverarbeitet wird. In Abha¨ngigkeit von dem
zu fertigenden Produkt ist das Teil in verschiedenen Variablen optimierbar. Das Ziel ist es,
mit Hilfe von Praxistests, theoretischen Modellen und Simulationssoftware Leitlinien dafu¨r zu
entwickeln, wie es hinsichtlich gro¨ßerer Wirtschaftlichkeit, Material- und Energieeinsparungen
und ho¨herer Produktqualita¨t verbessert werden kann (vgl. Universita¨t Paderborn - Institut fu¨r
Kunststofftechnik (KTP) 2005: 1ff.). Als Ergebnis werden die Leitlinien realisiert (vgl. Univer-
sita¨t Paderborn - Institut fu¨r Kunststofftechnik (KTP) 2005: 18) und Maschinen bei mehreren
teilnehmenden Anwendern entsprechend modifiziert (vgl. Arenz GmbH 2005: 21).
Das zweite VP ist an der Schnittstelle zwischen dem Zweig der kunststoffverarbeitenden
Industrie, die Platten, Folien und Profile produziert, und den Maschinenherstellern angesie-
delt. Anlagen, die Flachfolien herstellen, sind beschra¨nkt in der produzierbaren Foliendicke,
der Liniengeschwindigkeit und der Oberfla¨chenqualita¨t. Unter Beru¨cksichtigung verschiedener
Materialien ist es Ziel des Projektes, eine Pilotanlage zu entwickeln, die unter realen Pro-
duktionsbedingungen betrieben werden kann, und welche erheblich du¨nnere Folien als derzeit
mit mindestens gleicher Oberfla¨chenqualita¨t herstellt. Das ha¨tte positive Auswirkungen auf
den Materialverbrauch, die Wirtschaftlichkeit und die Folientransparenz. Potentielle Nach-
frager fu¨r eine solche Maschine sind Folienhersteller, deren (zuku¨nftige) Absatzma¨rkte z.B.
Lebensmittel- oder Pharma-Verpackungen sind, also Bereiche, in denen sehr du¨nne, transpa-
rente Folien gescha¨tzt werden (vgl. Meh 2005: 3ff.). Die Idee fu¨r die Anlage liegt zu Beginn
des VPs in Form eines Patentes vor, die praktische Umsetzung in einer Pilotanlage soll im VP
erfolgen. Diese Anlage wird unter realen Produktionsbedingungen aufgebaut und getestet. Im
Ergebnis ist sie zum Ende des VPs noch nicht marktreif: Die optische Folienqualita¨t und die
Stabilita¨t des Prozesses entsprechen noch nicht den Erwartungen (vgl. Meh 2005: 80).
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Das dritte VP hat das Ziel, Staubabdichtungssysteme in Maschinen, die der Herstellung von
Kautschukmischungen dienen, zu verbessern. Eine Optimierung senkt Betriebskosten, kommt
gestiegenen Anforderungen an die Kautschuk-Qualita¨t entgegen und verringert die aus o¨kono-
mischer und o¨kologischer Sicht negativ zu beurteilenden Leckagen. Erschwert wird das Pro-
jektziel dadurch, dass fu¨r die Kautschukherstellung sehr unterschiedliche Mischungen je nach
Anforderungsprofil an das zuku¨nftige Produkt genutzt werden. In einige Mischungen du¨rfen
keine oder nur bestimmte Fremdstoffe hineingelangen, fu¨r andere wiederum ist es unerheb-
lich. Deshalb ist die erstgenannte Gruppe der Kautschuk produzierenden Anwender an solchen
Umru¨stungen besonders interessiert. Um das Projektziel zu erreichen, werden verschiedene
Betriebsparameter der Maschine in Labor- und Praxistests variiert (vgl. Limper, Andreas 2005:
5). Als Ergebnisse werden verschiedene Verbesserungen im Abschlussbericht empfohlen. Min-
destens ein Weg wird nach Ende des VPs weiter getestet (vgl. Limper, Andreas 2005: 79ff.).
Im vierten VP steht ein Prozesshilfsmittel zur Reinigung von Abwa¨ssern und der Aufarbei-
tung von Kla¨rschla¨mmen, im Mittelpunkt. Polymere Flockungsmittel werden dazu benutzt,
Schwebeteilchen aus Flu¨ssigkeiten zu trennen. Ihre Effektivita¨t kann allerdings noch gesteigert
werden. So ist es das Bestreben des VPs, bestimmte Polymere, die wirksamere Trenneigen-
schaften als ihre Alternativen haben, breit einsetzbar, verha¨ltnisma¨ßig einfach und sicher herzu-
stellen sowie stabil zu lagern sind, bis zur Pilotreife zu entwickeln (vgl. Fraunhofer-Institut fu¨r
Angewandte Polymerforschung et al. 2005: 3f.). Fu¨r die Umwelt hat es die Nutzen, Energie ein-
zusparen und weniger Flockungshilfsmittel zu beno¨tigen. Mit den potentiellen Absatzma¨rkten
- Kommunen und einige Industriesektoren, insbesondere die Papierindustrie und die Gelatine-
herstellung - ist der mo¨gliche Anwendungsbereich relativ breit. Im Resultat werden mehrere
Pilotansa¨tze variiert und die erfolgversprechenden bei potentiellen Anwendern getestet. Diese
Tests werden u¨ber die Fo¨rderdauer hinaus weiter gefu¨hrt. Insgesamt ist das Produkt zu Ende
des VP bereits in Nischen einsetzbar, allerdings kann es die konventionelle Alternative noch
nicht vollsta¨ndig substituieren. Es bedarf weiterer Forschung, um aus technischer Sicht in eine
breite Kommerzialisierung einzutreten (vgl. Fraunhofer-Institut fu¨r Angewandte Polymerfor-
schung et al. 2005: 35ff.; 51).
Das fu¨nfte VP ist an der Schnittstelle zwischen Kunststoff-, Elektro- und Elektronikindustrie
angesiedelt. Werden Kunststoffe fu¨r thermoplastische Bauteile in der Elektro- und Elektroni-
kindustrie gebraucht, so mu¨ssen sie strengen Brandschutznormen entsprechen. Um dies zu
gewa¨hrleisten, werden bisher u¨berwiegend Polyamide, die mit halogenhaltigen Flammschutz-
mitteln ausgestattet sind, verarbeitet. Diese sind allerdings mit toxikologischen und o¨kologi-
schen Risiken bei der Herstellung, der Verarbeitung, dem Recycling und im Brandfall behaftet.
Auch begrenzen sie die Lebensdauer von Bauteilen. Ziel des VPs ist es, eine o¨kologisch ver-
tretbare, wirtschaftliche und effektive Alternative mit einem bestimmten Eigenschaftsprofil
zu entwickeln (vgl. Taeger, Frank 2005: 2f.). Die Ziele werden nicht erreicht: Entscheidendes
Manko ist, dass die Materialien in ihrem Brandverhalten nicht in der gewu¨nschten Brandschutz-
kategorie eingestuft werden ko¨nnen. Das mag am methodischen Aufbau des Testverfahrens
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liegen. Allerdings wird dieser Vermutung aus zeitlichen Gru¨nden zuletzt nicht mehr nachge-
gangen. Auch werden weitere Untersuchungen der mechanischen Eigenschaften unterlassen,
da die Einstufung des Brandverhaltens entscheidend fu¨r das zuku¨nftige Marktpotential der
Produktinnovation ist (vgl. Taeger, Frank 2005: 45f.).
Das sechste VP bescha¨ftigt sich mit der Ausformung von Plastik-Rohlingen - so genannten
PET-Prefoms - zu Plastikflaschen. Ziel ist es, die Rohlinge mittels Mikrowellenbeheizung so
zu erhitzen, dass sie durch Ausblasen entsprechend verformbar sind. Dieses Verfahren soll in
die Serienherstellung integrierbar sein. Im Projekt wird ein kleiner, aber skalierfa¨higer Pro-
totyp angestrebt. Der Hintergrund ist, dass bestimmte Eigenschaften von Plastikflaschen es
erwarten lassen, dass sie in den kommenden Jahren mehr Marktanteile gegenu¨ber Glas- und
Metallflaschen gewinnen werden. Angesichts dessen mo¨chte das Projekt den Energiebedarf
fu¨r den Aufheizprozess der Flaschen um 25% reduzieren. Weitere Zielkriterien sind die Qua-
lita¨t und Reproduzierbarkeit der Flaschen sowie Sicherheit fu¨r das Bedienpersonal (vgl. Graf
2005: 1ff.). Als Ergebnis ist zu konstatieren, dass ein Prototyp zuletzt auf Basis der erfolgver-
sprechendsten Versuchsanordnung gebaut wird. Er entspricht allerdings noch nicht den vorher
definierten Erwartungen. Es bedarf weiterer Forschungen, ehe diese Technologie wirtschaftlich
im Produktionsbetrieb einsetzbar ist. Die Technologie la¨sst sich modifiziert auch in anderen
Bereichen, in denen niederabsorbierende Medien schnell erwa¨rmt werden sollen, gebrauchen.
Das siebte VP zielt darauf, ein neues Verfahren zur Herstellung von Langfasergranulat mit
Naturfaserversta¨rkung so weiterzuentwickeln, dass es vom derzeitigen Laboreinsatz in die be-
triebliche Anwendung gelangen kann. In einem weiteren Schritt sollen diese Granulate als Basis
fu¨r gescha¨umte Naturfaserverbu¨nde dienen. Bislang werden technische Bauteile, die durch Na-
turfasern versta¨rkt sind, aus Faservliesen hergestellt. Die Verarbeitung dieser Vliese und daraus
folgend die Produktarten sind beschra¨nkt. Zugleich fallen Abfa¨lle in einer Gro¨ßenordnung von
10 - 20 % des Bauteilgewichtes an. Mit den Granulaten und der Mo¨glichkeit des Scha¨umens
hingegen ko¨nnten abfalla¨rmere Verfahren gewa¨hlt und zugleich die mo¨gliche Produktvielfalt
erho¨ht werden. Anwendungspotentiale sehen die TN in der Automobil- und Automobilzulie-
ferindustrie, in der Mo¨belindustrie und im Schienenfahrzeugbau (vgl. Reußmann 2004: 62).
Ein Ergebnis des VPs sind stabile, leistungsfa¨higere Prozesse als vorher auf zwei Versuchsanla-
gen - eine wurde vom Projektpartner optimiert, eine andere hat der wissenschaftliche Partner
zusammen mit einem externen Industriepartner gefertigt. Die Versuche zur Herstellung von
gescha¨umten Naturfaserverbu¨nden sind allerdings noch nicht auf die Herstellung von komple-
xen Bauteilen u¨bertragbar. Hier bedarf es weiterer Forschung.
Das achte VP bescha¨ftigt sich mit einer Alternative zur Lackierung von Kunststoffbau-
teilen fu¨r Karosserie-Außenanwendungen. Kunststoffbauteile werden aufgrund verschiedener
vorteilhafter Eigenschaften zunehmend in der Automobilindustrie eingesetzt. Im Außenbereich
mu¨ssen sie bestimmten Oberfla¨chenkriterien genu¨gen. Dazu tra¨gt ihre Lackierung bei. Der
Lackiervorgang verursacht allerdings aufgrund seiner Komplexita¨t und der zum Schutz der Um-
welt erforderlichen Maßnahmen bis zu 75% der Gesamtkosten der Bauteile. Eine kostengu¨nsti-
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gere und umweltfreundlichere Alternative besteht darin, dekorierte Folien mit Kunststoffen zu
hinterspritzen/-scha¨umen. Fu¨r einige Materialien ist ein solches Verfahren bereits eingefu¨hrt.
Das VP will fu¨r einen anderen Tra¨gerwerkstoff eine solche Technologie fu¨r komplexe Geome-
trien entwickeln. Der Abschlussbericht konstatiert, dass das vor Projektbeginn definierte Ziel
fu¨r einfache Geometrien und dickerwandigere Bauteile erreicht wird (vgl. Ebing und Bieringer
2004: 1ff.). Insbesondere in Verbindung mit verschiedenen Versta¨rkungsmaßnahmen ko¨nnen
leichte, sehr steife großfla¨chige Strukturen hergestellt werden. Zudem werden Richtlinien er-
arbeitet, welche den Einstieg in die Technologie erleichtern. Allerdings sind noch nicht alle
Probleme abschließend gelo¨st. Deshalb bietet die Technologie zuna¨chst ein schnelles Anwen-
dungspotential in solchen Bereichen des Fahrzeugsektors, in denen die Anforderungen an die
Oberfla¨chenqualita¨t nicht so hoch sind, z.B. bei Kleinwagen und Nutzfahrzeugen. Außerhalb
des Fahrzeugsektors sind Anwendungen denkbar in den Bereichen Haushaltsgera¨te, Sport-
und Sanita¨rbedarf. Details dazu wurden im Forschungsprojekt nicht eruiert (vgl. Ebing und
Bieringer 2004: 61f.).
Auf die Frage, ob es sich in den jeweiligen Projekten vornehmlich um angestrebte Produkt-
oder Prozessinnovationen handelt, wird auf die in Abschnitt 2.2.2 angesprochene Trennunscha¨rfe
zwischen beiden Innovationstypen verwiesen und als Daumenregel konstatiert, dass fu¨r Her-
steller hauptsa¨chlich Produkte im Vordergrund stehen und bei Anwendern Prozesse erneuert
werden. Umweltgesichtspunkte werden in den meisten VP in Form von Kostenersparnissen
ausgedru¨ckt und beru¨cksichtigt. Alleinig fu¨r VP 4 und VP 5 gibt es Hinweise darauf, dass
Forschung auch entweder in Antizipation zuku¨nftiger umweltfreundlicher Regularien geta¨tigt
wird, denen als Anwender zu genu¨gen ist, oder dass eine umweltfreundliche Legislative aus
Sicht des Herstellers die Markteinfu¨hrung erleichtern wird.
Die meisten angestrebten technologischen Neuerungen sind - nach den Abschlussberich-
ten zu urteilen - zuvorderst fu¨r Brancheninterne oder eine weitere Abnehmerbranche, auch
u¨ber den nationalen Kreis hinaus, interessant. So zielen die Ideen von VP 1 bis 3 und 6
auf einen bestimmten Kreis von potentiellen Nachfragern innerhalb der Kunststoff- oder der
Kautschukindustrie. Erst mittels dieser Neuerungen ko¨nnen diese dann gegebenenfalls weitere
Absatzma¨rkte fu¨r sich erschließen. In VP 5 besteht der Anwenderkreis in der Elektro- und
Elektronikindustrie, wobei das Einsatzgebiet der Neuerung klar umrissen ist.
Alleinig in VP 4, 7 und 8 sind die vorstellbaren Zielgruppen unmittelbar - a¨hnlich der fu¨r
die in Fallstudie Trockenbearbeitung pra¨sentierte Technologie (siehe Abschnitt 6.2.1) - breite,
heterogene Anwenderkreise. Wie in Abschnitt 6.3.3 gea¨ußert, spiegelt sich dies mo¨glicherweise
in der Bereitschaft, Kooperationen nach Abschluss der VP einzugehen, wider. Ein erstes Indiz
dafu¨r ist die Aussage des VPs 4 im Abschlussbericht:
”
Die aufgrund der verschiedenen Fachfra-
gen geknu¨pften oder vorher bestandenen Kontakte zu Industrieunternehmen und Einrichtungen
der Grundlagenforschung sollen u¨ber das Projekt hinaus Grundlage fu¨r einen ku¨nftigen Kom-
petenzpool bilden “ (vgl. Fraunhofer-Institut fu¨r Angewandte Polymerforschung et al. 2005:
52f.).
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7.2.2 Teilnehmer und ihre Interaktionen
In diesem Abschnitt wird auf die Teilnehmer und ihre Interaktionen eingegangen. Die folgende
Tabelle dient dazu, eine Sensibilita¨t fu¨r den Umfang der Projekte zu entwickeln.
Nr. Rolle TN Subvention
(ger. auf 1.000 Euro13)
U.MA-Zahl Anz. vorh. VP14
1 Wissenschaftl. Institut,
Koordinator
250.000 — nicht bekannt
Hersteller 164.000 1 - 50 0 (als U.)
Hersteller 39.000 51 - 100 0
Anwender 8.000 51 - 100 0




221.000 — nicht bekannt
Hersteller 301.00015 501 - 800 1
Anwender 37.000 vermutl. 251 - 500 0




468.000 — nicht bekannt
Hersteller 155.000 801 - 1100 0
Anwender 77.000 101 - 250 0
Anwender 24.000 mehr als 1101 1 parallel dazu




437.000 — nicht bekannt
Hersteller (ZP) 220.000 1 - 50 0




593.000 — nicht bekannt
Hersteller (1. ZP) 81.000 mehr als 1101 3
13Aufgrund von Rundungsfehlern sind die nachfolgenden Summen mit denen im Abschnitt 7.1.2 nicht ganz
in Deckung zu bringen.
14Fehler ko¨nnen durch A¨nderungen des Unternehmensnamens entstehen. VP auf europa¨ischer Ebene und
sonstige Erfahrungen mit Fo¨rderungen sind in der Tabelle nicht mit aufgefu¨hrt.
15Hier werden die Summen, die an das vorher existierende Unternehmen und die, die dann an das u¨berneh-
mende Unternehmen ausgezahlt wurden, zusammengerechnet. Die weiteren Angaben beziehen sich auf das
u¨bernehmende Unternehmen
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Hersteller (2. ZP) 33.000 mehr als 1101 2
Anwender 518.000 mehr als 1101 viele
Fo¨rdersumme gesamt 1.225.000
6 Wissenschaftl. Institut 205.000 — nicht bekannt
Wissenschaftl. Institut 305.000 — nicht bekannt
Hersteller 110.000 1 - 50 1




364.000 — nicht bekannt
Hersteller (Maschine) 69.000 51 - 100 0
Hersteller (Rohstoff) 30.000 ? 0
Anwender 53.000 mehr als 1101 1
Fo¨rdersumme gesamt 516.000
8 Wissenschaftl. Institut 277.000 — nicht bekannt
Hersteller (Rohstoff/ZP),
Koordinator
80.000 mehr als 1101 viele
Hersteller (ZP) 75.000 51 - 100 0
Anwender 96.000 251 - 500 0
Hersteller 105.000 ? 1
Fo¨rdersumme gesamt 633.000
Tabelle 7.3: Kurzcharakteristika der Teilnehmer, eigene Darstellung basierend auf den Interviews, Recherche
im Internet und in der Fo¨rderdatenbank des BMBF (Stand: Dez. 2007)
Auf mehrere Besonderheiten gilt es hinzuweisen: In VP 3 findet sich ein technischer Dienstlei-
ster. Er bietet im Allgemeinen Oberfla¨chen-, Werkstoff- und Verfahrenstechnik, Pru¨fmittelu¨ber-
wachung und Kalibrierservice an. Bei VP 7 ist das wissenschaftliche Institut - abweichend von
der Rolle der Institute, die sich im Allgemeinen auf Prozessuntersuchungen und Simulationen
fokussiert - der Eigentu¨mer und Betreiber der Pilotanlagen und damit der Hersteller des er-
sten ZP (vgl. Reußmann 2004: 17, 23). Damit steht es ebenfalls in der Verantwortung nicht
nur fu¨r die wissenschaftliche, sondern auch fu¨r die technische und wirtschaftliche A&V der
Forschungsresultate. Zuwendungsempfa¨nger, stellvertretend fu¨r die wissenschaftlichen Institu-
te, sind ha¨ufig Vereine zur Fo¨rderung der Institute. Die Arbeiten und die Berichte fertigen
allerdings die Forschungseinrichtungen an.
Die in Abschnitt 2.1 im Zielsystem fu¨r den Schwerpunkt des Fo¨rderkonzeptes verankerte
Interdisziplinarita¨t zwischen Ingenieurwissenschaften, O¨kologie und Sozioo¨konomie liegt zu-
mindest fu¨r die ersten beiden Disziplinen mo¨glicherweise in den VP 4 und 7 vor. Ha¨ufiger
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allerdings werden in den Projekten dem Bestreben nach Transdisziplinarita¨t, der Einbeziehung
von Nutzern, entsprochen, wie an der stilisierten Rollenzuschreibung zu sehen ist.
Diese plakative Rollenzuschreibung auf Basis der Abschlussberichte und der Interviews soll
illustrieren, dass sich die Projekte hauptsa¨chlich entlang von Wertscho¨pfungsketten konstituiert
haben. So vermeiden sie den Wettbewerb zwischen Projektpartnern, a¨hnlich den Untergrup-
pen des in Abschnitt 6.2.2 vorgestellten VPs. Ausnahme ist das erste VP. Hier koordiniert
das Institut das Projekt sternfo¨rmig und stellt fu¨r alle Unternehmen den wesentlichen fach-
lichen Partner dar: Jedes Unternehmen bearbeitet seinen Part bilateral zusammen mit dem
Institut. Dies ist mo¨glich, da die Projektteile zeitlich nicht voneinander abha¨ngig sind. Die
Aufgabenverteilung entlang einer Wertscho¨pfungskette schafft hingegen zeitliche und inhalt-
liche Interdependenzen, die eine u¨ber einen allgemeinen Erfahrungsaustausch hinausgehende
Kommunikation beno¨tigen. Allerdings sind die Rollen nicht so eindeutig wie dargestellt. So
wird z.B. in VP 5 zwar das Unternehmen, das die Neuerung zuletzt bearbeitet, als Anwender
bezeichnet. Tatsa¨chlich aber setzt es das Produkt in ein anderes Produkt aus seinem Ver-
kaufsportfolio ein und ist so wiederum Hersteller. In VP 4 dagegen reicht der eine Hersteller
dem anderen offensichtlich ein ZP, der dieses dann zu einem Produkt weiterbearbeitet. Mo¨gli-
cher Nachteil fu¨r die spa¨tere A&V kann in solchen Projekten wie VP 4 und 5 sein, dass die
Nutzer- und Anwenderperspektive schlechter integriert ist.
In der Mehrheit hat - entsprechend der in Abschnitt 5.2.2 vorhergesagten Rolle der Pro-
jektleitung - jeweils ein wissenschaftlicher Partner die Koordinationsaufgaben u¨bernommen.16
Zudem sind zwei, der MA-Zahl nach große Unternehmen (oder Unternehmensgruppen) in der
Rolle vorzufinden. Unternehmen mit weniger als 1101 Mitarbeiter u¨bernehmen diese Funktion
nicht - vermutlich aufgrund ihrer geringeren personellen Kapazita¨ten und ihren Stellungen in
der Wertscho¨pfungskette.
Die Fo¨rdersummen verdeutlichen die Gro¨ßenordnungen der Projekte und sind schwache
Indikatoren fu¨r die Anteile der TN an dem Projektergebnis. Die Gesamtbetra¨ge variieren zwi-
schen den Projekten erheblich: Zwischen 252.000 und 1.225.000 Euro werden je Projekt aus-
geschu¨ttet. Innerhalb der Projekte gibt es ebenfalls große Spannbreiten. Dabei sind die Streu-
ungen offensichtlicher von den Rollen im Projekt als von den MA-Zahlen der Unternehmen
16Als Vorteile von wissenschaftlichen Partnern in der Rolle des Koordinators werden - hier im Vorgriff
auf die Interviews - von Unternehmen die vergleichsweise großen Personalkapazita¨ten fu¨r Planung und
Durchfu¨hrung von Projekten, die Erfahrung im Umgang mit den administrativen Vorga¨ngen beim PT
sowie der aktuelle Wissensstand gesehen (I2, I5, I10, I11, I15, I17). Als nachteilig allerdings bemerkt ein
Gespra¨chspartner (I7), dass auch bei den wissenschaftlichen Instituten Personalwechsel wa¨hrend des
Projektes vorkommen und die Einarbeitung von neuen, unerfahrenen Mitarbeitern insbesondere auf
der Position der Projektleitung ein Projekt wesentlich aufhalten kann. Dieses Argument wird auch von
Griese et al. (2001: 33) genannt. Zwei weitere Befragte (I9, I15) sehen die Gefahr, dass das Interesse des
wissenschaftlichen Partners, zu forschen, dazu fu¨hrt, dass er die industrielle Anwendung aus den Augen
verliert. Ein weiterer Gespra¨chspartner (I12) moniert etwas a¨hnliches: Die Anwendungsorientierung
ko¨nnten viel eher industrielle Partner mit einbringen.
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beeinflusst: Einzelne Hersteller erhalten eine gro¨ßere finanzielle Unterstu¨tzung als einzelne An-
wender. Nur in VP 5 und 6 und teilweise in VP 8 gibt es davon Ausnahmen.
Mutmaßlich korreliert die Unternehmensgro¨ße ebenfalls geringfu¨gig positiv mit der Gro¨ße
des Anteils am Projektergebnis, der nachfolgenden A&V, aber negativ mit der strategischen
Bedeutung von VP fu¨r ein Unternehmen. Die Angaben in der Tabelle sind allerdings wenig relia-
bel: Die Quellen - zum Teil die Interviews, zum Teil Internetauftritte -, die Bezugszeitpunkte -
teilweise die Fo¨rderung, teilweise 2007 - und die Bezugsobjekte - Standort, Unternehmen, Kon-
zern - unterscheiden sich. Von EU-Definitionen fu¨r KMU wird deshalb, und weil die Umsa¨tze
nicht bekannt sind, abgewichen. Alternativ werden im Folgenden die aufgefu¨hrten TN mit bis
zu 100 MA als kleine, Unternehmen mit bis zu 500 MA als mittlere und die mit u¨ber 501 MA
als große TN bezeichnet. Entsprechend dieser Kategorisierung zeigt sich die Verteilung unter
den 25 industriellen Partnern mit sieben kleinen, fu¨nf mittleren und zehn großen TN relativ
ausgewogen. Bei drei TN sind die MA-Zahlen nicht bekannt.
Die Anzahl an teilgenommenen nationalen VP vor den untersuchten Projekten wird als ein
schwaches Anzeichen fu¨r die Routine der wirtschaftlichen Partner mit gefo¨rderten Koopera-
tionen angesehen. Erfahrungen mit VP in Deutschland haben neun von 25 Unternehmen, also
knapp zwei Fu¨nftel der wirtschaftlichen TN, mit insgesamt mindestens 12 VP vorher gesam-
melt. Darunter findet sich nur ein, der MA-Zahl nach kleines Unternehmen. Die u¨brigen acht
Unternehmen sind große TN. Dies legt nahe, dass die kleinen und mittleren Unternehmen
angesichts ihrer geringen Routine vorsichtig in den betrachteten VP agieren. Nach den explo-
rierten VP folgen bei sechs Unternehmen - und zwar nur bei denen, die auch schon vorher an
VP teilgenommen haben - mindestens weitere 9 VP in Deutschland. Dabei ragt ein von der
MA-Zahl her kleines Unternehmen heraus: Es hat laut der Fo¨rderdatenbank des BMBF nach
dem betrachteten VP weitere drei VP durchgefu¨hrt. In der Summe hat es bis Ende 2007 an
fu¨nf VP auf nationaler Ebene teilgenommen.
Der unternehmensbezogene Indikator ist fu¨r Erfahrungen in VP allerdings nur bedingt aus-
sagekra¨ftig, da Erfahrungen eher personengebunden sind. Dies zeigen - ebenfalls im Vorgriff
- die Interviews: Mindestens drei Befragte haben vorher in VPs mitgearbeitet, ohne dass ihr
Arbeitgeber damit Erfahrungen gesammelt hat. In einem anderen Fall ist das Unternehmen
VP-bewandert, der das Projekt intern betreuende Mitarbeiter allerdings noch nicht. Damit
mu¨ssen die unternehmensbezogenen Erfahrungen aus vorherigen VP nicht notwendigerweise
auch in den betrachteten VP zum Tragen gekommen sein, die personengebundenen Erfahrun-
gen hingegen schon. Hierzu existieren allerdings nicht von allen TN Daten.
Aus den Abschlussberichten geht fu¨r die Ha¨lfte der acht VP die Inanspruchnahme von
externen Kontakten fu¨r Teile der VP hervor (vgl. Universita¨t Paderborn - Institut fu¨r Kunst-
stofftechnik (KTP) 2005: 7), (vgl. Arenz GmbH 2005: 6), (vgl. Pape GmbH 2005: 6), (vgl.
Fraunhofer-Institut fu¨r Angewandte Polymerforschung et al. 2005: 4, 9), (vgl. Taeger, Frank
2005: 3ff.), (vgl. Reußmann 2004: 59). Sie werden als extern bezeichnet, da sie keine oder
154
7 Empirische Untersuchung: Fallstudien im Kunststoff- und Kautschuksektor
nur als Unterauftragnehmer mittelbar Fo¨rdermittel erhalten. Bei VP 1 handelt es sich um
eigene Lieferanten und o¨rtlich ansa¨ssige Anwender. Im vierten VP sind alle drei TN durch
ihre sonstigen Gescha¨ftsta¨tigkeiten bereits in Wissensnetzwerke eingebunden. Deshalb wird
davon ausgegangen, dass die an Teilen mitwirkenden zwei wissenschaftlichen Einrichtungen
und acht Unternehmen, davon drei Anwender, zuvor bekannt waren (vgl. Fraunhofer-Institut
fu¨r Angewandte Polymerforschung et al. 2005: 4, 9). Im fu¨nften VP wird ein bekanntes, großes
Unternehmen fu¨r einen Teil um Unterstu¨tzung gebeten (vgl. Taeger, Frank 2005: 3ff.). Im sieb-
ten VP werden wa¨hrend des Projektes mehrere externe Kontakte mit Projektteilen vertraut
gemacht (vgl. Reußmann 2004: 6, 59). Bei all diesen genannten externen Kontakten ist es
wahrscheinlich, dass sie den TN vorher bekannt waren.
7.3 Umsetzung und Auswertung der Interviews
In Abschnitt 7.3.1 wird die Ausfu¨hrung der Interviews beleuchtet und die Unternehmen nach
den Merkmalen Rolle des Unternehmens, Unternehmensalter und MA-Zahl charakterisiert.
Darauf folgen Abschnitte, in denen die Interviews gema¨ß den in Abschnitt 7.1.3 formulierten
Fragen beschrieben und analysiert werden.
Allen Interviewpartnern wird vor Gespra¨chsbeginn Anonymita¨t zugesichert: In der Auswer-
tung werden weder sie noch ihr Unternehmen namentlich genannt. Auch werden ihre Aussa-
gen nicht dem jeweiligen VP zugeordnet. Um pra¨gnante A¨ußerungen spa¨ter nachvollziehen zu
ko¨nnen, werden die Interviews in der Reihenfolge willku¨rlich mit I1 bis I17 benannt und die
A¨ußerungen damit belegt, sofern es nicht der Anonymita¨t schadet.
7.3.1 Durchfu¨hrung der Interviews
Geplant ist, je einen Projektverantwortlichen aus jedem Unternehmen sowie die verantwortli-
chen Personen beim PT zu interviewen. Das ergibt eine Gesamtzahl von 25 Unternehmens-
vertretern und drei Akteuren beim PT. Der Projektverantwortliche ist deshalb relevant, weil
die Suche nach den Ursachen fu¨r die jetzige A&V oder Kooperation einer guten Kenntnis der
Abla¨ufe in den VP bedu¨rfen. Dass nicht weitere Personen um Interviews gebeten werden, ist
insofern kritisch zu hinterfragen, als dass einige Fragen Wissen u¨ber die Einbettung des For-
schungsprojektes in die Wettbewerbs- oder Produktionsstrategie und Wissen u¨ber Ta¨tigkeiten
anderer Abteilungen voraussetzen. Dieses Wissen muss bei den Projektverantwortlichen nicht
immer gegeben sein. Allerdings wird davon ausgegangen, dass die Bereitschaft der Unterneh-
men zu Gespra¨chen ungleich geringer ausfallen wird, wenn die Zeit von noch mehr Personen
aufgewendet werden muss.
Die 25 Personen in den Unternehmen und die Mitarbeiter des PTs werden zuerst telefo-
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nisch, manchmal auch per E-Mail kontaktiert und um ein Interview gebeten. Ha¨ufig bedarf es
noch einer schriftlichen Erla¨uterung zu den Hintergru¨nden der Anfrage. Von den 25 Personen
erkla¨ren sich 17 fu¨r ein Interview bereit. Dabei wird in einem Fall nicht mit dem Projektverant-
wortlichen, sondern mit der Gescha¨ftsfu¨hrung gesprochen, da der zusta¨ndige Mitarbeiter das
Unternehmen verlassen hat. In mehreren anderen Fa¨llen wechselten wa¨hrend der Projektdauer
die Verantwortlichkeiten: Sichergestellt wird, dass die Befragten dennoch zu der Mehrzahl der
Fragen Auskunft zu geben vermo¨gen.
Die u¨brigen acht Unternehmen haben unterschiedliche Gru¨nde, nicht fu¨r ein Gespra¨ch zur
Verfu¨gung zu stehen. In zwei Unternehmen hat der jeweilige Projektverantwortliche das Un-
ternehmen verlassen, ein Unternehmen ha¨lt seine Mitarbeit fu¨r zu belanglos fu¨r ein Gespra¨ch,
in einem Unternehmen unterliegen alle Mitarbeiter der Schweigepflicht, eine weitere Person
verweist schlicht und sehr versta¨ndlich auf
’
fehlende Zeit‘, ein Unternehmen reagiert auch auf
wiederholte Anfragen nicht und ein weiteres wird, nachdem andere befragt wurden, aufgrund
seiner marginalen Rolle im VP nicht mehr kontaktiert.
Die folgende Tabelle zeigt die Verteilung der Gespra¨che je VP und charakterisiert die Ge-
spra¨chspartner gema¨ß den oben angesprochenen Basisangaben:
Nr. Anz.
Interviews
Rolle TN U.gru¨ndung MA-Zahl
1 4 Hersteller 2003 1 - 50
Hersteller 1971 51 - 100
Anwender 1985 51 - 100
Anwender 1949 801 - 1100
2 2 Hersteller 1910 als GmbH,
es ex. ein Vorla¨ufer
501 - 800
Anwender ca. 1950 vermutl. 251 - 500
3 1 Hersteller im 19. Jh. 801 - 1100
4 1 Hersteller 1980 1 - 50
5 3 Hersteller (1. ZP) ? mehr als 1101
Hersteller (2. ZP) 1966 mehr als 1101
Anwender im 19. Jh. mehr als 1101
6 2 Hersteller ? 1 - 50
Anwender,
Koordinator
1853 mehr als 1101
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Anwender 1957 mehr als 1101







Hersteller (ZP) ca. 1955 51 - 100
Tabelle 7.4: Charakteristika der interviewten Teilnehmer, eigene Darstellung
Die Variationsbreite der Unternehmensgro¨ßen und -alter ist groß: Wie im vorherigen Abschnitt
7.2.2 kategorisiert, haben alle sieben der MA-Zahl nach kleinen TN, ein mittelgroßer TN und
mit neun Unternehmen fast alle großen TN an der Befragung teilgenommen. Bei dieser Rech-
nung bleiben die drei Unternehmen, bei denen die MA-Zahl unbekannt ist, unberu¨cksichtigt.
Fu¨r das Unternehmensalter ist, obwohl von einigen Unternehmen das Gru¨ndungsdatum nicht
bekannt ist und aufgrund von Umwandlungen, U¨bernahmen und anderen Einschnitten einige
Angaben auch anders gefasst werden ko¨nnten, zumindest Folgendes gewiss: Es gibt nur zwei
Unternehmen, die in den letzten zehn Jahren und zwei Unternehmen, die in den 1980er Jahren
gegru¨ndet worden sind. Alle u¨brigen Unternehmen sind a¨lter.
Die ersten beiden Interviews waren sehr ausfu¨hrlich. Deshalb wurde das zweite Interview nicht
beendet. Danach wird die Interviewtechnik hin zu einfacheren Erkla¨rungen, einem besseren
Einstieg und einem gro¨ßeren Anteil an offenen Fragen modifiziert. Dies strafft hauptsa¨chlich
den zeitlichen Ablauf. Da es kaum inhaltliche Vera¨nderungen gibt, werden die Antworten dieser
beiden Gespra¨che in der Auswertung genauso wie die anderen behandelt. Danach betra¨gt die
Interviewzeit zwischen 45 Minuten und 1 1/2 Stunden.
Fast alle Interviews finden im perso¨nlichen Gespra¨ch im Zeitraum vom 6. November bis
zum 18. Dezember 2006 statt. Ein Gespra¨ch wird telefonisch durchgefu¨hrt. Mitunter ziehen
die Befragten noch andere Personen aus dem Unternehmen hinzu. Beim PT wird mit zwei
Mitarbeitern gesprochen. Der Einfachheit halber wird aber im Folgenden fu¨r jede Gespra¨chs-
situation, die jeweils einer Organisation zurechenbar ist, u¨ber die Gegenu¨ber in der Einzahl
gesprochen.
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7.3.2 Beachtung der Gu¨tekriterien
Methodisch gesehen ist fu¨r eine Studie zur Verhaltensadditionalita¨t ein Vergleich mit einer
nicht gefo¨rderten Kontrollgruppe oder einer Kontrollgruppe, die mit alternativen Instrumenten
behandelt wird und fu¨r welche die Selektionsverzerrung hin zu gefo¨rderten Projekte weitgehend
ausgeschaltet wird, am besten geeignet (vgl. Rave (2005: 335ff.), Rossi et al. (2004: 58ff.), Fier
(2002: 171ff.), Mohr (1995)). Unzuverla¨ssiger sind Vorher-Nachher-Vergleiche oder qualitative,
problemorientierte Analysen (vgl. Kuhlmann und Holland 1995: 17f.).
Fu¨r die vorliegende Untersuchung gibt es weder die Option eines Vorher-Nachher-Vergleichs,
da die dafu¨r beno¨tigte Zeitspanne zu groß ist, noch lassen sich Kontrollgruppen innerhalb
oder außerhalb der Fo¨rderung identifizieren, die hinreichend a¨hnlich sind. Dies beruht auch
darauf, dass ungefo¨rderte Kooperationen fu¨r externe Marktbeobachter kaum sichtbar sind.
Deshalb wird die qualitative, problemorientierte Analyse gewa¨hlt. Dabei erfolgt der Vergleich
mit ungefo¨rderten Projekten subjektiv und retrospektiv oder aber hypothetisch und kann mit
den diesen zuzurechnenden Fehlern behaftet sein. Diese methodischen Schwa¨chen beeinflussen
den Erfu¨llungsgrad der Gu¨tekriterien negativ.
Zur Sicherung der Intersubjektivita¨t und der Reliabilita¨t werden folgende Maßnahmen durch-
gefu¨hrt: In der Kombination von Literaturrecherche und Interviews von mehreren TN eines
VPs findet eine Zusammenfu¨hrung mehrerer Datenquellen statt. Die Interviews werden je-
weils transkribiert und den Interviewpartnern schriftlich vorgelegt mit der Bitte um Korrektur
falsch verstandener Angaben. Sie werden aufgrund der Zusicherung von Vertraulichkeit der
O¨ffentlichkeit nicht zuga¨nglich gemacht. Da zum einen die A&V teilweise noch nicht abge-
schlossen ist und ebenso vereinzelt noch U¨berlegungen zu kooperieren im Raum stehen, und
zum anderen die Mo¨glichkeit angenommen wird, dass sich in der retrospektiven Darstellung die
Erinnerungen noch a¨ndern, ist es mo¨glich, dass bei einer Wiederholung der Befragungen durch
andere Forscher sich andere Ergebnisse ergeben ko¨nnen. Dies mindert die Intersubjektivita¨t
und Reliabilita¨t.
Die interne Validita¨t kann aufgrund des Attributionsproblems und der genannten Retrospek-
tivita¨t der Befragungen nicht als sichergestellt angenommen werden. Damit ist die analytische
Generalisierbarkeit schwach. Dies ist entsprechend bei den Schlussfolgerungen zu beru¨cksich-
tigen. Gleichwohl ko¨nnen aus der Fallstudie zumindest Ausgangspunkte fu¨r weitere Untersu-
chungen abgeleitet werden.
7.3.3 A&V der Forschungsergebnisse
Aus den Abschlussberichten geht hervor, dass mit Ausnahme des VP 5 die kommerzielle Ver-
wertung noch nicht oder erst eingeschra¨nkt auf wenige Anwendungsfa¨lle mo¨glich ist. Bei VP 5
ist angesichts der Ergebnisse keine weitere unmittelbare technische oder wirtschaftliche A&V
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zu erwarten.
Zwischen Fo¨rderende und Interviewzeitpunkt liegen mindestens ein Jahr und vier Monate.
Entsprechend den in Unterkapitel 5.1 angesprochenen Zielen im Forschungsprogramm inter-
essiert priorita¨r, wie weit fortgeschritten die A&V aus den u¨brigen VP in Hinblick auf die
betriebliche oder die marktseitige Einfu¨hrung ist. Gema¨ß der in Abschnitt 7.2.1 erwa¨hnten
Daumenregel wird hier differenziert zwischen den elf interviewten Herstellern und den sechs
Anwendern. Gleichzeitig jedoch werden die Interviewpartner bei dieser Unterscheidung nicht
mit Abku¨rzungen gekennzeichnet, um die Wiedererkennung zu erschweren.
Zwei Hersteller lassen die Forschung zuna¨chst ruhen: Einer der beiden hat einem Projektpart-
ner die Rechte an der Maschine abgetreten. Damit ha¨ngt er von dessen weiteren Verwertungs-
schritten ab. Der zweite hat allein nicht genu¨gend F&E-Kapazita¨ten und ha¨lt es angesichts
der Marktentwicklung, den noch zu u¨berwindenden technischen Schwierigkeiten und seiner
Stellung in der Wertscho¨pfungskette nicht fu¨r erfolgversprechend, einen erneuten Verbund zu
initiieren. Zu drei Herstellern liegen keine Aussagen vor. Die sechs u¨brigen Hersteller forschen
zumindest bis zum Interviewzeitpunkt auf unterschiedliche Weise weiter: Einer transferiert die
Ergebnisse auf eine verwandte Fragestellung und bearbeitet sie zusammen mit einem projek-
texternen Kunden. Der zweite hat einige seiner Maschinen zu Versuchszwecken modifiziert.
Da die angestrebte Innovation aber weiterhin nicht stabil la¨uft, wird sie nur experimentier-
freudigen Kunden angeboten. Wesentlicher fu¨r ihn ist zum Interviewzeitpunkt allerdings eine
Forschungsidee, die im Rahmen des VP aufkam. Von dieser verspricht er sich einen großen
Wettbewerbsvorteil und bearbeitet sie in einem Forschungsprojekt weiter. Drei weitere verfol-
gen inhaltlich immer noch das Ziel des VP, alle auch zeitweilig in mehr oder weniger enger
Zusammenarbeit mit dem wissenschaftlichen Partner. Einer dieser drei erha¨lt zusammen mit
dem wissenschaftlichen Partner und einem projektexternen Kontakt fu¨r dieses anschließende
Gemeinschaftsprojekt wiederum eine Fo¨rderung. Zugleich sucht er nach bereits nach einem
Produktionspartner, der kleine Mengen zu wettbewerbsfa¨higen Preisen zur Markterschließung
herstellen kann. Der sechste berichtet von weiteren Forschungsprojekten im Haus und von
bereits von kommerzialisierten Produkten. Drei andere der sechs Genannten erwarten minde-
stens, in zwei bis drei Jahren mit ihrem jeweiligen Produkt Umsatz zu erzeugen. Einer von
ihnen spricht gar von Gewinn nach diesem Zeitraum; er ist in der Markteinfu¨hrungsphase.
Anwender haben mehrere Mo¨glichkeiten, ihre Prozesse zu verbessern. So verzichtet ein An-
wender zum Interviewzeitpunkt darauf, die Forschungsresultate weiter zu verfolgen, weil er mit
anderen Maßnahmen kostengu¨nstiger a¨hnliche Effekte erzielen kann. Ein zweiter Anwender
will erst bei entsprechender Nachfrage investieren. Diese hat sich seit Projektbeginn deutlich
verringert. Der dritte Anwender sieht die Wirtschaftlichkeit nicht als gegeben an, verzichtet
auf die betriebliche Nutzung der eigenen Forschungsergebnisse und sucht stattdessen nach
einer Lo¨sung am Markt. Beides zeigt, dass die A&V der Forschungsergebnisse nicht gleich-
gerichtet mit der strategischen Bedeutung nach Projektabschluss laufen muss, sondern eher
abha¨ngig ist von der Zielerreichung in den Projekten. Das Ziel bleibt bestehen, es wird nur
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nach anderen Lo¨sungswegen fu¨r das Unternehmen gesucht. Dagegen haben zwei Anwender
durch die VP leicht positive Effekte in ihren Prozessen erfahren, ohne allerdings die Einsparun-
gen quantifizieren zu ko¨nnen. Einer der beiden hat in a¨hnlicher Weise nach Projektende mit
seinem Lieferanten ebenfalls Einsparungseffekte erzielen ko¨nnen. Der zweite Anwender pru¨ft
angesichts der Kosten, ob sich eine Umru¨stung weiterer Maschinen oder eher eine Investition
nach dem Abschreibungszeitraum rentiert. Alle skizzierten Hemmnisse sind nicht sektorenty-
pisch, sondern finden sich in der ein oder anderen Form auch bei der Ursachenanalyse von
Griese et al. (2001: 35) wieder. Eine externe Vermarktung war oder ist bei fast allen nicht
vorgesehen - mit einer Ausnahme, welche die Resultate allerdings nicht verwertet. Fu¨r einen
Anwender ist keine Aussage zu treffen.
Wenn Innovationen noch nicht so verbreitet werden ko¨nnen, so ist die wissenschaftliche A&V
fu¨r die O¨ffentlichkeit um so interessanter: Ein Großteil der wissenschaftlichen A&V wa¨hrend
und kurz nach den VP findet in den o¨ffentlich zuga¨nglichen Abschlussberichten Beachtung.
Hinsichtlich der technischen und wirtschaftlichen A&V halten diese sich allerdings bedeckt.
Den Berichten (vgl. Universita¨t Paderborn - Institut fu¨r Kunststofftechnik (KTP) (2005: 18ff.),
Arenz GmbH (2005: 23), Pape GmbH (2005: 13), Po¨ppelmann GmbH Co. KG (2005: 27f.),
Meh (2005: 81f.), Fraunhofer-Institut fu¨r Angewandte Polymerforschung et al. (2005: 52ff.),
Graf (2005: 52ff.), Reußmann (2004: 59ff.)) und den Interviews nach werden in mindestens
sechs VP in verschiedenem Ausmaß wa¨hrend und nach der Fo¨rderung Fachartikel publiziert und
Konferenz- und Seminarvortra¨ge gehalten sowie die Ergebnisse in Diplom- und Doktorarbeiten
verwendet. In einem Projekt wird zu dem Thema eine Tagung ausgerichtet. In mindestens drei
Fa¨llen wird jeweils ein Patent angemeldet. Dass die wissenschaftlichen Partner die Ergebnisse in
die Lehre mit einfließen lassen, wird ebenfalls mehrfach genannt. Zudem wechseln in mindestens
drei Fa¨llen jeweils ein Mitarbeiter des wissenschaftlichen Institutes oder ein Diplomand zu einem
wirtschaftlichen TN in die Anstellung.
Gut zwei Drittel aller befragten Unternehmensangeho¨rige sehen jedoch die Verantwortung
fu¨r diese Art der Verwertung eher beim wissenschaftlichen Partner. Entsprechend haben sie
sie selbst nicht forciert oder hauptsa¨chlich in Kooperation mit dem jeweiligen Institut durch-
gefu¨hrt. Die Gru¨nde fu¨r diese Zuru¨ckhaltung sind unterschiedlich: Die genannten Motive lassen
sich zum einen auf den prima¨ren Fokus der Gewinnerzielung zuru¨ckfu¨hren. Dies entspricht der
in Abschnitt 2.4.2 gea¨ußerten Vermutung. So argumentieren fu¨nf Befragte (I2, I6, I9, I10,
I13), dass sie aufgrund der nicht oder erst eingeschra¨nkt vorhandenen Marktreife das breite
Fachpublikum nicht informiert haben. Einer (I7) verweist darauf, dass die Weiterentwicklung
nicht sein Kerngescha¨ft betrifft. Vier Befragte (I1, I2, I3, I14, I15) setzen nur ausgewa¨hlte
Kunden u¨ber ihren Kompetenzgewinn in Kenntnis und passen teilweise die Technologien in-
dividuell an. Zum anderen spielt die Besorgnis u¨ber Informations-Spillover eine Rolle (I3, I7,
I10, I15). Im Gegensatz dazu ist es wiederum einem Unternehmen (I16) wichtig, nach außen
als modernes, forschendes Unternehmen mit aktuellem Know-How aufzutreten. Vor diesem
Hintergrund nimmt es die Gelegenheit wahr, daru¨ber zu vero¨ffentlichen.
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Resu¨mierend ist durch die technische und wirtschaftliche A&V der Hersteller nach zwei von
acht Projekten mindestens eine Innovation erzeugt worden, die bereits marktreif ist. Diese
Quote von 25 Prozent la¨sst angesichts des maximal zweija¨hrigen Interviewabstandes zu den
VP eine positive Bilanz erwarten. Denn im Vergleich dazu betrug der Abstand der in Abschnitt
5.4.4 erwa¨hnten Studie von Angerer et al. (1997), das einen Benchmark von 37 Prozent setzt,
mindestens vier Jahre. Andere Maßsta¨be, wie viele Innovationen in welcher Zeitspanne nach
gefo¨rderten, anwendungsnahen Projekten erwartet werden ko¨nnen, sind nicht bekannt. Die
Resonanz der Anwender auf die Forschungsresultate ist verhaltener. Das mag daran liegen,
dass sie die Anfangsschwierigkeiten der Technologien miterlebt haben. Fu¨r einen gewissen
Ausgleich sorgt, dass mehr als die Ha¨lfte der Befragten (I2, I5, I9, I11, I10, I13, I15, I17)
die mittelbaren Effekte der VP ungefragt wu¨rdigt.17 Der mo¨glicherweise aus dieser Bandbreite
resultierende Outcome ist aber nicht zuweisbar. Angesichts dieses relativ guten Eindrucks
hinsichtlich der unmittelbaren technischen und wirtschaftlichen A&V sind Erwartungen an
besondere Maßnahmen in den untersuchten VP vorhanden.
7.3.4 Projektinterne Maßnahmen fu¨r spa¨tere A&V
Bei Fragen zu besonderen, projektimmanenten Maßnahmen - sei es zwecks der spa¨teren A&V
oder des nachfolgenden Kooperationshandelns - ru¨ckt die Rolle des PTs als erfahrener Inter-
media¨r mit einem Interesse an dem gesamten Gelingen in das Blickfeld. Die Art und Weise,
wie er von den Befragten als im Projekt agierend wahrgenommen wird, ist ein erstes Indiz fu¨r
den Umfang solcher Maßnahmen.
Zu der Wahrnehmung seiner Rolle liegt allerdings von 40 Prozent der Befragten keine Aus-
sage vor. Fu¨r die u¨brigen gilt folgende Stimmverteilung. Fu¨nf Befragte (I6, I14, I16, I10, I12)
beschreiben ihn als administrativ unterstu¨tzend und ansonsten beobachtend. Drei Gegenu¨ber
(I3, I9, I15) erlebten ihn daru¨ber hinaus als in schwierigen Situationen mit koordinierend und
auf die Projektziele fokussierend. Zwei der drei Aussagen korrespondieren mit den in Abschnitt
7.2.2 erwa¨hnten Befu¨rchtungen, dass die Leitung durch Forschungsinstitute die Gefahr birgt,
dass die wirtschaftliche Anwendung zugunsten des wissenschaftlichen Erkenntnisgewinns ver-
nachla¨ssigt wird. Hier scheint der PT als das regulierende, katalysierende Element im Sinne
der Ziele des zugrunde liegenden Forschungsprogramms (siehe Abschnitt 5.1) agiert zu ha-
ben. Weiter empfindet ein Befragter (I2) ihn als Kontrolleur u¨ber die zweckvolle Verwendung
von Subventionen, honoriert aber seine administrative Unterstu¨tzung bei KMUs. Ein weiterer
17Die Spannbreite ist weit: Die VP werden gescha¨tzt fu¨r die Gewinnung neuer Erkenntnisse u¨ber gangbare
Wege, Sackgassen und auf andere Bereiche transferierbare Ergebnisse. Dann sind nach dem Projekt auch
die Eigenschaften, Entwicklungs- und Herstellungskosten der angestrebten Technologien und das sonstige
Angebot an Lo¨sungen am Markt den TN besser bekannt. Weiterhin werden sie honoriert dafu¨r, dass mit
ihnen das Wissen u¨ber den neuesten Stand der Technik und Analysemethoden aufgefrischt werden kann
und sie die Mo¨glichkeit bieten mit Ausru¨stungen zu arbeiten, zu denen einige Unternehmen sonst keinen
Zugang haben. Zuletzt wird bemerkt, dass mit ihnen auch eine Steigerung der Reputation einhergeht.
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(I4) reduziert seine Rolle im Projekt auf
’
genehmigen‘. Lediglich ein Befragter (I3) betont die
fachliche Unterstu¨tzung, resultierend aus dem naturwissenschaftlichen Hintergrund des PTs .
Allerdings formuliert auch kein Befragter die Erwartung, vom PT fachliche Unterstu¨tzung zu
erhalten. Bezu¨glich der Maßnahmen lassen diese Antworten trotz der relativ hohen Ausfallquote
die durch die A&V-Ergebnisse hervorgerufenen Erwartungen sinken.
Die Frage, ob sie wa¨hrend des VPs besondere Maßnahmen seitens des PTs fu¨r eine spa¨tere
A&V - abgesehen von der Pflicht, einen Verwertungsplan aufzustellen - wahrgenommen haben,
verneinen knapp die Ha¨lfte aller Befragten. Zwei Gespra¨chspartner bejahen es. Der erste (I8)
wurde vom PT auf weitere Fo¨rdermo¨glichkeiten aufmerksam gemacht. Der zweite (I15) ver-
weist auf Vero¨ffentlichungen auf der Webseite des PTs, auf die Fo¨rderdatenbank des BMBF
und Großveranstaltungen zusammen mit anderen Projekten. Die u¨brigen Befragten a¨ußern sich
nicht explizit dazu und deuten auch in ihren anderen Aussagen keine besonderen Maßnahmen
an.
Die Meinungen daru¨ber, ob und welche Maßnahmen zuku¨nftig im VP ergriffen werden ko¨nn-
ten, sind geteilt: Fu¨nf Befragte lassen dazu nichts verlauten. Vier Interviewte sehen fu¨r sich
keinen Bedarf: Ein Argument ist, dass ein etabliertes Unternehmen genu¨gend eigene Marketing-
und Vertriebskompetenzen besitzt (I1) oder diese am Markt einkaufen kann (I5). Ein zwei-
tes ist, dass angesichts des erho¨hten Risikos ohnehin nur ein Teil der Forschungsergebnisse
wahrscheinlich wirtschaftlich erfolgreich sein wird (I3, I15).
Andere TN schlagen verschiedene Mittel vor: Drei Gespra¨chspartner (I2, I3, I9) regen ver-
bundu¨bergreifende Veranstaltungen innerhalb derselben Ausschreibung an. A¨hnlich fa¨nden es
zwei Gegenu¨ber (I2, I14) nu¨tzlich, wu¨rde der PT den U¨berblick, den er angesichts seiner
Schnittstellenrolle zwischen Projekten, Branchen und dem BMBF hat, dazu nutzen, um zwi-
schen gleichartigen Projekten zu vermitteln. Zwei Interviewpartner (I12, I14) gehen darauf
ein, dass der PT allgemein das Knu¨pfen weiterer interdisziplina¨rer und branchenu¨bergreifen-
der Kontakte unterstu¨tzen ko¨nnte. Ein weiterer Konsultierter (I16) wu¨rde gerne auf weitere
Fo¨rderprogramme hingewiesen werden. Fu¨r ein KMU (I5) wa¨re es interessant, bei betriebs- oder
marktnahen Forschungsergebnissen wa¨hrend der Fo¨rderlaufzeit an Veranstaltungen mit Inve-
storen teilzunehmen. Ein Befragter (I12) wu¨nscht sich eine breitere O¨ffentlichkeitsarbeit des
PTs: Eine leicht auffindbare Darstellung der Projektthemen und -partner auf dessen Webseiten
sowie die Vorstellung der Projekte auf Veranstaltungen. Hingegen ist es einem Gespra¨chspart-
ner (I16) u¨berhaupt nicht bewusst, inwiefern der PT die Projekte o¨ffentlich kommuniziert.
Hier zeigt sich also Aufkla¨rungsbedarf.
Die aufgeza¨hlten Maßnahmen sind allerdings unter den Befragten nicht unumstritten: Ein
Gespra¨chspartner (I2) zweifelt, ob nicht mehr Maßnahmen im Projekt seitens des PT mehr
Sto¨rungen mit sich bringen - und dies nicht nur vor dem Hintergrund, dass ein Projektteam
bereits einen eigenen Koordinator definiert, sondern auch davor, dass Unternehmen Projekte
neben ihrem eigentlichen Tagesgescha¨ft bewa¨ltigen mu¨ssen. Drei Interviewte (I8, I12, I14)
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weisen darauf hin, dass eine Beratung u¨ber Marketing- und Vertriebsstrategien genaue Sekto-
renkenntnisse erfordern, die sie dem PT angesichts seiner zu betreuenden Projektanzahl und
-vielfalt in der notwendigen Tiefe nicht zutrauen. Zwei Gegenu¨ber (I15, I17) betrachten eine
O¨ffentlichkeitsarbeit des PT mit gemischten Gefu¨hlen: Einerseits hat die O¨ffentlichkeit ein
Recht darauf, zu erfahren, was von Steuermitteln gefo¨rdert wird. Andererseits mo¨chten sie in
Anbetracht des Wettbewerbs um so weniger nach außen dringen lassen oder dies wenigstens
kontrollieren, je markt- oder betriebsreifer ein Innovationsprozess wird.
Der PT wiederum relativiert einige Punkte. Der Ruf nach verbundu¨bergreifenden Ereignis-
sen widerspricht nach Erfahrung des PTs der Teilnahmebereitschaft, sobald eine Veranstaltung
ausgerichtet wird. Dies ist allerdings wiederum abha¨ngig von der Zusammensetzung der VP,
die je nach Forschungsprogramm variieren kann: Industrielle Partner werden von ihrem ander-
weitigen Tagesgescha¨ft vereinnahmt, wa¨hrend fu¨r wissenschaftliche Akteure die Teilnahme an
solchen Ereignissen zum Tagesgescha¨ft geho¨rt. Solche Unterschiede beru¨cksichtigt ein PT.
Weiter bietet der PT es Projektteams an, Projektbeschreibungen auf seine Webseiten zu
stellen. Jedoch obliegt es mindestens zum Interviewzeitpunkt ihrer Entscheidung, ob und wie
detailreich sie etwas formulieren aus Ru¨cksichtnahme auf den wettbewerbskritischen Aspekt.
Ebenfalls besteht auf Anfrage die Mo¨glichkeit, sich in Broschu¨ren oder auf Veranstaltungen zu
pra¨sentieren. Einige betrachtete Projekte nutzten diese Optionen. Bei allem ist aber zwischen
O¨ffentlichkeitsarbeit und Marketing zu trennen. Das letztere ist aufgrund mo¨glicher Wettbe-
werbsverzerrungen rechtlich problematisch und kann daher nicht vom PT geleistet werden. Bei
einigen anderen Aspekten wie etwa der Suche nach weiteren Fo¨rdermo¨glichkeiten oder nach
a¨hnlichen, gefo¨rderten Projekten ist zu ero¨rtern, ob die TN dies nicht eigenverantwortlich
leisten ko¨nnen und sollten.
7.3.5 Kooperatives Handeln nach dem Verbundprojekt
Mindestens 75 Prozent der projektinternen Kooperationsbeziehungen wa¨hrend der Fo¨rderdau-
er gru¨ndet sich auf vorherige Bekanntschaften mit allen oder einem Teil der TN. Acht Befragte
(I2, I3, I6, I8, I10, I12, I14, I16) waren zuvor mit allen TN familia¨r - ohne allerdings fu¨r alle die
Art und Weise, Intensita¨t und Dauer spezifizieren zu ko¨nnen. Dies ist nur fu¨r einige bekannt:
Z.B. zeugt in einem Fall ein Gemeinschaftspatent von vorheriger, gemeinsamer Forschung, bei
zweien ist ihr fru¨herer universita¨rer Hintergrund dafu¨r Ursache, zwei weitere standen in un-
und mittelbarer Kundenbeziehung zu den u¨brigen TN und pflegten seit la¨ngerer Zeit Umgang
mit den wissenschaftlichen Partnern. Und ein Koordinator lernte die Projektteilnehmer erst
wa¨hrend der Auswahl im Vorfeld des Projektes genauer kennen. Fu¨nf Gespra¨chspartner (I7,
I9, I11, I15, I17) kannten einen Teil der TN vorher, zumeist aufgrund von Kunden- und Lie-
ferantenverha¨ltnissen, in einem Fall (I11) durch einen langja¨hrigen Erfahrungsaustauschkreis,
der von der das Projekt initiierenden Hochschule geleitet wird. Fu¨r weitere fu¨nf ehemalige
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TN liegen keine A¨ußerungen vor (I1, I4, I5, I12) oder nur die Information, dass zumindest
zum Koordinator vorher kein Kontakt herrschte (I13). Im Licht der in Abschnitt 7.1.3 zitierten
Breitenbefragung ist deshalb zu erwarten, dass sich die VP positiv auf eine Weiterfu¨hrung oder
gar eine Intensivierung der Beziehungen zwischen den ehemaligen TN auswirken.
Dieser Vermutung entsprechen die Befragten u¨berwiegend nicht. Denn mit zehn Befragten
verneint es mehr als die Ha¨lfte, mit den ehemaligen TN nach dem Projekt mehr oder anders
Kontakt zu pflegen als vorher (I3, I4, I5, I6, I7, I11, I12, I13, I16, I17). Zwei (I6, I7) verweisen
darauf, dass die gemeinsame Schnittmenge sich hauptsa¨chlich auf den Projektinhalt bezog
und sich bisher keine weiteren Beru¨hrungspunkte ergaben. Das spricht dafu¨r, dass auch vorher
die Kontakte nur lockerer Natur waren. Bei einem Befragten (I17) ist die Negation mo¨gli-
cherweise tempora¨r, da eine weitere Zusammenarbeit von den noch ausstehenden, na¨chsten
Verwertungsschritten eines anderen ehemaligen TN abha¨ngt. Bei einem Gespra¨chspartner (I4)
war der Wille da, eine weitere Kooperation mit einem Partner und einem, wa¨hrend des Projek-
tes gewonnenen externen Kontakt anzuregen. Diese ist aber aufgrund unternehmensinterner
Umsta¨nde nicht umgesetzt worden.
Sechs Gespra¨chspartner (I1, I8, I9, I10, I14, I15) hingegen berichten von einer, teilweise al-
lerdings zeitlich befristeten Weiterfu¨hrung neuer oder Intensivierung bereits vorher bestehender
oder neuer Beziehungen in irgendeiner bilateralen Form mit ehemaligen TN. Dieses Ergebnis
ist zusa¨tzlich zu dem bereits angesprochenen Kompetenzpool zu nennen, der von VP 4 zum
Interviewzeitpunkt weiterhin angestrebt wird. In einem Fall (I14) wird die fortgesetzte bilaterale
Zusammenarbeit mit dem wissenschaftlichen Partner durch einen neuen, zu dem urspru¨ngli-
chen VP extern stehenden Partner erweitert zu einer gefo¨rderten Forschungskooperation die
das Thema des VP fortsetzt. Weitere drei Befragte (I1, I8, I10) fu¨hren ebenfalls den Kontakt
zum wissenschaftlichen Partner in verschiedenen Forschungsfragen zeitweilig fort. Teilweise
hatten sie schon vorher Bezug zu den jeweiligen Instituten. Nun reichern aber perso¨nlichere
Kontakte und ein gro¨ßeres Wissen um das Leistungsspektrum der Institute die gemeinsame
Arbeit an. Zwei Gespra¨chspartner (I9, I15) haben eine Kunden-Lieferanten-Beziehung zuein-
ander aufgebaut. Sie scha¨tzen es beide, dass die Kontakte perso¨nlicher und vertrauensvoller
geworden sind, so dass sie sich bei Fachfragen austauschen oder schneller den richtigen An-
sprechpartner finden ko¨nnen. Außerdem zeigt es sich, dass VP die latente Kooperations- und
Vermittlungsbereitschaft erho¨hen ko¨nnen: Zwei Befragte (I1, I15) weisen darauf hin, dass sie
bei Projekten, die ein a¨hnliches Profil wie das der ehemaligen TN erfordern, diese wahrschein-
lich wieder ansprechen werden, obwohl ihnen vorher nicht alle TN bekannt oder in der Intensita¨t
bekannt waren. Ein Befragter a¨ußert sich zu der Frage nicht (I2).
Bilanziert werden kann also, dass nur ein gutes Drittel Beziehungen zu ehemaligen TN, die
neu fu¨r sie waren, aufrecht erha¨lt oder Beziehungen zu bereits Bekannten nach dem VP inten-
siviert. Nur in zwei Fa¨llen werden Zusammenarbeiten zwischen ehemaligen TN und weiteren
Akteuren fortgefu¨hrt: Einmal als F&E-Kooperation, einmal in Form des erwa¨hnten Kompe-
tenzpools, das zum Interviewzeitpunkt im Aufbau begriffen ist. Mo¨glicherweise verbessert sich
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das Saldo, bezieht man weitere externe Kontakte mit ein, welche die TN wa¨hrend des Projektes
kennengelernt haben.
Die Antworten auf die Frage nach neuen Kontakten im Zusammenhang mit dem VP wa¨hrend
dessen oder danach sind ernu¨chternd: Fu¨nf Befragte haben keine neuen Kontakte geknu¨pft (I2,
I5, I9, I11, I12).18 Fu¨r fu¨nf weitere Gespra¨chspartner ist es nicht zu erschließen (I1, I7, I10, I15,
I16). Sieben Interviewte (I3, I4, I6, I8, I13, I14, I17) allerdings haben im Forschungskontext
wa¨hrend des Projektes oder danach erwa¨hnenswerte neue externe Kontakte gefunden. Diese
externen Kontakte erga¨nzen die, auf die in den Projektabschlussberichten eingegangen wird
und welche wahrscheinlich schon vorher bestanden (siehe Abschnitt 7.2.2).19
Die relativ kleine Anzahl von Befragten, die neue Kontakte geknu¨pft haben, nutzen sie in
einer noch geringeren Anzahl fu¨r die A&V und/oder kooperative Ansa¨tze. Dies mag aller-
dings zum einen an der Qualita¨t der Forschungsergebnisse liegen, zum anderen daran, dass
Kooperationen nicht um ihrer selbst willen eingegangen werden, sondern, wie Abschnitt 3.3.5
verdeutlicht, ihnen immer eine Abwa¨gung zwischen Selbsterstellung, Kooperation und Einkauf
der Leistung am Markt vorausgeht. Dies verdeutlichen die folgenden Details: Abgesehen von
der Kooperation, die der Gespra¨chspartner I14 eingegangen ist - siehe oben - wird er einen wei-
teren externen Kontakt vermutlich aufgrund des Regelwerks fu¨r VP nur eingeschra¨nkt nutzen,
da der Kontaktierte nicht in Deutschland ansa¨ssig ist. Eine weitere interessante Aktivita¨t ist
bei dem Interviewpartner I8 zu bemerken: Als kleines Unternehmen ist er zum Interviewzeit-
punkt eine Symbiose mit einem projektexternen großen Hersteller eingegangen: Dieser mo¨chte
eine Anlagen mit einer bestimmten Komponente vertreiben, um wettbewerbsfa¨hig zu bleiben.
Der Gespra¨chspartner hat diese Komponente im Projekt entwickelt und verkauft dem Herstel-
ler dafu¨r eine Lizenz. Damit hofft er gleichzeitig, den Markt leichter erschließen zu ko¨nnen:
Unternehmen, welche u¨ber den großen Hersteller von der Neuerung erfahren, aber alleinig
bestehende Anlagen umru¨sten wollen, sind seine Zielgruppe, leicht abweichend von der des
großen Herstellers. Dies kann als ein beginnender Standardisierungsprozess (siehe Abschnitt
2.4.1) gedeutet werden. In drei weiteren Fa¨llen (I4, I17, I13) blieben die Kontakte bis zum
Interviewzeitpunkt locker und wurden nicht fu¨r eine engere Zusammenarbeit genutzt. Ein Ge-
spra¨chspartner (I6) fu¨hrt die Forschung mit dem neuen externen Kontakt fort, weil er andere
Ressourcen beno¨tigt als die seiner ehemaligen Partner.
Die genannten neuen Kontakte haben sich nicht durch explizite Maßnahmen in den VP
18Wie allerdings aus den Abschnitten 7.3.4 und 7.3.6 hervorgeht, ha¨tte es sich die Ha¨lfte von diesen fu¨r den
ein oder anderen Zweck als nu¨tzlich vorstellen ko¨nnen.
19Diese sieben Befragten waren in den VP in unterschiedlichen Rollen vertreten: Fu¨nf haben als Hersteller, zwei
als Anwender mitgewirkt. Diese Relation spricht im Vergleich zu dem Anwender-Hersteller-Verha¨ltnis unter
den Befragten leicht zugunsten der in Abschnitt 7.1.3 aufgestellten Vermutung, dass neue externe Kontakte
fu¨r Hersteller wesentlicher sind und sie sie deshalb mehr suchen als Anwender. Die Untersuchungsgesamtheit
ist jedoch zu klein, um eine valide Aussage treffen zu ko¨nnen. Dies ist ebenso das Manko bei der Fragen,
ob die Art der Technologie - spezialisiert oder Querschnittstechnologie - und damit zusammenha¨ngend die
Merkmale der Zielgruppe Einfluss auf die Suche nach weiteren Kooperationspartnern hat.
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ergeben, wohl aber wurden sie teilweise durch das VP erst ermo¨glicht, beispielsweise dadurch,
dass ein TN dem anderen einen Kontakt vermittelt (I3), durch Vero¨ffentlichungs- und Ver-
wertungspflichten (I4, I6, I14, I17) oder dadurch, dass sich erst durch die Finanzierung ein
signifikanter Entwicklungsfortschritt erzielen ließ (I8).
Ob mit ehemaligen TN oder mit neu geknu¨pften externen Kontakten - in keinem Fall wurde
eine sich wandelnde Kooperation, die auf andere Funktionsbereiche u¨bergreift, eingegangen.20
Auch kann ob der geringen Anzahl keine Aussage daru¨ber getroffen werden, ob die Art der
Technologie, die Merkmale der Zielgruppe und die Merkmale des TN selbst die Suche nach wei-
teren Kontakten beeinflusst. Zudem wurde angesichts der geringen Anzahl von tatsa¨chlichen
Kooperationen nur sporadisch nach hypothetischen, sich wandelnden Gemeinschaftsprojek-
ten gefragt. Diese Auswertung dazu erbringt keinen weiteren Erkenntnisgewinn. Aus diesen
Gru¨nden kann die Fallstudie zu diesem Punkt dem Kapitel 6 nichts hinzufu¨gen.
7.3.6 Projektinterne Maßnahmen fu¨r spa¨teres kooperatives Handeln
Die Frage nach besonderen Maßnahmen wird in mehrfacher Weise gestellt: Die Interviewpart-
ner werden zum einen nach projektinternen Aktionen, die ihre Kooperationsfa¨higkeiten ha¨tten
steigern ko¨nnen, gefragt. Um die Personen zeitlich zu leiten, wird dafu¨r teilweise der in Ab-
schnitt 3.3.5 erwa¨hnte Aufgabenkranz von Selektion, Allokation, Regulation und Evaluation
umschrieben. Zum anderen interessiert, ob und in welcher Weise sie durch das VP neue externe
Kontakte geknu¨pft haben und welchen Einfluss diese auf spa¨teres Kooperationshandeln haben.
Falls es zwischen Maßnahmen im VP und dem spa¨teren kooperativen Handeln einen Ursache-
Wirkungs-Zusammenhang gibt, so gibt es angesichts der im vorangegangenen Abschnitt 7.3.5
beschriebenen, relativ wenigen Kontakte, die sich positiv nach dem VP vera¨ndert haben, und
den nur vereinzelt auftretenden kooperativen Ansa¨tzen zwei Interpretationsweisen: Entweder
ist davon auszugehen, dass der Zusammenhang durch externe Effekte stark u¨berlagert wird
(Attributionsproblem) oder es hat nur geringe Angebote im VP dafu¨r gegeben.
Wa¨hrend der Projekte wurden nach Aussagen der TN weder besondere Maßnahmen zur
Steigerung von Kooperationsfa¨higkeiten noch hinsichtlich externer Kontakte angeboten, wie
bereits im vorherigen Abschnitt 7.3.5 angedeutet. Hinsichtlich des ersten Gedankens stellt sich
ein Gespra¨chspartner (I8) als grundsa¨tzlich offen fu¨r Neues dar. Ansonsten sehen nahezu alle
dazu Befragten diese Idee als u¨berflu¨ssig an. Etliche von ihnen begru¨nden es damit, dass sie im
Alltag in Kunden-Lieferantenbeziehungen bereits zumindest bilateral in der anwendungsnahen
20Ein Befragter berichtet allerdings von einem a¨hnlichen Ansatz in einem anderen Forschungsbereich (I10):
Kunde und Lieferanten entwickeln gemeinsam eine Technologie. Der Lieferant ist durch einen Geheim-
haltungsvertrag fu¨r eine bestimmte Zeit daran gehindert, seinen anderen Kunden Interna preiszugeben.
Dadurch hat er selbst ein Interesse daran, dass sein Entwicklungspartner mit der Technologie Erfolg erzielt
und wirbt auf Vortra¨gen dafu¨r.
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Forschung oder bei Auftra¨gen fu¨r maßgefertigte Produkte zusammenarbeiten (I7, I8, I9, I10,
I14, I15, I17) und deshalb genu¨gend Kooperationsfa¨higkeiten mitbringen - die Aufgaben einer
Projektleitung allerdings dabei außen vor lassend. Ein weiterer (I4) gibt a¨hnlich, aber die VP in
den Mittelpunkt stellend, zu bedenken, dass insbesondere junge Mitarbeiter allein dadurch, dass
sie in VP mitwirken, gut Projekterfahrungen - methodisches und wissenschaftliches Arbeiten,
Projektmanagement, die Ausrichtung auf ein gemeinsames Ziel - im Verbund sammeln ko¨nnen,
ohne dass es besonderer Maßnahmen bedu¨rfte. Angesichts der mehrheitlichen Ablehnung in
den ersten Interviews wird dieses Thema in den letzten Interviews nicht mehr angerissen.
Die Frage, ob die Vermittlung externer Kontakte als eine Verbesserung wa¨hrend des VP
angesehen wird, sto¨ßt auf ein geteiltes Echo: Weil in VP nur wenig Redundanzen finanziert
werden, wird der Kreis der TN begrenzt gehalten. Hier wird auffallend ha¨ufig von ehemaligen
TN bemerkt, dass sie gerne noch mehr Anwender (I2, I8, I15) oder weitere technologische Part-
ner (I3, I6, I12, I14) - vermutlich gro¨ßtenteils als redundante Glieder der Wertscho¨pfungskette,
um Engpa¨sse zu vermeiden, Abha¨ngigkeiten zu verringern und weitere Wege ausprobieren zu
ko¨nnen - beteiligt ha¨tten. Letzteres ha¨tte zusa¨tzlich zur Redundanz allerdings mo¨glicherweise
auch noch Konkurrenz hervorgerufen. Deshalb wa¨ren dafu¨r Externe kein Lo¨sungsansatz, denk-
bar wohl aber fu¨r den ersten Wunsch. Ob aber in Anbetracht der damit verbundenen Kosten
Externe dazu bereit gewesen wa¨ren und sie im Einzelfall auch ha¨tten hinzugezogen werden
du¨rfen, bleibt offen.
Ein weiteres Argument fu¨r Veranstaltungen, die fu¨r eine breite externe Gruppe, mo¨glicherwei-
se auch die anderen Verbu¨nde innerhalb der Ausschreibung ansprechend, konzipiert sind - sei es
als einmaliges Ereignis, das mehr O¨ffentlichkeitsarbeit im Vorfeld bedarf oder als regelma¨ßiger
Arbeitskreis, fu¨r den Mund-zu-Mund-Propaganda spricht - ergibt sich einmal implizit, einmal
explizit aus den Aussagen der Befragten I4 und I9. Bei ihnen scheinen solche Ereignisse ein
probates Mittel zu sein, um zum einen die potentielle Nachfrage genauer zu bestimmen: Je
gro¨ßer die zu erwartende Nachfrage ist, um so wahrscheinlicher erreichen die Stu¨ckkosten
ein wettbewerbsfa¨higes Niveau. Zum anderen ko¨nnten damit derzeitig Interessierte gesucht
werden, die fu¨r das U¨berspringen von Markteintrittshu¨rden - z.B. kosten- und zeitaufwa¨ndi-
ge, gesetzlich vorgeschriebene Zulassungstests oder der Bau einer gro¨ßeren, wettbewerbsfa¨hig
produzierenden Anlage - durch Investitionen oder Abnahmegarantien gemeinsam das weitere
unternehmerische Risiko tragen.21 Diese Argumentation a¨hnelt der, mit der Veranstaltungen
zum Zweck der weiteren A&V begru¨ndet werden (siehe Abschnitt 7.3.4), hier stehen aber
Gro¨ßendegressionseffekte durch gemeinsames Handeln im Mittelpunkt.
Andere hingegen sind implizit oder explizit gegen Veranstaltungen fu¨r und mit Projektex-
ternen (I6, I7, I8, I11, I12, I13, I15). U¨berwiegend weisen sie darauf hin, dass die jeweili-
21Dies schildert ein Henne-Ei-Problem bei der Materialforschung, das auch ein weiterer Gespra¨chspartner
(I14) tra¨gt: In der Markteinfu¨hrungsphase werden nur vergleichsweise kleine Mengen zu relativ hohen
Stu¨ckkosten abgesetzt; es ko¨nnen ha¨ufig noch keine Gro¨ßendegressionseffekte erzielt werden. Das
wiederum erschwert die Markteinfu¨hrung.
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gen Bereiche, in denen sie sich mit ihrer Forschung und Produktpalette bewegen, genu¨gend
u¨berschaubar sind, um gegebenenfalls fachlich entsprechende Kooperationspartner finden zu
ko¨nnen. Vermutlich ist das Bedu¨rfnis wie in Abschnitt 7.3.4 zum einen dadurch bedingt, wie
offensiv die TN mit ihren Forschungen umgehen wollen oder ha¨ngt davon ab, wie Gespra¨chs-
partner I3, der ambivalent dazu steht, es darstellt, wie gut man die Gratwanderung beschreiten
kann, von Externen Informationen zu erhalten, ohne ihnen zugleich zu viel zu erza¨hlen. Zum
anderen ist es wahrscheinlich durch die Frage bedingt, ob die Forschungsinhalte branchenintern
oder u¨ber mehrere Branchen u¨bergreifend verwertet werden ko¨nnen. Die Fallzahl ist aber zu
gering, um eine Korrelation zwischen den Antworten und den in Abschnitt 7.2.1 dargestellten
Anwendungsbereichen zu pru¨fen. Nebenbei zeigt es, dass es sich trotz sorgfa¨ltiger Sektoren-
auswahl (siehe Abschnitt 7.1.1) nicht vermeiden la¨sst, in einer Branche auf Untergruppen,
innerhalb derer sich die Akteure kennen, zu treffen.
Weitere Verbesserungsmaßnahmen, die speziell auf spa¨teres, kooperatives Handeln vorbe-
reiten, werden nicht erwa¨hnt. Von fu¨nf Befragten (I1, I10, I14, I16, I17), also einem guten
Drittel, liegen keine Aussagen dazu vor. Ein Befragter (I13) hat keine Vorschla¨ge.
7.3.7 Zwischenfazit
Es zeigen sich die folgenden Ergebnisse bei dieser Fallstudie: Fu¨r die A&V ist zu konstatie-
ren, dass maximal zwei Jahre nach Abschluss der VP erste Produktinnovationen auf dem
Markt bzw. in der Phase der Markteinfu¨hrung sind. An weiteren wird geforscht mit einem
Erfolgshorizont von weiteren zwei bis drei Jahren. Die Implementierung von Prozessinnova-
tionen bei den beteiligten Anwendern ist verhaltener. Insgesamt aber werden die bisherigen
Ergebnisse angesichts der von Angerer et al. (1997: 175) angesprochenen Prozentzahl als re-
lativ vielversprechend eingescha¨tzt. Da ein Zusammenhang zwischen A&V und besonderen
Maßnahmen im VP unterstellt wird, wird dies als ein Indiz gedeutet, dass entsprechende Maß-
nahmen durchgefu¨hrt wurden. Die Aussagen der TN negieren letzteres aber. Dies muss - wie
die Gegenu¨berstellung mit der Sichtweise des PTs zeigt - aber erstens nicht immer bedeuten,
dass Maßnahmen nicht vorlagen. Zweitens ist es mo¨glich, dass ein solcher Zusammenhang erst
bei sta¨rkeren Reizen in VP deutlich wird.
Die Kooperationen, die nach dem VP zu einem gleichartigen Forschungsthema eingegan-
gen werden, sind gering: Ein gefo¨rdertes Gemeinschaftsprojekt ist zu verzeichnen. Zudem wird
ein Kompetenzpool, der allerdings als Erfahrungsaustauschkreis nicht unter die Definition in
Abschnitt 3.1.1 fa¨llt, wird aufgebaut. Die Mehrheit der TN kannte sich bereits vorher. Vor-
nehmlich darauf aufbauend gibt es allerdings einige bilaterale Ansa¨tze, gemeinsam zu weiter
forschen. Sind - wie von sechs Gespra¨chspartnern berichtet - neue Kontakte hinzu gekommen,
so werden sie nur von wenigen sta¨rker genutzt. Sofern Antworten dazu vorliegen, nehmen die
Befragten keinen Unterschied gegenu¨ber vorher in ihrer Kooperationsweise wahr. Auch sehen
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sie keine Erfordernis darin, Kooperationsfa¨higkeiten zu schulen.
Bei beiden Themenkomplexen schlagen die TN Verbesserungen vor, die sich zusammen ge-
fasst hauptsa¨chlich auf die O¨ffentlichkeitsarbeit des PTs und auf ausschreibungsu¨bergreifenden
und/oder an Projektexterne gerichtete Veranstaltungen beziehen. Damit gehen einige der vor-
geschlagenen Maßnahmen in eine a¨hnliche Richtung, die Geyer et al. (2006: 69f.) nach der
Evaluation eines anderen Forschungsprogramms, das von mindestens einem anderen PT be-
treut wurde, u.a. empfiehlt: Eine gro¨ßere o¨ffentliche Sichtbarkeit der Projekte und Verbreitung
ihrer Ergebnisse durch den PT mittels verbesserter Darstellungen - nutzerfreundliche, verku¨rzte
Versionen der Projektendberichte sowie Informationen u¨ber A&V der Projektresultate in den
Unternehmen - auf den Webseiten des BMBF und des PTs.
Allerdings unterscheiden sich die Befragten in ihrer Befu¨rwortung oder Ablehnung, je nach-
dem, ob sie Informations-Spillover zugunsten externer Kontakte zum Zwecke weiterer A&V in
Kauf zu nehmen bereit sind. Hier bo¨te es sich an, nach Zusammenha¨ngen zwischen den bezoge-
nen Positionen und den potentiellen Anwendungsbereichen der Projekte, die in Abschnitt 7.2.1
dargestellt sind, zu suchen. Es ko¨nnte die in Abschnitt 6.3.4 vermuteten Faktoren, die koope-
ratives Handeln wahrscheinlicher machen, modifizieren. Dies ist aber zugunsten der Wahrung
der Anonymita¨t nicht mo¨glich. Mit Vorsicht lassen sich dennoch zwei weitere Vermutungen
der Aufza¨hlung hinzufu¨gen:
• Nach extern gerichtete Maßnahmen werden dann angenommen, wenn die Forschungser-
gebnisse nicht den Erwartungen entsprechen und den urspru¨nglich aufgestellten Verwer-
tungsplan obsolet werden lassen. Die Resultate sind mo¨glicherweise von ganz anderen
Gruppen als gedacht anwendbar.
• In der Informationspolitik gibt es Unterschiede zwischen zuku¨nftiger Prozess- und Pro-
duktneuerung. Fu¨r Anwender mag es nur von Interesse sein, ihre Kunden u¨ber Moder-
nisierungen zu informieren, nicht aber eine breitere O¨ffentlichkeit.
Dies wiederum deutet darauf hin, dass hinsichtlich unterstu¨tzender Maßnahmen zwischen VP
und mo¨glicherweise auch zwischen einzelnen Akteuren in den VP zu differenzieren ist.
Allerdings relativiert auch hier die Triangulation der Verbesserungsvorschla¨ge mit der Sicht
des PTs das Gesagte. Sie zeigt, dass die Lu¨cke zwischen Verbesserungsmo¨glichkeiten und
bereits durchgefu¨hrten Maßnahmen weniger groß ist als die Gespra¨che mit den TN es andeuten.
Resu¨mierend la¨sst deshalb dazu mutmaßen, dass die Fragen, was dabei als Bring- und was
als Holschuld aufgefasst wird, was u¨berhaupt noch in den Aufgabenbereich des PTs fa¨llt oder
von den TN selbst erwartet wird und wo die rechtlichen Grenzen des PTs liegen, zwischen dem
PT und den TN noch nicht explizit genug thematisiert werden. Entsprechend scheinen erste
Verbesserungsansa¨tze in der Kommunikation zwischen dem PT und den TN sowie projektintern
zwischen den Partnern zu liegen. Zudem weisen die Anmerkungen zu den Beratungsfa¨higkeiten
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des PT hinsichtlich Marketing- und Vertriebsstrategien darauf hin, dass sektorale Kenntnisse
in der Projektbetreuung nicht unterscha¨tzt werden du¨rfen. Trotz branchenu¨bergreifender und
-unabha¨ngiger Fo¨rderansa¨tze, die in nachfolgenden Rahmenprogrammen sta¨rker betont wer-
den, sollten PT-Mitarbeiter unterschiedliche Branchenschwerpunkte behalten oder setzen, so
dass gegebenenfalls Kollegen hinzugezogen werden ko¨nnen. Dass hier allerdings eine Gratwan-
derung zwischen Branchenbezug und Interdisziplinarita¨t gefragt ist, zeigt der Hinweis aus der
Evaluation eines anderen Forschungsprogramms:
”
Besonders innovative Konzepte finden sich
ha¨ufig an den Schnittstellen von Themen, Handlungsfeldern oder Programmen. Es besteht
dabei die Gefahr, dass solche Ideen im leeren Raum zwischen fachlichen und administrativen
Zusta¨ndigkeiten verloren gehen bzw. entsprechende Signale aus der Industrie und Forschung
keinen Resonanzko¨rper finden.“ (Geyer et al. 2006: 77).
Alle Anregungen sind auch unter Kosten-Nutzen-Aspekten zu u¨berdenken. Auf der Pro-
jektebene stellt sich die Frage, ob durch die vorgeschlagenen internen und nach außen ge-
richteten Maßnahmen Forschungsergebnisse schneller oder breiter diffundieren. Beru¨cksichtigt
man zudem das gesamte, in Abschnitt 5.2.1 vorgestellte Aufgabenspektrum des PTs, ru¨ckt
die Abwa¨gung von alternativen Handlungen, die sich durch Opportunita¨tskosten ausdru¨cken
lassen, sta¨rker in das Blickfeld. Nur wenn solche oder a¨hnliche Mittel merklich zu einer ver-
besserten Verbreitung von Resultaten zum Wohl der Allgemeinheit fu¨hren und die begrenzten
Kapazita¨ten des PTs nicht anderweitig besser eingesetzt werden ko¨nnen, sind entsprechende
Anreizversta¨rkungen durch das BMBF fu¨r die PTs empfehlenswert.
170
8 Schlussbemerkungen
Das Unterkapitel 8.1 fasst den Verlauf der Arbeit und ihre Ergebnisse zusammen. Das Unter-
kapitel 8.2 geht auf weiterfu¨hrende Forschungsfragen ein.
8.1 Verlauf der Arbeit und ihre Ergebnisse
Ziel der Arbeit ist es, bestimmte, vermutete Ursache-Wirkungs-Zusammenha¨nge von umwelt-
orientierten VP in der direkten Projektfo¨rderung u¨ber den Fo¨rderhorizont hinaus zu untersu-
chen. Die interessierenden Wirkungen beziehen sich auf die A&V von Forschungsergebnissen,
auf kooperative Prozesse und auf die Kombination von beidem. Die Frage ist, ob und inwieweit
besondere Maßnahmen in VP positive Effekte auf die beiden, mo¨glicherweise in einigen Fa¨llen
miteinander verknu¨pften Dimensionen haben.
Hintergrund dafu¨r, beides forcieren zu wollen, ist fu¨r den ersten Punkt die Tatsache, dass
nur, wenn umweltfreundlichere Forschungsergebnisse auch in eine breite Diffusion mu¨nden, die-
se auch merkliche Umwelteffekte zeigen. Da die Unternehmen seitens der Politik hauptsa¨chlich
in der Verantwortung fu¨r die Verbreitung und Implementierung der Resultate gesehen werden,
konzentriert sich die Arbeit auf sie. Der zweite Punkt ist vor der Heuristik eines Innovations-
systems zu sehen, welche in vielen La¨ndern als theoretische Stu¨tze fu¨r das Argument dient,
Verbu¨nde u. a. zum Zweck einer gro¨ßeren Vernetzung der Akteure auf verschiedenen Ag-
gregationsebenen zu fo¨rdern. Es wird davon ausgegangen, dass eine gro¨ßere Vernetzung die
Wettbewerbsfa¨higkeit gegenu¨ber anderen Nationen oder -gruppen begu¨nstigt. Zudem erschei-
nen die angesprochenen Wirkungen, die politisch intendiert sind, in vergleichend internationaler
Perspektive fu¨r Deutschland als leicht verbesserungswu¨rdig.
Eine Fo¨rderung von umweltorientierten VP setzt einen komplexen Prozess an politischen
Beschlu¨ssen und Handlungen voraus: Er beginnt mit der wirtschaftspolitischen Entscheidung,
direkt in ein Geschehen einzugreifen, entsprechend der Sichtweise, dass der Staat marktseitige
Defizite und zuku¨nftige Herausforderungen erkennen und lindern kann. Der staatliche, direkte
Eingriff endet dann mit der Kontrolle der A&V der Projektergebnisse, dem letzten Schritt
der Programmimplementierung. Die Wirkungen setzen bereits mit dem Signal eines direkten
Eingriffs in den Markt ein und ziehen sich durch die Glieder der Prozesskette. Die folgende
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Abbildung 8.1: Ursache- und Wirkungskette in der direkten Verbundprojektfo¨rderung, eigene
Darstellung
Der Fokus der vorliegenden Arbeit ist in der Graphik durch den sta¨rker grau unterlegten Ka-
sten lokalisiert. Die Arbeit beschra¨nkt sich darauf, Ursache-Wirkungszusammenha¨nge zwischen
dem Ablauf von VP und dem Outcome auf Unternehmensebene in den genannten Dimensionen
der Verhaltensadditionalita¨t empirisch zu untersuchen. Diese Limitation hat den Vorteil einer
gro¨ßeren Detailtiefe, ist aber gleichzeitig verbunden damit, dass Effekte von zeitlich vor- und
nachgelagerte Handlungen in der Analyse keine explizite Beru¨cksichtigung finden.
Zur Vorbereitung der empirischen Untersuchung werden im theoretischen Teil folgende Re-
sultate erarbeitet: Kapitel 2 zeigt erstens auf, dass bei Umwelttechnologien die Anreize fu¨r
Unternehmen zur F&E und der Verbreitung der Ergebnisse geringer sind als bei konventionel-
len Neuerungen. Deshalb bedu¨rfen Umweltinnovationen, sofern sie gesellschaftlich erwu¨nscht
sind, einer um so gro¨ßeren und besseren staatlichen Unterstu¨tzung. Zweitens weist dieses Kapi-
172
8 Schlussbemerkungen
tel darauf hin, dass der F&E-Prozess und seine Ergebnisse in einem gro¨ßeren Zusammenhang
bis hin zu den Unternehmenszielen und -strategien gesehen werden muss. Wird dies in der
Realita¨t nicht verknu¨pft, so leidet darunter mo¨glicherweise die A&V der Forschungsresultate.
Drittens legt das Kapitel die A&V-Optionen, die Unternehmen offen stehen, und ebenso die
Faktoren, welche die Auswahl der Unternehmen daraus bedingen, dar.
Kapitel 3 konzentriert sich auf Kooperationen ungeachtet ihrer Finanzierung. Es schwa¨cht
den Ruf nach der Vernetzung wirtschaftlicher Akteure ab, indem es anhand der vorherrschenden
Wettbewerbsordnung aufzeigt, dass Verbu¨nde nicht immer gesamtgesellschaftlich erwu¨nscht
sind. Auch einzelwirtschaftlich ist auf die Motivlagen der Unternehmen Ru¨cksicht zu nehmen:
Sie ko¨nnen, statt in Gemeinschaft zu arbeiten, Leistungen am Markt einkaufen oder sie selbst
erstellen. Es werden mehrere Erkla¨rungsansa¨tze vorgestellt, wann welches Mittel gewa¨hlt wird.
Da F&E-Verbundvorhaben den Ausgangspunkt, aber nicht das gesamtgesellschaftliche Ziel
- die Diffusion von umweltorientierten Technologien - bilden, werden zuletzt U¨berlegungen
skizziert, wie von der einen Art der Kooperation zu der anderen Art gelangt werden kann.
Kapitel 4 spannt den Rahmen fu¨r eine staatliche Forschungsfo¨rderung auf. Es kla¨rt, dass Um-
welttechnologien als ein das BMWi, das BMU und das BMBF tangierende Thema hauptsa¨ch-
lich vom letztgenannten bundespolitischen Akteur direkt gefo¨rdert werden. Der Hintergrund
fu¨r Subventionen wird erla¨utert und die Fo¨rderung von F&E-Gemeinschaftsprojekten wird in
den Reigen von Fo¨rderinstrumenten des BMBF eingebettet.
Kapitel 5 stellt die Gestaltung und Umsetzung von VP in den Mittelpunkt. Gefo¨rderte Pro-
jekte unterscheiden sich von nicht gefo¨rderten insbesondere in folgenden Hinsichten. Erstens
findet ein Auswahlprozess statt: Im Rahmen der als fo¨rderwu¨rdig erachteten Themen werden
Gemeinschaftsprojekte unterstu¨tzt, welche zwischen gro¨ßerem Risiko und gro¨ßerem Erfolg als
ungefo¨rderte Projekte balancieren. Zweitens zeichnet es VP aus, dass der Fo¨rdermittelgeber fu¨r
die Antragstellung und Durchfu¨hrung von VP sowie fu¨r die anschließende A&V der Ergebnisse
Regeln vorgibt. Drittens beauftragt das BMBF andere Organisationen mit der Mitgestaltung
der Programme sowie der administrativen und fachlichen Unterstu¨tzung bei der Durchfu¨hrung
der Projekte. Diese PT agieren als Intermedia¨re innerhalb der VP sowie zwischen TN und dem
BMBF. Besonders die letzten beiden Punkte suggerieren, dass das BMBF auf den Verlauf der
VP in Hinblick auf spa¨tere Aktivita¨ten im Sinne seiner Ziele Einfluss nehmen kann. Ob, in
welchen Fa¨llen und wie es dies merklich tut, wird im empirischen Teil der Arbeit betrachtet.
Vorab ist allerdings zu sagen, dass die Tatsache, dass es sich um umweltfreundlichere Neue-
rungen handelt, bei beiden empirischen Studien nur in Form von Potentialen zur Kostenre-
duktion, in der Antizipation angeku¨ndigter Gesetzesvorhaben und vermutlich teilweise als ein
Antrieb fu¨r perso¨nliches Engagement von Bedeutung ist.
Kapitel 6 beschreibt und analysiert die erste Fallstudie. Bei ihr ist ex ante bekannt, dass es
sich um eine teilweise gefo¨rderte Kooperationskette handelt. Sie ist nicht von Beginn an als
solche geplant gewesen, aber hat sich durch Maßnahmen und Initiativen Vieler schrittweise
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dahin entwickelt. Als besondere, dies begu¨nstigende Maßnahme ist der Anstoß von Industrie-
arbeitskreisen hervorzuheben. In der letzten Phase ist ein solcher Kreis zu einem tragenden
Element geworden. Als begu¨nstigende Voraussetzungen fu¨r eine Wiederholung einer solchen
Kette werden - neben a¨hnlichen Maßnahmen und a¨hnlichen Engagements - die folgenden
Faktoren vermutet: Es handelt sich um eine komplexe, erkla¨rungsbedu¨rftige Querschnitts-
technologie fu¨r einen großen, heterogenen Kreis von Anwendern. Bei einer Zusammenarbeit
finden die Eigeninteressen der Akteure genu¨gend Beru¨cksichtigung, es gibt entsprechende Un-
terstu¨tzung des gehobenen Managements und die soziale Komponente ist stimmig. Zu der
Wettbewerbssituation und der Gro¨ße der Unternehmen lassen sich keine Aussagen treffen.
Kapitel 7 stellt die zweite Fallstudie dar. Hier sind die Wirkungen der Fo¨rderung ex ante
unbekannt. Die Untersuchungsobjekte werden u. a. so ausgewa¨hlt, dass eine Wahrscheinlichkeit
besteht, dass einige der in Kapitel 6 vermuteten begu¨nstigen Faktoren vorhanden sind: Zum
einen soll der innovierende Sektor relativ groß ist, so dass ein Bedarf fu¨r neue Vernetzungen
mo¨glich ist. Zum anderen sollen die Nachfragesektoren, in welche diese Industrie ihre bereits
existierenden Produkte liefert, breit gefa¨chert sein. Dies findet sich in den Sektoren wieder,
die mit einer Ausschreibung fu¨r die Kunststoff- und Kautschukindustrie angesprochen werden.
Die VP werden soweit es angesichts der Zusicherung von Anonymita¨t mo¨glich ist, nach den
im vorherigen Kapitel definierten Ausgangsbedingungen klassifiziert. Drei Projekte scheinen
mit ihren Neuerungen auf einen breiten, heterogenen Abnehmerkreis zu zielen. Explorativ wird
dann fu¨r alle Projekte erkundet, welche Effekte sich bezu¨glich A&V und kooperativem Handeln
aus den VP ergeben haben, in der Hoffnung, daraus Hinweise zur weiteren Ausgestaltung von
VP ableiten zu ko¨nnen.
Die folgenden Ergebnisse sind bei dieser Fallstudie zu konstatieren: Der Umfang der A&V
bei Produktneuerungen erscheint im Mittel u¨ber alle Projekte angesichts des Vergleichsmaß-
stabs von Angerer et al. (1997) als relativ gut. Bei den Anwendern ist die Umsetzung etwas
verhaltener. Nach den Projekten finden sich zum gleichen Forschungsinhalt weiterfu¨hrend eine
gefo¨rderte F&E-Kooperation, eine Bestrebung, einen Kompetenzpool aufzubauen und mehrere
bilaterale Forschungen. Neue externe Kontakte sind bei der Minderheit der TN entstanden und
werden in noch geringerem Umfang fu¨r weitere Arbeiten hinzu gezogen. Letztes entspricht den
Erwartungen, welche die in Abschnitt 4.3.2 erwa¨hnte Studie von Aschhoff et al. (2006) da¨mpft.
Die befragten TN haben fu¨r beide Themenbereiche keine besonderen Maßnahmen u¨ber die
hauptsa¨chlich administrative, beobachtende und teilweise koordinierende Begleitung des PTs
hinaus wahrgenommen. Interesse an besonderen Maßnahmen zur internen Fo¨rderung von Ko-
operationsfa¨higkeiten besteht nicht. Allerdings gibt es verschiedene Vorschla¨ge fu¨r A&V. Sie
beziehen sich hauptsa¨chlich auf die O¨ffentlichkeitsarbeit des PTs und auf ausschreibungsu¨ber-
greifenden und/oder an Projektexterne gerichtete Veranstaltungen. Bei beidem ist jedoch das
Echo geteilt: Die Motivationen der Befu¨rworter beziehen sich zusammengefasst hauptsa¨chlich
auf das Knu¨pfen neuer Kontakte, mittels derer sie die A&V voran treiben ko¨nnen und ent-
sprechende O¨ffentlichkeitsarbeit zur Unterstu¨tzung dieser. Die Personen, die sich dagegen
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aussprechen, wollen zum einen Informations-Spillover vermeiden. Zum anderen ko¨nnen sie ihre
Vorstellung von A&V selbst oder mit ihnen bereits bekannten Akteuren umsetzen. Aufgrund
der Anonymita¨tszusage ist es nicht mo¨glich, zuru¨ck zu verfolgen, ob die Befu¨rworter aus den
VP stammen, welche einige der als Indikatoren fu¨r mo¨gliche Kooperationsketten gedeuteten
Merkmale aus der ersten Fallstudie aufweisen.
Dieses Ergebnis ist aber zum einen angesichts der Gegenu¨berstellung der Wahrnehmungen
der TN und der Sichtweise des PTs zu relativieren. Es deutet darauf hin, dass in einigen Fa¨llen
zwischen dem PT und den TN, aber auch innerhalb eines VP eine gro¨ßere Kommunikation
daru¨ber, wer was in welcher Weise leisten kann und von dem anderen erwartet, empfehlenswert
ist.
Zum anderen aber besta¨rkt das Resultat auch die in Kapitel 7 aufgeworfene Vermutung,
dass es effizient und erfolgversprechend sein kann, in VP Maßnahmen zum Knu¨pfen externer
Kontakte differenziert nach bestimmten Ausgangsmerkmalen anzubieten. Diese Arbeit hat
nur Hinweise geben ko¨nnen, welche Merkmale in welcher Auspra¨gung dafu¨r mo¨glicherweise
relevant sein ko¨nnen. Es bedarf weiterer U¨berpru¨fung, ob die genannten Indikatoren sich als
valide herausstellen, ob ihnen noch einige hinzugefu¨gt werden ko¨nnen und/oder ob sie sich
noch sta¨rker konkretisieren lassen.
Zudem konzentrieren sich die eruierten mo¨glichen Maßnahmen hauptsa¨chlich auf solche, die
externe Kontakte forcieren. Mo¨glicherweise sind aber auch folgende Aktionen fu¨r einen Teil der
TN interessant. Bemerkungen in den Gespra¨chen abseitig der hauptsa¨chlichen Fragestellungen
lassen zumindest fu¨r einige der Punkte darauf schließen:
• Verweise auf weitere Unterstu¨tzungsangebote (Technologietransfereinrichtungen, Fo¨rde-
roptionen, Internetplattformen als Mittler)
• Reduzierung des administrativen Aufwands oder eine u¨bersichtlichere und leichtere Hand-
habbarkeit1
• Kreativita¨tsworkshops, um abseitig der normalen Denkstrukturen fu¨r Forschungsresultate
systematisch noch andere erfolgversprechende Anwendungsgebiete zu finden
• Zeitlich und sachlich begrenzter Einbezug von anderen, am Innovations- und Diffusions-
prozess beteiligten Abteilungen der Projektteilnehmer in Informationsveranstaltungen
1Die zweite empirische Untersuchung tangiert, dass ha¨ufig moniert wird, dass der administrative Aufwand als
sehr groß wahrgenommen wird. Die Klagen dringen allerdings nicht immer zum Projekttra¨ger. Ein Grund ist
aus institutioneno¨konomischer Sicht seine Stellung als Principal im Verha¨ltnis zu den Projektteilnehmern.
Weil er auch zuku¨nftig u¨ber die Vergabe von Forschungsmitteln mitbestimmt, werden Informationsasymme-
trien u¨ber mo¨glicherweise fehlendes Ko¨nnen und Wissen nicht aufgelo¨st. Eine Lo¨sung dafu¨r wa¨re, weitere,




Allerdings ist es offenkundig, dass PT Ressourcenbeschra¨nkungen unterliegen. Erwartet
das BMBF u¨ber einen gewissen Rahmen hinaus mehr, so ist dies durch finanzielle Mittel zu
stu¨tzen. Fu¨r eine Entscheidung zur Aufstockung der Ressourcen wiederum sind Kosten-Nutzen-
Abwa¨gungen unter Beachtung der mo¨glichen Alternativen zu treffen. Dies gilt um so mehr bei
Vorschla¨gen fu¨r projektinterne Maßnahmen des PTs innerhalb des gegebenen Budgets. Dabei
ist - die These aus Abschnitt 5.2.1 wieder aufgreifend - der Beschluss und die entsprechende
Anreizsetzung des BMBF als Auftraggeber dafu¨r entscheidend, welchen Aufgaben sich der
Auftragnehmer versta¨rkt zuwendet. Um Entta¨uschungen vorzubeugen, ist jedoch auch, wie in
Unterkapitel angesprochen und Kapitel 6 deutlich wird, angesichts des Wechselspiels zwischen
Planung und Zufall die deterministische Wirkung von Maßnahmen zu relativieren.
8.2 Ausblick: Weitere Forschungsmo¨glichkeiten
Abschließend ist auf andere Untersuchungskonstellationen und weiterfu¨hrende Forschungsfra-
gen hinzuweisen: Methodische A¨nderungen an den Untersuchungskonstellationen ko¨nnen die
Schwa¨chen der Fallstudien in der Validita¨t der Ergebnisse ausgleichen. Sie sind allerdings res-
sourcenintensiver:
• In Fallstudien werden ex ante, wa¨hrend und nach dem VP Daten erhoben, um die
Schwa¨chen zu vermeiden, die mit Erinnerungen behaftet sind.
• Die VP werden mit einer ungefo¨rderten Kontrollgruppe im gleichen Sektor unter Beru¨ck-
sichtigung des Selection Bias zugunsten der zu fo¨rdernden Projekte verglichen.
• Aufbauend auf Fallstudien werden Breitenbefragungen durchgefu¨hrt, um Aussagen tref-
fen zu ko¨nnen, die statistisch generalisierbar sind.
• Mit zwei Gruppen von VP, die einander in mo¨glichst vielen, hauptsa¨chlich aber den
in 6.3.4 vermuteten fo¨rderlichen Merkmalsauspra¨gungen zu Beginn gleichen, wird ein
Langzeit-Experiment durchgefu¨hrt: Bei der einen Gruppe werden u¨ber die normale For-
schung hinaus Maßnahmen fu¨r die zuku¨nftige A&V sowie Aktivita¨ten zur Vernetzung
durchgefu¨hrt. Die andere Gruppe bleibt ohne eine solche Behandlung. Spa¨ter werden die
Verhaltensadditionalita¨ten in diesen Dimensionen analysiert.
Daru¨ber hinaus sind inhaltliche Anregungen fu¨r weitere Studien mit dem Schwerpunkt auf der
Ebene der Politikimplementierung bei VP folgende.
Erstens mag es sein, dass Maßnahmen im Vorfeld der Projektgenehmigung nachhaltiger
wirken als Maßnahmen wa¨hrend eines VP. Dieser Gedanke resultiert daraus, dass in der Phase
die Entscheidungen u¨ber die Ziel- und Aufgabendefinitionen, die Partnerselektion und die Auf-
gabenallokation getroffen werden. Auch wird mit dem Verwertungsplan schon eine Richtung
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fu¨r die Zeit nach dem VP festgelegt. Deshalb bietet sich eine leichte zeitliche Verschiebung
des Fokuses einer Studie innerhalb der Projektimplementierung an. Einen ersten Ansatzpunkt
fu¨r eine Untersuchung bieten die Hinweise dreier Befragter, dass sie fu¨r anwendungsorientierte
Projekte die Zeit zwischen Beantragung und Beginn als sehr lang angesichts des schnellen
Wandels am Markt empfinden.2
Zweitens kann die Rolle des PTs vertiefter durch folgende Konstellationen, mo¨glicherwei-
se zudem - wie Karl et al. (Mai 2004: 24f.) vorschlagen - unter Beachtung, mittels welcher
Instrumente die Intermedia¨ren Supervision erfahren, untersucht werden. Denn Verhaltenswei-
sen bei unterschiedlichen Gegebenheiten werden bisher nur innerhalb des Netzwerks von PT
und BMBF thematisiert: Die PT tauschen sich bei aktuellen Anla¨ssen u¨ber ihre Arbeit aus.
Zudem existiert eine interne Arbeitsgemeinschaft, die das Ziel hat, Praxiserfahrungen und
-empfehlungen zusammen zu tragen.
• Mittels Fallstudien kann erkundet werden, ob und wie ein PT unter verschiedenen Rah-
menbedingungen - Variationen von Fo¨rderprogrammen oder Branchen - unterschiedlich
agiert.
• Dies kann auf mehrere PT ausgeweitet werden.
Einige Aussagen von Gespra¨chspartnern (I3, I12) deuten auf Variationen in den Arbeitswei-
sen eines PTs und zwischen den PT hin, die nicht ausschließlich durch mitarbeiterbezogene
Unterschiede erkla¨rbar sind. Hingegen mo¨gen sie durch unterschiedliche Anforderungen der
Referate des BMBFs und internen Vorgaben, aber vielleicht auch durch die Beru¨cksichtigung
unterschiedlicher sektoraler Anforderungen und Merkmale von VP zustande kommen. Externe
Studien, die systematisch analysieren, wie PT unter unterschiedlichen Rahmenbedingungen in
VP agieren, sind dem Autor nicht bekannt. Aus solchen empirischen Untersuchungen ko¨nn-
ten
”
best practises“ fu¨r verschiedene Rahmenbedingungen, Ziele und ihre Umsetzung in die
Principal-Agent-Beziehung zwischen BMBF und Projekttra¨ger erarbeitet werden. Erste Aus-
gangspunkte dafu¨r ko¨nnten Evaluationen von VP, die von verschiedenen PT betreut worden
sind, bieten.
Eine interessante Spielart davon mag die Spezialisierung von PT auf bestimmte Phasen
in der Programmgestaltung und -implementierung unter Beibehaltung von Branchenschwer-
punkten sein. Mo¨glicherweise ließe sich diese Idee durch eine solche Untersuchung ebenfalls
verfeinern. Damit einher ginge allerdings eine komplette Vera¨nderung der jetzigen Anreizstruk-
tur und damit auch der Ressourcenzuteilung fu¨r PT. Sie mu¨sste insbesondere beru¨cksichtigen,
2Es wird nur die Arbeit gefo¨rdert, die nach der Genehmigung des Projektes stattfindet. Deshalb mu¨ssen Un-
ternehmen die Risiken abwa¨gen, dass es nicht genehmigt wird, sie die Zeit bis dahin ungenutzt verstreichen
lassen und andere mit der Entwicklung bereits weiter fortgeschritten sind. Das spricht aus Unternehmens-
sicht dafu¨r, nur fu¨r solche Projekte Fo¨rderungen zu beantragen, von denen sich ein Unternehmen nicht
zeitnah eine Markt- oder betriebliche Einfu¨hrung erhofft.
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dass Arbeitsergebnisse im Bereich Programmgestaltung besser meß-, kommunizier- und wahr-
nehmbar sind als der Erfolgsanteil, der Aktionen eines PTs an F&E-Erfolgen oder gar an den
Wirkungen nach Ende des VP zugeschrieben werden kann.
Drittens kann das unternehmerische Handeln, F&E in einen abteilungs- wenn nicht gar un-
ternehmensu¨bergreifenden Innovationsprozess einzubetten, in den Fokus geru¨ckt werden. Dies
tangiert den Punkt, an dem diese Arbeit sich beschra¨nkt: Die Selbstauskunft der Unternehmen
hinsichtlich ihres Wissensbedarfs zu Kooperationen und der A&V von Forschungsergebnissen
zu hinterfragen. Dass hier Schwa¨chen vermutet werden ko¨nnen, legen Abschnitt 2.3.1 und
die in Abschnitt 5.4.4 zitierte Studie von Griese et al. (2001) nahe: Der Zusammenhang zwi-
schen Innovations- und Unternehmenszielen mag bei Unternehmen weniger stark ausgepra¨gt
sein als es wu¨nschenswert ist (vgl. Janz 2003: 76), um erzielte Forschungsresultate zeitnah
ausu¨ben und verwerten zu ko¨nnen. So stellt Griese et al. (2001: 33) fu¨r gefo¨rderte, umweltori-
entierte Projekte in der Elektronikindustrie fest, dass das Erreichen von Forschungsresultaten
und der strategische Bedarf dafu¨r im Unternehmen mitunter zeitlich auseinanderfallen. Me-
thodisch bieten sich Fallstudien unter Einschluss ungefo¨rderter Unternehmen an. Aus solchen
Studien ko¨nnen Empfehlungen fu¨r Maßnahmen ex ante und wa¨hrend VP resultieren, eventu-
ell differenziert nach Merkmalen wie etwa Unternehmensgro¨ße und -alter, vorbehaltlich, dass
den PT Mo¨glichkeiten zur Verfu¨gung stehen, u¨ber die unternehmensinterne Einbettung der
F&E Kenntnis zu erlangen. Alternativ ko¨nnten gema¨ß dem Vorschlag von Griese et al. (2001:
96ff.) ohne weitere Untersuchungen vorbeugend die Mitarbeiter anderer, in einen Innovati-
onsprozess involvierter Abteilungen zu einzelnen, besonderen Ereignissen einbezogen werden,
vorausgesetzt, solche Maßnahmen werden offeriert.
Viertens stellt sich die Frage, fu¨r welche Arten von Verbundvorhaben welche Teilnehmer-
zahlen nahe zu legen sind. Mit der Gro¨ße verknu¨pft sind U¨berlegungen zu dem wu¨nschenswer-
ten Grad an Redundanz, nach der Gestaltung von Aufbauorganisation, Prozessen und Steue-
rungsmo¨glichkeiten von Kooperationen. Zwar wird diese Frage in der wirtschaftswissenschaft-
lichen Literatur zu Kooperationen hin und wieder thematisiert, kaum aber mit Handlungsemp-
fehlungen versehen oder auf politisch motivierte F&E-Gemeinschaftsprojekte bezogen. Hier
bieten sich zwei empirische Forschungsansa¨tze an: Auf Bundesla¨nder-, nationaler und auf EU-
Ebene existieren VP unterschiedlicher Gro¨ße. Mo¨glicherweise ko¨nnen diese Gro¨ßenunterschiede
bereits zum Teil systematisch auf Ursachen zuru¨ckgefu¨hrt werden, etwa auf Ausschreibungen,
verschiedene PT oder der Inhalte der Kooperationen. Gleichzeitig kann eruiert werden, welche
Auswirkungen die unterschiedlichen Gro¨ßen auf die Qualita¨t der Forschung und der Zusam-
menarbeit haben, allerdings mit der Schwierigkeit behaftet, den Gro¨ßeneffekt von den anderen
genannten Faktoren zu isolieren. Eine solche Untersuchung in Form von Fallstudien oder Brei-
tenbefragungen mag eine Basis fu¨r Politikempfehlungen schaffen.
Die genannten Forschungsfragen zielen darauf, die Ausgestaltung der VP selbst zu ver-
bessern. Auch hier sind bei Empfehlungen Kosten-Nutzen-U¨berlegungen unter Beru¨cksichti-
gung entgangener Opportunita¨ten und den angestrebten Zielen abzuwa¨gen und Ressourcenbe-
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schra¨nkungen des PTs zu beachten. Im Kontrast dazu kann das Fo¨rderinstrument insgesamt
auf Verbesserungen hin untersucht werden. Dies erweitert die in Unterkapitel 8.1 dargestellten
Begrenzungen der vorliegenden Arbeit.
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